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Vorwort 

Mit diesem 23. Band der Schriftenreihe vom The Open Government Institute 
(TOGI) werden einige ausgewählte Vorträge des TOGI Symposiums 2021 
veröffentlicht, das am 23. und 24. Juni 2021 durchgeführt wurde. Die Digita-
lisierung von Staat, Städten und Verwaltung hatte 2021 durch die Corona-
Pandemie und die anstehenden Wahlen auf Landes- und Bundesebene an 
Sichtbarkeit und Relevanz gewonnen. Ein Symposium im Sommer 2021 
über den aktuellen Stand von E-Government, Open Government, Smart 
Government, künstlicher Intelligenz im öffentlichen Sektor und den eGov-
Campus bot sich dafür richtig an. Zugleich stellte sich die Frage, ob die 
bestehenden Aktivitäten und Maßnahmen schon ausreichen, oder ob noch 
mehr zu tun wäre, um die öffentliche Verwaltung in den zwanziger Jahren 
auf die wirklichen Herausforderungen einer digitalen Zukunft vorzubereiten.  

Das TOGI-Symposium 2021 bot zu all diesen Fragestellungen den Raum für 
Austausch, Anregungen und Diskussionen. Die Planungen zum Symposium 
begannen bereits im Frühjahr 2020, schon unter dem Eindruck des ersten 
Corona-Lockdowns, aber stets in der Hoffnung, dass bis Juni 2021 das alte 
Leben wieder möglich sei. Schließlich wurden Impfstoffe erfolgreich ent-
wickelt, getestet und ab Dezember 2020 über breite Impfkampagnen in 
Deutschland und Europa verimpft. Aber logistische Herausforderungen ver-
zögerten die Impfkampagnen. Im März 2021 wurde klar, dass an die geplante 
Durchführung in den Räumen am Seemooser Horn der Zeppelin Universität 
in Friedrichshafen nicht zu denken war. Eine Alternative musste her, jenseits 
von bewährten Videokonferenzformate wie Zoom, Webex und BigBlue-
Button, die den Alltag in der Corona-Pandemie doch stark prägten.  

Auf der Suche nach überzeugenden virtuellen Welten für Kongresse und 
Konferenzen stießen wir auf TriCAT spaces Congress,1 eine Avatar-basierte 
virtuelle 3D Lern-, Kongress- und Arbeitswelt mit vielen medialen und sozia-
len Interaktionsmöglichkeiten. Die Kongressteilnehmer kommunizieren und 
arbeiten über einen eigenen Avatar in Echtzeit mit den anderen Teilnehmen-
den. Die Gäste können dabei weltweit verteilt sein. Das anbietende Unter-
nehmen TriCAT GmbH selbst sitzt in der Zukunftsstadt Ulm. Sie konnten uns 
mit Unterstützung der MFG Baden-Württemberg von ihren Fähigkeiten über-
zeugen, da sie neben einer vorbereiteten Kongressarena auch die Möglich-
keiten zur Gestaltung von kleineren Räumen und Messeständen boten. Es 
war uns eine besondere Freude, trotz aller Vorbereitungen und Mühen, die 
Gäste des TOGI-Symposiums in eine virtuelle Welt (Abbildung 1) einzuladen. 
Für viele Teilnehmer war dies eine echte Premiere mit nachhaltiger Wirkung. 

 
1  TriCAT spaces Congress: https://www.tricat.net/enterprise-solutions/tricat-spaces-congress.  
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Abbildung 1: Visuelle Eindrücke vom TOGI Symposium 
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Konkret bedeutete dies, dass die Referenten und Gäste als Avatare am TOGI 
Symposium teilnahmen. So hatten sie Zeit, vom CIO über den Oberbürger-
meister bis zum Doktoranden, sich aktiv mit neuen virtuellen Technologien 
auseinander zu setzen. Sie hielten dort ihre Präsentation und konnten im 
Anschluss mit den anderen Teilnehmern über ihre Ergebnisse diskutieren.2 
Zur Erlernung der wenigen dafür erforderlichen Fähigkeiten wurden kurze 
Schulungen angeboten, so dass während der beiden Tage dann auch alles 
klappte. Sämtliche Präsentationen der Keynotes und Vorträge sind seitdem 
im Internet abrufbar.3 Podcasts der Keynotes werden bald abrufbar sein.  

Im Namen des gesamten Organisationskomitees und der Zeppelin Univer-
sität geht der Dank an alle Referenten und Teilnehmer, die sich auf ein 
solches Experiment eingelassen haben, sowie an alle Förderer und Mitwir-
kenden im Vorder- und im Hintergrund. Der Ausflug in die virtuelle Welt von 
TriCAT Spaces Congress brachte zahlreiche Impulse für die weitere Arbeit, 
aber auch für didaktische Ansätze in Lehre, Forschung und Projekten.  

Dieser Sammelband beinhaltet nun ausgewählte Beiträge aus Wissenschaft, 
Verwaltungspraxis und Wirtschaft, die sich über ein Call for Papers- und Call 
for Presentations-Verfahren beworben haben und genommen wurden. Die 
Autoren haben nach dem TOGI-Symposium im Sommer 2021 ihre Beiträge 
noch einmal überarbeitet. Der Dank des Herausgebers für die redaktionelle 
Unterstützung bei der Zusammenstellung des Bandes geht an Brigitte 
Specht und Charlotte Bock von der Zeppelin Universität.  

Eröffnet wird dieser Band mit dem Einführungsvortrag des Gastgebers, in 
dem Jörn von Lucke auf den aktuellen Stand von E Government, Open 
Government und Smart Government einging und seine Überlegungen zur 
nachhaltigen Digitalisierung von Staat, Städten und Verwaltung vorstellte.  

Der zweite Beitrag zur Digitalordnung im Spannungsfeld von Digitalsouverä-
nität, Digitalautarkie und Digitalsicherheit stammt von Dieter Klumpp. Ihm 
war es leider nicht mehr vergönnt, seinen eingereichten und angenomme-
nen Beitrag auf dem Symposium selbst vorzustellen. Zu unserer großen 
Trauer ist er nach längerer Krankheit im November 2021 verstorben. Es ist 
uns aber eine Ehre, einen seiner letzten Beiträge hier publizieren zu dürfen.  

Maximilian Haas, Florian Keppeler, Ulf Papenfuß und Kristin Wagner-Krech-
lok gehen in ihrem angenommenen Beitrag auf die Möglichkeiten eines evi-
denzbasierten Public Managements für eine nachhaltige Digitalisierung ein. 
Sie setzen auf Feldexperimente als Treiber einer Digitalisierung in öffent-
lichen Unternehmen.  

 
2  Programm des TOGI Symposiums 2021:                                                                                        

https://www.zu.de/institute/togi/assets/pdf/TOGI-Symposium-2021-Programm.pdf.  
3  TOGI Symposium 2021: https://www.zu.de/institute/togi/togi2021.php.  
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Der Praxisbeitrag von Brigitte Lutz und Gerhard Hartmann ist ein absolut 
verständlicher Selbstbericht. Er zeigt die Erfolge der Stadt Wien auf, die 
diese im Bereich von Open Data und Smart City erreicht haben und welche 
Wege dabei bewusst beschritten wurden. Mit Blick auf die außergewöhn-
liche Position, die Wien in internationalen Smart-City-Rankings erreicht hat, 
lassen sich aus ihren Ausführungen zahlreiche Anregungen ableiten.  

Im Anschluss gehen Neele Hiemesch-Hartmann, Silvia Hennig und Jonas 
Marggraf auf Open Data in ländlichen Räumen ein. Ihre empirischen 
Forschungsergebnisse zu ländlichen Open-Data-Portalen tragen dazu bei, 
die Strukturen, Prozesse und aktuellen Herausforderungen zu verstehen.  

Jörn von Lucke, Felix Becker und Leoni Lübbert stellen in einem weiteren 
Beitrag das Datenethikkonzept der Zukunftsstadt Ulm vor, das im Sommer 
2020 erarbeitet und im Oktober 2020 vom Ulmer Gemeinderat beschlossen 
wurde. Es ist eines der ersten Datenethikkonzepte in Deutschland, in dem 
offene Ansätze des Teilens und der Zusammenarbeit strategisch verankert 
wurden und dies zu dauerhaften Wirkungen auf weitere Vorhaben führte.  

Alperen Bektas und Stephan Haller stellen die Plattform InoVille 4.0 vor, über 
die sie den Umsetzungs- und Implementierungsstand von Smart City Strate-
gien in der Schweiz visualisieren und vergleichen wollen. Dazu setzen sie auf 
Indikatoren-Frameworks und KPIs, erfassen die entsprechenden Werte in 
Schweizer Städten und Gemeinden und bereiten diese in Cockpits und Dash-
boards auf.  

Christoph Schmidt analysiert in seinem Beitrag den Einsatz von elektroni-
schen Risikomanagementsystemen in der Finanzverwaltung aus einer recht-
lichen Perspektive. Er zeigt, dass Risikomanagementsysteme die eigentliche 
personelle Fallbearbeitung nicht vollständig ersetzen können, aber durch 
eine risikoorientierte Steuerung zu deren Optimierung beitragen können.  

Christian Schachtner und Tabea Hein skizzieren in ihrem Beitrag eine laufen-
de Studie, mit der nachgewiesen werden soll, welche Wirkungen nutzer-
orientierte und auf das Nutzungserlebnis ausgerichtet Forschungsansätze 
zur Softwareentwicklung für den öffentlichen Sektor erzielen können.  

Die Hochschule Kehl setzt auf Fallstudien zur Erkenntnisgewinnung über den 
aktuellen Stand der Digitalisierung in baden-württembergischen Kommu-
nen. Antje Dietrich und Philipp Bauer fassen die vorliegenden Fallstudien 
zusammen und analysieren den aktuellen Umsetzungsstand.  

Der eGov-Campus ist Ausgangspunkt der beiden abschließenden Beiträge. 
Amelie Piepenbring, Simone Carrier, Dagmar Lück-Schneider und ihr Team 
stellen den eGov-Campus und das neue Modul „Human Factors im E-
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Government-Design“ vor, das sie aufbauen und in das Lehrangebot der 
HWR Berlin integrieren werden.  

Dagmar Lück-Schneider und Judith Schütze stellen in einem weiteren Bei-
trag ein Bewertungsraster zur Gestaltung digitale Übungsangebote sowie 
Anregungen für künftige eGov-Campus-Module vor.  

Diese Themenvielfalt zeigt mustergültig die Diversität an Themen, Wissen-
schaften und Methoden auf, mit denen sich Wissenschaft, Zivilgesellschaft 
und Verwaltungspraxis der Digitalisierung des öffentlichen Sektors nähern. 
Von Austauschen wie dem TOGI Symposium profitieren alle Teilnehmer, 
gerade wenn in Zeiten einer Pandemie reale Treffen kaum möglich sind.  

Bei der Zusammenstellung der Beiträge für Bände der TOGI-Schriftenreihe 
wurde bisher aus Gründen der Lesbarkeit das generische Maskulinum ver-
wendet. Beim Schreiben wissenschaftlicher Texte wird immer bewusster auf 
eine geschlechtergerechte Formulierung geachtet. Im Rahmen einer solchen 
Formulierung haben sich im deutschen Sprachraum nun mehrerer Alter-
nativansätze entwickelt, die durchaus divergieren: Partner, Partnerinnen, 
Partner/-innen, Partner*innen; PartnerInnen, Partner:Innen, Partner Innen. 
Eine wichtige Aufgabe des Herausgebers eines Bandes ist es, auf eine Ein-
heitlichkeit der Beiträge zu achten. Bei der Zusammenstellung wurde auf 
eine geschlechtergerechte Formulierung geachtet, aber ganz bewusst auf 
eine Vereinheitlichung der gelebten Varianten in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz verzichtet. Es wäre zu schade, wenn diese Vielfalt verloren 
ginge. Als Zeitdokumente konservieren die Beiträge die Sichtweisen im Jahr 
2021. Der Herausgeber möchte so aufzeigen, dass sich die deutsche Sprache 
im Umgang mit den Geschlechtern noch im Wandel befindet und dieser Pro-
zess noch nicht als abgeschlossen betrachtet werden kann. Eine geschlech-
tergerechte Formulierung ist uns allen ein wichtiges Ziel, das wir auch in den 
kommenden Jahren weiterverfolgen. 

Lassen Sie sich nun von den in diesem Band zusammengetragenen wert-
vollen Beiträgen des TOGI-Symposiums inspirieren, die wir erstmalig im 
Juni 2021 in einer virtuellen Welt erleben durften!  

Friedrichshafen, im März 2022 

 

 

Jörn von Lucke 
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PDCA Plan-Do-Check-Act 

PEDES Programm zur Etablierung der Data Excellence  
in der Stadt Wien 

PIN Persönliche Identifikationsnummer  

QAN Qualifikation ans Netz 

Rdnr Randnummer 

RegMoG Registermodernisierungsgesetz 

ROG Reporter ohne Grenzen 

ROI Return on Investment 

ROI of UX Return on Investment of User Experience 

RW Rechtswissenschaft  

RWTH Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule 

Rz Randzeichen 

S Seite  

SaaS Software as a Service  

SAP Systemanalyse Programmentwicklung 

SDG Sustainable Development Goals  

SDP Smart Data Platform 

SG Sankt Gallen 

SigG Signaturgesetz 

Springer VS Springer Verlag für Sozialwissenschaften  

SPROUT Sustainable Policy RespOnse to Urban mobility Transition 

StBp Die Steuerliche Betriebsprüfung 

StuW Steuer und Wirtschaft 

SWOT Stärken, Schwächen, Chancen, Risiken  

TM Trademark 

TOGI The Open Government Institute  

Tsd. Tausend 

Ubg Die Unternehmensbesteuerung 

UI User Interface 

UK United Kingdom  

UN United Nations 

UR Umsatzsteuer Rundschau 
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US United States 

USA United States of America 

UX User Experience 

UX-Design User Experience-Design 

UX-Research User Experience Research  

V Vergleich 

VerwArch Verwaltungsarchiv  

ViennaGIS Geographisches Informationssystem der Stadt Wien  
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E-Government, Open Government  
und Smart Government  

Nachhaltige Digitalisierung  

von Staat, Städten und Verwaltung  

 

Jörn von Lucke 

 

Die Eröffnung des TOGI Symposiums 2021 bietet die beste Gelegenheit, sich 
mit der Themenbreite dieses Symposiums an der Zeppelin Universität 
auseinanderzusetzen und die aktuelle Themenvielfalt der Digitalisierung von 
Staat und Verwaltung aufzuzeigen. Dieser Überblick wird zunächst mit einer 
Technikfolgenabschätzung begonnen, die durch die Corona-Pandemie zu 
einer veränderten Einschätzung kommen wird. Mit Blick auf die relevanten 
Ansätze in den kommenden Jahren werden im Anschluss Electronic Govern-
ment, das elektronische Regierungs- und Verwaltungshandeln, Open 
Government, das offene Regierungs- und Verwaltungshandeln, und Smart 
Government, das intelligent vernetzte Regierungs- und Verwaltungshandeln 
näher zu behandeln sein. Weitere substanzielle Veränderungen sind durch 
Technologien rund um künstliche Intelligenzen zu erwarten, die als weitere 
disruptive Treiber wirken. All diese Entwicklungen prägen bereits heute die 
digitale Transformation von Staat und Verwaltung. Werden diese Ansätze 
mit Nachhaltigkeit verknüpft, so führt dies zur zentralen Frage, was eigent-
lich unter einer nachhaltigen Digitalisierung von Staat und Verwaltung zu 
verstehen ist und wie diese inhaltlich heute gestaltet werden könnte. Inso-
fern wird dieser einführende Beitrag die Herausforderungen skizzieren, de-
nen sich Verwaltungsinformatiker und Wirtschaftsinformatiker in Wissen-
schaft und in der Praxis in den kommenden Jahren stellen müssen.  

1 Technikfolgenabschätzung in Zeiten einer Pandemie 

Die Corona-Pandemie kam 2020 für die Bürger, aber auch für viele Akteure 
und Organisationen sehr überraschend. Auf eine Pandemie dieses globalen 
Ausmaßes war man vielfach nicht vorbereitet. Umso mehr wurde die Pande-
miebekämpfung zu einer historischen Aufgabe stilisiert, die „nur gemein-
sam zu bewältigen sei“, so Bundeskanzlerin Merkel in ihrer Ansprache am 
18. März 2020.4 Zu Recht wurde die Frage gestellt, etwa im Spiegel Cover 

 
4  Vgl. Merkel 2020.  
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von Heft 12/2020, ob Deutschland eigentlich schon bereit für so eine Heraus-
forderung sei. Mit Blick auf die Durchdringung von Technik, Breitband und 
Digitalisierung ging man eigentlich davon aus, dass dies möglich sein müss-
te. Aber die ersten Tage im Home-Office und im Lockdown-Modus einer 
Pandemie brachten vielen eine ganz andere Erkenntnis. Laptops, sichere 
Verbindungen und Breitbandanschlüsse fehlten. Sie waren teils noch nicht 
beschafft worden oder nicht mehr verfügbar. Die hohe Nachfrage erhöhte 
die Preise. In der Vergangenheit wurden zudem oft andere Akzente gesetzt. 
Konsequent gingen viele Kommunen, etwa die Stadt Friedrichshafen, zu-
nächst einmal in einen „Basisbetrieb“, bei dem nur noch die wichtigsten 
Verwaltungsleistungen angeboten wurden, von einem kleinen Kernteam im 
Rathaus. Tatsächlich wurde nahezu überall der persönliche Vertriebskanal 
geschlossen und die Mitarbeiter ins Home Office oder in einen Zwangs-
urlaub geschickt. Auf so eine außergewöhnliche Situation waren viele Ver-
waltungsbehörden nicht vorbereitet gewesen. Nun mussten sie auf die 
anderen Vertriebskanäle setzen, vor allem auf den elektronischen Kanal, 
aber auch auf den sprachtelefonischen Kanal und den schriftlichen Kanal. 
Das Zusammenspiel ohne persönlichen Kontakt funktionierte am Anfang nur 
bedingt. Mit Blick auf den aktuellen Stand der Digitalisierung hatten sich 
Beobachter an der einen oder anderen Stelle schon ein bisschen mehr 
versprochen. In Deutschland realisierte man im März und April 2020, dass 
bisher einfach viel zu wenig in die Digitalisierung investiert worden war. 
Dabei eröffnen Informationstechnologien auch der Verwaltung einer Viel-
zahl an Möglichkeiten zur effizienteren Zusammenarbeit in Behörden, mit 
Bürgern und mit anderen Partnern. Besonders im Kontext von Open Govern-
ment kann die Digitalisierung zu einer Pandemie-Resilienz des öffentlichen 
Sektors beitragen. Gerade durch eine Öffnung von Staat und Verwaltung 
eröffnen sich neuartige Möglichkeiten zur Agilität und zur Einbindung von 
Bürgern in die Abläufe, die es zu nutzen gilt.5  

Insbesondere die Corona-Warn-App hat 2020 deutlich aufgezeigt, wie sehr 
eine Pandemie eine Gesellschaft in die Lage versetzt, auch über Probleme 
und Lösungen nachzudenken, die sonst nicht vorstellbar gewesen waren 
und nie angegangen worden wären. Plötzlich ging es darum zu konkreti-
sieren, wie der Staat in einer Pandemie mit smarten Objekten und den von 
ihnen generierten Daten umgehen darf, um die Gesundheit der Bevölkerung 
zu sichern und zu erhalten, ohne aber andererseits in einem Überwachungs-
staat zu landen. Smarte Corona-Warn-App-Angebote aus dem Ausland gab 
es durchaus, allerdings ohne, dass diese den hohen deutschen Ansprüchen 
des Datenschutzes genügten. Stattdessen wurde mit Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn über zentrale Datenerfassung und -speicherung dis-
kutiert. Diese Überlegungen wurden nach Protesten aus der Zivilgesellschaft 
rasch wieder verworfen. Aus dem anschließenden, breiten Dialog heraus-

 
5  Vgl. Gollasch 2020. 
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gekommen ist die Corona-Warn-App6, die dank ihres bürgerorientierten, 
datenschutzkonformen Ansatzes zu einem echten Erfolg wurde. Zugleich 
konnte erstmalig beobachtet werden, wie eine breite Gesellschaft sich in die 
Entwicklung smarter Objekte im öffentlichen Sektor einbrachte und wie 
wertvoll die co-kreative Einbindung von Bürgern und Nutzern in diesen Ent-
wicklungsprozessen ist.  

Die Extremsituation einer Pandemie zeigte nicht nur dem Staat und seiner 
Verwaltung, sondern auch den betroffenen Bürgern, Kindern und Unterneh-
men auf, was alles gut funktionierte und was alles nicht so klappte. Während 
im privaten Umfeld Smartphones, Laptops und Mobilfunkdienste zum Alltag 
gehören, hatten sich diese Technologien in vielen Verwaltungen bis Ende 
2019 noch nicht breit durchgesetzt. Mit Blick auf den erreichten technischen 
Stand der Digitalisierung muss sogar die Frage gestellt werden dürfen, wie 
es eigentlich so weit kommen konnte. Eine Ursachenanalyse wäre daher 
angesagt, eigentlich sofort, spätestens aber nach der Pandemie, um die 
systemischen Gründe und Herausforderungen als eigentliche Ursache für 
die nun sichtbaren Missstände und Verzögerungen zu identifizieren. Auf 
allen Ebenen, bei Bund, Ländern und Kommunen, müssen die Ursachen 
hinterfragt und mit geeigneten Maßnahmen überwunden und so beseitigt 
werden. Schließlich stehen die eigentlichen Herausforderungen noch an. Die 
pandemiebedingte Rezession und der Wiederaufbau nach der Pandemie 
treffen auf das demographische Problem einer immer älter werdenden 
Gesellschaft, was in den 2020er und 2030er Jahren zu sehr spürbaren 
Herausforderungen führen wird. Die Pensionslast und der bereits heute 
spürbare Fachkräfte- und Nachwuchsmangel zwingen dazu, sich jetzt ange-
messen und lösungsorientiert mit dieser Situation auseinandersetzen.7  

Mit dem Reflektieren wurde bereits begonnen. Der Wissenschaftsrat hat 
beispielsweise in einem Impulspapier für die Weiterentwicklung des Wissen-
schaftssystems festgehalten, dass die Krise als Beschleuniger von Trans-
formationsprozessen wirkt, welche Herausforderungen und Handlungs-
bedarfe bestehen und inwieweit Resilienz als Orientierung dienen kann.8 
Auch der wissenschaftliche Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums hat in 
einem Gutachten9 die Lehren aus der Coronakrise zusammengetragen. Die 
Zeitung E-Government-Computing hat den Inhalt dieser Studie in der Über-
schrift „Organisationsversagen der Verwaltung beheben“ passend zusam-
mengefasst und prominent auf ihrer Titelseite platziert.10  

 
6  Corona-Warn-App: https://www.coronawarn.app/de.  
7  von Lucke 2020. 
8  Wissenschaftsrat 2021.  
9  Wiss. Beirat BMWI 2021. 
10   Vgl. Klein 2021, S. 1. 
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Staat und Verwaltung müssen aus diesen Erkenntnissen und der damit ver-
bundenen Technikfolgenabschätzung lernen. Sie müssen die erkannten 
Schwächen und Folgen verstehen, sich konstruktiv an das Überarbeiten 
machen und die Schwächen so beseitigen. Insofern warten auf Staat und 
Verwaltung in den kommenden Jahren viele Hausaufgaben. Es muss mehr 
angepackt und weniger gespart werden. Zudem bedarf es sehr viel mehr an 
Digitalisierung, also sehr viel mehr an Investitionen in E-Government, Open 
Government und Smart Government.11  

Das Internet der Systeme ist für E-Government und die Umsetzung des OZG 
sehr wichtig. Zweitens gilt es das Internet der Menschen zu nutzen, um die 
Verwaltung und die Menschen besser miteinander zu vernetzen, auch über 
Social Media. Drittens gilt es die Datenbestände zu öffnen und über das 
Internet der Daten zu verwenden. Industrie und Wirtschaft erleben gerade 
mit dem Internet der Dinge und dem Internet der Dienste einen strukturellen 
Wandel. Die Potenziale aus smarten Objekten und cyberphysischen Syste-
men gilt es viertens im Kontext von Smart Government zu identifizieren. All 
dies sind Themen, mit denen sich Staat und Verwaltung sehr intensiv aus-
einandersetzen müssen. Dies führt zum taktilen Internet und den Netzwerken 
der fünften Generation, die Staat und Verwaltung eine Netzwerkkommuni-
kation nahezu in Echtzeit eröffnen.12  

Web 5.0 Taktiles Internet 
Netzwerkkommunikation  

nahezu in Echtzeit 
Real-Time 

Government 

Web 4.0 
Internet der Dinge &  
Internet der Dienste 

Smarte Objekte,  
Cyberphysische Systeme 

Smart  
Government 

Web 3.0 
Internet der Daten &  
semantisches Web 

Linked Data, Open Data, Big 
Data, Big Data Analytics 

Open 
Government Data 

Web 2.0 
Internet der Menschen & 
Internet zum Mitmachen 

Netzwerkkommunikation  
über Social Media 

Open  
Government 

Web 1.0 
Internet der Systeme & 

World Wide Web 
Netzwerkkommunikation  

über das World Wide Web 
Electronic 

Government 

Abbildung 2: Häfler Stufenmodell zur Entwicklung des Internets 

Quelle: von Lucke 2016, S. 176. 

Diese technischen Themen entwickeln sich laufend weiter. Da wird es nicht 
mehr ausreichen, sich nur mit einer dieser Ebenen zu beschäftigen. Die 
technische Entwicklung betrifft alle Ebenen parallel. Dies alles sind Facetten 
der digitalen Transformation von Staat und Verwaltung, die von Politik und 
Bürgerschaft durchaus auch gewollt wird. Bund, Länder und Kommunen 

 
11  von Lucke 2021.  
12  Vgl. von Lucke 2016, S. 176-. 
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sollen zunächst bis 2030 fit gemacht werden und den Umgang mit digitalen 
Lösungen souverän beherrschen.  

Gerade durch den Einsatz von künstlicher Intelligenz werden sich noch ganz 
andere Potenziale eröffnen, an die man bisher noch nicht zu denken wagte, 
die aber zu erheblichen Verbesserungen führen können. Dennoch muss auch 
die Frage gestellt werden, wohin all dies führen wird. Gerade im Kontext von 
künstlicher Intelligenz gibt es durchaus zahlreiche Bereiche und Einsatz-
felder, die sich für einen Einsatz wirklich empfehlen, weil kaum Risiken oder 
ernsthafte Gefährdungen bestehen. Aber es gibt auch Bereiche, in denen 
eine künstliche Intelligenz Entscheidungen über Menschen treffen könnte, 
die eine Gefahr für Leib und Leben bedeuten oder bei denen Fehlurteile zu 
beachtlichen Schäden führen würden, die teils irreversibel wären. Insofern 
werden sich Staat und Verwaltung mit all diesen Feldern auseinandersetzen 
müssen, um eine Vorstellung zu bekommen, welche Bereiche sich selbst ent-
wickeln können und in welchen Bereichen eine Regulierung unbedingt er-
forderlich ist. Dies lässt sich auf einer Skala farblich verständlich darstellen, 
etwa orientiert an den Ampelfarben von grün über gelb bis zu rot. Bei der 
folgenden Vorstellung relevanter Entwicklung wird diese Skala in den Prä-
sentationsfolien immer wieder Verwendung finden, um die Einschätzungen 
des Verfassers zu visualisieren.13  

Vor der Coronapandemie wurden die Folgen der Digitalisierung noch anders 
bewertet als in der anhaltenden Pandemie. Mittlerweile haben Politik und 
Führungskräfte erkannt, wie wichtig die Digitalisierung für das Funktionieren 
von Staat und Verwaltung bereits ist und künftig noch sein wird. Die Folgen 
einer unzureichenden Digitalisierung waren Schließungen von Behörden 
und eine wahrgenommene Handlungsunfähigkeit. Konsequenz muss eine 
zielstrebige Digitalisierung von Staat und Verwaltung werden. Doch welche 
Aufgaben kommen auf die Behörden in den kommenden Jahren zu, wenn 
E-Government, Open Government und Smart Government zeitig und nach-
haltig umgesetzt werden?  

2 Electronic Government: OZG, Portale & Co 

Mit E-Government und seiner Gestaltung beschäftigt sich der Verfasser 
dieses Beitrags bereits sehr lange. So hat er im Jahr 2000 an der Speyerer 
Definition von E-Government14 mitgewirkt und seine Habilitationsschrift 
über Hochleistungsportale in der öffentlichen Verwaltung15 geschrieben. 
Insofern freut er sich, dass mit dem Onlinezugangsgesetz (OZG) in Deutsch-

 
13  Foliensatz von Lucke: https://www.zu.de/institute/togi/assets/pdf/symposium-2021/M05-von-

Lucke-210622-TOGI-Symposium-Festrede-V1.pdf.   
14  von Lucke/Reinermann 2000. 
15  von Lucke 2008. 
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land der Weg von der Theorie in die Praxis weiter beschritten wird und viele 
der entwickelten Ideen und Ansätze zu Portalen aufgegriffen werden. Es wird 
aber nicht ausreichen, Staat und Verwaltung allein auf den elektronischen 
Kanal auszurichten. Vielmehr muss auch in Zukunft sichergestellt werden, 
dass eine Verwaltung elektronisch, telefonisch, persönlich und schriftlich er-
reichbar ist. Die Bürger erwarten, dass sie jemanden anrufen können, der sie 
fernmündlich bedienen und betreuen kann, durchaus auch mithilfe des 
elektronischen Kanals. Sie erwarten auch weiterhin persönliche Ansprech-
partner, selbst wenn diese in Zeiten einer Pandemie nicht erreichbar sein 
können. Und sie wollen, dass eine Verwaltung auch schriftlich erreichbar 
bleibt. Und alle erwarten, dass dies wirtschaftlich und sparsam realisiert 
wird. Spätestens dies führt zum Wunsch nach ökonomischer Nachhaltigkeit 
mit einem Portal als Zugangssystem, über das eine Vernetzung all dieser 
Vertriebskanäle realisiert werden kann. Ein portalbasierter Ansatz macht die 
Verwaltung zukunftsfit, denn Fachverfahren und Register können so gebün-
delt erschlossen werden. Zugleich lässt sich sicherstellen, künftig weitere 
Vertriebskanäle in ein solches Portalkonzept integrieren zu können. Dazu 
zählen nicht nur das Smartphone und Mobile Government-Anwendungen, 
sondern auch sprachgesteuerte Dienste wie etwa Siri, Alexa & Co, die schon 
bald einen Zugriff per Sprachbefehle auf das gesamte Angebot anbieten 
wollen. Schon diese Anforderungen sind sehr umfangreich und heraus-
fordernd. Ein vertikaler Mehrkanalansatz trägt dazu bei, die Kosten für 
Portale und deren Betrieb substanziell zu reduzieren. Ein Portalverbund über 
Bund, Länder und Kommunen hinweg, verwaltungsebenenübergreifend an-
gelegt unter Einbindung der Europäischen Union, eröffnet die einmalige 
Chance zum Aufbau einer gemeinsamen digitalen Vertriebsinfrastruktur für 
den gesamten öffentlichen Sektor.16  

Die jährlich erstellte Wimmelbild-Übersicht des Nationalen Normenkontroll-
rats zum OZG17 zeigt aber auch auf, wie komplex eine solche Digitalisierung 
von Staat und Verwaltung in Deutschland wirklich ist. So gilt es mit mehr als 
12.000 Akteuren aktuell 588 Verwaltungsleistungen zu digitalisieren. Dabei 
handelt es sich um eine echte Herkulesaufgabe. Die Umsetzung ist aber auch 
dringend notwendig, denn eigentlich geht es um die Bewältigung von Haus-
aufgaben aus den vergangenen 20 Jahren, die viele Staaten bereits erfolg-
reich gemeistert haben. Das OZG ist nur ein kleiner Schritt auf dem Weg zur 
Digitalisierung von Staat und Verwaltung. Aber es eröffnet die einmalige 
Gelegenheit, Behörden von einer Digitalisierung ihrer Abläufe zu über-
zeugen, sicher auch um ein Gesetz fristgerecht umzusetzen, von dem sie und 
ihre Bürger profitieren werden. Dieses Potenzial gilt es jetzt zu nutzen. 

Tatsächlich eröffnet sich ein Gestaltungsfenster zum Aufbau einer neuen, 
gemeinsamen, digitalen Basisinfrastruktur für den Vertrieb von Verwal-

 
16  von Lucke 2021. 
17  NNKR 2021. 
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tungsleistungen für den gesamten öffentlichen Sektor. Dies ist eine absolut 
einmalige Chance für künftige Generationen, die es auch zu nutzen gilt. Das 
OZG ist damit ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung, aus dem sich 
viele Potenziale eröffnen. Weiterführende Gedanken des Verfassers18 finden 
sich im Handbuch zum Onlinezugangsgesetz, das von Margrit Seckelmann 
und Marco Bunzel 2021 herausgegeben wurde. In diesem Sammelband19 
finden sich auch weitere Beiträge, die sich nicht nur lobend positiv, sondern 
durchaus auch konstruktiv kritisch mit den Herausforderungen des OZG aus-
einandersetzen. 

Das Registermodernisierungsgesetz ergänzt diese Modernisierungsvor-
haben. Künftig wird die Steuer-ID jedes Bürgers in bis zu 52 deutschen Regi-
stern hinterlegt sein. Trotz aller Sicherungsmaßnahmen kann dies zu gläser-
nen Bürgern führen, sollte es einem künftigen Gesetzgeber gelingen, die vor-
gesehenen Schutzmaßnahmen durch eine simple Gesetzesänderung zu 
überwinden oder zu beseitigen. Diese Sorge mag als übertrieben und nicht 
auf Deutschland passend bewertet werden. Gemeinsam mit Christoph 
Sorge und Indra Spiecker kommt der Verfasser in einem Gutachten aber zu 
einer anderen Einschätzung.20 Dieses Gesetz, das im April 2021 in Kraft 
getreten ist, verstößt demnach gegen geltendes Recht und gegen die 
Verfassung. Es muss damit gerechnet werden, dass es zu einer Verhandlung 
vor dem Bundesverfassungsgericht kommen wird. Zwar sei es nicht das Ziel 
und die Absicht des Gesetzgebers, gläserne Bürger zu schaffen. Dennoch 
legt er aber mit dem Registermodernisierungsgesetz die Grundlagen, dass 
künftige Regierungen mit ein paar Gesetzesänderungen gläserne Bürger 
schaffen könnten. Dies bereitet zahlreichen Akteuren Sorgen. Politik, 
Verwaltung und Zivilgesellschaft müssen in digitalen 
Transformationsprozessen wachsam bleiben und durchaus aufpassen. Im 
Kontext der Digitalisierung kann auch der Staat mit wenigen Maßnahmen 
substanziell verändert werden. Wissenschaft und Praktiker sind 
gleichermaßen gefordert, Veränderungen zu reflektieren. 

3 Open Government: Offenheit, Transparenz & Co 

Open Government mit Offenheit, Transparenz, Bürgerbeteiligung, Zusam-
menarbeit & Co. sind weitere Themen, mit denen sich die Mitwirkenden des 
TOGI Symposiums auseinandersetzen werden. All dies sind Forschungs-
felder, mit denen sich die Forscher im TOGI und im früheren TICC, dem 
Deutsche Telekom Institute for Connected Cities, in den Jahren 2009-13 im 
Rahmen der T-City Friedrichshafen auseinandergesetzt haben. Der Dank 
geht an dieser Stelle an Christian Geiger und Katharina Große sowie an alle 

 
18  von Lucke 2021.  
19  Seckelmann/Brunzel 2021. 
20  Sorge/von Lucke/Spiecker 2020. 
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anderen Mitwirkenden, die beim Schreiben der T-City-Gutachten zu Open 
Government mitgewirkt haben. So konnte aufgezeigt werden, welche The-
menfelder sich hinter dem Anglizismus „Open Government“ verbergen,21 
welche Potenziale in offenen Daten stecken,22 was eine Öffnung von Haus-
haltswesen und Haushaltsdaten bringt23 sowie welche neuen Formen der 
Zusammenarbeit sich durch Digitalisierung eröffnen.24 Diese Beiträge haben 
aus Friedrichshafen heraus wesentliche Punkte in die gesamtdeutsche Dis-
kussion eingebracht und durchaus Akzente gesetzt. Die beteiligten Wissen-
schaftler freuen sich, dass viele der Gedanken und Ansätze dann auch vom 
Bund, den Ländern und anderen Städten wie etwa in Ulm aufgegriffen wur-
den. Die Ergebnisse aus dem Projekt Ulm 2.025 wurden zu einem Vorbild für 
einen gelebten offenen Wissenstransfer. Christian Geiger wechselte dann 
sogar zur Stadt Ulm. Die Stadt profitierte so auch von der Zusammenarbeit 
mit der Innovationsstiftung Bayerische Kommune zu Web 2.0.26  

Die Teilnahme Deutschlands an der internationalen Open Government 
Partnership 2016 sowie die nationalen Aktionspläne Deutschlands zu Open 
Government Partnership sind in diesem Zusammenhang ebenso zu erwäh-
nen. Als Vertreter der Fachgruppe Verwaltungsinformatik der Gesellschaft 
für Informatik ist es zugleich eine Ehre in den Dialog zur Gestaltung eines 
offenen Regierungs- und Verwaltungshandelns einsteigen, diesen begleiten 
und mitgestalten zu dürfen. Ein solches zivilgesellschaftliches Engagement 
ist in einer Demokratie grundsätzlich wichtig und bringt das Gemeinwesen 
weiter. Zu Beginn konnte so mit einer Matrix aufgezeigt werden, welche ge-
nerelle Möglichkeiten für Aktivitäten bestehen. Ausgehend von den mehr als 
200 denkbaren Anknüpfungspunkten sind Bund und Länder zunächst 15 
(2017) und dann 14 Verpflichtungen (2019) eingegangen. Insofern besteht 
auch in den kommenden Jahren noch genügend Möglichkeiten, ein offenes 
Verwaltungshandeln mit Inhalten zu füllen.  

Forschung und Wissenstransfer allein reichen aber nicht aus. Die neu erar-
beiteten Inhalte müssen auch in der Lehre vermittelt werden. So besteht bei 
Bund, Ländern und Kommunen ein erheblicher Schulungsbedarf. Die Zep-
pelin Universität bereitet dazu im Rahmen des eGov-Campus einen Massive 
Open Online Course (MOOC) zu Open Government vor, der im Herbst 2021 
eingeführt werden soll. Gemeinsam mit Katja Gollasch konnten neuartige 
Inhalte und Planspiele erarbeitet werden, die frei zugänglich sein werden. 
Dieses Angebot wird künftig auch in das Lehrangebot der Zeppelin Univer-
sität eingebunden werden, so dass Studierende nach Absolvierung des 

 
21  von Lucke 2010. 
22  von Lucke/Geiger 2010. 
23  von Lucke et al. 2011.  
24  von Lucke 2012. 
25  Raffl et al. 2013. 
26  Geiger et al. 2013. 
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MOOCs auch Zertifikate erhalten können. Mit dem eGov-Campus27 als offe-
ner Lehrplattform zur Digitalisierung von Staat und Verwaltung eröffnen sich 
insofern bundesweit weitere spannende Perspektiven für die nächsten 
Jahre. 

4 Smart Government: Smarte Städte, Datenräume & Co 

Smart Government, smarte Städte und urbane Datenräume sind weitere 
Themenfelder, die im Kontext der Verwaltungsinformatik in den kommen-
den Jahren relevant werden. Die T-City Friedrichshafen (2007-12)28 war auf 
diesem Weg eine frühe, wichtige Etappe. Letztendlich wird es darum gehen 
zu entscheiden, und dies kann sehr schön an der Entwicklung der Corona-
Warn-App aufgezeigt werden, welche smarten Objekte künftig in Staat und 
Verwaltung eingesetzt werden sollen, auch im Kontakt mit den Bürgern, und 
welche nicht verwendet werden sollen, weil sie vielleicht direkt zu einem 
Überwachungsstaat führen. Es geht aber nicht nur um Entscheidungen, 
sondern auch um eine Gestaltung etwa von cyberphysischen Systemen, in 
die diese Objekte zu integrieren wären. Welche Systeme sollen aufgebaut 
werden und welche müssen verhindert werden? Dies alles darf nicht in einer 
Blase und fern jeder Realität entwickelt werden. Vielmehr müssen diese 
Ansätze in das Internet der Systeme, das Internet der Menschen und das 
Internet der Daten integriert werden. Schließlich stehen auch hier Staat und 
Verwaltung vor einer Generationsaufgabe, das Internet der Dinge, das Inter-
net der Dienste und das taktile Internet mit Leben und Inhalten zu füllen. Dies 
ist eine ganz wesentliche Gestaltungsaufgabe für die nächsten 10 bis 20 
Jahre. Die kritisch-konstruktive wie reflektierte Diskussion um die Gestaltung 
der Corona-Warn-App hat gezeigt, wie Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft gemeinsam und auch verteilt, sowohl von zu Hause, aus 
dem Homeoffice, als auch in Arbeitsgruppen an solchen Themen heran-
gehen können und zu datenschutzkonformen Lösungen kommt.29  

The Open Government Institute der Zeppelin Universität ist gemeinsam mit 
der Stadt Ulm sehr rasch erneut in eine wirklich partizipativ angelegte Ge-
staltung einer smarten Stadt eingestiegen. Wichtig war allen Beteiligten, 
dass die Bürger von Anfang an in die Gestaltung der Projekte mitgenommen 
wurden. Die Zukunftsstadt Ulm,30 ein Förderprojekt des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmen der sozial-ökologischen For-
schung, hat seit 2015 mit Digitalisierung, Bürgerbeteiligung, Offenheit und 

 
27  eGov-Campus: https://egov-campus.org.  
28  T-City Friedrichshafen (2007-12): https://www.t-city.de.  
29  Vgl. Heinemann/Heckmann 2020 und Verbraucherzentrale 2021.  
30  Zukunftsstadt Ulm: https://www.zukunftsstadt-ulm.de.  
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Nachhaltigkeit ganz wesentliche Akzente setzen dürfen, die in folgenden 
Förderprogrammen weiter und breit aufgegriffen wurden.  

Die Stadt Ulm hat auch die Chance genutzt, nicht nur die Bürger über Bürger-
werkstätten, sondern auch die Verwaltungsmitarbeiter über einen Kreativ-
raum im Verwaltungslabor einzubinden. Dieser Innovationsraum ist explizit 
für die Verwaltungsmitarbeiter gedacht, damit diese in geschützten Räumen 
kreativ und offen sein und Innovationen Dritter auf ihre Tauglichkeit testen 
können. Staat und Verwaltung brauchen solche Räume als Orte des 
Wissenstransfers und des Dialogs, denn diese sind wichtig für die digitale 
Transformation von Staat und Verwaltung. 

Eines der ersten Projekte in der dritten Phase der Zukunftsstadt Ulm war die 
Entwicklung eines Datenethikkonzepts für die Stadt Ulm. Gefordert wurde 
ein solches Konzept vom Beirat und von den Zuwendungsgebern. Gestaltet 
und umgesetzt wurde es gemeinsam mit den Bürgern, den Mitarbeitern und 
dem Gemeinderat. Oberbürgermeister Czisch hat dies so formuliert: „Wir 
brauchen Antworten, die es erlauben, die sich bietenden Potenziale zu er-
schließen und gleichzeitig möglichen Fehlentwicklungen von vornherein 
einen Riegel vorzuschieben.“ Mit dem erarbeiteten Datenethikkonzept ist 
dies gut gelungen. Der Ulmer Gemeinderat hat diesem Konzept im Oktober 
2020 auch zugestimmt.31  

Die Stadt Ulm lässt auch eine IoT-Datenplattform32 entwickeln, die sich 
derzeit noch in der Implementierungsphase befindet. Dies ist ebenfalls ein 
ehrgeiziges wie technisch anspruchsvolles Vorhaben, bei dem es noch viel 
zu tun gibt und hohe Anforderungen an Datenschutz und Datensicherheit zu 
erfüllen sind. Auch dabei handelt es sich um Grundlagenforschung für 
smarte Städte. Es werden noch viele weitere Themen folgen, mit denen wir 
uns in den kommenden Jahren auseinandersetzen müssen. Hier sind die 
Europäische Union, die Bundesregierung und die Landesregierung in 
Baden-Württemberg gefragt, etwa wenn es um den Aufbau von Daten-
räumen in strategischen Sektoren von öffentlichem Interesse geht. Darunter 
fallen unter anderem etwa ein gemeinsamer europäischer Mobilitätsdaten-
raum und ein Gesundheitsdatenraum, die sich beide auch im aktuellen 
Koalitionsvertrag der Landesregierung Baden-Württemberg33 wiederfinden. 
Hinzu kommen viele weitere, gemeinsame europäische Datenräume für die 
öffentliche Verwaltung. Auch bei diesen Generationenaufgaben sind Staat, 
Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft gemeinsam ge-
fordert, diese ersten Skizzen rasch Realität werden zu lassen. 

 
31  Stadt Ulm 2020; von Lucke/Becker/Lübbert 2022, S. 143 ff.  
32  Ulmer IoT-Datenplattform: https://datenhub.ulm.de/#/.  
33  Vgl. Grüne/CDU BW 2021, S. 38 und 40. 
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Bei all diesen Gestaltungsaufgaben handelt es sich um durchaus spannende 
wie anspruchsvolle Themen, bei denen aber auch aufgepasst werden muss, 
dass diese Entwicklung nicht in einen Überwachungsstaat führt, wie man 
dies derzeit etwa in der Republik Singapur beobachten kann. Auf den euro-
päischen Beobachter mag es erschreckend wirken, mit welcher Selbstver-
ständlichkeit dort das neue nationale Sensornetzwerk vom Staat und seinen 
Sicherheitsbehörden genutzt wird, um auf Basis personengenerierter und 
personenbezogener Daten zu erkennen, ob es Auffälligkeiten und Probleme 
im Stadtstaat gibt. Ein solches Mindset hat auch die Gestaltung der Corona-
Tracing App der Republik Singapur34 geprägt, deren Daten auch an Polizei- 
und Sicherheitsbehörden versendet werden. Eine solche Entwicklung wirft 
zahlreiche Bedenken auf, über die offen diskutiert und reflektiert werden 
muss. Eine solche Diskussion wird hier in Deutschland und in Europa dann 
aber zu ganz anderen smarten Lösungen führen, da Datenschutz und IT-
Sicherheit ganz anders verstanden werden. 

In den kommenden Jahren wird dennoch auch in Europa darüber diskutiert 
werden müssen, wie smarte Städte eines Tages überwacht werden sollen. 
Auch diese Debatte wird offen geführt werden müssen. Insofern werden 
auch Fragen zur Governance zu klären sein. Dazu benötigen Staat und Ver-
waltung qualifiziertes Personal, das in der Gestaltung smarter Städte bereits 
geschult ist und eine Vorstellung hat, was anvisiert, was akzeptabel und was 
inakzeptabel ist sowie was die Bürger wollen. Dazu bedarf es gemeinsam 
entwickelter guter Lösungen, die von allen getragen werden. Der Blick in den 
Steuerungsraum der südkoreanischen Smart City Songdo35 mag für manche 
Betrachter zu einem echten Schockmoment werden. Staat und Verwaltung 
müssen in diese Diskurse hineingehen und mit allen relevanten Nutzer-
gruppen überzeugende Antworten erarbeiten.  

5 Künstliche Intelligenzen als weitere disruptive Treiber 

In Zeiten mit Telekommunikationsnetzwerken der fünften und sechsten 
Generation, mit denen Entscheidungen nahezu in Echtzeit getroffen und 
umgesetzt werden könnten, eröffnen sich für Technologien auf Basis von 
künstlicher Intelligenz ganz neue Möglichkeiten. Jan Etscheid, wissenschaft-
licher Mitarbeiter am The Open Government Institute, verwies bereits 2017 
darauf, dass im öffentlichen Sektor auch künstliche Intelligenz (KI) sehr viel 
stärker in das Blickfeld zu nehmen ist. In einem gemeinsamen Gutachten mit 
dem Fraunhofer-Institut IAO für die Digitalakademie Baden-Württemberg36 

 
34  Corona-Tracing App der Republik Singapur: https://www.tracetogether.gov.sg.  
35  Smart City Songdo: https://www.ifezsmartcity.kr/eng/lay1/S8T135C143/contents.do.  
36  Etscheid/von Lucke/Stroh 2020. 
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konnten relevante Anwendungsfelder für KI in der öffentlichen Verwaltung 
skizziert werden.  

Diese Technologien, die bereits heute zur Verfügung stehen, sind durchaus 
beeindruckend. Mustererkennung und Texterkennung, Ton- und Sprecher-
erkennung, besonders aber Spracherkennung haben große Fortschritte ge-
macht. Auf Knopfdruck können heute sogar Texte hochwertig in andere 
Sprachen übersetzt werden. Weitere Fortschritte kommen aus der Erken-
nung zweidimensionaler Bilder und dreidimensionaler Räume, die durch 
Bewegungs-, Gesichts- und Gestenerkennung an weiterer Qualität gewinnt. 
Spätestens diese Technologien führen aber auch zu Anbietern und Lösun-
gen in der VR China und nach Taiwan, deren Einsatz in Europa durchaus als 
kritisch bewertet werden.37 

Entscheidend für den öffentlichen Sektor ist es zu reflektieren, wo KI der 
Verwaltung Aufgaben abnehmen und so zu einer Entlastung beitragen kann. 
Künstliche Intelligenzen sind in der Lage, Ereignisse wahrzunehmen, Dritte 
darüber zu benachrichtigen, unverbindliche Handlungsempfehlungen zu 
geben, Vorhersagen zu erstellen, mit einem Termin beim Arzt oder in der 
Werkstatt vorzusorgen und Entscheidungen automatisiert und ohne Einbe-
ziehung weiterer Menschen zu treffen. Dies kann nicht nur nach reiflicher 
Überlegung und Abwägung aller Vor- und Nachteile, sondern auch, etwa 
beim autonomen Fahren, nahezu in Echtzeit erfolgen.38 All dies führt zu Ver-
änderungen in Staat und Verwaltung, die diese in den nächsten 10 Jahren 
massiv verändern werden. 

Anhand einiger Beispiele lässt sich heute bereits darstellen, welche Perspek-
tiven sich für Staat und Verwaltung durch KI eröffnen und mit welchen 
Technikfolgen zu rechnen ist. In Baden-Württemberg wurden während der 
Coronapandemie die ersten Chatbots entwickelt, die vor allem Bürger um-
fassend informieren sollten und so zur Entlastung der Verwaltungsmit-
arbeiter beigetragen haben. Positive Folge waren informierte Bürger, deren 
Anträge besser vorbereitet waren und weniger Rückfragen erforderten. KI-
basierte Systeme können Anträge auch sichten, etwa ob diese Anträge 
risikolos oder risikobehaftet sind. Risikolose Anträge könnte man dann auto-
matisiert bearbeiten lassen, während risikobehaftete Anträge wie bisher 
einer manuellen Bearbeitung durch qualifizierte Sachbearbeiter unterzogen 
werden sollten. So lassen sich Risiken substanziell senken und den Gesamt-
aufwand für E-Government, Open Government und Smart Government 
weiter reduzieren. Solche Lösungen werden den Behörden zunehmend 
cloudbasiert zur Verfügung gestellt. Etwa am Beispiel der Produktpalette der 
ZF GmbH in Friedrichshafen lässt sich aufzeigen, welche Potenziale sich für 
das Fahrzeugflottenmanagement eröffnen. Im öffentlichen Sektor gibt es 

 
37  Vgl. Etscheid/von Lucke/Stroh 2020, S. 9 - 11. 
38  Vgl. Etscheid/von Lucke/Stroh 2020, S. 11 f. 
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weiter vielfältige Fahrzeugtypen, die regelmäßig benutzt, betankt, gewartet 
und repariert werden müssen. KI eignet sich auch für den Aufbau von in 
Echtzeit wirkenden Frühwarnsystemen, deren Melde- und Warnketten für 
ein verlässliches Katastrophenmanagement sorgen. Bei Erdbeben, Tsunami 
und Vulkanausbrüchen, wie das Beispiel der Japanischen Meterological 
Agency zeigt, benötigt man wirklich schnell wirkende Warnnetze. Dies alles 
sind Themen, mit denen sich der öffentliche Sektor in den kommenden 
Jahren sehr viel intensiver auseinandersetzen wird, die aber auch einer ge-
wissen Regulierung zu unterziehen sind. 

Zunehmende Regulierung wird es auch für ein KI-basiertes Planen und 
Bauen auf Basis der sogenannten BIM-Modelle geben müssen. KI eröffnet 
neuartige Formen einer automatischen Überprüfung von Baumodellen mit 
der Realität, die Abläufe verändert und Modelle hochwertiger macht. So 
kann man sehr viel früher sehen, ob und wo es Widersprüche oder Unstim-
migkeiten in den Planungsgewerken gibt. Architekten, Ingenieure und Bau-
dezernate können sich digital und KI-basiert frühzeitiger austauschen und 
Fehlentwicklungen vermeiden. Gerade hier liegt ein enormes Einspar-
potenzial. Zugleich sorgen kleine digitale Baumodelle dazu, relativ rasch ein 
KI-basiertes, BIM-basiertes Gebäudemanagement auf Basis digitaler Zwillin-
ge Realität werden zu lassen. Solche digitalen Zwillinge werden künftig auto-
matisch informieren, wenn irgendetwas im Gebäude nicht funktioniert und 
zu beheben ist. In den 2020-iger Jahren werden viele der neu gebauten 
Gebäude gleich als smarte Gebäude geplant. Dies zwingt nicht nur die 
Bauverwaltung, sondern auch das Gebäudemanagement des öffentlichen 
Sektors dazu, sich nachhaltig mit diesen Themen auseinanderzusetzen. 

Der weitere Blick führt zu einer KI-basierten beziehungsweise KI-unterstütz-
ten Gesetzgebung, zu der man mit Blick auf die damit verbundenen Technik-
folgen durchaus eine sehr kritische Einschätzung haben kann und die einer 
Regulierung unbedingt bedarf. Mit Blick auf eine Gesetzesfolgen-
abschätzung auf Basis eines digitalen Zwillings des Rechts eröffnen sich 
andererseits interessante Möglichkeiten, eine KI-basierte Folgenschätzung 
schrittweise anzugehen und endsprechende Instrumente zu etablieren. Dies 
setzt aber einen Kompetenzaufbau in der Ministerialverwaltung und damit 
den Aufbau von neuen Fakultäten der Rechtsinformatik voraus. Würde damit 
2021 begonnen, werden realistisch erst in 20 Jahren wirklich ausgereifte Er-
gebnisse vorliegen. Dennoch wird dieses Themenfeld weltweit an Aufmerk-
samkeit gewinnen. Politik und Verwaltung werden in Haushaltsgesprächen 
abklären müssen, ob dies relevant sein wird und welche Grenzen zu ziehen 
sind.  

Zudem bedarf es in Europa datenschutzkonformer KI-Lösungen. Eine Video-
überwachung des öffentlichen Raums vor allem durch KI wird durchaus 
kritisch betrachtet. Der Blick nach Taiwan und in die Volksrepublik China 
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zeigt, dass beim Aufbau smarter Städte der Datenschutz keine Rolle spielen 
muss. Da in Europa die Bürger Datenschutz sehr viel stärker befürworten 
und entsprechende Gesetze bereits vorliegen, werden in den kommenden 
Jahren vor allem datenschutzkonforme Lösungen einzufordern und zu 
entwickeln sein. 

Höchsten Regulierungsbedarf gibt es beim Einsatz von KI im militärischen 
Kontext. Benötigt werden mittelfristig bei der Bundeswehr grundgesetz-
konforme und NATO-kompatible KI-basierte automatisierte Waffensysteme, 
auch wenn dies etwa dem Verfasser überhaupt nicht gefallen mag. Über 
autonome, KI-basierte Waffensysteme ist seit längerem eine Diskussion im 
Gange.39 Spätestens nach dem militärischen Konflikt zwischen Aserbai-
dschan und Armenien 2020 um Berg-Karabach, indem Drohnen gezielt und 
mit militärischem Erfolg eingesetzt wurden, muss sich auch der Deutsche 
Bundestag der neuen Realität auf Schlachtfeldern stellen. Die Argumente 
beider Seiten, der Befürworter und der Gegner des Einsatzes bewaffneter 
Drohnen, liegen auf dem Tisch. Über autonome bewaffnete Drohnen aller 
Art wird mit Blick auf die Menschenrechte noch sehr viel zu diskutieren sein. 
All dies sind Themen, die es in den kommenden Jahren noch viel intensiver 
zu reflektieren gilt. 

6 Nachhaltige Digitalisierung von Staat & Verwaltung 

Wie nachhaltig soll die angestrebte Digitalisierung von Staat und Verwal-
tung sein und wie sieht die Realität aktuell aus? Und wie wird diese Nach-
haltigkeit langfristig sichergestellt? Der Präsident der Zeppelin Universität, 
Univ.-Prof. Dr. Klaus Mühlhahn, hat in seinem Eröffnungsstatement zum 
TOGI Symposium 2021 eingefordert, dass Nachhaltigkeit in all unseren 
Überlegungen noch sehr viel stärker berücksichtigt werden muss.  

Wissenschaft, Politik und Verwaltungspraxis werden sich der Herausforde-
rung stellen müssen, wie ein Staat als Innovationstreiber für eine nach-
haltige Digitalisierung aufgestellt werden muss. Das bedeutet aber auch, 
dass Intrapreneurship innerhalb von Staat und Verwaltung neu zu definieren 
ist. Ebenso wird geeignetes Personal gefunden werden müssen. Benötigt 
werden Führungskräfte, die den laufenden Austausch mit Startups suchen, 
wie etwa der Cyber Innovation Hub der Bundeswehr (CIHBw), und mit diesen 
kooperieren, um dem Staat wie dem Startup eine nachhaltige Perspektive zu 
eröffnen. Austausch, Wissenstransfer und Zusammenarbeit sind dabei 
wichtige Aspekte. Durch die Schaffung von Räumen für eine offene, proto-
typische Softwareentwicklung könnten weitere Akzente gesetzt werden. Vor 
allem aber werden eigene Räume für Verwaltungsmitarbeiter zur Gestaltung 

 
39  Grünwald/Kehl 2020. 
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der digitalen Transformation benötigt, denn diese sind häufig die ent-
scheidenden Ideengeber, Thementreiber und wirklich treibenden Kräfte. Es 
muss angemessen ausgebildet und Arbeitsplätze richtig ausstattet werden, 
mit allen erforderlichen Fähigkeiten und Ressourcen. Für die digitale Trans-
formation bedarf es eines agilen Arbeitens und eines agilen Mindsets. 
Universitäten und Hochschulen schaffen mit ihrem Ausbildungsangebot 
wertvolle Voraussetzungen.  

In Baden-Württemberg setzt die Landesregierung im Koalitionsvertrag 
beispielsweise auf GovTech-Startups, die der Verwaltung neue Perspektiven 
der Digitalisierung eröffnen sollen.40 Die Hoffnung darauf stirbt sicherlich zu-
letzt. Der Erfolg hängt tatsächlich aber dann auch davon ab, ob es gelingen 
wird, in den nächsten Jahren solche GovTech-Startups etwa auch im ZU Pio-
neer Port oder im Regionalen Innovations- und Technologietransferzentrum 
(RITZ) anzusiedeln, das die Stadt Friedrichshafen und der Bodenseekreis 
gerade gegründet haben. Das Regionale Innovation- und Technologie-
zentrum wird kein Selbstläufer sein, das schon aufgrund des modernen 
Gebäudes Wirkung entfaltet. Es muss bereits im Vorfeld in die künftigen 
Mitarbeiter, also in Studierende und Startup-Akteure, durch gute Ausbildung 
investiert werden. GovTech-Existenzgründer fallen auch nicht einfach vom 
Himmel. Profitorientierung ist an dieser Stelle auch nicht immer zielführend. 
Vielmehr bedarf es Akteure, die gemeinwirtschaftlich und zivilgesellschaft-
lich denken, wie sie derzeit im Umfeld der Open Knowledge Foundation 
(OKF) oder im Verschwörhaus der Stadt Ulm zu finden sind. Die Zivilgesell-
schaft sollte in diese Entwicklung von Anfang an eingebunden werden. 

Dazu mag es hilfreich sein, den Begriff einer nachhaltigen Digitalisierung 
von Staat und Verwaltung noch weiter zu konkretisieren. So bedarf es 
eigentlich einer ökologisch nachhaltigen Digitalisierung, einer ökonomisch 
nachhaltigen Digitalisierung, einer sozial nachhaltigen Digitalisierung und 
einer ethisch nachhaltigen Digitalisierung von Staat und Verwaltung.  

Eine ökologisch nachhaltige Digitalisierung von Staat und Verwaltung setzt 
ihre Schwerpunkte auf Nachhaltigkeit im Sinne von Ökologie und Umwelt. 
Aus dem Blickwinkel der Wirtschafts- und Verwaltungsinformatik geht es da 
einerseits um Green-IT, also eine umweltfreundliche IT, um Kosteneinspa-
rungen durch den IT-Einsatz und um eine IT-Konsolidierung zur nachhaltigen 
Aufgabenerfüllung. Treiber sind da die begrenzte Verfügbarkeit von wert-
vollen Rohstoffen für IT und die steigenden Energiekosten des IT-Betriebs. 
Mit Blick auf die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen bedarf es 
zweitens überzeugender Informations-, Berichts- und Steuersysteme, um die 
Ziele der Vereinten Nationen für eine nachhaltige Entwicklung auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene wirklich laufend im Blick zu haben und 
angemessen handeln zu können. Nur durch die laufenden Informationen 

 
40  Vgl. Bündnis 90/Die Grünen BW & CDU BW 2021, S. 39.  
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über den aktuellen Umsetzungstand und vorhandene Lücken kann nachhalti-
ges Handeln vor Ort dauerhaft verankert werden. Drittens eröffnen Ansätze 
eines offenen Building Information Models (Open BIM) auf Basis von offenen 
Standards und Schnittstellen enorme Potenziale für ökologische Ansätze bei 
Neubauten, Klimaschutz und Sanierungen. In der Digitalisierung im Bau-
wesen stecken wertvolle Potenziale zur Ressourceneffizienz, die die Verwal-
tungsinformatik in Zusammenarbeit mit Ingenieuren und Architekten drin-
gend erschließen muss. Viertens gilt es das aktuelle Konzept einer Kreislauf-
wirtschaft mit digitalen Ansätzen Realität werden zu lassen.  

Die ökonomisch nachhaltige Digitalisierung von Staat und Verwaltung eröff-
net weitere Möglichkeiten. Wirtschaftsinformatiker und Public Manager sind 
gefragt, ökonomische Nachhaltigkeit zu realisieren. In diesem Zusammen-
hang ist die IT-Konsolidierung an erster Stelle zu erwähnen. Damit aber 
keine Missverständnisse entstehen, gilt es beide Seiten der Konsolidierung 
zu betrachten. Einerseits muss darauf geachtet werden, dass die IT-Budgets 
nicht weiter exponentiell steigen, sondern stagnieren oder sogar sinken. 
Aber viel entscheidender als eine Senkung des IT-Anteils am Gesamtbudget 
von „Pi mal Daumen“ von 7 Prozent auf 4 Prozent sollte doch eine Haushalts-
konsolidierung derart anvisiert werden, dass die restlichen 93 Prozent 
Betriebskosten durch die Gestaltung von besseren IT-Systemen absolut 
betrachtet auf Werte von 80 oder 70 Prozent im Verhältnis zur Ausgangs-
situation kommen. Dies erfordert andererseits Investitionen in bessere IT-
Systeme. In diesem Zusammenhang wird die Herausforderung weiter sicht-
bar, wie öffentliche Finanzen und Nachhaltigkeit miteinander verknüpft wer-
den können. Der Generationenvertrag und die hohen Ansprüche an Genera-
tionengerechtigkeit zwingen nicht nur zum Sparen, sondern auch zu In-
vestitionen zur Entlastung nachfolgender Generationen. Gerade die Demon-
strationen der Fridays for Future-Generation zwingen dazu, Nachhaltigkeit 
generationenübergreifend zu verstehen. Ulf Papenfuß hat mit den Public 
Corporate Governance Musterkodex für öffentliche Unternehmen41 dazu 
eine wertvolle Grundlage gelegt. Öffentliche Unternehmen sollten sich 
regelmäßig diesen Fragen stellen und nachhaltige Lösungen verfolgen. Aber 
auch die Politik wird beharrlich eine Aufgabenkritik durchführen, die Auf-
gabenerledigung hinterfragen und an ihren Wirkungen bemessen sowie 
Stellen- und Haushaltspläne laufend überprüfen wollen. Gerade mit Blick auf 
die technischen Möglichkeiten der Digitalisierung gilt es Stellenprofile 
weiterzuentwickeln und anzupassen. Der öffentliche Dienst bietet zwar 
sichere Stellen, aber diese werden sich in ihren Profilen weiterentwickeln 
müssen und zunehmend höhere Anforderungen an die Mitarbeiter stellen. 
Fort- und Weiterbildung sind daher in Zeiten der digitalen Transformation 

 
41  Public Corporate Governance Musterkodex: https://pcg-musterkodex.de.   
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wichtig. Schließlich dürfen die Menschen und Mitarbeiter bei einer nach-
haltigen Digitalisierung nicht vergessen werden. 

Dies führt zu Aspekten einer sozial nachhaltigen Digitalisierung von Staat 
und Verwaltung. Insbesondere die von Prof. Dirk Heckmann eingeforderte 
Gemeinwohlorientierung dank Digitalisierung muss einen ganz besonderen 
Platz erhalten. Dahinter verbirgt sich der Ansatz, digitale Lösungen auch am 
Gemeinwohl auszurichten und dabei nicht nur Mindestkriterien zu erfüllen, 
sondern gezielt die digitalen Potenziale für bestmögliche Umsetzungen aus-
zunutzen. Nutzer- und bürgerorientierte Entwicklungsansätze helfen dabei, 
angemessen auf die Anforderungen der Zielgruppen einzugehen und deren 
Erwartungen zu übertreffen. Für eine sozial nachhaltige Digitalisierung müs-
sen Nutzer- und Bürgerorientierung in Staat und Verwaltung von Anfang an 
Treiber der Entwicklung sein. Am Beispiel der Corona-Pandemie lässt sich 
durchaus beobachten, wie sich durch 100-prozentige Homeoffice-Konzepte 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie besser erreichen lässt, trotz aller 
Schwierigkeiten, die eine Pandemie für alle Beteiligten mit sich bringt. 
Solche Konzepte müssen nun weiterentwickelt werden, damit sie auch nach 
der Pandemie ihre Tragfähigkeit unter Beweis stellen können. Für die öffent-
liche Verwaltung bedeutet dies, dass die Ausbildungsprofile weiter zu ent-
wickeln sind. An der Zeppelin Universität in Friedrichshafen werden deswe-
gen neue Studiengänge entwickelt. Der Masterstudiengang Public Manage-
ment und Digitalisierung wird im Herbstsemester 2021 gelauncht. Zudem 
wird an einem Masterstudiengang zu Datenwissenschaften gearbeitet.  

Zum Abschluss muss aber auch auf eine ethisch nachhaltige Digitalisierung 
von Staat und Verwaltung eingegangen werden. Dazu ist auf die Ergebnisse 
der Datenethikkommission zu verweisen, die in ihrem Gutachten auf die 
Einhaltung der allgemeinen ethischen und rechtlichen Grundsätze bei der 
Digitalisierung von Staat und Verwaltung verwiesen hat: Die Würde des 
Menschen, Selbstbestimmung, Privatheit, Sicherheit, Demokratie, Gerech-
tigkeit und Solidarität, Rechtsstaatlichkeit und eben Nachhaltigkeit.42 Dies 
alles sind ganz zentrale Elemente, die bei der digitalen Transformation von 
Staat und Verwaltung von Anfang an mitgedacht werden müssen. In der Tat 
muss sichergestellt werden, dass auch neue staatliche IT-Systeme von An-
fang an ethisch nachhaltig konzipiert werden. So gab es in der Vergangen-
heit mehrfach staatliche IT-Systeme, die nach späterer Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichtes gegen geltendes Recht verstoßen haben und 
außer Betrieb genommen werden mussten. Insofern bedarf es auch Daten-
ethikkonzepte, die, wie das Ulmer Beispiel zeigt, auch Leitplanken für den 
angemessenen Umgang mit Datenbeständen durch staatliche Stellen 
legen.43 Dirk Heckmann fordert in diesem Zusammenhang die Wahrneh-
mung des staatlichen Schutzauftrags in Verbindung mit Offenheit ein, zu 

 
42  Vgl. Datenethikkommission 2019, S. 43 - 48.  
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dem sich der Staat in einem sich zunehmenden öffnenden Ökosystem auch 
bekennen muss. Darüber hinaus bedarf es auch ethischer Konzepte für den 
Einsatz von algorithmischen Systemen, also der Regulierung von IT-Syste-
men und künstlicher Intelligenz, um nicht die Fantasien eines Über-
wachungsstaates Realität werden zu lassen. 

Diese Ausführungen zeigen auf, welche breite Palette an Aufgaben noch 
durch jetzige und künftige Generationen zu bewältigen ist. Und es liegt nun 
an allen Beteiligten, daraus auch etwas Konstruktives zu machen. Die Open 
Government Partnership hat nach Open Response und Open Recovery nun 
zu einem Open Renewal aufgerufen.44 Staat und Verwaltung stehen in der 
Verantwortung, nach der Pandemie dieses Land und die Staaten in Europa 
und in der ganzen Welt substanziell nach vorne zu bringen. Dies ist eine 
historische Aufgabe, die in der Tat eine ganze Generation herausfordern 
wird und vieler Kräfte bedarf. Von Seiten der Wissenschaften der Verwal-
tungsinformatik und der Wirtschaftsinformatik können dazu viele wertvolle 
Impulse geliefert werden. Das TOGI Symposium 2021 soll dazu beitragen, 
Leitbilder zu konkretisieren, Ziele zu bestimmen, Strategien zu skizzieren und 
Methoden zu optimieren. Diese Aufgabe ist nur gemeinsam zu bewältigen.  

Literaturverzeichnis 

Bündnis 90/Die Grünen BW & CDU BW 2021: Bündnis 90/Die Grünen Baden-
Württemberg & Christlich-Demokratische Union Baden-Württemberg: Jetzt Für 
Morgen - Der Erneuerungsvertrag für Baden-Württemberg, Stuttgart 2021. Online: 
https://www.jetztfuermorgen.de/jetztfuermorgen.pdf.   

Datenethikkommission 2019: Datenethikkommission der Bundesregierung: 
Gutachten der Datenethikkommission, Datenethikkommission der Bundesregierung, 
Berlin 2019. Online:                                                                                                                
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/it-

digitalpolitik/gutachten-datenethikkommission.pdf?__blob=publicationFile&v=4.   

Etscheid/von Lucke/Stroh 2020: Etscheid, Jan; von Lucke, Jörn und Stroh, Felix: 
Künstliche Intelligenz in der öffentlichen Verwaltung, Digital-akademie@bw, 

Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg und 
Fraunhofer IAO, Stuttgart 2020. Online: http://publica.fraunhofer.de/documents/N-
577708.html und http://publica.fraunhofer.de/eprints/urn_nbn_de_0011-n-
5777085.pdf.  

Geiger et al. 2013: Geiger, Christian; von Lucke, Jörn; Raffl, Celina; Große, Katharina; 
Ramsauer, Katharina und Jandeisek, Isabel: Web 2.0 in bayerischen Kommunen, 

 
44  OGP 2021.  



39 
 

Deutsche Telekom Institute for Connected Cities, Innovationsstiftung Bayerische 
Kommune und Zeppelin Universität gemeinnützige GmbH, Friedrichshafen/Mün-

chen 2013. Online: https://www.bay-innovationsstiftung.de/projekte/einzelansicht-
projekte/web-20-in-bayerischen-kommunen.   

Gollasch 2020: Gollasch, Katja: Pandemie-Resilienz durch Open Government? in: 

Innovative Verwaltung, Heft 10/2020, Springer Gabler Verlag, Wiesbaden 2020, 
S. 22 - 24.  

Grünwald/Kehl 2020: Grünwald, Reinhard und Kehl, Christoph: Autonome Waffen-

systeme - Endbericht zum TA-Projekt, Institut für Technikfolgen-abschätzung und 
Systemanalyse (ITAS), Karlsruhe 2020.                                                                              
Online: https://publikationen.bibliothek.kit.edu/1000127160/94886769.   

Heinemann/Heckmann 2020: Heinemann, Stefan und Heckmann, Dirk: Blaupause: 
Whitepaper Corona Future Management - Die Corona-Warn-App als Rollenmodell für 
legitime und akzeptable Digitalisierungsstrategien? Medizinisch Wissenschaftliche 
Verlagsgesellschaft, Berlin 2020. Online: https://doi.org/10.32745/WCFM-3 und 

https://www.mwv-
berlin.de/_dlw.php?f=Heinemann_Corona_Warnapp_WCFM_MWV_2020.pdf.  

Klein 2021: Klein, Manfred: Organisationsversagen der Verwaltung beheben, E-
Government Computing, Heft 5, 22. Jahrgang, Vogel-IT-Verlag, Augsburg 2021, S. 1.  

von Lucke 2008: von Lucke, Jörn: Hochleistungsportale in der öffentlichen Verwal-

tung, Schriftenreihe Wirtschaftsinformatik, Band 55, Forschungs-bericht, zugleich 
Habilitationsschrift an der DHV Speyer, Josef Eul Verlag, Lohmar und Köln 2008.  

von Lucke 2010: von Lucke, Jörn: Open Government - Öffnung von Staat und 

Verwaltung - Gutachten für die Deutsche Telekom AG zur T-City Friedrichshafen, 
Stand: 09.05.2010, Deutsche Telekom Institute for Connected Cities, Zeppelin 
University gGmbH, Friedrichshafen 2010. Online:                                                             
 https://www.zu.de/institute/togi/assets/pdf/JvL-100509-Open_Government-V2.pdf.   

von Lucke 2012: von Lucke, Jörn: Open Government Collaboration - Offene Formen 
der Zusammenarbeit beim Regieren und Verwalten - Gutachten für die Deutsche 
Telekom AG zur T-City Friedrichshafen, Stand: 25.10.2012, Deutsche Telekom 

Institute for Connected Cities, Zeppelin Universität gemeinnützige GmbH, 
Friedrichshafen 2012. Online: https://www.zu.de/info-de/institute/togi/assets/pdf/JvL-
121025-OpenGovernmentCollaboration-V1.pdf.    

von Lucke 2016: von Lucke, Jörn: Deutschland auf dem Weg zum Smart Government 
– Was Staat und Verwaltung von der vierten industriellen Revolution, von 
Disruptionen, vom Internet der Dinge und dem Internet der Dienste zu erwarten 
haben, in: Verwaltung & Management, 22. Jahrgang, Heft 4, Nomos Verlag, Baden-



40 
 

Baden 2016, S. 171 - 186. Online: http://dx.doi.org/10.5771/0947-9856-2016-4-171 und 
http://www.nomos-elibrary.de/10.5771/0947-9856-2016-4-171.pdf.   

von Lucke 2020: von Lucke, Jörn: Wir brauchen mehr E-, Open und Smart Govern-
ment Online, in: Behörden Spiegel Newsletter, Ausgabe 1000, ProPress Verlag, Berlin 
und Bonn 2020, S. 11 - 12. ISSN 1867-1993. 

von Lucke 2021: von Lucke, Jörn: Die Wissenschaft Verwaltungsinformatik und das 
Onlinezugangsgesetz, in: Seckelmann, Margrit und Brunzel, Marco (Hrsg.): Handbuch 
Onlinezugangsgesetz - Potenziale - Synergien - Herausforderungen, Springer Verlag, 

Wiesbaden 2021, S. 119 - 143.                                                                                             
Online: https://www.springer.com/de/book/9783662623947 und                                     
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007%2F978-3-662-62395-4_6.pdf.    

von Lucke/Becker/Lübbert 2022: von Lucke, Jörn; Becker, Felix und Lübbert, Leoni: 
Datenethikkonzept der Zukunftsstadt Ulm, in: von Lucke, Jörn (Hrsg.): E-Government, 
Open Government und Smart Government, ePubli GmbH, Berlin 2022, S. 130 - 143. 

von Lucke et al. 2011: von Lucke, Jörn; Geiger, Christian; Hoose, Alexander und 
Schreiner, Mario: Open Budget 2.0 & Open Budget Data - Öffnung von Haushalts-
wesen und Haushaltsdaten - Gutachten für die Deutsche Telekom AG zur T-City 

Friedrichshafen, Stand: 24.10.2011, Deutsche Telekom Institute for Connected Cities, 
Zeppelin University gGmbH, Friedrichshafen 2011.                                                           
Online: https://www.zu.de/institute/togi/assets/pdf/TICC-111024-OpenBudget-V1.pdf.   

von Lucke/Geiger 2010: von Lucke, Jörn und Geiger, Christian: Open Government 
Data - Frei verfügbare Daten des öffentlichen Sektors, Gutachten für die Deutsche 
Telekom AG zur T-City Friedrichshafen, Stand: 03.12.2010, Deutsche Telekom 
Institute for Connected Cities, Zeppelin University gGmbH, Friedrichshafen 2010. 

Online: https://www.zu.de/institute/togi/assets/pdf/TICC-101203-
OpenGovernmentData-V1.pdf.  

von Lucke/Reinermann 2000: von Lucke, Jörn und Reinermann, Heinrich: Speyerer 

Definition von Electronic Government, Forschungsinstituts für öffentliche Verwal-
tung, Speyer 2000. Online: http://www.joernvonlucke.de/ruvii/Sp-EGov.pdf.   

Merkel 2020: Merkel, Angelika: Dies ist eine historische Aufgabe - und sie ist nur ge-

meinsam zu bewältigen, Ansprache der Bundeskanzlerin am 18.03.2020, Bundes-
kanzleramt, Berlin 2020.  

NNKR 2021: Nationaler Normenkontrollrat: Digitalisierung und Modernisierung der 

Verwaltung voranbringen, Bundeskanzleramt, Berlin 2021. Online: 
https://www.normenkontrollrat.bund.de/nkr-de/digitalisierung.   



41 
 

OGP 2021: Open Government Partnership: + Open Renewal Recocery Response, 
Open Government Partnership, Washington DC 2021. Online: 

https://www.opengovpartnership.org/campaigns/open-renewal.   

Raffl et al. 2013: Raffl, Celina; Geiger, Christian; von Lucke, Jörn; Große, Katharina; 
Ohrner, Katrin und van Dyck, Marc: Web 2.0 in der Stadt Ulm, Ergebnisse der Begleit-

forschung Februar 2013 – Dezember 2013, Zeppelin Universität gemeinnützige 
GmbH, Friedrichshafen 2013. Online:                                                                                 
https://www.zu.de/institute/togi/assets/pdf/TICC-131230-Endbericht-ulm20-
Begleitforschung.pdf.  

Seckelmann/Brunzel 2021: Seckelmann, Margrit und Brunzel, Marco (Hrsg.): 
Handbuch Onlinezugangsgesetz - Potenziale - Synergien - Herausforderungen, 
Springer Verlag, Wiesbaden 2021. Online:                                                                          

https://www.springer.com/de/book/9783662623947.   

Sorge/von Lucke/Spiecker 2020: Sorge, Christoph; von Lucke, Jörn und Indra 
Spiecker genannt Döhmann: Registermodernisierung - Datenschutzkonforme und 

umsetzbare Alternativen - Kurzanalyse zum Entwurf des Registermodernisierungs-
gesetzes, Friedrich Naumann Stiftung für die Freiheit, COMDOK GmbH, Berlin 2020. 
Online: 
https://shop.freiheit.org/download/P2@954/340152/A4_Gutachten%20Register%20M

odernisierung%20final.pdf.   

Stadt Ulm 2020: Stadt Ulm: Datenethikkonzept für die Stadt Ulm, Stadt Ulm 2020. 
Online: https://www.zukunftsstadt-ulm.de/sites/default/files/downloads/ulm-201008-

txt-datenethikkonzept-stadt-ulm-final.pdf.   

Verbraucherzentrale 2021: Netzwerk der Verbraucherzentralen in Deutschland: Was 

„luca“ anders macht als die Corona-Warn-App, Verbraucherzentrale NRW e. V., 
Düsseldorf 2021. Online: https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/digitale-
welt/apps-und-software/was-luca-anders-macht-als-die-coronawarnapp-57918.   

Wiss. Beirat BMWI 2021: Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für 
Wirtschaft: Digitalisierung in Deutschland – Lehren aus der Corona-Krise. Wissen-
schaftlicher Beirat des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, Berlin 2021. 
Online:                                                                                                                          

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-
Wissenschaftlicher-Beirat/gutachten-digitalisierung-in-
deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=4.   

Wissenschaftsrat 2021: Wissenschaftsrat: Impulse aus der COVID-19-Krise für die 
Weiterentwicklung des Wissenschaftssystems - Positionspapier, Wissenschaftsrat 
2021. Online: https://www.wissenschaftsrat.de/download/2021/8834-
21.pdf?__blob=publicationFile&v=15.   



42 
 

Digitalordnung im Spannungsfeld von 
Digitalsouveränität, Digitalautarkie  

und Digitalsicherheit 
 

Dieter Klumpp45  

 

1 Strategien zur Digitalisierung als Instrumente der Politik 

Zum Auftakt des zweiten COVID-Jahres 2021 fasst das deutsche Bundes-
kanzleramt mit der Datenstrategie der Bundesregierung eine „Innovations-
strategie für gesellschaftlichen Fortschritt und nachhaltiges Wachstum“ zu-
sammen: „Mit dieser Strategie wollen wir deshalb als Bundesregierung 
innovative und verantwortungsvolle Datenbereitstellung und Datennutzung 
insbesondere in Deutschland und Europa signifikant erhöhen – in der Wirt-
schaft, der Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und der Verwaltung. Gleich-
zeitig wollen wir auf Basis der europäischen Werte eine gerechte Teilhabe 
sichern, Datenmonopole verhindern und zugleich Datenmissbrauch konse-
quent begegnen.“46 

Mit der Datennutzung eng verbunden sind dabei immer auch Fragen des 
verantwortungsvollen Umgangs mit den Möglichkeiten und Risiken der sich 
stetig weiterentwickelnden Technologien der Datengenerierung, Daten-
sammlung und Datenauswertung. Es gilt also, die Chancen zu nutzen und 
zugleich grundlegende Werte, Rechte und Freiheiten unserer Gesellschaft zu 
wahren. So sollen datengestützte Innovationen und Dienste ermöglicht und 
gleichzeitig bei personenbezogenen Daten der hohe und weltweit ange-
sehene Datenschutzstandard Europas und Deutschlands gehalten werden. 

Diese Datenstrategie der Bundesregierung umfasst vier Handlungsfelder: 
„Erstens werden wir auf infrastruktureller Ebene die Datenbereitstellung ver-
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bessern und den Datenzugang sichern. Zweitens werden wir verantwor-
tungsvolle Datennutzung befördern und Innovationpotenziale heben. Drit-
tens wollen wir die Datenkompetenz erhöhen und eine neue Datenkultur in 
Deutschland etablieren. Viertens werden wir den Staat zum Vorreiter der 
neuen Datenkultur machen (…)“.47 Eine solche Vorreiterrolle des Staates 
wurde schon 2002 gefordert, wobei damals noch die ursprüngliche Be-
deutung des Vorreiters in der Wikipedia stand.48 Auch das Ziel nachhaltiges 
Wachstum und Wohlstand durch Datennutzung zu fördern knüpft durchaus 
an die letzten 20 Jahresziele an. In der aktuellen Datenstrategie der Bundes-
regierung zum Jahresbeginn 2021 werden die einzelnen Punkte der Digitali-
sierung mit den drei Fragen „Wo stehen wir?“ „Was wollen wir erreichen?“ 
„Wie wollen wir dies erreichen?“ sowie einer Skizze „Unsere wichtigsten 
Maßnahmen“ behandelt. Und weil solche Formulierungen nun wirklich 
nicht zum ersten Mal verwendet werden, bietet es sich an, hier mit einem 
analytischen Blick zurück nach vorn eine fünfte Frage zu stellen: „Wie wären 
die Fehler von damals beim neuen Anlauf zu vermeiden?“. 

2 Digitale Rathäuser und virtuelle Amtsstuben 2000 

Wer vor 20 Jahren nicht fest überzeugt war, dass am Standort Deutschland 
binnen weniger Jahre aus der weltweit gerühmten deutschen Verwaltung 
eine vorbildliche Digitalverwaltung entstehen werde, wurde im öffentlichen 
Diskurs unversehens randständig. Es schienen für das neue Jahrtausend nur 
noch gewisse Eingangsschwellen bei digitalen Rathäusern und virtuellen 
Amtsstuben beachtet werden zu müssen, um die Leitbilder für ein Electronic 
Government umzusetzen: „Kein ernsthafter Zweifel kann mehr bestehen, 
dass die Richtung der aktuell in Bund, Ländern und Gemeinden Deutsch-
lands eingeschlagenen Projektstrategien zu Electronic Government, zu den 
Bürgernetzen und zur Modernisierung der öffentlichen Dienstleistungen 
stimmt. Eine Konvergenz der Leitbilder ist deutlich feststellbar, es gibt keine 
adversären Schulen mehr.“49 Zweifelsohne waren solche Prognosen auch 
als selbsterfüllende Prophezeiungen (im Sinne von R.K. Merton) intendiert, 
um vorhandenen Projektionen wie einem allkontrollierenden Staat und einer 
unkontrollierbaren Privatwirtschaft ein positives Ziel entgegenzusetzen. 

Die Verwaltungswissenschaft hat dabei ihre zunächst vorwiegend akademi-
sche Vorreiterfunktion wahrgenommen. Hier ist zu nennen ist das innovative 
Cluster der Verwaltungsmodernisierung am Forschungsinstitut für öffent-
liche Verwaltung in Speyer um Heinrich Reinermann.50 Die Verwaltungs-
informatik hat durch Klaus Lenk ihre übereinstimmenden Analysen und For-

 
47  Bundeskanzleramt 2021, S. 8. 
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derungen in einem viel beachteten Memorandum51 vorgestellt. Das Bundes-
innenministerium hat im Dezember 1999 mit seinem Aktionsprogramm 
„Moderner Staat“ einen noch etwas ängstlichen ersten Schritt unternom-
men, dem aber 2000 vor allem im Rahmen der Initiative D21 (AG 2, Vorreiter-
rolle des Staates) weitere mutige Schritte folgten, die in den zwei Jahrzehn-
ten davor lange undenkbar gewesen wären. Besonders erfreulich ist die Tat-
sache, dass die innovationslähmende Gegnerschaft von Bund, Ländern und 
Kommunen aufgebrochen zu sein schien. Nach recht mühsamem Start 
kamen auch die Leitprojekte des Bundeswirtschaftsministeriums ins Laufen. 
Sie haben sich inzwischen (unter Beifall des begleitforschenden Berliner 
Difu)52 weitere Aufgaben gestellt, die „über die ursprüngliche Absicht, eine 
Infrastruktur der digitalen Signatur anzustoßen, vom Anspruch her weit 
hinaus gehen“.53 „Der ‚alte‘ Staat hat tatsächlich ausgedient, auch wenn der 
autoritäre Schoß immer wieder noch fruchtbar erscheint. Wenn etwa bei den 
neuen Herausforderungen einer vernetzten, internationalisierten und globa-
lisierten Internetökonomie54 anstatt eines modernen Policy-Managements 
althergebrachte Police-Action als Denkfigur zugrunde liegt, muss und wird 
eine fachliche Teilöffentlichkeit aus allen politischen Lagern reagieren müs-
sen. Cum grano salis [„Mit einem Korn Salz“] gilt dies auch für den Bereich 
des Electronic Government, wo (übrigens in allen Industrieländern) immer 
wieder nachgeordnete Einheiten zum Beispiel auf die sich verstärkende 
Transparenz des Regierungs- und Verwaltungshandelns mit arkaner Arro-
ganz oder gar Vernebelungstaktiken reagieren.“55  

Soweit lauteten also die aus heutiger Sicht durchaus bemerkenswert positi-
ven Prognosen. Klaus Lenk sah schon 1998 verpasste Reformchancen56 und 
fragte ebenfalls nach 20 Jahren: „Die Informationstechnik – ein ewig ruhen-
des Potential in der öffentlichen Verwaltung?“57 In der Verwaltungsinfor-
matik geht es Lenk folgend nicht primär darum, um jeden Preis Anwendun-
gen für auf den Markt gebrachte Technikinnovationen zu finden, sondern da-
rum, die IT für die Verwaltungsarbeit und allgemein das Staatshandeln und 
die Politik nutzbar zu machen. Verwaltungsinformatiker, die man mit der 
heutigen Struktur und Praxis der deutschen Digitalverwaltung konfrontiert, 
sind schlicht fassungslos. Schulte kommentiert dies in Golem.de 2020, „dass 
in deutschen Amtsstuben die Digitalisierung nur schleppend vorankommt. 
Das liege weniger an den IT-Abteilungen als an ihren fachfremden Kollegen. 
(…) Die Modernisierung der IT in Behörden sei unerwünscht.“58 In den 

 
51  Vgl. Lenk-Memorandum in: Lenk/Klumpp 2000. 
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54  Vgl. Zerdick et al. 1999: Begriff Internetökonomie heute Daten- oder Digitalökonomie. 
55  Klumpp 2001, S. 24. 
56  Lenk 1998. 
57  Lenk in Klumpp/Lenk/Koch 2014. 
58  Schulte 2020 
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zwanzig Jahren verdichtete sich der Eindruck einer immer enger wirkenden 
Rückbezüglichkeit bis hin zur kompletten Selbstreferentialität (Luhmann). 

2.1 Nur Stolpersteine auf dem richtigen Weg? 

Gesehen wurden in unseren Prognosen von 2001 lediglich Stolpersteine, die 
es beim Voranschreiten auf dem erkannt richtigen Weg zu beachten gelte. 
Wenn man diese Stolpersteine, sozusagen mit der Lesebrille von 2021, nach-
zuvollziehen versucht, wird frappierend deutlich, dass aus jedem Stolper-
stein in zwei Jahrzehnten veritable Mauerwerke entstanden sind. Hier sei nur 
ein Beispiel angeführt: Dass das deutsche Signaturgesetz (Beschluss des 
Bundestags vom 13. Juni 1997 und des Bundesrats vom 4. Juli 1997) welt-
weit das allererste Signaturgesetz war, wurde medial nirgends sonderlich 
herausgehoben. Deswegen kann es heute nicht überraschen, dass dieser 
Fakt nicht einmal in Wikipedia auftaucht. Vielmehr vermeldet der aktuelle 
Eintrag 2021: „Folgende Teile dieses Abschnitts scheinen seit 2017 nicht 
mehr aktuell zu sein: Signaturgesetz (SigG) seit 28.07.2017 aufgehoben. Bitte 
hilf mit, die fehlenden Informationen zu recherchieren und einzufügen.“59 
Nicht einmal die Wikipedia kann das Ausmaß des Unwissens angemessen 
darstellen. Niemand konnte sich vor zwanzig Jahren vorstellen, dass es 2020 
in Deutschland immer noch keine weit verbreitete, infrastrukturell abge-
sicherte ‚elektronische Unterschrift beziehungsweise digitale Signatur‘ gibt. 
Aber die digitale Signatur wurde durchaus als ein überwiegend aus Un-
wissen bestehender Stolperstein agnosziert. 

2.2 Stolperstein Unwissen 

Von zehn Akteuren, die mit der digitalen Signatur befasst sind, haben etwa 
neun noch nicht einmal eine ungefähre Vorstellung, was diese digitale 
Signatur eigentlich ist. Während Politiker und Verbandsakteure gerade den 
innovativen deutschen Beitrag einer zertifizierten Signatur bestenfalls für 
eine etwas überzogene bürokratische Lösung halten, die in Europa eh nicht 
durchzusetzen sei, glaubt die Wirtschaft fest daran, dass sich dahinter eine 
perfide Teufelei von alten Staatsbürokraten, unverbesserlichen Regulierern 
sowie geldgierigen Finanzministern verbirgt und fordert erst einmal eine 
breit gefächerte „Zuschusslandschaft“. Das Missverständnis bei den Politi-
kern und Ministerialen wird dazu führen, dass vor Einführung der zertifizier-
ten Signatur erst einmal ein paar Jahre die sogenannte qualifizierte Signatur 
ausprobiert wird. Das Missverständnis führt bei der Wirtschaft zu den soge-
nannten Akzeptanzproblemen und bei den Verwaltungsleuten zu phantasie-

 
59  Wikipedia: https://de.wikipedia.org/wiki/Signaturgesetz_(Deutschland). Eine Überarbeitung 

des Eintrags zum Signaturgesetz (Deutschland) erfolgte im Sommer 2021.  
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vollen und beeindruckenden Beispielen mit der Erkenntnis, dass es einfach 
prinzipiell nicht geht, dass also die Nachhaltigkeit nur im Verzicht liegt.60 

2.3 Stolperstein Finanzmittel 

Schon vor 20 Jahren klafften zwischen notwendigen und prognostizierten 
Kosten geradezu Größenordnungen, wobei von den Apologeten von E-
Government über E-Ministration bis zur Digitalverwaltung in EU-Ländern 
wie Deutschland und Frankreich jeweils der anderen Seite ein Milliardenvor-
sprung angedichtet wurde. „Alle Vorschläge der Experten aus Wissenschaft 
und Praxis zum Electronic Government beinhalten Zusatzkosten, deren Höhe 
wegen (politisch nicht korrekter) Unschicklichkeit nicht genannt werden darf. 
Während Frankreich und Japan Budgetbildungen bereits in der Größen-
ordnung von Milliarden (Euro, nicht nur Francs oder gar Yen) vornehmen, 
wurde in Deutschland der im Lenk-Memorandum genannte Betrag von „300-
500 Mio. Euro“ mit „300-500 Tsd. DM“ ins Erträgliche übersetzt, die „die 
Wissenschaft für weitere Projekte in den nächsten drei Jahren braucht.“61 
Nur an dieser Stelle sei unauffällig erwähnt, dass auch bei der Digitalverwal-
tung die Währungseinheit die Milliarde ist.  

Sogar die Chance für eine föderalismuswahrende Neustrukturierung wurde 
von Akteuren proklamiert: „Um ein flächendeckendes Electronic Govern-
ment innerhalb eines wettbewerbskonformen Zeitraums anzustoßen und 
sogar zu erreichen, sollte nach Auffassung einiger Experten (2001 in einer 
Unterarbeitsgruppe der Initiative D21) eine Overlayverwaltung aus Bund, 
Ländern und Gemeinden mit rund tausend Mitarbeitern (in sinnvoller Weise 
verteilt auf drei bis vier bundesländerübergreifende Regionen) aufgebaut 
werden, die für alle Administrationen die Konzepte zur Prozessreorgani-
sation, zur Fortbildung und zu den Vernetzungskonzepten erarbeitet und 
implementiert“. Diese ausgedachte Overlayverwaltung von 2001 wurde 
nach einem Jahr COVID-Pandemie de facto in entsprechenden Zuständig-
keitsrunden realisiert. Allerdings ist die Föderalismuswahrung zwischen 
Bund und Ländern heftig umstritten, wobei wie gewohnt die Bundesländer 
Bundeszahlungen in beliebiger Höhe nur ohne jegliche Bundesvorgaben 
akzeptieren wollen.  

2.4 Stolperstein Content 

Die Akzeptanz bei den Bürgern wurde nach zehn Jahren intensiver Diskus-
sion durchaus realistisch gesehen: „Dabei lässt sich mit hoher Sicherheit 
sagen, dass die einfache Übernahme heutiger bürokratischer Vorgänge in 
vernetzte Computer kein attraktiver Content ist, der von den Bürgern gerne 

 
60  Vgl. Klumpp 2001, S. 2. 
61  Klumpp 2001, S. 3. 
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akzeptiert wird. Einige kommunale Behördenportale haben deshalb auf ihre 
Portale durchaus nützliche Elemente wie zum Beispiel Presseschauen oder 
Einkaufsführer genommen und die Webmaster aalen sich genüsslich in den 
hohen Zugriffszahlen auf ihre Homepages und der Betreiber kann vom 
Gemeinderat mehr Budget bekommen. (…) „Aber der massenhafte Abruf 
von Einkaufsführern bringt mit beweisunwürdiger Evidenz das Electronic 
Government kein Stück weiter. Es ist ein gehöriges Stück Selbsttäuschung, 
wenn hier nicht bald professionelle Contentkonzepte entwickelt werden. 
Ohne attraktiven Content wird selbst ein geschenkter Multimedia-PC samt 
erfolgter Freizeit-Schulung nur eine Minderheit von Bürgern zu Netzbürgern 
machen.“62 

2.5 Stolperstein Verwaltungscharakteristika 

„Mit großem Eifer wird im Mainstream der Diskussion versucht, möglichst 
viele Elemente der marktwirtschaftlich bewährten Instrumente auf den Be-
reich der öffentlichen Dienstleistungen anzupassen. Das traditionell dage-
gen vorgebrachte Argument, Verwaltung sei aus den Staatsverfassungen 
abgeleitet. also eben allein schon wegen der Hoheitsakte eine Organisations-
form sui generis, ist nicht hinreichend. Es ist sehr leicht vorstellbar (und in 
den Geschichtsbüchern nachlesbar), dass man eine Bürgerorganisation in 
einer Demokratie sehr wohl auch als weitgehend private Dienstleistung 
darstellen kann.“63  

Der erstaunliche Denkfehler damals war die fehlende Erkenntnis, dass an 
einem Standort das Grundprinzip der Verwaltung nicht einem privaten 
Wettbewerb unterzogen werden kann: Es ist alternativlos wie zum Beispiel 
bei einer Straßenverkehrsordnung der Rechts- oder Linksverkehr, tertium 
non datur. Und um es schon einmal vorab aus heutiger Erkenntnis zu kon-
statieren: Ein solches Ordnungsprinzip lässt sich prinzipiell nicht parteipoli-
tisch (etwa: ein unterschiedlicher COVID-Abstand für links, rechts, Mitte?) 
interpretieren. Aber es war 2001 noch erstaunlich, dass Politiker dieses 
Leitbild vom ‚Bürger als Kunde‘ stramm einforderten, obwohl sie und nicht 
die Verwaltung bei Unzufriedenheit ihren Job riskierten. Viel passender wäre 
der Vergleich Bürger – Mitarbeiter. Kein Käufer eines Multimedia-PC käme 
auf die Idee, von seinem Händler, Hersteller oder Provider nun auch noch 
den Einführungskurs zu verlangen, zusätzlichen Energieverbrauch in Rech-
nung zu stellen oder sogar die benötigten Möbel gestellt zu bekommen. Kein 
Scherz: Nicht nur beim Deutschen Beamtenbund, sondern in fast jeder 
Betriebsvereinbarung wird die Tele-Heimarbeit64 sogleich (natürlich aus 
Datenschutzgründen) sogar mit der impliziten Forderung nach einem 

 
62  Klumpp 2001, S. 3. 
63  ebda. Auch hier wurden die Fähigkeiten privater Verwaltung völlig überschätzt. 
64  Teleheimarbeit ist ein alter Ausdruck für Home Office (‚deutsch klingt nicht innovativ‘) 
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abschließbaren Arbeitszimmer verbunden. Wenn man, um die Analogie 
weiter zu treiben, dem Bürger das Electronic Government sozusagen per 
unmittelbaren Zwang verpassen würde, käme es zu ähnlichen Auswüchsen 
im Anspruchsdenken. Auch eine ‚nächste Generation eines E-Govern-
ment“65 würde das nicht ertragen. Bürger reagieren wie Mitarbeiter eines 
Unternehmens sehr berechenbar auf Anweisungen ‚von oben‘. Dagegen 
wird vor 20 Jahren aus verständlichen Gründen auf ‚Freiwilligkeit‘ gesetzt. 
Um wiederum nur einen Blick ins heutige 2021 zu werfen: Die Vorschrift 
eines abschließbaren Zimmers in der Lehrerwohnung (mitsamt der absurd 
klingenden Notwendigkeit der Vertraulichkeit von Schülernoten gegenüber 
den Mitbewohnern des Lehrers) gilt noch heute. Diese wird aber in keiner 
Diskussion über ‚Home Schooling‘ angesichts der Pandemie auch nur 
erwähnt.  

2.6 Stolperstein Technik 

Erstaunlicherweise wurde schon die Laptopgeneration wegen Sicherheits-
problemen66 für ungeeignet gehalten: „Entgegen einer noch immer weit ver-
breiteten Auffassung ist der heutige und künftige Multimedia-PC für Electro-
nic Government nicht geeignet.“67 Dies ist vor allem aus prinzipiellen Daten-
sicherheitsproblemen (und damit auch aus Datenschutz- und Verbraucher-
schutzgesichtspunkten) heraus eine feststehende Tatsache, egal, ob man 
nun proprietäre Betriebssysteme wie Windows oder „Open Source“-Soft-
ware wie Linux einsetzt. Man muss davon ausgehen, dass der Serviceauf-
wand gerade bei den unbeliebten Transaktionen des Electronic Government 
ins Unendliche stiege. Es gibt keine ‚Einschreiben-Funktion‘ bei E-Mail, es 
gibt keine Garantien für die Dauerhaftigkeit68 elektronischer Speicher-
medien. Es gibt vor allem immer noch keine praktikable Möglichkeit, ‚viren-
sichere‘ und ‚zugriffssichere‘ Domänen auf Festplatten einzurichten. Schon 
die einfachsten Sicherungsinstrumente wie eine PIN sind nur mit Zusatz-
geräten verwendbar. Erst Jahre später rückte auch noch das Problem der 
Langzeitspeicherung in die Aufmerksamkeit, die in einer technischen Infra-
struktur nicht ohne Risiken ist und deren Risiken sich nicht auf die organi-
satorischen Lecks des nachlässigen Umgangs mit schutzwürdigen Daten 
gegenüber äußerlichen Angriffen beschränken.“69 

 
65  Lenk 2003, S. 253. 
66  Ersatzbegriff für ‚Problem‘ beziehungsweise ‚Risiko‘ ist seit den Nullerjahren ‚Heraus-

forderung‘ . 
67  Klumpp 2001, S. 5; noch schlimmer zehn Jahre später mit der Smartphone-Generation. 
68  Vgl. Langzeitspeicherung bei Coy 2011. 
69  Coy 2011. 
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2.7 Blick zurück nach vorn 

Diese fünf Punkte sind nur einige aus einer Vielzahl von Erkenntnissen aus-
gewählte Beispiele, die impulsgebend zeigen sollen, dass jedes Ausruhen 
auf vermeintlich sicheren Ruhebänken am Rande des Weges zur Informa-
tionsgesellschaft sehr schnell Rückschritt bedeutet. Auch wenn diese 
geschilderten Missverständnisse und Probleme bedrohlich wirken mögen, 
so gibt es für sie doch Lösungen. Diese Lösungen sind allerdings nach Lage 
der Dinge nicht in einem Ruck zu erreichen. Es ist erforderlich, neue Anfor-
derungen an Organisation und Technik in einem Stufenplan zu fassen. Aber 
das darf nicht Abwarten heißen. Die Bürger müssen dort, wo immer mög-
lich, kontinuierlich ans Internet angeschlossen werden. Kein Hardware- oder 
Softwarehersteller dieser Welt wird ohne diese ‚Marktdrohung‘ von Millio-
nen Bürgern neue und teure Spezifikationen in Produkte umsetzen. Gerade 
in den Media@Komm-Projekten haben dies Wissenschaftler schmerzlich 
von den beteiligten Unternehmensvertretern lernen müssen. Diesen Prozess 
einer „permanenten Spezifikation“ zu organisieren, ist eine der herausra-
genden Aufgaben der informationsgesellschaftlichen Gemeinde aus Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft, die sich von einem Electronic 
Government bei sachlicher Abwägung einen großen Vorteil verspricht. Man 
kann zu hohe Eingangsschwellen auch abtragen, wenn sie denn stören. 

Man kann sich also den alltäglichen Hindernissen immer wieder aufs Neue 
stellen: „Dem überaus großen Themenspektrum ist geschuldet, dass viele 
Fragen noch ohne klare Antworten bleiben, eventuell sogar neue, ganz offe-
ne Fragen aufgeworfen werden. Wer sich hinsichtlich des Zustandekom-
mens eines geordneten Diskurses schon jahrzehntelang zu den unbeug-
samen gestaltungsorientierten Optimisten zählt, die frühe Fragen für besser 
halten als späte Antworten, muss wissen, dass allen frühen Fragern die Pro-
krastination gewiss ist. Die hoch ansteckende Prokrastination hat jedoch 
auch unsere ganze Gesellschaft immer mehr im Griff: Die nächste Konferenz, 
das nächste Geschäftsjahr, das nächste Haushaltsjahr, die nächste Wahl-
periode, die nächste Generation, das nächste Leitbild, die nächsten Medien, 
die nächste Dekade und die nächste Großwetterlage werden alle unsere 
Erwartungen ganz sicher erfüllen.“70 Kurz und schmerzlich ausgedrückt: Es 
ist nirgendwo gelungen, die notwendigen Mittel für einen breit angelegten 
Diskurs bereitzustellen. Miteinander sprechen kostet allem Anschein nach 
nichts, weshalb die zivilgesellschaftlichen Gruppen für ihre Arbeit vollkom-
men auf Spenden angewiesen sind, aber kaum Gelegenheit und vor allem 
die Mittel haben, auch untereinander die Arbeit zu koordinieren. Untere 
Ebenen der Ministerien in Bund und Ländern sagen hinter vorgehaltener 
Hand, dass es ihnen ebenso ginge. 

 
70  Klumpp 2014a. 
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3 Von der Medienpädagogik zur digitaler Souveränität? 

Eine permanente Erwartung galt immer und allerseits der Nutzerkompetenz. 
Diese gelte es mit allen nur denkbaren Mitteln zu steigern, damit der „tech-
nologische Fortschritt beherrschbar bleibt“, wie die ersten Formulierungen 
damals lauteten. Ganz früh entstanden Lehrpläne für alle Bildungsstufen für 
Medienpädagogik, Mediendidaktik und Medienkunde. Informationelle Kom-
petenz wurde in Ansätzen an verschiedenen Stellen des Schulsystems ge-
fördert und in einzelnen Jahrgangsstufen zum Teil auch in die Rahmenpläne 
verankert. Sie erhält durch die neuen Medien und die wachsende Informa-
tionsflut auch einen künftig ansteigenden Stellenwert. Schulische Medien-
erziehung muss daher noch stärker und ausdrücklicher in Lehrplänen und 
Rahmenrichtlinien verankert und systematisch vermittelt werden, um jedem 
Schüler und jeder Schülerin das notwendige „Rüstzeug“ für den eigen-
ständigen weiteren Erwerb von Medienkompetenz in die Hand zu geben. Die 
Medienthematik darf dabei nicht in erster Linie behandelt, sondern muss 
projektbezogen erarbeitet werden. (…) Breit angelegte Qualifizierungs-
offensiven für Lehrkräfte lagen meist regelmäßig im Zweijahresabstand auf 
den Schreibtischen. 

Nur weil im Rahmen von COVID-Lockdowns 2020 die mangelhafte Ausstat-
tung von Schulen und Familien heftig diskutiert wurde, sei in einem Exkurs 
an eine Initiative aus dem Jahr 1997 erinnert: „Dieser Standort könnte sich 
mit einer entsprechenden Strategie gleichsam in die Informationsgesell-
schaft hinein katapultieren. In Anlehnung von Schulen und Hochschulen ans 
Netz könnte dieses Aktionsprogramm „Qualifikation ans Netz“ heißen. Es 
wird erst seit kurzer Zeit von den Herausgebern des Jahrbuchs Telekommu-
nikation und Gesellschaft sowie mit dem Forum Soziale Technikgestaltung 
in einem Forum diskutiert. Ein denkbares innovationspolitisches Aktions-
programm „Qualifikation ans Netz“ (QAN) könnte als Szenario so aussehen: 
Der Arbeitgeber schenkt jedem seiner qualifizierten Tarifangestellten einen 
brandneuen PC mit Modem und installiertem Office-Paket. Dafür sind rund 
4.000 DM, also bei einem dreijährigen Leasingvertrag bei einem Leasing-
unternehmen unter 125 DM pro Monat anzusetzen. Der Arbeitgeber über-
nimmt zusätzlich für seine Angestellten Grundgebühr und Online-Kosten für 
140 Stunden pro Jahr, dies entspricht im Schnitt einer Online-Stunde pro 
Arbeitstag oder monatlichen Kosten von unter 125 DM. Das Geschenk wird 
steuerlich nicht als „geldwerte Leistung“, sondern als normale Betriebs-
ausgabe behandelt, genau wie die Online-Gebühren. Bei Rückgabe des ge-
schenkten PC nach drei Jahren erhält der Angestellte ein neues Modell ge-
schenkt, alles ist freiwillig und ohne Verpflichtung. „In der ersten Stufe des 
Programms „Qualifikation ans Netz“ wird also für die Betriebe lediglich der 
Online-Zugriff sowie die allgemeine PC-Fortbildung und PC-Übung ver-
lagert. Es entsteht keine Telearbeit, sondern lediglich eine Tele-Informa-
tionsarbeit, Tele-Grundfortbildungszeit und in gewissem Sinn eine Tele-
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Rüstzeit. Gewiss kann der Angestellte auch geeignete Arbeitsdokumente per 
Diskette zur Erhöhung der eigenen Zeitflexibilität nach Hause nehmen, aber 
dies geschieht freiwillig, verantwortungsbewusst und ohne Gruppen-
zwang.“71 Dieser Vorschlag fand die Unterstützung von HP und der BITKOM. 
Sie bekam über die Initiative D21 sogar das Votum des Bundeskanzlers Ger-
hard Schröder. Der Vorschlag wurde dennoch von den Finanzministerialen 
komplett abgelehnt, weil es eine Ausnahme der „geldwerten Leistung“ nicht 
geben darf.  

Unmittelbar danach kam speziell in Deutschland (mit den geringsten Zahlen 
des CEPIS-Computerführerscheins (ECDL™)) das Explikationsmuster der 
„kundigen jungen Leute“ auf, die sich auch ohne Ausbildung hinreichend 
Netzwissen aneignen würden. „Digital native’ is a term increasingly used in 
public discourse to describe the generations of young people who grow up 
surrounded by digital technologies. The term suggests that young people 
intuitively know how to use technology and hence have no need for digital 
education or training. This paper outlines the issues connected with this as-
sumption (…) is a dangerous fallacy. Young people do not inherently pos-
sess the skills for safe and effective use of technologies, and skills acquired 
informally are likely to be incomplete.“72 Vielmehr wird in der Bildungs-
planung das Berieselungsmedium Smartphone mit einem Lerninstrument 
verwechselt. „Schülerinnen und Schüler leiden in Zeiten von Homeschoo-
ling und Hybridunterricht unter Motivationsproblemen, so eine aktuelle 
Studie 2021. Der Knackpunkt liegt aber auch an fehlenden digitalen Konzep-
ten.“73 „Corona stellt die Schulen vor immense Herausforderungen. Schul-
schließungen, Wechsel- und Distanzunterricht: Über den richtigen Weg, wie 
Schulen ihren Bildungsauftrag in diesen Zeiten aufrechterhalten können, 
wird heftig diskutiert. Zudem legt die Pandemie die Defizite des Bildungs-
systems schonungslos offen. Von einem funktionierenden digitalen Unter-
richt können viele Schulen 2021 nur träumen. Es fehlt an digitaler Infrastruk-
tur, technischer Ausstattung, digitalen Lehr- und Lernkonzepten sowie 
entsprechend fortgebildeten Lehrerinnen und Lehrern.“74 

Mit dem hoffnungsvollen Titel ‚E-Government in Deutschland: Vom Abstieg 
zum Aufstieg‘ stellte 2015 das ÖFIT-Whitepaper75 Kosten und Nutzen von E-
Government für Bürger und Verwaltung mit zahlreichen Empfehlungen vor, 
konnte aber die mittlerweile durchgängige Forderung der Politik, der zufolge 
im E-Government alle Digitalisierungskosten zu Einsparungen führen sollen, 
auch nicht erfüllen. Der Nationale Normenkontrollrat76 ist ein beim Bundes-

 
71  alle Zitierungen vgl. Klumpp 1997. 
72  ICDL 2019, S. 1. 
73  Schüür-Langkau 2021, S. 1. 
74  Schüür-Langkau 2021, S. 2. 
75  ÖFIT 2015. 
76  Normenkontrollrat: http://www.normenkontrollrat.bund.de.  
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kanzleramt eingerichtetes unabhängiges Beratungs- und Kontrollgremium 
der Bundesregierung. Er sorgt dafür, dass bei gesetzlichen Regelungen die 
Folgekosten für Bürger, Unternehmen und Verwaltung deutlich und nach-
vollziehbar ausgewiesen werden. Diese Transparenz soll Entscheidungs-
trägern in Regierung und Parlament helfen, sich die Konsequenzen bewusst 
zu machen, bevor sie entscheiden. Ziel des Normenkontrollrats ist es, dass 
unnötige Bürokratie und gesetzliche Folgekosten begrenzt und abgebaut 
werden.  

Hochgerechnete Gesamtaufwände77 von rund 8,5 Milliarden EUR für die 
Digitalisierung der Top-60-Verwaltungsleistungen zeigen zwar ausgewogen 
ein relatives Einsparpotenzial für Nutzer mit 34,8 Prozent und Verwaltung 
mit 32,7 Prozent. Prozentzahlen sind aber leider keine Zahlungseinheit. Eine 
Verwaltung kann zwar 3 Milliarden EUR einsparen, aber es bleiben fast 6 
Milliarden EUR, die über den Haushalt finanziert und eben investiert werden 
müssen. Ein Haushaltsbeschluss beziffert nachlesbar die Kosten – für die 
damit angestrebten Einsparungen gibt es aber nicht einmal eine Excelspalte.  

Manche Meldungen muss man sogar mehrfach lesen, weil es so unglaublich 
klingt, also ob ein Tipp- oder Datumsfehler vorliegt: „Die Bundeskanzlerin 
und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben am 2. 
Dezember 2020 erstmals ein gemeinsames Arbeitsprogramm für Verwal-
tungsmodernisierung und Bürokratieabbau beschlossen.“78 Diese Erst-
maligkeit wird auch noch durch inhaltliche Überraschungen verstärkt. Zum 
Beschluss von Bund und Ländern erklärt Staatsminister Dr. Hendrik Hoppen-
stedt, Koordinator für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung: „Wir 
wollen bürgerfreundliche Verwaltungen in den Ländern und Kommunen 
stärken, indem die Erfordernisse der Verwaltungspraxis künftig bei der 
Rechtssetzung des Bundes vermehrt berücksichtigt werden“. Vermehrt 
berücksichtigte Erfordernisse der Verwaltungspraxis sind gewiss ein 
lohnenswertes Ziel auch für eine Digitalverwaltung.  

Die vielfältigen Varianten von Begriffen sind in unseren digitalen Zeiten 
allem Anschein nach nur noch für längere Wissenschaftsbeiträge bezieh-
ungsweise akademische Qualifikationsarbeiten unterscheidungsrelevant. 
Andererseits wird heute aber selbst im gekürzelten Schlagwortdesign eine 
Souveränität für die Nutzer gefordert, damit diese mit „Hass“ und „Fake“ in 
den gesellschaftlichen Medien mehr als nur zurechtkommen. Dabei wäre 
durchaus das neue Kompositum ‚Digitalsouveränität‘ angebracht. Der Be-
griff Souveränität wurde bislang überwiegend mit dem Auftreten oder dem 
Verhalten eines Menschen in Verbindung gebracht. Jetzt wird unter Souve-
ränität für die Nutzerinnen und Nutzer geradezu ein Digitalkönnen gefordert, 
das begnadeten Netzjournalisten zur Ehre gereichen würde. Solch umfas-

 
77  ÖFIT 2015, S. 21. 
78  BPA 2020. 
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sende Programmierkenntnisse und Umgangsroutinen fallen als Bildung und 
Ausbildung in die Zuständigkeit der Bundesländer, wo nunmehr schon seit 
40 Jahren Fächer wie Medienpädagogik, Medienkunde und weitere solche 
Fächer in nahezu permanenten Definitionsschleifen konzipiert werden, um 
zur beruflichen Qualifizierung all derer zu dienen, die später „mal etwas mit 
Digitalem machen“ wollen.  

Digitale Souveränität bezeichnet also im Allgemeinen die Möglichkeit eines 
Menschen, digitale Medien souverän nutzen zu können. Dies umfasst neben 
der individuellen Fähigkeit (Medienkompetenz) auch notwendige, äußere 
Rahmenbedingungen (wie etwa sichere Transportwege, geeignete Ange-
bote, regulatorische Maßnahmen), um einen souveränen Umgang mit digi-
talen Medien zu gewährleisten. Aber generell dient heute die Forderung 
nach Souveränität vor allem dazu, letztlich die Verantwortung ganz wesent-
lich auf das Individuum (Benutzer, User, Zuschauer, Konsument, Bürger) zu 
verlagern. Allerdings ist es fern jeder soziologischen Betrachtung, den 
Staatsbürger als Souverän auch gegenüber einem Computerprogramm 
oder einem Smartphone anzusehen. Es handelt sich hierbei um die in 
Wirtschaft und Politik gleichermaßen erprobte Schuldzuschreibung auf den 
Nutzer beziehungsweise Käufer. In der Tat ist ein älterer Laptopnutzer dafür 
selbst verantwortlich, bei einer Störung seine Enkel heranzuziehen oder eine 
Laptop-Service-Versicherung abzuschließen.  

Während das Digitalbuch (beziehungsweise eBook) auf vielen Festplatten als 
Ruhepol höchstens einen scrollenden Zugriff im Jahresabstand erfährt, sind 
die netzansässigen Digitalmedien hingegen für den täglichen Gebrauch 
erprobt, wie ihn Stefan Ullrich in Boulevard Digital als neue Form der Öffent-
lichkeit darstellt: „Die vermittelten Nachrichten sind kurz und zumeist tex-
tuell, was sie maschinell lesbar und für den menschlichen Geist schnell er-
fassbar machen. Tweets sind die Schlagzeilen der Informationsgesellschaft 
mit allen Vorteilen und Einschränkungen, die mit dieser Verkürzung einher-
gehen. Verkürzt ist hier jedoch nicht nur der Inhalt: Ohne Zwischenstation 
„kommt die Schlagzeile beim Abonnenten (Follower) an. Geradezu unheim-
lich verkürzt sind die Antwortzeiten, bereits Minuten später folgen Lob, Kri-
tik, Erwiderung oder Weiterleitung der Nachricht. In wenigen Stunden kann 
sich in der ‚Netzöffentlichkeit‘ ein Sturm der Entrüstung bilden und ebenso 
schnell wieder abflauen, oft verstärkt durch die Berichterstattung in den 
redaktionell betreuten Medien.“ Damit ist die in Verwaltung und Politik not-
wendige 24-7-Reagibilität nicht mehr möglich. 

Nur einen Vorgeschmack auf eine nur dem Augenblick geschuldete Öffent-
lichkeit gibt die in Zeitintervallen in Zeiten des Trumpismus wabernde unbe-
rechenbare Kurzöffentlichkeit. Weniger deutlich bewusst ist in Verwaltung 
und Politik die Ablösung des zahlenden Abonnenten durch den engagierten 
‚Follower‘. Noch werden die täglichen 200.000 FAZ-Schlagzeilen in der 
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Politik wertvoller eingeschätzt als Millionen Tweets. Aber wenn die letzte 
Zeitung eingestellt, das letzte Online-Abo gekündigt und der letzte Online-
Artikel mit einer Paywall blockiert ist, bleiben der Wahlbevölkerung nur die 
Social Media als Substitution. Wahlpolitiker sehen den Wert für professio-
nelle Talkshowkontakte. Öffentliche Bedienstete sehen den Wert von Fa-
milie, Nachbarn und Freunden. Eher angebracht als beim Computerwissen 
beziehungsweise Netzkönnen ist das Schlagwort Souveränität im ökono-
mischen Sektor.  

4 Digitalautarkie im ökonomischen Sektor 

Schon 2014 versuchten auch die Referenten der Konferenz ‚Überwiegend 
Neuland‘79 die Begrifflichkeiten zu ordnen: „Schlagworte wie die Erreichung 
einer „digitalen Souveränität“ (so Infrastrukturminister Alexander Dobrindt) 
sind für eine deutsche Bundesregierung als ebenso tapfer wie illusionär 
anzusehen. Auch das leidenschaftliche Plädoyer des damaligen EU-Parla-
mentspräsident Martin Schulz, es müsse eine soziale Bewegung „überdies 
durch eine kluge Wirtschaftspolitik sicherstellen, dass wir in Europa techno-
logischen Anschluss halten, damit wir aus der Abhängigkeit und Kontrolle 
der heutigen digitalen Großmächte befreit werden, unabhängig davon, ob 
es sich dabei um Nationalstaaten oder globale Konzerne handelt“,80 läuft ins 
Leere: Der „epochale Kampf“ 81 ist mit dem „Aufstampfen des Fußes“ (so 
der unvergessene Peter Glotz) nicht zu bestehen. Soziale Technikgestaltung 
ist für einen Standort in allen Sektoren schwierig, in denen ein Standort hin-
sichtlich des Netz- und Dienste-Designs nicht autonom oder wenigstens 
koalitionsfähig ist. Der Standort Deutschland hat heute keine Gestaltungs-
hoheit mehr, die Gewichte haben sich in mehr als zwanzig Jahren weltweit 
verschoben.“82  

„Die Chinesen reiben sich angesichts der Diskussion über digitale Souverä-
nität die Hände“, zitiert Monika Ermert den Völkerrechtler Wolfgang Klein-
wächter, „der für den Aufstieg des Begriffs auch international für digitale 
Selbstbestimmung gestritten habe, die auf das Volk abhebt und der konsta-
tiert: ‘aber wie das im Politiksprech so ist, man kriegt den ‚Souveränitäts‘-
Begriff nicht mehr weg‘.“83 Chancen bestehen für den Standort bei allem 
Souveränitätswunschdenken nur im EU-Maßstab. „Die Digitale Souveränität 
von Deutschland ist bedroht und in einigen Teilbereichen bereits verletzt: 
„(Angesichts) fehlender inländischer beziehungsweise europäischer An-
bieter kritischer Hardware und Software haben US-amerikanische Anbieter 

 
79  Klumpp/Lenk/Koch 2014. 
80  Schulz 2014. 
81  Zuboff 2014. 
82  Klumpp 2014b. 
83  Ermert 2021. 
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von Internet-Plattformen und im Internet-Retailgeschäft eine fast vollstän-
dige Monopolstellung oder marktbeherrschend hohe Marktanteile; dies hat 
Konsequenzen für die Verletzbarkeit von Datenströmen.“84 Für Matthias 
Kammer, Geschäftsführer GovDigital, „braucht es eine klare europäische 
Perspektive für die IT im öffentlichen Sektor“. Kammer plädiert für eine deut-
liche Stärkung des Wettbewerbs durch europäische Entwicklungen, um un-
abhängig zu werden: „Der Staat soll ein Interesse daran haben, unabhängige 
Schlüsseltechnologien und Entwicklungen europäischer Anbieter zu fördern 
und entsprechend zu privilegieren. Im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit 
bedarf es sowohl einer leistungsfähigen und sicheren IT-Infrastruktur als 
auch verbindlicher Kooperationen im öffentlichen Sektor.“85 Viele Möglich-
keiten hat die EU nicht mehr. Felix von Leitner als Hacker alter Schule schlägt 
im Sommer 2020 ganz konkret eine konzertierte Aufrüstung von Mozilla mit 
seinen Browsern als Gegengewicht zu Google vor. „Wir haben schon mehre-
re Züge völlig ohne Not abfahren lassen. Wenn wir jetzt nicht aufspringen, 
ist auch der letzte Zug abgefahren, und Europa wird in Zukunft keine Rolle 
mehr spielen außer als Markt für Produkte aus dem Ausland.“86 Jedoch gilt 
auch hier: Keine Milliarde EUR zeigt sich für diese Aufgabe nach sechs 
Monaten, nicht einmal hinter den Bundeshaushalts-Billionen. 

Es mehren sich jedoch seit Jahren auch in der Politik die Stimmen, die 
wenigstens die Abhängigkeiten von globalen Datenkonzernen reduzieren 
wollen. Der schleswig-holsteinische Digitalminister Jan Philipp Albrecht 
brachte es auf den Punkt: “Wir wollen die Souveränität über Gestaltungs-
fragen erreichen und flexibel bestimmen, wie die Verfahren aussehen und 
wie die Daten verarbeitet werden“.87 Eine deutlich größere Rolle werde die 
digitale Souveränität allein schon aus Sicherheitsinteressen spielen. Der 
Begriff Sicherheit nähert sich eher der Intention der Politikgestaltung als der 
Begriff der Souveränität. 

Es bietet sich an, zur Unterscheidung der verschiedenen Begriffe von Sou-
veränität den neuen Begriff ‚Digitalautarkie‘ zu verwenden. „In der heutigen 
Sprachverwendung wird der Begriff der Autarkie (als Zustand, in dem man 
keines anderen bedarf) primär im wirtschaftlichen Kontext gebraucht und 
bringt dabei zumeist die materielle und ökonomische Unabhängigkeit eines 
Einzelnen, einer Gruppe oder eines Staates zum Ausdruck. Unter letztge-
nanntem Aspekt beschreibt Autarkie einen Zustand der Selbstversorgung, in 
dem ein Land nicht mehr auf die Einfuhr oder die Ausfuhr von Waren ange-
wiesen ist sowie auf sämtliche auswärtige finanzielle Transaktionen verzich-
ten kann, in diesem Sinne also vollständige wirtschaftliche Selbständigkeit 
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erlangt hat“88 Auch eine solche Digitalautarkie wäre wichtiger Bestandteil 
einer überparteilich und interdisziplinär zu schaffenden Digitalordnung. 

5 Digitalsicherheit, Privatheitsschutz und Nutzerschutz 

Es wurde schon in den Nullerjahren deutlich, dass gesellschaftskonstituie-
rende Werte nicht nur „modernisiert“ oder gar nur „digitalisiert“ werden 
müssen, sondern dass die Werte neue anwendbare Schutzmechanismen 
brauchen. In der transdisziplinären Auseinandersetzung über Entwicklung 
und Gestaltung der Informationsgesellschaft zeichnete sich ab, dass die 
gesellschaftspolitische Aufgabe hinsichtlich der Topoi Datenschutz, Nutzer-
schutz, Verbraucherschutz, IT-Sicherheit, Verfügbarkeit, Robustheit und 
nicht zuletzt Privatheitsschutz hinsichtlich Architektur, Vertrauensbetrieb, 
Regulierung und Standardisierung aus der Tagesaktualität fiel. 

Mit den staatlicherseits zu Schützenden wäre Nutzerschutz (‚User Protec-
tion‘) auch hilfreich für das amerikanisch-deutsche Begrifflichkeitsproblem. 
(…) Bei allen Betrachtungen in Wissenschaft und Medien, aber auch ganz 
besonders in der Politik wird immer wieder erstaunt auf die Nutzer verwie-
sen, die offenbar nichts anderes im Sinn hätten, als den Datenkonzernen wie 
den Social-Media-Betreibern ihre allerhöchstpersönlichen Daten für völlig 
unbekannte Zwecke hinzuklicken beziehungsweise zuzuwischen, aber den 
Behörden sogar Daten verweigern, die sogar längst öffentlich verfügbar 
seien. Zugegeben gilt, dass die Behörden ihr schlechtes Image aus vornetz-
licher Zeit (als „Bürokraten“) in vollem Umfang in die Digitalzeit mitgenom-
men haben. „Dennoch hat man (…) ein wenig den Eindruck, dass die Behör-
den in einer fast utopischen Welt leben, wenn zum Beispiel immer wieder 
nach mehr Informiertheit/Transparenz geschrien wird. Transparenz ist im 
Datenschutz kein Allheilmittel.“ 89 BSI-Chef Arne Schönbohm betont zu 
Recht, dass „Informationssicherheit und Digitalisierung untrennbar zusam-
men gehören. Informationssicherheit ist die Voraussetzung einer erfolg-
reichen Digitalisierung“. Die Zuständigkeit jedoch formuliert er ebenso rea-
listisch: „Als Cyber-Sicherheitsbehörde des Bundes und Gestalter der siche-
ren Digitalisierung in Deutschland ist das BSI erster Ansprechpartner für die 
Behörden des Bundes. Auch Kommunen und Universitäten können im 
Einzelfall bei Bedarf unterstützt werden. Wir bieten zu allen Fragen der Infor-
mationssicherheit Beratung, Unterstützung und konkrete Hilfestellung an. 
Im Bund etwa setzen wir Mindeststandards um, die auch für Behörden 
anderer föderaler Ebenen Richtschnur und Anleitung sein können.“90 

 
88  Digitales Wörterbuch 2021. 
89  Datenschutz 2019. 
90  Benrath 2021. 
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In der Digitalhistorie findet sich zu 1987 im Archiv die frühe Forderung: 
„Datenschutz – mehr Licht im Datenschatten“. „Ein GAU der IT träfe die Wirt-
schaft, daher muss sie helfen, ihn zu verhindern! In der Diskussion über den 
Ausbau unserer Telekommunikationsnetze mit der Vision eines optoelektro-
nischen Universalnetzes geht es auch um das Themenfeld Datenschutz, 
Datensicherheit und Persönlichkeitsschutz. Eine Gesamtschau, die jurist-
ische, technische, wirtschaftliche und gesellschaftspolitische Aspekte um-
fassen sollte, liegt bis heute nicht vor. Modische Schlagworte wie Digitali-
sierung, ISDN und Glasfasernetz lösen bei Herstellern, Netzbetreibern und 
Technologiepolitikern aller Parteien Pawlow’sche Reflexe aus. Chancen wer-
den in kühnen Szenarien skizziert, wenngleich natürlich (!) die Risiken nicht 
übersehen, sondern „in den Griff bekommen“ werden müssen. Konträr dazu 
die Sicht der Datenschützer, der kritischen Sozialwissenschaftler und Gesell-
schaftspolitiker, die unter der Wirkung dieser Stichworte ebenso reflexartig 
das „digitale Denken“, den „Glasfaserstaat“ und den „entmündigten Men-
schen“ plastisch vorausmodellieren, ohne natürlich (!) die Chancen der 
Kommunikations- und Informationstechnik ganz außer Acht zu lassen.“ 91 

Tatsächlich wurde in den über vier Jahrzehnten seitdem als einziges Teil-
gebiet eines umfassenden E-Government im Gefolge der weltweiten Ent-
wicklung die staatliche Digitalüberwachung (mit Staatstrojanern und ande-
ren Instrumenten des ‚Predictive Policing‘) kontinuierlich vorangebracht. Der 
Bundesnachrichtendienst (BND) ist seit jeher die einzige deutsche Behörde, 
die die Telekommunikation „strategisch“, also ohne konkreten Anlass oder 
Verdacht, überwachen darf. Und das hat auch 2021 Zukunft, wobei es wohl 
auch zu einer bemerkenswerten Erklärung durch die Bundesregierung kam: 
„Verdecktes staatliches Hacking in Form der ‚Online-Durchsuchung‘ soll 
künftig in noch mehr Fällen erlaubt sein. Die Bundesregierung begründet die 
Erweiterung der hochumstrittenen Durchsuchung von Computern oder 
Smartphones mit Hilfe von Spionagesoftware damit, dass es einfach prak-
tisch sei.“92 Die Frage nach der Praktikabilität einer Verfassungsvorschrift ist 
damit für Juristen doch recht neuartig.  

Aber es gab 2020 auch für die führende Behörde klare verfassungsrechtliche 
Grenzen durch ein Urteil. Die Gesellschaft für Freiheitsrechte reichte 2018 
eine Verfassungsbeschwerde gegen die Ermächtigung des BND zur 
sogenannten Ausland-Ausland-Überwachung ein. Die Unterstützung durch 
den Deutschen Journalisten-Verband (DJV), der Deutschen Journalistinnen- 
und Journalisten-Union (dju), das Journalisten-Netzwerk n-ost, das netzwerk 
recherche (nr) und von Reporter ohne Grenzen (ROG) war hierbei offen-
kundig von hoher Relevanz. Ulf Buermeyer als Vorsitzender der Gesellschaft 
für Freiheitsrechte e. V. (GFF) sieht diese historische Entscheidung zum 
Schutz der Grundrechte getroffen. Dass deutsche Behörden auch im Ausland 
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an das Grundgesetz gebunden sind, stärkt die Menschenrechte weltweit er-
heblich und auch die Glaubwürdigkeit Deutschlands in der Welt.“93 Noch 
markanter sagt GFF-Verfahrensbevollmächtigter Rechtsanwalt Bijan Moini: 
„Das Urteil ist unmissverständlich: Der Gesetzgeber muss jetzt im BND-
Gesetz die neuen digitalen Formen der Überwachung einhegen, die Edward 
Snowden aufgedeckt hat. Damit werden der BND und seine Aktivitäten end-
lich in das Grundgesetz eingegliedert“. Er sieht diese als zentralen Punkte 
des BND-Urteils.94  

Und wieder steht heute eine Generation, ebenso wie die anderen Genera-
tionen in den Jahrzehnten davor, vor einer immer weitreichenderen Digitali-
sierung von staatsadministrativen Lebenswelten. Aus der Vergangenheit 
lernen heißt deswegen in erster Linie die Gründe für das Scheitern der 
früheren Ansätze zu analysieren, um den heutigen Gestaltungen dasselbe 
Fiasko in 2030 zu ersparen. Für netzpolitik.org bringt es Ingo Dachwitz auf 
den Punkt: „Datenlabore für Ministerien, Forschung zu Datentreuhändern, 
Bildungsoffensive für Datenkompetenz: Die neue Strategie der Bundesregie-
rung enthält viele gute Ansätze. Eine Vision aber, wie sie Daten in den Dienst 
von Gemeinwohl und Demokratie stellen kann, entwickelt sie nicht. (…) Statt 
sich weiter an der Frage festzubeißen, wie Unternehmen an mehr Daten von 
Bürger:innen kommen können, verschiebt sich mit diesem Papier der Fokus 
der Aufmerksamkeit. In der Datenstrategie geht es zwar auch noch um per-
sonenbezogene Daten, aber in erster Linie geht es darum, wie die Forschung 
verbessert werden kann, wie Unternehmen und andere Akteure zu Daten-
kooperationen gebracht werden können und wie der Staat im Umgang mit 
Daten fit gemacht wird.“95 

Ingo Dachwitz sieht in der Datenstrategie zwar „keine Vision von einer 
digitalen Zivilgesellschaft“, aber dennoch erkennt er aus seiner zivilgesell-
schaftlichen Perspektive einen „bemerkenswerten Paradigmenwechsel“. 
„Es klingt banal, aber man darf nicht vergessen: Das Papier stammt feder-
führend aus dem CDU-geführten Kanzleramt. Mit dem Wirtschafts-, dem 
Innen-, dem Infrastruktur- und dem Forschungsministerium halten die 
Unionsparteien vier der fünf netzpolitisch wichtigsten Ressorts der aktuellen 
Regierung. Und es ist noch nicht so lange her, dass Bundeskanzlerin Angela 
Merkel oder Digitalstaatsministerin Dorothee Bär zur Datenpolitik nicht viel 
anderes einfiel, als über bremsenden Datenschutz zu lästern und die 
Menschen aufzufordern, endlich freigiebiger mit ihren Daten zu werden.“96 
Auf die weiter bestehenden Spannungsfelder zwischen den Bundesmini-
sterien verweist Dachwitz: „Am Ende bleibt die Datenstrategie ein in erster 
Linie wirtschaftspolitisches Papier. Wenig überraschend ist, dass dabei ein 
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Widerspruch nicht thematisiert, der die deutsche Netzpolitik seit Jahren 
prägt: Mit dem Bundesinnenministerium ist das gleiche Ministerium für die 
Sicherheit der Dateninfrastrukturen zuständig, das diese mit Geheim-
diensten und staatlichem Hacking fortlaufend untergräbt. Vertrauen schafft 
man so nicht.“97 Und es ist auch genau dieser Vielzahl der Entwicklungen 
und Konzepte geschuldet, dass der Begriff „Open Government“ nicht ganz 
so einfach zu fassen ist. Jeder kann und jeder will etwas anderes darunter 
verstehen. (…) wie auch bei offenen Daten (Open Data), offene Verwaltungs-
daten (Open Government Data), offenem Wissen (Open Knowledge), offener 
Innovation (Open Innovation), dem freien Zugang zu wissenschaftlichen 
Werken (Open Access), offenen Bildungsangeboten (Open Education) und 
offener Staatskunst (Open Statecraft).98 Ein Faktor dabei ist die Sprache: 
„Open“ konnotiert im Deutschen und in vielen anderen Sprachen eben nicht 
mit „sicher“, obwohl es in der Informatik genau dies ausdrücken soll. Auch 
hierbei täte Standardisierung Not. 

6 EU-Digitalordnung – Die Richtung stimmt!  

Eine „Digitalordnung für Europa“ sollte mit europäischem Vorzeichen über-
parteilich, interessenübergreifend und mit allen demokratischen Gruppen 
zeitnah erarbeitet sowie kontinuierlich in die nationalen wie europäischen 
Digitalagenden eingebracht und wechselseitig abgestimmt werden. 
Zweifelsohne sind die politischen Parteien, die Wirtschaftsverbände, die 
Gewerkschaften und die gesellschaftlichen Gruppen in all diesen Akteurs-
kreisen wiederum als Schnittmenge zu finden. In der Konsequenz bedeutet 
dies, dass die Digitalisierung unabdingbar eine Querschnittsfunktion zwi-
schen klassischen Politikfeldern im Sinne einer gemeinsamen Ordnungs-
politik darstellt. Dies wiederum bedeutet, dass hinsichtlich der Digitali-
sierung parteipolitisch zugespitzte Pro-Kontra-Positionen, eine klassische 
Rollenverteilung Regierung-Opposition oder ein mitgliederorientierter Ver-
bändekampf weniger geeignet beziehungsweise überhaupt nicht möglich 
sind.  

In der Privatwirtschaft implizieren systeminhärente Ziele wie Gewinnorien-
tierung und Kapitalrückflusserfordernis aus Markterlösen das stark zu Oligo-
polen und Monopolen tendierende Konkurrenzprinzip. Freiwillige Selbst-
verpflichtungen – etwa durch Stakeholder einer Branche – können lediglich 
temporär für bestimmte größere Aufgaben wie das Vermeiden ruinöser 
Konkurrenz wirksam werden. Bei Infrastrukturen als Teil der Daseinsvor-
sorge kamen Neuaufteilungen als öffentlich-private Partnerschaften ins Lau-
fen. Die Digitalisierung hat in den letzten vier Dekaden eine exponentielle 
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Beschleunigung unter anderem der Kapitalrückflussmöglichkeiten bewirkt. 
In der globalisierten Digitalökonomie entstanden Oligopole und Quasi-
Monopole (wie andererseits Investitionsblasen) oft schneller, als die mittel-
fristige Aufgabenplanung von makroökonomischer Forschung und zustän-
digen legitimen Gremien einsetzen konnte.  

Marktradikale Ansätze und Praktiken verursachen im anhaltenden Regu-
lierungsdefizit unberechenbare Folgeschäden. Zwar können dominante 
beziehungsweise dominierte Staatswirtschaften den Marktmechanismus so 
lange außer Kraft setzen, wie sie bei Nichterreichung von Versorgungszielen 
hinreichend undemokratische Mechanismen und populistische Ideologien 
gegen die Bevölkerungsmehrheit einsetzen. Unter Aufrechterhaltung demo-
kratischer Robustheit jedoch schafft nur ein kartellrechtlich modernisierter 
makroökonomischer Innovationsrahmen im Sinne einer gesellschaftlichen 
Selbstbindung die zeitstabile strukturelle Begrenzung von Monopolisie-
rungsfolgen wie den innovationslähmenden Monopolrenten oder auch den 
abhängigkeitsinduzierenden Technologiemonopolen. 

Auf der anderen Seite haben gerade auch die Vertreter der klassischen neo-
liberalen Schule der Marktwirtschaft neben dem Monopol auch dessen Anti-
poden, den ruinösen Wettbewerb und ebenso heftig die Nachtwächterrolle 
eines Laissez-faire, fundamentalkritisch bekämpft. Auch der Begriff Markt-
versagen war bei diesen klassischen Ökonomen eine klare Definition dessen, 
was der Markt prinzipiell nicht kann und nicht eine Fehlfunktion der Markt-
wirtschaft, wie der Begriff heute meist verwendet wird. Der über ein Jahr-
hundert währende Gegensatz hat nach dem Verschwinden des Kommunis-
mus auch die Bezeichnung Kapitalismus zum bloßen historischen Stichwort 
gerinnen lassen. Dass es auf der Plattform des Marktes weiterhin weltweit 
und noch auf lange Zeit hin sehr unterschiedliche Konstrukte gibt, ist leicht 
zu erkennen: Vom ungezügelten Kapitalismus, sprich: einem von Regeln 
oder gar demokratisch beschlossenen Marktordnungsgesetzen weitgehend 
freien Verhalten der Wirtschaftsakteure (also einer Libertinage) reichen diese 
bis hin zu einer flächendeckenden sozialen Marktwirtschaft mit allen einge-
bauten „Checks and Balances“ und kontrolliertem Einhalt festgelegter Rah-
menbedingungen.“99 

Jüngste Äußerungen auf der Bundesebene können durchaus als kompatibel 
mit Ordnungskategorien interpretiert werden. „Durch die Überarbeitung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen werden wir die Missbrauchs-
vorschriften im Kartellrecht durch das GWB-Digitalisierungsgesetz moderni-
sieren. Dazu gehört, den Missbrauch von Marktmacht insbesondere durch 
Online-Plattformen besser zu erfassen.“100 Auch das Bundesinnenministe-
rium drängt auf eine einheitliche Durchsetzung des Datenschutzrechts inner-
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halb der EU: „Auf europäischer Ebene sollte ein einheitliches Datenschutz-
verständnis entwickelt werden, damit Unternehmen, die in der EU tätig sind, 
ähnliche Bedingungen in den Ländern vorfinden. Dies gilt insbesondere im 
Hinblick auf die Durchsetzung des Datenschutzrechts.“101  

Eine „Europäische Digitalordnung“ sollte mit europäischem Vorzeichen 
überparteilich, interessenübergreifend und mit allen demokratischen Grup-
pen zeitnah erarbeitet sowie kontinuierlich in die nationalen wie europä-
ischen Digitalagenden eingebracht und wechselseitig abgestimmt werden. 
Wichtig ist bei einem überparteilichen und interdisziplinären Ansatz, dass es 
keine einzelnen Namen von Autoren beziehungsweise Organisationen trägt 
und damit die jeweils gewohnten Widersprecher reizt. Und wer diesen Auf-
satz ganz gelesen hat, kann schon folgern, dass nicht einmal ein Mäzen die 
nicht unbeträchtlichen Mittel dafür geben kann.  
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1 Einleitung 

Der öffentliche Sektor steht vor enormen Herausforderungen im Kontext der 
Digitalisierung. Nicht nur Staat, Städte und Verwaltung sind davon betrof-
fen, sondern auch öffentliche Unternehmen. Aufgrund der hohen Anzahl 
öffentlicher Unternehmen und ihrer Aufgaben ist eine integrierte Steuerung 
von Verwaltung und öffentlichen Unternehmen in Gebietskörperschaften 
insbesondere auch im Politikfeld der digitalen Transformation erforderlich 
und nützlich. Hier gilt es, wie der „Call for Paper“ für dieses Symposium 
formuliert, die „noch offenen Hausaufgaben der vergangenen Jahrzehnte“ 
anforderungsgerecht und zukunftsweisend anzugehen. Die COVID-19 Pan-
demie hat schonungslos Bedarfe und Achillesfersen in öffentlichen Ver-
waltungen und öffentlichen Unternehmen, folgend zusammenfassend als 
öffentliche Organisationen bezeichnet, offengelegt. Dies wird mittlerweile 
auch in der breiten Öffentlichkeit in den Medien problematisiert, was sich 
zum Beispiel in Schlagzeilen ausdrückt wie: „Wir sind technisch kurz hinter 
der Karteikarte.“102 

Ob die COVID-19 Pandemie für die Zukunft als Chance für die Digitalisierung 
genutzt werden kann, wird neben anderen Aspekten maßgeblich davon be-
einflusst, ob öffentliche Organisationen und die Public Management 
beziehungsweise verwaltungswissenschaftliche Forschung die teilweise 
wahrgenommene Lücke zwischen Wissenschaft und Praxis schließen 
können. Wie in vielen anderen Bereichen ist empirisch feststellbar, dass 

 
102  Vgl. Tagesspiegel 2020. Online: https://www.tagesspiegel.de/berlin/berliner-verwaltung-

mangelhaft-digitalisiert-wir-sind-technisch-kurz-hinter-der-karteikarte/25717260.html.  
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öffentliche Organisationen in der Praxis wissenschaftlich gewonnene Er-
kenntnisse nicht nutzen, obwohl die Forschung deren konkrete Auswirkun-
gen auf praxisrelevante Problemstellungen gezeigt hat.103  

Im Kontext einer nachhaltigen Digitalisierung von öffentlichen Organisatio-
nen ist die Nutzung und Umsetzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
in der Praxis besonders relevant. Denk- beziehungsweise Handlungsweisen 
in öffentlichen Organisationen sind zum Teil mehr auf eine stabile Aufgaben-
erfüllung als auf Innovation ausgerichtet, was sich nicht zuletzt auch in den 
vorherrschenden Werten, Kompetenzschwerpunkten und Ausbildungs-
ansätzen widerspiegelt.104  

Indes gibt es einige Akteursgruppen – wie das „The Open Government 
Institute“ (TOGI),105 welches mit diesem Tagungsband und dem zu Grunde 
liegenden Symposium danach strebt, Wissenschaft und Praxis zu verbinden. 
Zudem gibt es in der verwaltungswissenschaftlichen beziehungsweise 
Public Management Literatur Ansätze, wie diese den Transfer in die Praxis 
im Sinne einer designorientierten Disziplin stärken kann.106 Allerdings ist 
feststellbar, dass es häufig noch an Denk- und Handlungsweisen in 
öffentlichen Organisationen fehlt, die Innovationen zur Gestaltung einer 
nachhaltigen Digitalisierung ermöglichen und fördern.  

Hier sind insbesondere die Ausprägungen von Fähigkeiten und einer Kultur 
des experimentellen Handelns erforderlich und nützlich. Unter experimen-
teller Denk- und Handlungsweise wird dabei nicht ein „bloßes Ausprobie-
ren“ verstanden. Vielmehr können richtig ausgeführte experimentelle 
Herangehensweisen wertvolle Entscheidungsgrundlagen für öffentliche Or-
ganisationen liefern. Dies wird beispielsweise auch in der Medizinforschung 
zur Prüfung von Medikamenten angewendet.107 Übergreifend werden Expe-
rimentierfähigkeit und -freudigkeit als ein zentraler Erfolgsfaktor betont.108  

Gerade in der Diskussion um nachhaltige Digitalisierung ist es erforderlich, 
die institutionellen Arrangements der öffentlichen Aufgabenerfüllung ganz-
heitlicher und stärker zu berücksichtigen. Das kann substanzielle Beiträge 
dazu leisten, die großen Herausforderungen bei der digitalen Transforma-
tion anforderungsgerecht zu bewältigen. In Deutschland gibt es derzeit rund 
18.500 öffentliche Unternehmen, die wichtige Aufgaben der Daseinsvor-
sorge und im Feld kritischer Infrastruktur übernehmen. Auf kommunaler 
Ebene sind rund die Hälfte der öffentlich Beschäftigten nicht in der Kommu-
nalverwaltung, sondern in kommunalen Unternehmen tätig. Über 50 Pro-

 
103  Rynes et al. 2017, Sutton/Pfeffer 2000. 
104  Schröter/Röber 2015. 
105 von Lucke 2016 und von Lucke 2018.  
106  Barzelay 2019.  
107  Baekgaard et al. 2015; Hauser et al. 2017.  
108 Weibel et al. 2018. 
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zent der Investitionen der öffentlichen Hand erfolgen über öffentliche Unter-
nehmen.109 Im Kontext nachhaltiger Digitalisierung, digitaler Transformation 
und Smart City beziehungsweise Smart Government ist eine integrierte 
Steuerung von Verwaltungen und öffentlichen Unternehmen in Gebiets-
körperschaften zur Realisierung der formulierten Ziele und Lösung einiger 
Problemstellungen notwendig und chancenreich. Dabei ist eine systema-
tische Integration öffentlicher Unternehmen in allen Phasen des Policy Zyk-
lus erforderlich.110 Ein Beispiel sind in einem entsprechenden Rahmen adä-
quat gesteuerte Kompetenzstellen für Digitalisierung als Shared Service 
Center in einem öffentlichen Unternehmen einer Gebietskörperschaft oder 
sogenannter Digitalunternehmen mit der öffentlichen Hand als alleinigem 
Gesellschafter.111 

Vor diesem Hintergrund greift der vorliegende konzeptionelle Beitrag diese 
besonders relevanten Zukunftsthemen auf. Das Ziel dieses Beitrags ist vor 
dem Hintergrund des Symposiums und des Tagungsbands zweiteilig: Zu-
nächst wird eine integrierte Steuerung von Verwaltung und öffentlichen 
Unternehmen als Schlüsselthema für die Gestaltung der digitalen Transfor-
mation dargestellt. Dann zeigt der Beitrag Perspektiven auf, inwiefern eine 
experimentelle Denk- und Handlungsweise im Kontext der nachhaltigen 
Digitalisierung im öffentlichen Sektor in Forschung und Praxis für die digi-
tale Transformation substanzielle Entwicklungsbeiträge im Sinne eines evi-
denzbasierten Public Managements leisten können.112 

2 Grundsachverhalte 

2.1 Evidenzbasiertes Management 

Evidenzbasiertes Management ist ein besonders relevantes Thema für For-
schung und Praxis der öffentlichen Organisationen.113 Evidenzbasiertes 
Management wird definiert als das Treffen von Managemententscheidun-
gen mit expliziter Nutzung wissenschaftlicher Methoden und empirischer 
Befunde.114 Eine zentrale Forderung lautet, organisationales Handeln auf 
empirischer Evidenz zu begründen, nicht auf unsystematischen Erfahrungen 
oder persönlichen Vorlieben. Es geht darum herauszufinden, was die besten 
Informationen zur Lösung einer Problemstellung sind und wie man diese in 
Entscheidungen anwendungs- und kontextbezogen nutzen kann.115 Das im-

 
109  Statistisches Bundesamt 2019. 
110  Papenfuß 2019, Bryson/George 2020, Scharpf 1973, Jann/Wegrich 2007. 
111  Clarke 2020, Papenfuß 2019. 
112  Eden 2017, Wulff/Villadsen 2019. 
113  Keppeler/Papenfuß 2020a; Brodbeck 2008, Kuckertz 2012, Pfeffer/Sutton 2006. 
114  Brodbeck 2008, Kuckertz 2012, Pfeffer/Sutton 2006.  
115  Weibel et al. 2018.  
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pliziert einen bewussten Verzicht auf individuelle Meinungen hin zu mehr 
Objektivität. Leitfragen sind „Welche Evidenz gibt es?“ („What is the evi-
dence?“) statt „Wer sagt das?” („Who says so?“).  

Zentrale Instrumente für ein evidenzbasiertes Management sind systema-
tische Literaturüberblicke und Metaanalysen zu wissenschaftlichen Studien. 
Daneben sind in Zeiten der sogenannten lernenden Organisationen Experi-
mente nach wissenschaftlichen Maßstäben ein übergreifend wesentliches 
Werkzeug (siehe ausführlich dazu Abschnitt 4). Digitale Programme wie 
Apps und soziale Netzwerke haben die strategische Nutzung von Daten 
beziehungsweise experimentellem Vorgehen wesentlich vereinfacht. Die 
Wissenschaft kann öffentliche Organisationen hier mit der Expertise und 
dem theoretischen Verständnis von Fragestellungen ebenso unterstützen 
wie mit methodischer beziehungsweise statistischer Expertise beim kon-
kreten Durchführen empirischer Tests.116  

Im Organisationsalltag ist evidenzbasiertes Management auch eine Kultur-
frage. Neugierde und Reflexion zu den tatsächlichen Effekten von Maßnah-
men müssen gefordert und gefördert werden. Das beginnt im Praxisalltag 
zum Beispiel damit, in Besprechungen konsequent die Fakten als Belege für 
Behauptungen einzufordern. Formuliert man daraus Anforderungen für 
Verantwortliche in der Praxis, sind drei Aspekte hervorzuheben: 

| Evidenz für das Problem: Herausforderungen, wie zum Beispiel eine 
abnehmende Anzahl an Bewerbungen im Nachwuchskräftebereich, 
kann man mit wissenschaftlichen Erkenntnissen angehen. Wie auch in 
technischen Studiengängen häufig praktiziert, könnten Kooperationen 
mit Universitäten oder bei studentischen Abschlussarbeiten handlungs-
nützliche Evidenz generieren. 

| Experimentelle Denk- und Handlungsweise: Alle Führungsentschei-
dungen sind in der Regel mit Unsicherheiten belastet. Richtig ausgeführt 
können experimentelle Herangehensweisen wertvolle Entscheidungs-
grundlagen liefern. 

| Persönliche Einstellung hinterfragen: Bei Führungsentscheidungen ver-
schwimmen häufig die Grenzen des eigenen Wissens mit eigenen 
Einstellungen. Verantwortliche unterliegen häufig, zum Beispiel bei der 
Personalauswahl, impliziten, verzerrten Wahrnehmungen. Sich diese 
verzerrten Wahrnehmungen und implizite Voreingenommenheit be-
wusst zu machen und Reflexionsschleifen mit anderen Personen sind 
hier erforderlich und nützlich. 

 
116  Hauser et al. 2017.  
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2.2 Nachhaltige Digitalisierung 

Die Digitalisierung erfasst alle Bereiche der Gesellschaft und bewirkt Verän-
derungen in Politik, Verwaltung und öffentlichen Unternehmen. Aus den 
unterschiedlichen organisationalen Kontexten erwachsen verschiedene 
Anforderungen und die öffentlichen Organisationen sind bei der Bewälti-
gung der damit verbundenen Herausforderungen autonom. Deshalb ist die 
Heterogenität groß und eine differenzierte Betrachtung der Digitalisierung 
im öffentlichen Sektor erforderlich.117 Neben vielen weiteren Aspekten stel-
len sich Fragen, wie sie auch der Call for Paper für dieses Symposium for-
muliert, nach einem sachgerechten Ordnungsrahmen für die Erzeugung und 
Verwendung von Informationen des öffentlichen Sektors, nach den Chancen 
und Risiken von Kooperationen des öffentlichen und privaten Sektors in 
diesem Kontext sowie nach dem Steuerungsmodell des digitalen Staats. 

Digitalisierung wird definiert als „Entwicklungsprozess, in dem gesellschaft-
liche Vorgänge auf digitale Kommunikation und Informationsvermittlung so-
wie auf die Nutzung digitalen Medien umgestellt werden und dadurch zu-
nehmend automatisiert und autonomisiert erfolgen.“118 Im öffentlichen Sek-
tor fällt darunter in der Regel Staats- und Verwaltungshandeln, das digitale 
Technologien nutzt. Dabei bewegt sich Digitalisierung auf einem Kontinuum 
zwischen der Nutzung digitaler Plattformen bei der Bereitstellung öffent-
licher Dienstleistungen oder der elektronischen Aktenführung und der digi-
talen Transformation. Letztgenannte stellt eine Disruption dar, durch die sich 
sowohl Prozesse als auch der Output strukturell verändern.119 Gleichzeitig 
bietet Digitalisierung die Chance, evidenzbasiertes Management im Sinne 
eines datenbasierten Managements in Staat und Verwaltung zu verankern. 

Nachhaltigkeit umfasst nach vorherrschendem Verständnis die gleich-
berechtigte und integrierte Betrachtung der drei Dimensionen ökonomisch, 
sozial und ökologisch, die sich unter anderem auch in den Zielen für nach-
haltige Entwicklung der Vereinten Nationen widerspiegeln.120 Nachhaltige 
Digitalisierung heißt bei allen Entscheidungen zu Digitalisierung die drei 
Nachhaltigkeitsdimensionen integriert und gleichberechtigt mitzudenken. 
Digitalisierung wird in diesem Zusammenhang als übergreifender Wandel 
verstanden, der einer aktiven Gestaltung bedarf, um die formulierten Ziele 
erreichen zu können. 23F23F23FVor diesem Hintergrund müssen Staat und Verwaltung 
unterschiedliche Funktionen erfüllen. Sie müssen einerseits in ihrer regulie-
renden Rolle sicherstellen, dass sich die Digitalisierung in allen Bereichen 
der Gesellschaft nachhaltig und zum Wohle der Allgemeinheit vollzieht. Hier-
für gilt es beispielsweise, eine Monopolisierung und den wirtschaftlichen 

 
117  von Lucke 2018.  
118  Klenk et al. 2020, S. 6. 
119  von Lucke 2016 und 2018. 
120  Vereinte Nationen 2020.  
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wie politischen Missbrauch digitaler Technologien zu verhindern sowie die 
Gewinnung und (Wieder-)Verwertung notwendiger Ressourcen ökologisch 
verträglich zu gestalten. Andererseits müssen öffentliche Organisationen im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung eigene Ziele formulieren, umsetzen und 
hierbei Chancen und Risiken der Digitalisierung berücksichtigen. 

3 Integrierte Steuerung von Verwaltung und öffentlichen 
Unternehmen als Schlüsselthema für die Gestaltung der 
digitalen Transformation 

Wie in der Einführung aufgezeigt, verdeutlichen empirische Studien die 
Relevanz einer integrierten Steuerung von Verwaltungen und öffentlichen 
Unternehmen in Gebietskörperschaften. Auf der kommunalen Ebene besitzt 
das Thema aufgrund der Anzahl und Art von öffentlichen Unternehmen noch 
höhere Bedeutung als auf anderen föderalen Ebenen, weshalb die Ausfüh-
rungen im Schwerpunkt auf Kommunen abstellen. Gleichwohl ist die The-
matik auch für Bund und Bundesländer bedeutsam, weshalb hier häufiger 
der Begriff Gebietskörperschaft zur Adressierung aller föderalen Ebenen ver-
wendet wird. 

Eine systematische Integration von öffentlichen Unternehmen in alle Phasen 
des Policy Zyklus ist erforderlich und nützlich, um die Herausforderungen 
bei der Staats- und Verwaltungsmodernisierung anforderungsgerecht be-
wältigen zu können.121 Insbesondere mit Blick auf die diskutierten Ziele der 
nachhaltigen Digitalisierung, der digitalen Transformation beziehungsweise 
Smart City und der integrierten Stadtentwicklung tritt hervor, dass es inte-
grierter Steuerungssätze zwischen öffentlichen Verwaltungen und Unter-
nehmen bedarf. Pointiert lässt sich formulieren: Smart Cities sind ohne 
smartes Beteiligungsmanagement und integrierte Steuerung von öffent-
lichen Verwaltungen und Unternehmen nicht anforderungsgerecht möglich. 
Nachhaltige Städte/Regionen und integrierte Stadtentwicklung erfordern 
integriert gedachte Steuerung von Verwaltungen und öffentlichen Unter-
nehmen. Integrierte Steuerung impliziert explizit keine Zentralisierung, viel-
fach geht es auch nur um Vermeidung von unnötiger Doppelarbeit und je-
weiliger Entwicklung in den Einzelbereichen durch Austausch von Erfah-
rungen und wirksamen Maßnahmen. 

Dies zeigt sich bei einer großen Themenanzahl, von denen hier lediglich 
einzelne Aspekte herausgegriffen werden. 

 
121  Papenfuß 2019, Bryson/George 2020, Scharpf 1973, Jann/Wegrich 2007; Klijn/Koppenjan 

2016. 
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Es bedarf kohärenter Digitalstrategien von der Gebietskörperschaft und 
öffentlichen Unternehmen im „Konzern“ und Netzwerk Gebietskörperschaft, 
die zur Optimierung der Digitalisierung und von digitalen Angeboten bei-
tragen. Ineffizienter Ressourceneinsatz im Gesamtkonzern beziehungsweise 
im Gesamtnetzwerk sollte dabei vermieden werden. Überaus bedeutend ist 
auch eine strategische Abstimmung bei Entwicklung von digitaler Daseins-
vorsorge und digitalen „Geschäftsmodellen“. 

Weitere strukturell wichtige und aktuelle Beispiele in den Anstrengungen um 
digitale Transformation und Smart City/Smart Government sind adäquat 
gesteuerte Zentralfunktionen mittels Kompetenz-Shared-Service-Centern 
für Digitalisierung in einem öffentlichen Unternehmen einer Gebietskörper-
schaft. Diese verfügen in einigen Bereichen über andere Möglichkeiten (zum 
Beispiel bei der Einstellung und Vergütung von hochqualifiziertem Personal) 
und können durch besondere Kompetenzbündelungen dazu beitragen, die 
Digitalisierung auch für die Kernverwaltung mit voranzubringen. Zuneh-
mend werden in verschiedenen Rechtsformen Digitalunternehmen mit der 
öffentlichen Hand als alleiniger Gesellschafterin etabliert. Diese bieten große 
Chancen, erfordern aber auch eine leistungsstarke Governance im Sinne der 
öffentlichen Hand. 

Im Zuge von Bestrebungen für Smart City und integrierte Stadtentwicklung 
ist in einer Gebietskörperschaft im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten 
ein sachgerechter Austausch von Daten beziehungsweise wechselseitiger 
Austausch über Datenauswertungen zentral. Erforderlich ist in jeder Gebiets-
körperschaft ein strategisches Informationssystem, in dem die für die Auf-
gabenerfüllung erforderlichen Daten von öffentlichen Unternehmen enthal-
ten sind. Ein wichtiger Teil eines übergreifenden strategischen Informations-
systems ist eine moderne Fachsoftware für Beteiligungssteuerung, die sämt-
liche Informationen zum Beteiligungsportfolio einer Gebietskörperschaft 
enthält; zum Beispiel sogenannte Data Warehouse Lösungen mit Benutzer-
oberflächen zur Entscheidungsvorbereitung für Führungskräfte. Die Daten-
banklösung muss einen verlässlichen Datenbestand sowohl für die Gebiets-
körperschaft als auch für die Beteiligungsunternehmen generieren („Single 
Point of Truth“), um alle für eine Smart City beziehungsweise ein Smart 
Government, integrierte Stadtentwicklung und Beteiligungssteuerung rele-
vanten Daten aus einer Hand zu erhalten.  

Alle Chief Digital Officer beziehungsweise die entsprechenden Funktions-
träger/-innen aus Kernverwaltung und öffentlichen Unternehmen müssen 
zur Realisierung der Anforderungen institutionell abgesichert regelmäßig zu 
einem Erfahrungsaustausch und zur gemeinsamen Entwicklung von 
Zukunftsperspektiven zusammentreffen. „Silos“ und „Silodenken“ können 
hierdurch institutionell stärker vermieden werden. 
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Ein zentrales Thema ist im Feld digitaler Transformation auch ein integrier-
tes Personalmanagement für Kernverwaltung und öffentliche Unternehmen 
durch die jeweilige Gebietskörperschaft. Um den Anforderungen gerecht 
werden zu können, ist künftig in jeder Gebietskörperschaft ein strategisch 
stimmig ausgerichtetes Personalinformationssystem („Human Resource 
Information System“) erforderlich. Dieses enthält für alle Organisations-
einheiten im Konzern Gebietskörperschaft die für ein modernes Personal-
management in einem Konzern relevanten Informationen. Hierzu zählen 
zum Beispiel Fähigkeitsprofile des Schlüsselpersonals, Informationen für ein 
Talentmanagement, Personalentwicklungsmaßnahmen wie Coaching- und 
Mentoringpartnerschaften zwischen Personen in Verwaltung und öffent-
lichen Unternehmen, Vergütungsdaten und Vergleichsumfelder zur Ver-
gütung von Mitgliedern in Top-Managementorganen öffentlicher Unterneh-
men,122 oder auch Diversitymanagement-Informationen zum Anteil von 
Frauen und Personen mit Migrationshintergrund in Führungspositionen in 
den verschiedenen Organisationseinheiten, Ausbildungsquoten, Mitarbei-
terzufriedenheitskennzahlen, Personalfluktuation und vieles mehr.  

Weiter kann eine situationsgerecht gedachte und realisierte integrierte 
Personalgewinnung relevante und nützliche Potenziale sowohl für den 
ganzen Konzern Gebietskörperschaft als auch für die einzelnen, zugehörigen 
Organisationen bieten. Beispielsweise kann im Rahmen einer integrierten 
Personalgewinnungsstrategie abgestimmt und gezielt versucht werden, 
verschiedene Zielgruppen dadurch zu attrahieren, dass einzelne kommunale 
Arbeitgeber mit diesbezüglichen besonderen Stärken als Teil des Konzerns 
Gebietskörperschaft bestimmte Zielgruppen zur Gewinnung besonders 
ansprechen. Im Wettbewerb um exklusives Personal (zum Beispiel IT-Fach-
kräfte) könnte eine ausgewählte Organisation eingesetzt werden, die mit der 
Entwicklung einer spezifischen Arbeitgebermarke („Employer Branding“) in 
dem IT-Teilbereich des Arbeitsmarkts konkurrieren kann. Ein regelmäßiger, 
gemeinsamer Erfahrungsaustausch von Personalverantwortlichen aller 
Organisationen im Konzern Gebietskörperschaft ist institutionell sicherzu-
stellen, zum Beispiel auf Ebene der Personalleitung oder auf entsprechender 
Geschäftsführungs-/ Arbeitsdirektoriums-/ Bürgermeisterebene. In diesem 
Kreis können Erfahrungen, Erkenntnisse und Handlungsoptionen zur Per-
sonalgewinnung der kommunalen Arbeitgeber im Konzern Kommune ge-
teilt werden, um voneinander zu profitieren und neue Innovationen zu er-
möglichen. Von einer integrierten Personalgewinnung könnten alle beteilig-
ten Organisationen profitieren. 

Bei der Realisierung und Umsetzung von Digitalisierungsmaßnahmen und 
Digitalinnovationen ist ein stärkeres gemeinsames Lernen im Konzern 
Gebietskörperschaft erforderlich. Organisationen im Konzern können ge-

 
122  Papenfuß/Schmidt/Keppeler 2018. 
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meinsam den Umgang mit Daten in Kollaborationsnetzwerken lernen und 
testen. Das kann zu gemeinsam besseren Innovationen und Digitalisierungs-
entwicklungen im Sinne einer nachhaltigen Daseinsvorsorge beitragen, in-
dem zum Beispiel realisierte Innovationsleistungen einzelner Organisatio-
nen in andere Bereiche der Gebietskörperschaft transferiert werden. 

Zur Realisierung der Anforderungen im Feld der digitalen Transformation 
braucht es für öffentliche Verwaltung und öffentliche Unternehmen einen 
Ordnungsrahmen. Dieser sollte innerhalb einer Gebietskörperschaft ein 
strategisch kohärentes Vorgehen fördern, unnötige Doppelarbeit reduzieren 
und das Ausschöpfen von Zusammenarbeitspotenzialen gewährleisten. Hier 
ist eine verantwortungsgerechte Public Corporate Governance ein Schlüs-
selthema bei der Gestaltung der digitalen Transformation.123

 P Public Cor-
porate Governance ist der rechtliche und faktische Ordnungsrahmen für die 
Steuerung, Überwachung und Leitung von Organisationen der öffentlichen 
Hand mit selbständiger Wirtschaftsführung. Ebenso schließt Public Cor-
porate Governance die Umsetzung beziehungsweise die praktizierte Steue-
rung, Leitung und Aufsicht beziehungsweise Verhaltensweisen von Akteu-
ren/-innen ein. Grob vereinfacht befasst sich Public Corporate Governance 
mit Spielregeln guter Organisationsführung und der praktizierten Spiel-
weise.  

Zur Erreichung dieser Ziele werden die Erfordernisse und Chancen von 
Public Corporate Governance Kodizes in den Gebietskörperschaften ein-
schlägig betont.124 Diese spielen in der Gesamtkonzeption der Public Corpo-
rate Governance eine besondere Rolle.125 Sie sollen Grundcharakteristika 
des Public Corporate Governance Systems kompakt zusammenfassen und 
so verständlich machen, Rollenkonformität stärken sowie regelmäßig auf-
tretende Governancefragen, Unklarheiten oder Lücken in Gesetzen gezielt 
adressieren und damit unterstützende Hinweise geben.126 Zur Realisierung 
von übergreifendem Mehrwert und Arbeitserleichterungen im Alltag für ein-
zelne Gebietskörperschaften hat eine Expertenkommission den Deutschen 
Public Corporate Governance-Musterkodex veröffentlicht.127

 P Public Corpo-
rate Governance Kodizes sind nur eine Maßnahme für integrierte Steuerung 
neben vielen weiteren, aber eine überaus wichtige Maßnahme mit viel 
Ausstrahlungswirkungspotenzial für eine Reihe der großen Themen. 

Bei der digitalen Transformation ist es in Praxis und Wissenschaft von be-
sonderer Wichtigkeit mehr darüber zu verstehen, unter welchen Bedingun-
gen eine integrierte Steuerung im Kontext nachhaltiger Digitalisierung zu 

 
123  Expertenkommission D-PCGM 2021, Papenfuß 2019. 
124  Übersicht mit Zitaten auf D-PCGM-Internetseite: http://www.pcg-musterkodex.de.  
125  Papenfuß, U./Wagner-Krechlok, K. 2021; Papenfuß/Haas 2021. 
126  Papenfuß 2019; Papenfuß/Wagner-Krechlok 2021: 
127  Expertenkommission D-PCGM 2021. 
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überlegenden Ergebnissen aus Gesamtsicht der öffentlichen Hand führt und 
an welchen Stellen sich andere Ansätze als vorzugswürdig erweisen. Zudem 
ist Forschung zu der Frage zentral, wie in der Sache überlegene Ansätze 
durch verantwortungsvolle Governance und Steuerung bestmöglich 
realisiert werden können. Dies sollte insbesondere auch im Kontext digitaler 
Transformation empirisch getestet werden. Hierfür bieten experimentelles 
Handeln und feldexperimentelle Forschung vielversprechende Ansätze. 

4 Experimentelles Handeln als Treiber nachhaltiger 
Digitalisierung in öffentlichen Organisationen 

4.1 Feldexperimente: Wissenschaftliche Rigorosität mit praktischer 
Relevanz verbinden  

Experimente sind idealtypisch wie in Abbildung 3 dargestellt aufgebaut. Es 
gibt eine Versuchsgruppe, die einer Intervention unterzogen wird und eine 
Kontrollgruppe, die keiner Intervention unterzogen wird. Die Zuordnung zu 
beiden Gruppen erfolgt randomisiert, das heißt auf Zufallsbasis. Der Effekt 
der Intervention wird dann durch den Unterschied zwischen den Mittel-
werten der Versuchs- und der Kontrollgruppe gemessen. Experimente wer-
den als Feldexperimente bezeichnet, wenn das oben genannte Vorgehen 
innerhalb des natürlichen Kontexts erfolgt, zum Beispiel innerhalb einer 
Organisation. 

 

Abbildung 3: Idealtypischer Aufbau eines (Feld-)Experiments 
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Feldexperimente bieten besondere Chancen und Herausforderungen. Sie 
sind angesichts des digitalen Fortschritts und der damit verbundenen Daten-
verfügbarkeit heute einfacher durchführbar denn je.128 Zudem sind eine zu-
nehmende Offenheit beziehungsweise ein steigender Reformdruck auf 
öffentliche Organisationen geeignete Rahmenbedingungen für ein anfor-
derungsgerechtes und alltagsnützliches experimentelles Handeln in öffent-
lichen Organisationen. Feldexperimente werden als besonders innovativ 
und als methodischer Goldstandard bezeichnet, da sie eine rigorose Analyse 
von Kausalzusammenhängen im realen Organisationskontext ermög-
lichen.129 Sie schaffen außergewöhnliche Zugänge für internationale Spit-
zenforschung und eröffnen öffentlichen Organisationen gleichzeitig die 
Möglichkeit, Reformen auf deren Wirkung zu testen und Reformentschei-
dungen evidenzbasiert beziehungsweise datenbasiert zu treffen.130  

Wie alle wissenschaftlichen Methoden haben Feldexperimente allerdings 
auch Limitationen. Der Aufwand für die Initiierung eines Feldexperiments 
kann teils höher sein als in anderen Feldstudien, zum Beispiel durch die 
Identifikationen einer passenden Organisation beziehungsweise die Über-
zeugung zur Teilnahme. Ferner sind Organisationen komplexe Gebilde, in 
denen unterschiedliche Stakeholder-Gruppen (Führungskräfte, Datenschutz-
beauftragte, et cetera) für das Forschungsvorhaben gewonnen werden müs-
sen. Wie bei allen Forschungsaktivitäten müssen heutzutage ethische, pro-
fessionelle, institutionelle und gesetzliche Standards für die Durchführung 
von Forschung mit menschlichen Teilnehmern/-innen erfüllt werden. Jedoch 
gilt es, bei Feldexperimenten besonders zu prüfen, da sich diese vielfach auf 
das Leben realer Menschen in realen (Arbeits-)Situationen auswirken. 

4.2 Ausgewählte Implikationen für die künftige Forschung 

Nachfolgend werden stellvertretend vier ausgewählte Felder skizziert, in 
denen künftige (Feld-)Experimente wesentliche Beiträge zum wissenschaft-
lichen Erkenntnisfortschritt leisten können. Dabei folgt der Beitrag dem An-
satz der „Positive Public Administration“-Debatte.131 Demnach wird unter-
sucht, in welchem Maße, auf welche Weise beziehungsweise unter welchen 
Bedingungen öffentliche Politik, Programme, Projekte, Organisationen, 
Netzwerke und Partnerschaften gedeihen, wichtige demokratische Werte 
fördern und weithin geschätzte gesellschaftliche Ergebnisse hervorbringen.  

Im ersten Feld geht es um Interaktionen zwischen Bürgern/-innen und öffent-
lichen Organisationen im digitalen Kontext. Ziel dabei ist es, die Bürger-
zentrierung öffentlicher Leistungserbringung zu verbessern. So wird 

 
128  Hauser et al. 2017.  
129  Eden 2017, Wulff/Villadsen 2019.  
130  Banerjee/Duflo 2017, Hansen/Tummers 2020.  
131  Douglas et al. 2019.  
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beispielsweise dazu geforscht, inwieweit Transparenz beziehungsweise 
Open Data von öffentlichen Organisationen nachhaltig zu mehr Vertrauen, 
mehr Bürgerbeteiligung und mehr Unterstützung für öffentliche Entschei-
dungen beziehungsweise politische Vorhaben führt.132 Weiter gibt es auch 
Forschung im Kontext der Gewinnung von Bürgern/-innen als Personal 
öffentlicher Organisationen. So wird in Feldexperimenten unter Nutzung der 
Social Media Accounts öffentlicher Organisationen untersucht, wie Arbeit-
geber-Werteversprechen (zum Beispiel Arbeitsplatzsicherheit) je nach 
Altersgruppe und Geschlecht das Interesse an einer Bewerbung steigern 
können.133 Für die beiden exemplarisch genannten Forschungsfelder gilt: Es 
ist nützlich ein ausgeprägtes wissenschaftliches Verständnis dafür zu ent-
wickeln, wie das Informationsdesign öffentlicher Organisationen ausgestal-
tet werden kann, um die Zielgruppen adäquat anzusprechen.134 Feldexperi-
mente können aufschlussreich zeigen, welche konzeptionellen Ansätze zu 
tatsächlich gewünschten Ergebnissen auf Seiten der Bürger/-innen führen. 
So können sie auch im Kontext der digitalen Kommunikation mit der Bevöl-
kerung in Pandemiezeiten eingesetzt werden, um zu untersuchen, ob Verhal-
tenshinweise (zum Beispiel Abstand halten oder Maske tragen) eher befolgt 
werden, wenn sie von Verwaltungspersonal (zum Beispiel der Amtsärztin 
aus dem Gesundheitsamt) oder politischen Verantwortlichen (zum Beispiel 
der gewählten Bürgermeisterin) erläutert werden.  

Ein zweites Forschungsfeld fokussiert Entscheidungsverhalten und Informa-
tionsnutzung des Personals sowie der politischen Entscheidungsverantwort-
lichen in öffentlichen Organisationen, um somit das Management in öffent-
lichen Organisationen evidenzbasiert zu gestalten. Die Fähigkeit von Men-
schen, Entscheidungen zu treffen beziehungsweise Informationen zu ver-
arbeiten, unterliegt einer Reihe von unbewussten Verzerrungen und Vorein-
genommenheit.135 Dies hat im Alltag Einfluss auf alle Entscheidungen, auch 
solche in öffentlichen Organisationen. Die Forschung beschäftigt sich in 
diesem Kontext zum Beispiel damit, wie die Reihenfolge und Darstellungsart 
von präsentierten Informationen Einfluss auf die Informationsnutzung und 
Entscheidungen haben. Studien untersuchen etwa wie Eltern die Leistung 
von Schulen einstufen, wenn die Reihenfolge der gezeigten Kennzahlen 
geändert wird136 oder welche Auswirkung die Visualisierung von Kennzahlen 
auf die Entscheidungsfindung hat.137 Hier bieten feldexperimentelle Ansätze 
im Kontext der Gestaltung digitaler Informationssysteme besondere Poten-
ziale. So können verschiedene Ansätze auf ihre Wirksamkeit dahingehend 
getestet werden, wie sie Wahrnehmungsverzerrungen verhindern und die 

 
132  Grimmelikhuijsen et al. 2017, Grimmelikhuijsen/Meijer 2014.  
133  Keppeler/Papenfuß 2020b.  
134  Wukich/Mergel 2015.  
135  Battaglio et al. 2019.  
136  Christensen/James 2020.  
137  Ballard 2020.  
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Informationsnutzung fördern können. Ansätze sind zum Beispiel entspre-
chende Warnhinweise, Kontrollfragen, zusätzliche Vergleichskennzahlen aus 
anderen öffentlichen Organisationen oder auch Visualisierungen.138  

In einem dritten Forschungsfeld können Diffusion und Effekte von integrier-
ten Steuerungsansätzen von öffentlichen Verwaltungen und öffentlichen 
Unternehmen untersucht werden. Zum Beispiel könnten hier eine Stabstelle 
für Digitalisierung in der Verwaltung und eine Digital-GmbH jeweils die 
gleichen Personalgewinnungsmaßnahmen durchführen und hierbei testen, 
ob mit einer Organisationsform mehr und qualifiziertere Bewerber/-innen 
gewonnen werden können.139 Im internationalen Vergleich von Großstädten 
könnten zur Gewinnung von Schlüsselpersonal wie IT-Expert/-innen durch-
geführt werden, bei der Verwaltung und verschiedene öffentliche Unter-
nehmen beziehungsweise Agenturen im Konzern Stadt die gleichen Active 
Sourcing Maßnahmen anwenden. Von erheblicher Bedeutung für Wissen-
schaft und Praxis ist auch, die Bedingungen für die Diffusion sowie die 
Effekte von strategischen Informationssystemen zu erforschen, zum Beispiel 
auch zu Effekten von verschiedenen Arten von Personalinformationssyste-
men („Human Resource Information System“). Untersucht werden könnte 
auch, inwiefern Digitalunternehmen mit der öffentlichen Hand als Gesell-
schafter innovativer und leistungsstärker beim Voranbringen der digitalen 
Transformation für die öffentliche Hand sind als Organisationseinheiten in 
der Kernverwaltung. Sehr lohnend zu ergründen wäre auch, wie Organisa-
tionen im Konzern in Kollaborationsnetzwerken gemeinsam zu besseren 
Innovationen und Digitalisierungsentwicklungen im Sinne einer nach-
haltigen Daseinsvorsorge gelangen könnten beziehungsweise wo einzelne 
Organisationseinheiten für sich innovativer im Sinne der Gebietskörper-
schaft sind. Auch Forschung zum Transfer von Innovationsleistungen 
zwischen einzelnen Organisationen in der Gebietskörperschaft ist viel-
versprechend. 

Ein viertes Forschungsfeld nimmt die Rolle von künstlicher Intelligenz, 
maschinellem Lernen beziehungsweise automatisierter, algorithmischer 
Entscheidungen in öffentlichen Organisationen in den Blick. Künstliche 
Intelligenz kann für unterschiedliche Aufgabentypen in verschiedenen Kon-
texten öffentlicher Organisationen eingesetzt werden.140 Das Versprechen 
effizienter, kostengünstiger oder „neutraler" Lösungen, die das Potenzial 
großer Datenmengen nutzen, hat öffentliche Organisationen dazu veran-
lasst, algorithmische Systeme bei der Bereitstellung öffentlicher Dienst-
leistungen einzusetzen. Ein Beispiel hierfür ist die Gesichtserkennungssoft-
ware bei Sicherheitsbehörden.141 Hier stellen sich zwangsläufig wesentliche 

 
138  James et al. 2020.  
139  Clarke 2020. 
140  Etscheid et al. 2020.  
141  Anastasopoulos/Whitford 2019; Busuioc 2020; Nagtegaal 2020.  
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Fragen für das Handeln öffentlicher Organisationen, zum Beispiel hinsicht-
lich Akzeptanz, Diskriminierungsgefahren, Effektivität und insbesondere 
Rechenschaftspflichten von algorithmischen Entscheidungen. Experimen-
telle Forschungsvorhaben können hier wesentliche konzeptionelle Beiträge 
leisten. Ein exemplarisches Vorhaben könnte im Kontext impliziter Diskrimi-
nierung in der Personalauswahl untersuchen, ob eine entsprechend für 
Personalauswahl trainierte künstliche Intelligenz Personen mit Diversitäts-
merkmalen anders auswählt als menschliche Personalverantwortliche der-
selben Organisation.142  

4.3 Ausgewählte Chancen und Handlungsoptionen für die Praxis  

Eine wesentliche Chance für die Praxis liegt in der Masse an Daten, die öf-
fentliche Organisationen im Zuge der Digitalisierung vermehrt zur Verfü-
gung haben. Diese Daten können mit experimentellen Ansätzen verstanden 
und genutzt werden, um die Digitalisierung im öffentlichen Sektor nachhal-
tig voranzutreiben. Im digitalen Kontext können öffentliche Organisationen 
in vielen Feldern auf Daten zurückgreifen, die konzeptionell für die Beurtei-
lung und Weiterentwicklung der aktuellen Maßnahmen nützlich sind. In der 
Privatwirtschaft zeigt sich derzeit, dass besonders diejenigen Firmen einen 
hohen Marktwert vorweisen, die den Nutzen ihrer Daten verstehen und auf 
dieser Basis ihre Dienstleistungen gestalten. Solche Firmen stellen häufig 
Sozialwissenschaftler/-innen ein oder kooperieren mit diesen, um die 
„Datenschätze“ zu analysieren und auf dieser Basis strategische Entschei-
dungen zu entwickeln beziehungsweise auszuwählen. In einigen Organisa-
tionen werden zum Beispiel neue Fortbildungsprogramme vor ihrer Einfüh-
rung feldexperimentell erprobt, um zu testen, ob Teilnehmende des Fortbil-
dungsprogramms im Nachgang entsprechende Probleme besser lösen als 
eine Kontrollgruppe. Auch in der (Weiter-) Entwicklung von Leistungen kann 
es sinnvoll sein, schrittweise Prototypen experimentell mit Zielgruppen-
mitgliedern zu testen und dann weiterzuentwickeln. Im Kontext der nach-
haltigen Digitalisierung öffentlicher Organisationen ist hier noch Raum für 
Weiterentwicklungen, da viele noch lernen müssen, wie sie Daten und 
Experimente effektiv nutzen können.143  

Eine weitere Chance der experimentellen Denk- und Handlungsweise be-
steht darin, dass nachhaltige Digitalisierung evidenzbasiert gestaltet wird, 
statt nur auf Basis von Intuitionen, sog. Best Practices oder im Vertrauen auf 
externe Beratung. Intuition als Grundlage für Managemententscheidungen 
ist nicht per se mit negativen Ergebnissen verbunden, wie diverse Studien 
zeigen.144 Vor dem Hintergrund der besonderen Rechenschaftspflicht öffent-

 
142  Gesellschaft für Informatik e. V.2020. 
143  Hauser et al. 2017.  
144  Luan et al. 2019.  
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licher Organisationen gegenüber der Bevölkerung ist es allerdings erforder-
lich, faktenbasierte Grundlagen für die Entscheidungen im politisch-admini-
strativen System vorzuhalten. Vergleichbares gilt für das Adaptieren von so-
genannten Best Practices. Allerdings betonen diverse Studien, dass sich 
jeder Anwendungskontext unterscheidet, weshalb 1:1-Umsetzungen von 
Best Practices häufig misslingen können.145  

Vor dem Hintergrund der skizzierten Chancen werden nachfolgend drei mög-
liche Handlungsoptionen skizziert, wie Organisationen mit experimenteller 
Denk- und Handlungsweise konkret die nachhaltige Digitalisierung gestalten 
können. Dabei fokussiert dieser Beitrag drei Formen der Feldexperimente, 
die mit denen in organisationalen Prozessen entweder der Input, einzelne 
Komponenten des Prozesses oder ein gänzlich neuer Prozess evidenzbasiert 
analysiert werden können.146 

Audit-Feldexperimente zielen darauf ab, einen bestehenden Prozess zu 
untersuchen, um herauszufinden, ob er wie beabsichtigt funktioniert. Dabei 
wird die Input-Seite des Prozesses systematisch variiert. Ein Anwendungs-
feld von solchen Audit-Feldexperimenten im Kontext der nachhaltigen Digi-
talisierung wären zum Beispiel Diskriminierungsfragestellungen. Gleich-
behandlung ist gerade für öffentliche Organisationen eine Kernanforderung. 
Im Kontext der Digitalisierung ist ein häufig betontes Risiko die mögliche 
Diskriminierung durch algorithmische Entscheidungssysteme.147 Eine öffent-
liche Organisation könnte also in einem exemplarischen Audit-Feldexperi-
ment testen, ob ein algorithmisches Entscheidungssystem bei der Voraus-
wahl von Fällen (zum Beispiel Bewerbungen im Personalkontext) bestimmte 
Personengruppen diskriminiert.148  

Prozess-Feldexperimente (teilweise auch als A/B-Tests bezeichnet) ändern 
eine bestehende Komponente eines Prozesses, um herauszufinden, ob diese 
Änderung das erwartete Ergebnis des Prozesses beeinflussen kann. Mit 
diesem Vorgehen können öffentliche Organisationen ihre digitalen Prozesse 
zum Beispiel auf den Prüfstand hinsichtlich der Nutzerzentrierung stellen, 
um evidenzbasiert zu untersuchen, welche Bestandteile eines digitalen Pro-
zesses verbesserungswürdig im Sinne der Bürgerorientierung sein könnten. 
Stellt eine öffentliche Organisation zum Beispiel fest, dass ihr digitaler 
Prozess zur Beantragung eines Online-Termins häufig während des Vor-
gangs von Bürgern/-innen abgebrochen wird, kann sie verschiedene Ände-
rungen am digitalen Prozess parallel testen, um zu untersuchen, ob die Ab-
bruchrate sich dadurch verringert.  

 
145  Pfeffer/Sutton 2006.  
146  Hauser et al. 2017.  
147  Kolleck/Orwat 2020.  
148  Bertrand et al. 2005, Bertrand/Duflo 2016. 
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Innovations-Feldexperimente zielen darauf ab, einen gänzlichen neuen 
Prozess in der Organisation einzuführen, um ein Problem zu lösen, welches 
bestehende Prozesse nicht hinreichend adressieren. So können öffentliche 
Organisationen zum Beispiel „Pilot-Projekte“ vor der Einführung evidenz-
basiert evaluieren. Ein Beispiel: Eine öffentliche Organisation stellt fest, dass 
kleine Unternehmen mit einem Förderungsprozess unzufrieden sind, da das 
Antragsverfahren papierbasiert läuft und lange dauert, da Daten aus dem 
Jahresabschluss des Unternehmens abgeschrieben werden müssen. Im 
Rahmen einer nachhaltigen Digitalisierung wird ein neuer Prozess aufge-
setzt, bei dem ein Programm automatisch die kleinen Unternehmen im 
Zuständigkeitsbereich der öffentlichen Organisation erfasst (auf Basis digi-
taler Handelsregisterdaten) und mit diesen Daten den Antrag vorausfüllt. 
Dann werden von zum Beispiel 300 passenden Unternehmen 150 mit einem 
vorausgefüllten Online-Formular angeschrieben, ob sie die Förderung bean-
tragen wollen, und 150 werden mit dem leeren Online-Formular kontaktiert. 
Anhand von Rückmeldequoten und Fördermittelabrufen kann untersucht 
werden, ob das politische Ziel der Förderung der kleinen Unternehmen mit 
der Innovation effektiver erreicht wird. Nutzergruppenorientierung („User 
Experience“) und Testen von Innovationsansätze („Prototyping“) werden so 
händelbar und der Evaluation beziehungsweise Messung zugänglich ge-
macht. 

5 Fazit und Ausblick 

In der Gesamtschau zeigt der Beitrag, dass insbesondere im Kontext einer 
nachhaltigen Digitalisierung eine experimentelle Denk- beziehungsweise 
Handlungsweise in öffentlichen Organisationen besonders vielversprechend 
ist. Sowohl die Forschung als auch die Praxis können von einem verstärkten 
Einsatz von Experimenten im allgemeinen und Feldexperimenten im spe-
ziellen profitieren, da so das evidenzbasierte Management gestärkt werden 
kann.149 Dies trägt in der Summe zu nachhaltigen Digitalisierungsansätzen 
bei, da diese eine Vielzahl von Daten mit sich bringen kann, die zur Weiter-
entwicklung der digitalen Leistungsangebote öffentlicher Organisationen 
eingesetzt werden können. Zudem kann die experimentelle Denk- und 
Handlungsweise zu schnelleren Digitalreformen beitragen.  

Ein weiteres wesentliches und bislang noch vernachlässigtes Zukunftsfeld 
für die zukunftsfähige Gestaltung der digitalen Transformation ist die inte-
grierte Steuerung von Verwaltungen und öffentlichen Unternehmen. Die 
aufgezeigten Bedarfe sprechen dafür, die in diesem Kontext erheblichen 

 
149  Eden 2017.  
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Chancen im Sinne des demokratischen Gemeinwesens stärker auszuschöp-
fen. 

Weiter ist eine Zusammenarbeit mit der Wissenschaft hilfreich, die Expertise 
und theoretisches Verständnis für die fraglichen Kontexte mitbringt und 
methodisch-statistische Expertise zum Testen von Fragestellungen anbietet. 
Das Miteinander zwischen Wissenschaft und Praxis kann so zu einem besse-
ren Verständnis und zu wesentlichen Weiterentwicklungen in der Sache, wie 
hier zum Beispiel im Kontext der nachhaltigen Digitalisierungsbemühungen, 
führen. Die Forschung profitiert von diesem Ansatz, da sie neue Erkenntnisse 
gewinnt, die im Labor häufig schwer zu identifizieren sind. Solche problem-
orientierten Ansätze können wesentlich zum Erkenntnisfortschritt bei-
tragen.150 Zusammenarbeit zwischen Forschung und Praxis ist keineswegs 
großen Konzernen oder Start-Ups aus dem Silicon Valley vorbehalten, son-
dern kann ein wesentlicher Treiber der nachhaltigen Digitalisierung öffent-
licher Organisationen sein.  

Aus übergreifender Perspektive ist es erforderlich, auch die Forschung und 
Lehre zum öffentlichen Sektor an Universitäten in Deutschland weiter zu 
stärken.151 Im internationalen Vergleich von Studienprogrammen (zum Bei-
spiel Auswertung von Modulhandbüchern im Bereich Informatik, Wirt-
schaftsinformatik, Betriebswirtschaftslehre, Politikwissenschaften, Sozial-
wissenschaften, et cetera) werden derzeit trotz der übergreifenden Relevanz 
für die Gesellschaft Public Management beziehungsweise Veranstaltungen 
mit entsprechendem eindeutigen Bezug zum öffentlichen Sektor sehr wenig 
in der Universitätslandschaft behandelt. Für die Zukunftsfähigkeit des demo-
kratischen Gemeinwesens ist es von vitaler Bedeutung, dass Studierende an 
Universitäten mehr über die Karrieremöglichkeiten und Herausforderungen 
öffentlicher Arbeitgeber erfahren können. Hier sollten die Bedarfe und 
Chancen unter anderem von einschlägigen Verbänden und öffentlichen 
Verwaltungen noch stärker an die Universitätsleitungen und Fakultäten 
herangetragen werden. 

Mit dem evidenzbasierten Managementansatz der experimentellen Denk- 
und Handlungsweise in öffentlichen Organisationen können im Kontext der 
nachhaltigen Digitalisierung auf Basis wissenschaftlicher Methoden Lösun-
gen für praktische Herausforderungen gefunden werden. Diese alltagsnütz-
lichen und kostengünstigen Werkzeuge können vielfältig eingesetzt werden 
und einen wesentlichen Beitrag für die Herausforderungen im Kontext der 
nachhaltigen Digitalisierung leisten. Zudem tragen sie zu einer faktenbasier-
ten Entscheidungskultur im öffentlichen Sektor bei.  

 
150  Banjeree/Duflo 2017.  
151  Bertelsmann Stiftung 2009; Wissenschaftlicher Beirat BVÖD 2009; Brunzel 2017.  
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10 Jahre Open Data  
und ein Blick in die Zukunft 

 

Brigitte Lutz und Gerhard Hartmann, Stadt Wien  

 

1 Open Government Data (OGD) – eine Erfolgsgeschichte in 
Österreich 

Es begann im Jahr 2011 mit der Initiative „Ja zu Open Government“ der 
Stadt Wien. Mit der OGD–Publikation data.wien.gv.at am 17. Mai 2011152 war 
die Stadt Wien die erste Stadt im deutschsprachigen Raum, die ein solches 
Datenportal für offene Verwaltungsdaten geschaffen hatte. Danach erst folg-
ten Berlin, Linz und andere große Städte. Seit der ersten Publikation werden 
die Open-Data-Publikationen der Stadt Wien in sogenannten „Datenphasen“ 
quartalsweise durchgeführt. Dadurch gibt es für die involvierten Fachabtei-
lungen eine bessere Planbarkeit. Nach außen ist die Bewerbung und die Ein-
beziehung der Community einfacher und wirkungsvoller. Das hat sich sehr 
bewährt und wird immer mit einem „Open Data MeetUp“, einem physischen 
Treffen zwischen Verwaltung und Community begleitet. 

Im April 2012 wurde das österreichweite Metadatenportal data.gv.at153 ge-
startet. Hier finden sich alle Metadaten aus Österreich auf einen Blick. Von 
hier findet auch das Harvesting zum Portal data.europa.eu, dem offiziellen 
Portal für Daten aus Europa, statt. data.gv.at wird in Kooperation der neun 
Bundesländer mit dem Bundesministerium für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort finanziert und weiterentwickelt. 

1.1 Weitere Meilensteine in Wien 

2017 wurde ein Programm zur Etablierung der Data Excellence in der Stadt 
Wien mit dem Titel PEDES gestartet. Das Projekt hatte zum Ziel, Data Gover-
nance und Datenqualitätsmanagement in der Stadt Wien einzuführen, zum 
Leben zu erwecken und in die Breite zu bringen. Denn nur, wenn man auch 
intern weiß, welche Daten es gibt, wer dafür verantwortlich ist und diese 
Daten entsprechend mit Metadaten versieht und klassifiziert, kann man auch 
die entsprechenden Daten als OGD zur Verfügung stellen. 

 
152 Datenauftritt - Stadt Wien: https://data.wien.gv.at.  
153 Open Data Österreich: https://data.gv.at.    
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2019 wurde die Data Excellence Strategie mit dem Leitprinzip „Open per 
Default“ (Abbildung 4) in die IT-Strategie der Stadt Wien eingebettet.154 Da-
mit ist gewährleistet, dass bei allen neuen Projekten und Vorhaben das 
Thema OGD von Anfang an mitgedacht und berücksichtigt wird. 

 

Abbildung 4: Data Excellence-Strategie 

Das Leitprinzip „Open by Default“ für den Zugang zu öffentlichen Daten der 
Stadt Wien wurde in die Data Excellence-Strategie aufgenommen, nachdem 
die Stadt Wien seit 2011 schon umfassende Open Data - Erfahrung gesam-
melt hat. Das bedeutet, dass die Stadtverwaltung als öffentlich klassifizierte 
Daten, Dokumente und Dienste maschinenlesbar, frei und kostenlos auf dem 
OGD-Portal data.wien.gv.at zur Verfügung stellt.  

Die „Wiener Prinzipien“ der Digitalen Agenda Wien sind Leitmotive für die 
Open Government Data-Strategie der Stadt Wien, insbesondere „Transpa-
renz, Offenheit und Beteiligung“, „Innovation“ und „Stärkung des Wirt-
schaftsstandortes“. Eine proaktive, offene Datenpublikation soll die breite 
Verfügbarkeit und Wiederverwendung von Daten der Stadt Wien für private 
oder kommerzielle Zwecke unter minimalen rechtlichen, technischen oder 
finanziellen Zwängen fördern. Die offenen Daten und Dienste spielen eine 
wichtige Rolle dabei, die Entwicklung neuer Anwendungen auf der Grund-
lage neuartiger Möglichkeiten zur Kombination und Nutzung anzukurbeln, 
sowie das Wirtschaftswachstum und soziale Engagement zu fördern.  

 
154  Lutz/Stadt Wien 2019. Daten-Excellence-Strategie der Stadt Wien:                                               

https://digitales.wien.gv.at/wp-content/uploads/sites/47/2019/03/Data-Excellence.pdf.  
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Ziel ist die Etablierung einer offenen Datenkultur sowie der Ausbau der digi-
talen Beteiligungs- und Nutzungsmöglichkeiten. Die aktive Zusammenarbeit 
mit der Öffentlichkeit wird gepflegt, um kreative und innovative Ideen als 
Grundlage für die Arbeit der Stadtverwaltung nutzen zu können. 

2021 feiern wir nun 10 Jahre OGD in Wien und sind stolz auf die Erfolge und 
internationale Anerkennung und wollen den Weg auch weiterhin beschrei-
ten. 

1.2 Erfolgsfaktoren  

Die Cooperation OGD Österreich, die gewählte Lizenz und die Kooperation 
mit der Community haben entscheidend zu dem großen Erfolg von Open 
Data in Wien und Österreich geführt. 

1.2.1 Cooperation OGD Österreich 

Die Cooperation OGD Österreich155 ist ein Zusammenschluss aller Stake-
holder in Österreich, denen OGD wichtig ist. Das Bundeskanzleramt, die 
Städte Wien, Linz, Salzburg und Graz gründeten am 13. Juli 2011 gemeinsam 
die „Cooperation Open Government Data Österreich“, kurz „Cooperation 
OGD Österreich“. Bund, Länder, Städte und Gemeinden wollen in Koopera-
tion mit den Communities, Wissenschaft, Kultur und der Wirtschaft die Basis 
für die Zukunft von Open Government Data in Österreich legen. Durch die 
Einigung auf gemeinsame Standards sollen effektive Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die zum Nutzen aller Interessensgruppen sind. In dieser 
Cooperation werden die Interessen von Ministerien, Ländern, Städten und 
Gemeinden vertreten, also all jener Akteure, die eine Open Government 
Data-Plattform betreiben, planen, erstellen oder sich daran beteiligen 
möchten. 

Das Leitbild und die Vision aus dem Jahr 2019 basieren auf der Salzburger 
Erklärung vom 29.10.2018:  

„Wir sind die BegründerInnen und bedeutende Stakeholder für die Weiter-
entwicklung von OGD in Österreich. Wir nehmen aktiv an der Kooperation 
OGD D-A-CH-LI und anderen internationalen Netzwerken teil. 

Durch unsere Aktivitäten soll Österreich Open-Data-Trendsetter bleiben und 
eine internationale Vorreiterrolle haben.  

Daher ist es notwendig, dass die Bundesministerien, die Länder, der Städte-
bund und der Gemeindebund aktiv an der Cooperation OGD Österreich teil-

 
155  Cooperation Österreich: https://www.data.gv.at/infos/cooperation-ogd-oesterreich.   
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nehmen. Mittels politischem Schulterschluss gilt es, eine gemeinsame, 
zukunftsweisende Strategie zu entwickeln. 

Wir schaffen eine offene Kultur, ermöglichen Innovationen und fördern das 
Bewusstsein für den gesellschaftlichen, sowie den wirtschaftlichen Mehr-
wert der offenen Daten im Sinne der Transparenz und Effizienz.“ 

Unter anderem ist unsere Cooperation ein wesentlicher Grund, warum 
Österreich im aktuellen Ranking des Open Data Maturity Report 2020 wieder 
in die führende Gruppe der „Trend Setter“ zurückgekehrt ist und zu den 
besten sieben Staaten europaweit zählt!156 Wichtig ist der gemeinsame Aus-
tausch, der mindestens zwei Mal im Jahr stattfindet.  

1.2.2 Lizenz 

Auch hier war es durch die Cooperation OGD Österreich möglich, sich auf 
eine Lizenz für Open Data aus der Creative Commons-Lizenzfamilie zu eini-
gen. Am Anfang war das CC-BY 3.0 Österreich – eine weit anerkannte, stan-
dardisierte maschinenlesbare Lizenz, die durch lediglich die Namensnen-
nung der Datenquelle den niederschwelligen Zugang zu den Daten ermög-
licht. 2019 wurde nach rechtlicher Abklärung auf die Lizenz CC-BY 4.0 Inter-
national umgestiegen, da es dadurch keine Nachteile für Datenein-
bringerInnen und DatennutzerInnen gibt. 

1.2.3 Kontakt mit der Open Data Community 

Seit dem Start der OGD-Initiative in Wien wurde der persönliche Austausch 
mit der Community gepflegt. Die Open Data MeetUps (früher „Plattform-
treffen) finden quartalweise statt, im Juni 2021 fand anlässlich der 43. OGD-
Phase auch das 43. Open Data MeetUp statt. Gerade die Face-2-Face Kom-
munikation zwischen Verwaltung und Community ist extrem wichtig. Diese 
Gespräche auf Augenhöhe werden von beiden Seiten als sehr positiv be-
urteilt. 

1.3 Offene Daten nützen allen 

Die Anzahl der Anwendungen, Publikationen und Apps mit Open Data in 
Wien (Abbildung 5) ist weltweit einzigartig und wurde durch die oben ge-
nannten Erfolgsfaktoren begünstigt.  

Die bekannt gegebenen Anwendungen werden auf data.gv.at gelistet und 
sind den verwendeten Datensätzen zugeordnet.  

 
156  Open Data Maturity Report 2020: https://www.data.gv.at/2021/01/12/open-data-maturity-

report-2020/.  
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Abbildung 5: Datensätze und Anwendungen 

Für uns sind diese Zahlen aussagekräftiger als Zugriffszahlen auf Portale. 
Denn nur wenn Open Data auch genutzt werden, bringen diese Daten wirk-
lichen Mehrwert. Für die Datenbereitsteller ist es ebenfalls motivierend zu 
sehen, was aus ihren Datenschätzen gemacht wird. Die Anwendungen, 
Publikationen und Apps sind sehr vielschichtig und kommen aus der 
Wissenschaft, Forschung, Wirtschaft und von der Stadt Wien selbst mit ihren 
eigenen Anwendungen und Apps.  

Die Zielgruppen Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung, aber auch die 
Zivilgesellschaft profitieren durch Open Data. Mit den Daten entstehend 
innovative Anwendungen, die den Bürgerinnen und Bürgern Services 
bieten. Studierende können auf „echte“ spannende Daten zugreifen, was 
viel interessanter ist, als mit Testdaten das Auslangen finden zu müssen. 
Und die Stadt Wien verwendet die eigenen Open Data in den eigenen Apps, 
wie etwa der Stadt Wien App157 und dem WienBot.158 

DatenkonsumentInnen aus dem Ausland melden sich selten, gehen aber 
natürlich über die Grenzen Österreichs hinaus. Die Datenwaben von Thomas 
Tursics aus Berlin sind ein gutes Beispiel dafür.159 Mit einer Dunkelziffer an 
Anwendungen müssen wir leben. Wir wissen aber durch Zugriffszahlen oder 
die eine oder andere Anfrage, dass viele Daten für Apps für TouristInnen aus 
Russland oder China verwendet werden. Die Echtzeitdaten der Wiener Linien 
werden in mehr als 50 Anwendungen verwendet. Österreichweiter Spitzen-
reiter ist die Verwaltungskarte Österreich basemap.at mit mehr als 80 be-
kannten Anwendungen.160 

 
157  Stadt Wien App: https://www.wien.gv.at/live/app/.  
158  WienBot: https://www.wien.gv.at/bot/.  
159 Datenwaben zu Wien: http://datenwaben.de/?city=vienna&page=cards.  
160  Basemap.at: https://basemap.at.  
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2 Open Data sind grenzenlos 

2.1 Metadaten-System 

Alle Bundesländer, Städte, Gemeinden, Ministerien und deren nachgelager-
te Institutionen publizieren ihre Metadaten auf data.gv.at beziehungsweise 
bringen sie dort über Schnittstellen ein. Darüber hinaus gibt es in Österreich 
das Schwesternportal OpenDataPortal.at161 für Open Data aus Wirtschaft 
und NGOs sowie das INSPIRE Portal Österreich.162 Alle diese Metadaten wer-
den auch vom europäischen Datenportal data.europa.eu163 abgeholt und 
dort in allen Sprachen der europäischen Union angezeigt. 

2.2 Kooperation im deutschsprachigen Raum 

Es gibt eine lebendige deutschsprachige Open Government Data-Bewe-
gung. In Deutschland, Österreich, der Schweiz und Liechtenstein gibt es 
mittlerweile zahlreiche Programme, Initiativen und Projekte zu offenen Ver-
waltungsdaten. Zentrale Open Data-Portale und Apps-Wettbewerbe wurden 
von den jeweiligen Verwaltungsspitzen meist zusammen mit NGOs und 
weiteren Interessengruppen erstellt und durchgeführt. 

 

Abbildung 6: Kooperation OGD D-A-CH-LI 

Auf dem Kongress Effizienter Staat 2012 in Berlin wurde der Startschuss für 
eine engere Kooperation der deutschsprachigen Staaten bei Open Govern-
ment Data gegeben – die Kooperation Open Government Data Deutschland-
Österreich-Schweiz-Liechtenstein (OGD D-A-CH-LI, Abbildung 6) wurde ge-
gründet, wo Expertinnen und Experten einen engen Erfahrungsaustausch 

 
161  OpenDataPortal.at: https://opendataportal.at. Dieses Portal wird 2022 in das Bundesrechen-

zentrum transferiert, wo es künftig im Auftrag des Bundesministeriums für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort betrieben und ausgebaut werden soll.  

162  INSPIRE Portal Österreich: https://inspire.gv.at.  
163  Das offizielle Portal für Daten zu Europa: https://data.europa.eu/de.   
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zum Daten-Ökosystem im Raum D-A-CH-LI betreiben. Einmal im Jahr findet 
eine entsprechende Konferenz und zweimal im Jahr ein ExpertInnentreffen 
statt.164 

3 10 Jahre Open (Government) Data in Wien – was haben 
wir gelernt 

3.1  Lesson Learned 

Unser wichtigster Leitsatz lautet: „So offen wie möglich – so geschlossen als 
notwendig!“ 

| Quartalsweise Open Data Publikationen sind für uns am besten planbar 

| Datenlandkarte mit Verantwortlichkeiten im Intranet reduziert Aufwände 

| Open Data ist die ressourcenschonendste Art der Datenweitergabe. 
Datenverkauf ist die teuerste Art der Datenweitergabe 

| Wir haben die besten Daten aus unserem Verwaltungshandeln.  
Es gab keinen Shitstorm wegen mangelnder Datenqualität 

| Open Data MeetUps sind wertvoll: Wir wollen und müssen unsere 
Community kennenlernen 

| CC BY Lizenz ist gut akzeptiert und fördert die Nutzung 

| Kooperation, Kooperation, Kooperation 

| Es gibt mehr als Open Data:                                                                             
FAIR Data – der Weg zum Datenökosystem im urbanen Datenraum  

| Linked Data: Der Digitale Zwilling wird durch die Verknüpfung der Daten 
erst leben 

Open (Government) Data ist kein Projekt, sondern ein Kulturwandel und ein 
Change in einer Organisation. Und dieser Weg wird niemals zu Ende sein.  

 
164  Weiterführende Informationen finden sich auf den Webseiten der jeweiligen Länder:               

Österreich: https://www.data.gv.at/infos/ogd-d-a-ch-li/.                                                                 
Deutschland: https://www.govdata.de/web/guest/ogd-dachli.                                                      
Schweiz: https://opendata.swiss/de/ogd-d-a-ch-li.   
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3.2 Open Government Vorgehensmodell 

Open Government ist eine umfassende Neugestaltung von Politik- und 
Verwaltungshandeln im Sinne eines modernen Public Managements. Im 
Vorgehensmodell der Stadt Wien ist Open Government Data die erste von 
vier Phasen und legt somit die Grundlage für Open Government. In Zusam-
menarbeit mit der Stadt Wien und basierend auf dem reichen Erfah-
rungsschatz aus der Kooperation OGD D-A-CH-LI hat das KDZ – Zentrum für 
Verwaltungsforschung ein Vorgehensmodell für die Implementierung von 
Open-Government-Initiativen165 entwickelt. Es steht in der aktuellen Version 
3.0 zur freien Nutzung in deutscher und in englischer Sprache zur Verfügung.  

4 Data Excellence im Detail 

4.1 Was ist Data Excellence (DX) denn nun genau?  

Bilder sagen mehr als tausend Worte. Daher haben wir zu dem Thema Data 
Excellence (DX) ein kurzes Video als Einführung publiziert, welches das 
Thema sehr gut umreißt.166 

Wichtig für eine erfolgreiche Datenexzellenz ist im ersten Schritt der Aufbau 
einer virtuellen Organisation, die die Data Governance mit entsprechenden 
Rollen unterstützt. Das folgende Zielbild (Abbildung 7) hatten wir von An-
fang an vor Augen und haben es sukzessive umgesetzt und erweitert. 

 

Abbildung 7: Data Excellence - Organisation der Stadt Wien 

 
165  Krabina/Lutz 2016.                                                                                                                             

Online: https://www.kdz.eu/de/wissen/studien/open-government-vorgehensmodell.  
166  Stadt Wien & dataspot 2018. Video: https://player.vimeo.com/video/296856222.  
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Der CIO der Stadt Wien, Klemens Himpele, ist Auftraggeber für die Data 
Excellence und leitet den Lenkungsausschuss Data Excellence. 

Zentrale Komponente ist der Data Governance Fachbeirat, der das zentrale 
Bindeglied zwischen der Entscheidungseben und operativen Ebende dar-
stellt. Er wird von der Data Governance Koordinatorin Brigitte Lutz geleitet, 
die dem Lenkungsausschuss Data Excellence berichtet. In den Data Gover-
nance Fachbeirat wurden auch die ehemaligen Mitglieder des Open Govern-
ment Kompetenzzentrums aufgenommen, wie auch der Chief Open Data 
Officer Gerhard Hartmann, der ViennaGIS Koordinator Wolfgang Jörg oder 
der Landesstatistiker Ramon Bauer. Das virtuelle Kompetenzzentrum wurde 
am Anfang der OGD-Initiative gegründet, um die wichtigtesten Aktuere der 
Stadt für die Open Data – Publikationen zusammenzufassen, um Entschei-
dungen aufzubereiten und die Planung und Umsetzung der Datenphasen 
samt Öffentlichkeitsarbeit und Betreuung der entsprechenden Kanäle durch-
zuführen.  

Für die einzelnen Datendomänen (zum Beispiel Finanz, Personal, Umwelt, 
Energie) gibt es sogenannte Data Stewards, die übergreifend für die Domäne 
zuständig sind. Sie arbeiten eng mit den Data Experts, die es in jeder Fach-
abteilung gibt, zusammen. Die Data UserInnen sind die Personen, die ent-
weder in den Fachabteilungen die Daten erfassen und pflegen, oder aber 
auch Daten-AnalystInnen, die die Daten nutzen. 

DatenkonsumentInnen gibt es intern in der Stadt Wien als auch extern in der 
Bevölkerung, der Wirtschaft oder der Wissenschaft. 

Im Rechenzentrum der Stadt Wien (MA 01 - Wien-Digital) sind die techni-
schen Support- und Weiterentwicklungsteams angesiedelt. In der MA 23 - 
Abteilung für Wirtschaft, Arbeit und Statistik wurde eine Stelle für Data 
Analytics eingerichtet. 

4.2 Wie werden die MitarbeiterInnen fit für DX gemacht? 

Alle bekommen eine Ausbildung, mit deren Hilfe sie die individuellen Auf-
gaben entlang des Datenlebenszyklus bewältigen können – und zwar der je-
weiligen Rolle entsprechend: eine Basisschulung für alle, vertiefendes Trai-
ning für die Expertinnen und Experten (siehe Abbildung 8). Die Ausbildung 
soll dazu beitragen, dass ein gemeinsames Verständnis geschaffen wird und 
das Bewusstsein hinsichtlich des Wertes und der Verwendung von Daten ein 
entsprechend höher geschätzt wird. Dadurch sind MitarbeiterInnen im 
Stande, eine aktive Rolle im Data Excellence Netzwerk zu übernehmen. 
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Abbildung 8: DX-Schulungsprogramm der Stadt Wien 

Die Drehbücher für die E-Learning Module „Data Excellence Basic Training“, 
die die Basis für die Umsetzung des E-Learning-Angebots in der Virtuellen 
Wien-Akademie ViWa 4.0 der Stadt Wien darstellen, wurden als Open Docu-
ments publiziert.167 Bei Interesse an den vertonten und animierten E-Lear-
ning Modulen wenden Sie sich an die Wien-Akademie. 

4.3 Ist der Ansatz der Data Excellence-Strategie auch auf andere Städte 
und Gemeinden übertragbar? 

Ja, wir sind Fans der Kooperation! Viele Verwaltungen haben die gleichen 
Herausforderungen bei der Datennutzung. Das gilt für große und kleine Ver-
waltungen. Es ist sinnvoll, sich auszutauschen und zu schauen was andere 
Städte schon gemacht haben. Viele der Leitlinien, die wir nutzen, kann man 
gut an die Bedürfnisse der eigenen Kommune anpassen. Dabei ist es wich-
tig, die Vision einer Daten-Exzellenten Organisation im Auge zu behalten. 
Nützlich könnte auch das Data Excellence Framework der Firma dataspot. 
sein, das uns am Anfang der DX-Initiative sehr geholfen hat.  

Zum Thema OGD haben wir gemeinsam mit dem KDZ-Zentrum für Verwal-
tungsforschung unsere Erfahrungen in einem Open Government 
Vorgehensmodell dokumentiert und die Version 3 in der Kooperation OGD 
D-A-CH-LI weiterentwickelt (siehe Kapitel 3.2).  

 
167 Stadt Wien 2021. Online: https://www.data.gv.at/katalog/dataset/ac0e1e36-9bfe-42ee-ad68-

608c1320779c.  
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5 Urban Data Platform 

Open Data führt unweigerlich zu offenen Standards und Open Source. 
Besonders wichtig ist die Standarisierung von Schnittstellen, damit alle die 
Daten auch einfach nutzen können. Die Stadt Wien ist gemeinsam mit Graz, 
Linz und Salzburg der OASC168 beigetreten, um diese Standardisierungen 
und Referenzarchitekturen länderübergreifend voranzutreiben. 

 

Abbildung 9: Open X & FIWARE 

Als Urban Data Plattform für Sensordaten und Daten aus dem Smart City 
Bereich wird von der Stadt Wien auf FIWARE169 als Open Source Plattform 
(Abbildung 9) gesetzt. Diese Plattform wurde von der der Stadt Wien im EU-
Projekt Smarter Together170 evaluiert und dann in Produktion171 über-
nommen. Sie beinhaltet derzeit die Daten aus dem EU-Projekt und wird in 
Zukunft auch für die Umsetzung der IoT-Strategie der Stadt Wien verwendet 
werden.172  

Durch die FIWARE Plattform nutzt die Stadt Wien Open Source Technologien 
sowie offene Standards, die Bestandteil der MIMs – Minimal Interoperability 
Mechanisms sind. Die MIMs der OASC sind ein sich ständig weiterent-
wickelnder Satz technischer Mechanismen (Abbildung 10), die aus einer 
Baseline globaler Best-Practice ausgewählt werden und durch die 
Umsetzung in den Mitgliedsstädten des Netzwerks vorangetrieben werden 
und in Normungsaktivitäten wie ETSI, ISO und ITU einfließen. 

 
168  Open & Agile Smart Cities (OASC): https://oascities.org.   
169  FIWARE: https://fiware.org.  
170  Smarter Together Wien: https://www.smarter-together.eu/de/cities/wien#/.   
171 Urban Data Plattform der Stadt Wien: https://smartdata.wien.gv.at.  
172 Stadt Wien 2018. Digitale Agenda der Stadt Wien: https://www.wien.gv.at/digitaleagenda.  
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Der FIWARE Context Broker wird als CEF-Building Block von der EU an die 
Mitgliedsstaaten zur Verwendung bei der Realisierung digitaler Lösungen 
empfohlen. Am 24.01.2019 hat ETSI den neuen Standard für das Context 
Information Management im Bereich Smart Cities als Standard veröffent-
licht: NGSI-LD. Dieser Standard basiert auf FIWARE NGSI. NGSI dient dazu, 
den Zugriff auf Daten zu vereinheitlichen und bestehende Datensilos aufzu-
brechen. 

Die Stadt Wien gehört zu den Initiatoren des Frontrunner Smart Cities Pro-
gramms. Mehr als 500 Standard-Datenmodelle sind seit 2018 gemeinsam 
erarbeitet und auf GitHub173 als Open Source veröffentlicht worden. Grün-
dungsstädte sind unter anderen Genua, Göteborg, Nizza, Porto, Santander, 
Utrecht, Valencia, La Plata (Argentinien) und Montevideo (Uruguay). 

 

Abbildung 10: Offene Standards / MIMs 

6 GAIA-X in der Stadt Wien  

Die Stadt Wien unterstützt aktiv die Domäne Smart Cities innerhalb von 
GAIA-X,174 dem Projekt für eine föderierte Dateninfrastruktur in Europa zur 
Umsetzung der folgenden Anforderungen: 

| Nutzbarmachung der Kosten- und Aufwandsvorteile von cloudbasierten 
Lösungen auch für Kommunen  

 
173  FIWARE Smart Data Models auf GitHub: https://github.com/smart-data-models.  
174  GAIA-X: https://www.data-infrastructure.eu/GAIAX/Navigation/EN/Home/home.html.   
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| Sicherstellung der Datensouveränität und Schaffung von Vertrauen 

| Implementierung von Standards für Datenmodelle und Schnittstellen – 
Vermeidung der Schaffung von Insellösungen 

| Urbaner Datenraum Wien: Integration von privaten, kommerziellen und 
öffentlichen Daten 

| Grundprinzipien: Open X (Data, Source, API, Standards, Documentation) 

Dabei werden sich die Aktivitäten der Stadt Wien auf den oberen Teil des 
“X” von GAIA-X beziehen, das sogenannte Daten-Ökosystem,  

 

Abbildung 11: GAIA-X 

7 Kooperationen und Austausch 

Das Thema Kooperationen und Austausch ist der Stadt Wien sehr wichtig. 
Man muss das Rad nicht immer neu erfinden und kann so die Ressourcen 
zielgerichteter einsetzen. Wichtige Partner der Stadt Wien sind dabei unter 
anderem die Städte Linz und Graz, OASC, FIWARE Foundation, Masterportal, 
Hamburg, Karlsruhe, München, Wolfsburg, Ulm, Paderborn, Tegel und viele 
mehr. Es entstehen Synergien durch Open X und Kooperationen! Daten 
treiben uns an! 
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8 Die nächsten Schritte und Ausblick 

8.1 Open Data – Weiterentwicklung 

Wir haben natürlich noch viel vor und wollen den erfolgreichen Weg weiter-
gehen. Heute ist ein Weiterentwicklungsschwerpunkt die Visualisierung von 
Open Data, um die offenen Daten verständlicher darzustellen. Die regel-
mäßigen Datenphasen werden fortgesetzt. 

Ein weiteres Betätigungsfeld sind personenbezogene Daten. Hier gibt es be-
reits erste Ansätze, personenbezogene Daten zu synthetisieren und auf diese 
Art anonymisierte Daten auch als Open Data zur Verfügung zu stellen. Das 
schützt den Personenbezug, öffnet die Daten und ermöglicht datengetrie-
bene Innovation. Insbesondere sehen wir viel Potenzial bei Bevölkerungs- 
und Gesundheitsdaten. 

8.2 Data Excellence 

Wichtig ist der Ausbau der Data Excellence in der Stadt – ein Programm für 
die nächsten Jahre. Die Umsetzung der Internet of Things (IoT) Strategie der 
Stadt ist ein wichtiges Ziel. Dabei wird die Urban Data Plattform der Stadt 
eine zentrale Rolle spielen. 

Wir sehen, dass Daten ein wesentlicher Bestandteil bei Anwendungen von 
Datenanalysen und Vorhaben mit Anwendung von Künstlicher Intelligenz 
und maschinellem Lernen sind. Mit Hilfe der Daten der Stadt Wien sollen 
durch Einsatz von Advanced Analytics-Verfahren und Methoden der künst-
lichen Intelligenz bestehende Prozesse automatisiert werden und Einsichten 
gewonnen werden. Auch hier wollen wir unsere Data Excellence-Grundsätze 
in Zukunft anwenden. 

8.3 Digitaler Zwilling der Stadt Wien 

Alle diese Initiativen und Daten werden im digitalen Zwilling der Stadt Wien 
in den nächsten Jahren zusammengeführt werden, um ein digitales Abbild 
der Stadt zu bekommen und auf deren Basis virtuelle Simulationen und 
Prognosen treffen zu können. 

Für die Digitalisierungshauptstadt Wien entsteht, basierend auf den exzel-
lenten Daten der Stadt, ein virtuelles Spiegelbild der Stadt, das die Erfassung 
und Modellierung der Interaktionen von urbanen Objekten und Prozessen 
ermöglicht.  
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Der digitale Zwilling der Stadt Wien lebt davon, dass Objekte mit Informa-
tionen verknüpft sind und damit gegenseitig zur Datenaktualität beitragen. 
Indem die bestehenden und zukünftigen exzellenten Daten der Stadt Wien 
mit Hilfe des digitalen Zwillings schneller, kostengünstiger und umfassender 
in Beziehung gesetzt werden, unterstützt und fördert der digitale Zwilling 
eine Weiterentwicklung der Wiener Data Excellence-Vision. Der Nutzen der 
Daten wird maximiert, da verknüpfte Fragestellungen effektiv und effizient 
beantwortet werden können. 

Bereits heute arbeitet die Stadtvermessung am „Digitalen geoZwilling“. Sie 
hat sich entschieden, das Präfix geo für den Neologismus zu verwenden, um 
den geodätischen und geometrischen Aspekt der Erstellung von semanti-
schen 3D-Geo-Objekten zu betonen. Dieser digitale geoZwilling ist ein vir-
tuelles, semantisches 3D-Stadtmodell, das alle Objekte der Stadt enthält. Es 
soll ermöglichen, für die Stadt Wien erforderliche Geobasisdaten aus ihm 
abzuleiten und so deren inhaltliche und zeitliche Kohärenz zu garantieren. Er 
ist mithin ein Nukleus eines umfassenden digitalen Zwillings der Stadt Wien.  

8.4 City Information Model (CIM) für Planung und Simulation 

Durch die Verknüpfung der Objekte des digitalen geoZwillings mit anderen 
Daten und Informationen zum Beispiel demographische und sozioökono-
mische Daten, Energieverbrauch und Instandhaltungsmanagement, Sensor-
daten und Echtzeitdaten des Internets der Dinge entsteht ein City Infor-
mation Model (CIM) als Grundlage eines „lebendigen“ digitalen Zwillings 
der Stadt Wien. 

Der digitale Zwilling der Stadt Wien schafft eine gemeinsame Plattform für 
eine Vielfalt an potenziellen Fachanwendungen. Er ist damit nicht nur Grund-
lage für das Management der Stadt, sondern auch wesentlich für eine ver-
besserte Planung und Simulation von Entwicklungen.  

Die erhöhte Planungssicherheit kann dazu dienen, Risiken zu reduzieren und 
durch verbesserte Kommunikation und Transparenz die Akzeptanz von Pro-
jekten zu verbessern. In vielen Bereichen wie zum Beispiel Stadtentwicklung, 
Energie, Verkehr und Umwelt können damit Planungen und Projekte, sowohl 
der Stadt als auch von Dritten, unterstützt werden. 
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Open Data in ländlichen Räumen: 
Kommunale Komplexitäten verstehen 

 

Neele Hiemesch-Hartmann, Silvia Hennig und Jonas Marggraf 

 

1 Einleitung 

Der wissenschaftliche Diskurs zur Digitalisierung ländlicher Räume und 
insbesondere zu Open Data in ländlichen Gebietskörperschaften steht 
gerade erst am Anfang, vor allem im Vergleich zum Diskurs über smarte 
Städte und ihre Datenbestände.175 Die Forschung zur Digitalisierung länd-
licher Räume beschäftigt sich derzeit noch immer vornehmlich mit deren 
technischen Voraussetzungen.176 Erst seit Kurzem ist die Anwendung von 
Smart-City-Konzepten auf ländliche Räume, in Form von Smart Villages oder 
Smart Regions hinzugekommen.177 Zum Thema Open Data besteht im 
Forschungsfeld eine deutliche Lücke: Studien zu Open Data in Deutschland 
stellten bis dato ausschließlich städtische Raumbezüge her. Studien zur 
Digitalisierung ländlicher Räume wiederum ließen den Aspekt der Bereit-
stellung offener Verwaltungsdaten als ein Ausprägungsmerkmal digitaler 
Transformationsprozesse in ländlichen Städten und Gemeinden bislang 
außen vor.178 Eine wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Thema im Kon-
text der Digitalisierung ländlicher Räume ist daher dringend geboten. 

Open Data werden durch das Europäische Datenportal als Daten definiert, 
„die von jedem ohne Einschränkung genutzt, weiterverbreitet und weiter-
verwendet werden dürfen. Regierungen, Unternehmen und Privatpersonen 
können Open Data nutzen, um soziale, wirtschaftliche und ökologische 
Mehrwerte zu schöpfen“.179 Diese Definition greift wesentliche Teile der 
Anforderungen an Open Data auf, die auch von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, wie der Open Knowledge Foundation, aufgestellt wurden – 
etwa die Möglichkeit der Nutzung durch jeden Akteur sowie die Möglichkeit 
der Weiterverbreitung und -verwendung. Sie bleibt aber gleichzeitig hinter 
weiteren Forderungen zivilgesellschaftlicher Interessengruppen zurück, wie 
der Maschinenlesbarkeit der Daten, der Veröffentlichung von Primärquellen 
und der onlinebasierten Bereitstellung. Zudem besteht eine anhaltende Dis-

 
175  Vgl. Visvizi, Lytras & Mudri 2019, S.8. 
176  Vgl. Ievoli et al. 2019, S. 477. 
177  Vgl. Matern, Binder & Noack 2020, S. 2061; Zerrer & Sept 2020, S. 79. 
178  Vgl. Kassen 2013, S. 509; Susha et al. 2015a, S. 96. 
179  Vgl. European Commission European Data Portal 2021. 
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kussion über die Frage der gebührenfreien Nutzung von offenen Daten, die 
in der vorliegenden Definition ausgeklammert wird.180 Zivilgesellschaftliche 
Organisationen fordern die gebührenfreie Bereitstellung von Daten oder 
maximal die Erhebung von Gebühren in Höhe der Produktionskosten, wäh-
rend in Teilen der Politik und öffentlichen Verwaltung auch auf die Bedeu-
tung von Gebühren als wichtige Einnahmequelle der Verwaltung verwiesen 
wird.181 

Den Kosten, die durch die Erhebung und Bereitstellung von offenen Daten 
verursacht werden, stehen dabei erwartete Wertschöpfungseffekte gegen-
über, die durch die Erhebung, Verarbeitung, Bereitstellung und Nutzung der 
Daten entstehen.182 Die Schätzungen zum Ausmaß dieser möglichen Wert-
schöpfung gehen jedoch auseinander: So quantifizierte die Europäische 
Kommission die potenzielle Wertschöpfung durch Open Data für die EU im 
Jahr 2019 auf 184 Milliarden Euro, für das Jahr 2025 wurde eine Wertschöp-
fung von 199 Milliarden Euro in einem Basisszenario und 334 Milliarden Euro 
in einem Wachstumsszenario prognostiziert.183 Das optimistische der beiden 
Wachstumsszenarien, das damit von einer jährlichen Wachstumsrate von 
10,4 Prozent ausgeht, unterliegt dabei Annahmen wie der Erschließung 
neuer Zielgruppen für Open Data, einer novellierten Rechtsprechung, die 
den Datenaustausch erleichtert sowie steigender Netzwerkeffekte. Das gro-
ße Delta zwischen Basis- und Wachstumsszenario von 135 Milliarden Euro 
verdeutlicht einerseits, welch großes Wertschöpfungspotenzial Open Data 
insgesamt zugeschrieben wird, andererseits aber auch, dass erhebliche 
konzeptionelle Unsicherheiten dahingehend bestehen, wie der Open-Data-
Markt und seine Wertschöpfungsketten künftig funktionieren werden.184 

Open-Data-Portale nehmen im Wertschöpfungskreislauf offener Daten eine 
sensible Schlüsselfunktion ein: Sie bilden eine universelle Datenschnittstelle 
zwischen Bereitstellern und Anwendern und damit eine der wichtigsten 
infrastrukturellen Voraussetzungen für die erfolgreiche Bereitstellung und 
Nutzung offener Daten. Als solche können Open-Data-Portale auch als Indi-
kator für die geographische Verbreitung von Open-Data-Ansätzen insgesamt 
herangezogen werden. 

An ihrer Prävalenz ließ sich bislang über das Bundesgebiet verteilt ein deut-
liches Stadt-Land-Gefälle ablesen: Von den 305 ländlich geprägten Land-

 
180  Vgl. OKF 2021; Sunlight Foundation 2010. 
181  Vgl. OKF 2021; Bürgi-Schmelz 2013, S. 40; Fritz 2020. 
182  Vgl. Cavanillas, Curry & Whalster 2016, S. 4; Graudenz et al. 2009, S. 41. 
183  Den Ausgangswert berechnete die Europäische Kommission basierend auf dem Median-

wert der Open-Data-Marktgröße als Bruttoinlandsprodukt von fünfzehn Studien. Diese Stu-
dien kommen von internationalen Beratungsunternehmen, Organisationen und Wissen-
schaft. Für das Basisszenario werden die reale Bruttoinlandsprodukt-Wachstumsraten der 
Europäischen Zentralbank zu Grunde gelegt. 

184  European Commission European Data Portal 2020. 
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kreisen in Deutschland verfügten laut Open-Data-Atlas von Tursics 2019 
lediglich fünf (1.6 Prozent) über ein Open-Data-Portal, wohingegen 28 von 
75 (37 Prozent) Großstädten diesen Weg bereits beschritten hatten.185 Sollte 
dies den Tatsachen entsprechen und sich an dieser Situation mittelfristig 
nicht etwas ändern, drohen ländliche Räume in Deutschland von der zu er-
wartenden Wertschöpfung durch Open Data weitestgehend ausgeschlossen 
zu werden, während Städte immer stärker in der Lage sein werden, von 
deren gesellschaftlichem und wirtschaftlichem Mehrwert zu profitieren. 

Vor diesem Hintergrund ist es von besonderem öffentlichen Interesse, zu 
untersuchen, ob und inwiefern tatsächlich ein so starkes Stadt-Land-Gefälle 
bei der Bereitstellung von Open Data besteht, und wenn ja, worin die Gründe 
für die Unterschiede zwischen urbanen und ruralen Räumen in der Bereit-
stellung von Open Data zu suchen sind. Hierbei gilt es insbesondere 
spezifische Hürden und Herausforderungen ländlicher Kommunen und 
Landkreise zu identifizieren, die die Einrichtung beziehungsweise Nutzung 
von Open-Data-Portalen sowie die Bereitstellung offener Verwaltungsdaten 
bislang verhindern oder verzögern. 

Um diesen Forschungsfragen nachzugehen, wird in einem ersten Schritt 
eine deutschlandweite systematische Recherche von Open-Data-Portalen in 
ländlichen Gebietskörperschaften unternommen, die einen Überblick zum 
aktuellen Zustand der ländlichen Open-Data-Landschaft in Deutschland 
ermöglicht. Weiter wird anhand von vertiefenden teilstrukturierten Inter-
views mit kommunalen Open-Data-Verantwortlichen der Frage ihrer spezi-
fischen Herausforderungen nachgegangen. 

Im Ergebnis bestätigt die vorliegende Untersuchung die Annahme, dass bei 
der Bereitstellung von Open Data ein Stadt-Land-Gefälle existiert. Auch 
wenn das deutschlandweite Screening wesentlich mehr ländliche Open-
Data-Portale zutage gefördert hat als ursprünglich angenommen, veröffent-
lichen in einer systematischen Betrachtung ländliche Open-Data-Portale 
deutlich weniger Datensätze als städtische Portale. Die Ergebnisse der 
Interviews zeigen, dass wesentliche Hürden für die Etablierung und Pflege 
von Open-Data-Portalen im ländlichen Raum insbesondere im fehlenden Be-
wusstsein für das Potenzial von offenen Daten innerhalb der Verwaltung, im 
Fehlen geeigneter Prozesse und Entscheidungsstrukturen für die Veröffent-
lichung von Daten sowie in der mangelnden Kenntnis möglicher Anwender-
gruppen bestehen. 

 
185  Tursics 2019. Tursics Open Data Atlas: https://opendata.tursics.de.  
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2 Konzeptioneller Zugang zum Forschungsgegenstand 

2.1 Ökonomische Betrachtung von Open Data 

Sind Daten, die in der Verwaltung vorliegen, einmal als Open Data auf einem 
Open-Data-Portal veröffentlicht, können sie als ein öffentliches Gut gelten 
und verfügen damit über spezifische ökonomische Merkmale. So besteht 
etwa eine Wettbewerbslosigkeit der Daten beziehungsweise eine Nicht-
Rivalität ihrer Nutzer: Die Verwendung durch Akteur A hindert Akteur B nicht 
daran, die Daten ebenfalls zu nutzen. Ein weiteres ökonomisches Merkmal 
besteht in der Nicht-Ausschließbarkeit von Akteuren von der Nutzung 
offener Daten, sobald diese einmal kostenfrei öffentlich zugänglich gemacht 
wurden. Anders als bei geschützten oder lizenzierten Daten schließt die Nut-
zung von Open Data dabei auch die Möglichkeit der Weiterverwendung oder 
Modifikation der Daten ein. Zudem können die Daten, sind sie einmal digital 
veröffentlicht, nicht mehr zurückgenommen werden.186 Anwender offener 
Daten sind in der Regel zum einen die Verwaltung selbst, aber auch die Zivil-
gesellschaft, Unternehmen der freien Wirtschaft sowie die Forschung.  

Die Bereitstellung offener Daten kann ökonomische Effekte erzielen und 
Wertschöpfungsketten in Gang setzen. Wertschöpfungseffekte können dabei 
direkt, indirekt oder nachgelagert entstehen. Direkte ökonomische Effekte 
treten dann in Erscheinung, wenn eine Korrelation und eine Kausalität zwi-
schen der Bereitstellung von Open Data und dem Entstehen neuer Ge-
schäftsmodelle durch deren Nutzung zu erkennen ist. So ist etwa für den 
Bereich der Geodaten empirisch nachweisbar, dass aufgrund von standort-
bezogenen Daten eine Vielzahl von mobilen Anwendungen erst möglich ge-
worden ist.187 Als indirekt werden ökonomische Effekte beschrieben, die 
einen Zusammenhang zwischen der Bereitstellung von offenen Daten und 
Kosteneinsparungen beziehungsweise Effizienzsteigerungen in bestehen-
den Prozessen begründen, etwa aufgrund einer erkennbaren Verringerung 
der Anzahl von Bürgeranfragen in den Fachämtern der Verwaltung. Weiter 
lassen sich nachgelagerte ökonomische Effekte in Form von Wohlfahrts-
effekten identifizieren. Ein Beispiel dafür könnte etwa eine verstärkte Wahr-
nehmung politischer Transparenz durch die Bürgerinnen und Bürger sein.188 

Ob potenzielle ökonomische Effekte tatsächlich realisiert werden, hängt vom 
Bestehen einer funktionierenden Wertschöpfungskette ab. Deren Schritte 
reichen aufseiten der bereitstellenden Verwaltung von der (oft flankieren-
den) Erhebung der Rohdaten, über die Auswahl, Filterung und Bereinigung 
der Datensätze bis hin zur Bereitstellung und regelmäßigen Aktualisierung 

 
186  Vgl. Dapp et al. 2016, S. 31. 
187  Vgl. Kubicek & Jarke 2020, S. 81. 
188  Vgl. Dapp et al. 2016, S. 9. 
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der Daten in einem Open-Data-Portal. Die anwenderseitigen Schritte der 
Wertschöpfungskette umfassen dabei die Datenbearbeitung sowie das Er-
kunden, Transformieren und Modellieren der Daten mit dem Ziel, nützliche 
Informationen mit hohem monetären oder gesellschaftlichen Nutzen zu 
synthetisieren und zu extrahieren. Nach der Bearbeitung durch die 
Anwendergruppen erfolgt idealerweise, aber nicht notwendigerweise, eine 
Bereitstellung von kuratierten Datenbeständen (zum Beispiel im Rahmen 
einer App) oder als abrufbare Datenbank (über eine Website).189 An allen 
Stellen der Wertschöpfungskette können zahlreiche weitere Faktoren die 
Größe der erzielten ökonomischen Effekte beeinflussen: Werden etwa Daten 
in Echtzeit erhoben und bereitgestellt oder nur jährlich aktualisiert? Werden 
sie lediglich in einem regionalen oder mittels Verknüpfung auch in einem 
landes- oder bundesweiten Portal bereitgestellt? Wird eine auf offenen 
Daten basierende App von vielen oder wenigen Nutzerinnen und Nutzern 
verwendet? Die Anfälligkeit der Wertschöpfungskette von Open Data ist 
entsprechend hoch. Besonders kritisch ist die Bereitstellung der Daten in 
einem Open-Data-Portal als Schnittstelle zu möglichen Anwendern. Bleibt 
eine Publikation von vorliegenden Verwaltungsdaten in ländlichen Räumen 
mehrheitlich aus, bleibt auch eine weitere Datennutzung durch die 
potenziellen Anwender aus und wertschöpfende Potenziale werden nicht 
gehoben. 

2.2 Forschungsstand und Forschungsfragen 

Das Thema Open Data ist ein wichtiger Teilaspekt der Digitalisierung in länd-
lichen Räumen. Die internationale Forschungsliteratur zum Thema Open 
Data und Open Government als Enabler von Open Data ist umfänglich. Ein 
Großteil der Forschung zielt auf die politische Praxis, die rechtliche Aus-
gestaltung und technisch-organisatorische Umsetzung von Open-Data-An-
sätzen und kann damit als eher anwendungsnah gelten.190 Die Entwicklung 
der Forschungslandschaft durchlief verschiedene Phasen: Im Kontext der 
Formierung der internationalen Open-Data-Bewegung (2000-2010) beschäf-
tigte sich die Wissenschaft vor allem mit der Definition von Open Data und 
der Bedeutung offener Verwaltungsdaten für demokratische Teilhabe, poli-
tische Transparenz und zivilgesellschaftlich getragene digitale Innovation.191 
Zudem fand die technische Seite der Bereitstellung von offenen Daten und 
deren Charakteristik große Beachtung.192 In den letzten Jahren konnten im 
Zuge der zunehmenden internationalen Verbreitung und Implementierung 
von Open-Data-Ansätzen schließlich vermehrt regionale Fallstudien, Use 

 
189  Vgl. Cavanillas, Curry & Whalster 2016, S. 5; Graudenz et al. 2009, S. 43. 
190  Vgl. Janssen, Charalabidis & Zuiderwijk 2012, S. 260; Susha et al. 2015a, S. 95; Zuiderwijk 

& Janssen 2014, S. 18. 
191  Vgl. Geiger & von Lucke 2012, S. 270; O’Hara 2012, S. 224. 
192  Vgl. Oller et al. 2010. 
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Cases und Anwendungsbeispiele erforscht und beschrieben werden.193 Da-
rauf basierend entstanden zuletzt mehrere politische Leitfäden und Hand-
lungsempfehlungen auf nationaler, europäischer und internationaler 
Ebene.194 Gleichzeitig wurden erste Metastudien und theoretisch-konzeptio-
nelle Studien vorgestellt sowie Moderations- und Mediationsfaktoren für die 
erfolgreiche Implementierung beziehungsweise den Betrieb von Open-Data-
Portalen untersucht.195 Auffällig ist, dass sich die bisherige Forschung zu 
Open Data fast ausschließlich auf Städte als Bezugsraum zur Umsetzung von 
Open Data bezieht.196 Wenn zu Open Data im ländlichen Kontext geforscht 
wurde, dann fast nur im Hinblick auf die landwirtschaftliche Nutzung von 
Geodaten, jedoch nicht im Sinne von offenen Verwaltungsdaten für Open 
Government oder digitale Innovationen und damit verbundene Wert-
schöpfungseffekte.197 

Im politischen Raum ist das Thema Open Data deutlich stärker präsent. Die 
Europäische Union legte im Jahr 2020 einen Fokus auf das Thema der Rural 
Open Data.198 Als Grundlage für die Diskussion wurde ein Bericht veröffent-
licht, der die Kluft zwischen urbanen und ruralen Räumen im Kontext Open 
Data adressiert und politische Empfehlungen ausspricht, um diese Kluft zu 
beheben.199 In Deutschland gibt es bisher keine vergleichbare politische Ini-
tiative. Dabei ist der Zeitpunkt kritisch. Im ersten Quartal 2021 wurde auf 
Bundesebene mit der Datenstrategie, dem zweiten Open-Data-Gesetz sowie 
dem Datennutzungsgesetz eine Reihe wichtiger Gesetzesvorhaben für den 
Umgang mit Daten in der digitalisierten Verwaltung verabschiedet.200 Mit 
diesen Initiativen ist auch die Hoffnung verbunden, den Staat „zum Vor-
reiter“ für die Bereitstellung und -nutzung von Daten zu machen.201 

Aus diesen Betrachtungen leiten sich zwei Forschungsfragen zum derzeiti-
gen Stand der Bereitstellung von Open Data insbesondere in ländlichen Räu-
men ab:  

| 1. In welchem Maße stellen ländliche Gebietskörperschaften in Deutsch-
land aktuell bereits Open Data auf Open-Data-Portalen zur Verfügung? 

 
193  Vgl. Hielkema & Hongisto 2012, S. 193; Mergel, Kleibrink & Sörvik 2013, S. 625; Wang & Lo 

2016, S. 82. 
194  Vgl. Bundesverwaltungsamt 2020; European Commission 2018; Stadt Bonn 2013. 
195  Vgl. Attard et al. 2015, S. 412; Susha et al. 2015b, S. 620; Vetrò, Canova, Torchiano et al. 

2016, S. 330. 
196  Vgl. Kassen 2013, S. 508; Susha, et al. 2015b, S. 620. 
197  Vgl. European Commission 2021; Shvaiko, Farazi & Maltese 2012, S.200. 
198  Vgl. European Commission European Data Portal 2020. 
199  Vgl. European Commission European Data Portal 2019. 
200  Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2021; Bundesregierung 2021. 
201  Vgl. Bundesregierung 2021. 



110 
 

| 2. Welche Herausforderungen bestehen in ländlichen Städten, Gemein-
den und Kreisen bei der Bereitstellung von Open Data? 

Die Forschungsfragen wurden mittels eines zweistufigen Ansatzes unter-
sucht. Im ersten Teil wurden systematisch alle ländlich geprägten Städte, 
Gemeinden und Kreise in Deutschland recherchiert, die über Open-Data-
Portale offene Verwaltungsdaten bereitstellen, um so einen aktuellen Über-
blick über das Open-Data-Geschehen in ländlichen Räumen zu erhalten. Im 
zweiten Teil der Untersuchung wurden teilstrukturierte Interviews mit Open-
Data-Verantwortlichen aus kommunalen Verwaltungen in ländlichen Räu-
men geführt und ausgewertet, um einen Überblick über wahrgenommene 
Hürden in der Bereitstellung von Open Data zu gewinnen. 

3 Untersuchung zu ländlichen Open-Data-Portalen in 
Deutschland 

3.1 Methodik des Screenings ländlicher Open-Data-Portale in 
Deutschland 

Ausgehend von bisherigen oberflächlichen Übersichtsdarstellungen wie 
dem Open-Data-Atlas von Tursics besteht die Vermutung, dass in Deutsch-
land auf kommunaler Ebene hinsichtlich der Veröffentlichung von offenen 
Daten ein Stadt-Land-Gefälle existiert. In Deutschland gibt es jedoch derzeit 
keinen aktuellen und vollständigen Überblick über Open-Data-Portale in 
ländlichen Regionen. Ziel des ersten Untersuchungsschrittes ist es daher 
mithilfe eines systematischen Screenings alle bestehenden Portale zu 
identifizieren. Die Grundgesamtheit der Analyse bildeten alle Kommunen 
(n=10.799) und Landkreise (n=306) in Deutschland.202 Diese wurden anhand 
von zwei Ausschlusskriterien gefiltert, um den Fokus auf ländliche Gebiets-
körperschaften zu lenken. In einem ersten Schritt wurden alle Kommunen 
exkludiert, die mehr als 50.000 Einwohner aufwiesen. Aus der verbleibenden 
Menge wurden im zweiten Schritt solche Kommunen und Landkreise ex-
kludiert, die im Thünen-Landatlas als „nicht-ländlich“ ausgewiesen wur-
den.203 Für die verbleibenden 4.567 Kommunen und 306 Landkreise wurde 
im Screening geprüft, ob diese offene Daten in einem eigenen Open-Data-
Portal, einem Verbundportal oder einem sonstigen Portal bereitstellen. 

Im ersten Schritt des Screenings wurde dafür der Tursics-Atlas geprüft, der 
Open-Data-Projekte aus ganz Deutschland sammelt.204 Im zweiten Schritt 
wurden das deutsche Datenportal Govdata.de sowie die Open-Data-Portale 

 
202  Vgl. Statistisches Bundesamt 2020; Deutscher Landkreistag 2021. 
203  Vgl. Küpper 2016. 
204  Tursics 2019. 
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der Bundesländer nach Einträgen der Kommunen und Landkreise durch-
sucht. Im dritten Schritt wurde das Portal Offenedaten.de geprüft.205 
Themenspezifische Primär- und Sekundärliteratur sowie Konferenzpro-
gramme und Förderdatenbanken, wurden im vierten Schritt durchsucht. Den 
Abschluss bildete die systematische Recherche nach möglichen Open-Data- 
und Geodaten-Portalen aller ländlichen Landkreise in Deutschland. Geo-
daten-Portale wurden ins Screening inkludiert, da Verwaltungsdaten mehr-
heitlich einen Geodatenbezug aufweisen, viele Geodaten mit offenen Lizen-
zen zur Verfügung gestellt werden und georeferenzierten Daten ein hohes 
Nutzungspotenzial zugerechnet wird.206 

Die identifizierten Open-Data-Portale wurden anschließend anhand von 
Open Data-spezifischen Qualitätskriterien differenziert bewertet. Diese Kri-
terien, wie zum Beispiel Lizenzen, Portaltyp und Datensatzanzahl, helfen da-
bei, die Open-Data-Ansätze der Kommunen zu beschreiben. Dabei ist zu be-
achten, dass sich die Kriterien einer einfachen Schwarz-Weiß-Logik ent-
ziehen und der individuelle Kontext einer Kommune wichtig ist. Beispiels-
weise verfügt eine Kommune nicht automatisch über eine höhere Open-
Data-Reife, wenn sie mehr Datensätze bereitstellt. Die Aktualität und die 
Qualität der bereitgestellten Datensätze gilt es dabei mit zu beachten. Zudem 
ist auch die Aktualität je nach Art der bereitgestellten Daten unterschiedlich 
zu bewerten. Sensordaten können zum Beispiel auch jede Minute aktualisiert 
werden, wohingegen historische Bebauungspläne keiner Aktualisierung 
bedürfen.  

Kriterium Bedeutung Ausprägung 

Typ des Portals Informationen zu Daten-Typen und 
Betriebsweise des Portals 

Portal, Verbundportal, Geoportal oder 
Geo-Verbundportal 

Thema der 
Datensätze 

Einteilung in thematische Kategorien 
nach GovData.de 

zum Beispiel Energie, Bevölkerung 
und Gesellschaft, Bildung, Kultur, 
etc. 

Datensatzanzahl Anzahl der Datensätze 1-258 
Datenerhebende 
Einheit 

Verwaltungseinheit, in der die Daten 
erhoben werden 

zum Beispiel Hoch- & Tiefbauamt, 
Verkehrsbetriebe, Statistikamt 

Lizenzen Informationen, unter welchen 
Lizenzen, die Datennutzung erfolgt 

Namensnennung 2.0, 3.0, 4.0 sowie 
Zero-Version 2.0 

Datenqualität Bewertung über Fünf-Sterne-
Klassifizierung nach Tim Berners-
Lee (Berners-Lee, 2021) 

1=offene Lizenz, 2=strukturiertes 
Format, 3=offene, nicht proprietäre 
Formate, 4=Bezeichnung der Daten 
zur Verlinkung & 5=eigene Daten 
verlinken, um Kontext zu zeigen 

Aktualität Information, in welchem Rhythmus 
Datensätze aktualisiert werden 

Nie, jährlich, monatlich, wöchentlich, 
täglich 

Tabelle 1: Merkmale der Open-Data-Portale 

 
205  OKF 2020. OKF Offene Daten: https://okfn.de/projekte/offenedaten.  
206  Vgl. European Commission European Data Portal 2019; Schweigel et al. 2020, S. 26. 
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3.2 Ergebnisse des Screenings der Open-Data-Portale 

Insgesamt wurden 165 ländliche Open-Data-Portale und Geodaten-Portale in 
Deutschland durch dieses Screening identifiziert (Tabelle 2), davon 104 auf 
Landkreisebene und weitere 61 auf Gemeindeebene. Damit stellen zusätzlich 
zu den 104 Landkreisen, die über Datenportale des Kreises verfügen, in wei-
teren 20 Landkreisen immerhin einzelne Kommunen offene Daten bereit. Im 
Folgenden werden die Portale von Landkreisen als Verbundportale bezeich-
net. Dies dient der besseren Unterscheidbarkeit. 

Kommunen (n = 4.567) Landkreise (n = 306) 

 51 Open-Data-Portale 
 10 Geodaten-Portale 

 18 Open-Data-Portale 
 86 Geodaten-Portale 

n = 165 (Open-Data-Portale) 

Tabelle 2: Screening ländlicher Open-Data-Portale 

3.2.1 Merkmale der Open-Data-Portale 

Damit kann festgehalten werden, dass in den vergangenen Jahren auch in 
ländlich geprägten Gemeinden und Kreisen etliche Open-Data-Portale ge-
startet wurden. Geoportale sind dabei in ländlichen Gebietskörperschaften 
die verbreitetste Form von Open-Data-Portal. Bei 96 der identifizierten 165 
Portale handelt es sich um Geoportale beziehungsweise Geoverbund-
portale. Open-Data-Portale, in denen auch Daten zu anderen Themen ver-
öffentlicht wurden, finden sich immerhin 69. Jedoch ist die thematische 
Bandbreite der veröffentlichten Daten hier innerhalb der einzelnen Portale 
oft nicht besonders hoch und die Zahl der Datensätze niedrig. Wenn Daten 
bereitgestellt werden, werden internationale Standards zumeist eingehalten. 
Metadaten, Maschinenlesbarkeit und Informationen zu anwendbaren Lizen-
zen sind fast immer gegeben. Das kann auch daran liegen, dass die meisten 
Kommunen für die Bereitstellung ihrer Daten auf Verbundportale einer über-
geordneten Gebietskörperschaft als IT-Infrastruktur zurückgreifen; zahl-
reiche Landkreise nutzen zudem insbesondere für die Bereitstellung von 
Geoportalen häufig externe Dienstleister. Allerdings weist der geringe 
Aktualisierungsgrad und veraltete Datenbestand vieler Portale darauf hin, 
dass es sich bei der Einrichtung der Portale beziehungsweise der Bereit-
stellung der Daten vielfach um punktuelle Maßnahmen gehandelt haben 
muss. Dies betrifft sowohl Geoportale wie auch Open-Data-Portale und gilt 
sowohl für Datensätze mit langen Aktualisierungszyklen (zum Beispiel 
Wahldaten) wie auch Datensätze mit kürzeren Aktualisierungszyklen (zum 
Beispiel Haushaltspläne). In keinem einzigen ländlichen Open-Data-Portal 
wurden Datensätze gefunden, die auf Sensordaten und damit mindestens 
Tagesaktualität zurückgreifen.207 

 
207  Vgl. Bertelsmann Stiftung 2020. 
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Eine tiefere quantitative, qualitative und inhaltliche Analyse sowie ein ent-
sprechender Vergleich der einzelnen ländlichen Open-Data-Portale gestalte-
ten sich aufgrund der Heterogenität der Portale jedoch schwierig. Diese 
Heterogenität ist zum einen durch die Unterschiedlichkeit der Software-
Architektur verschiedener Portallösungen begründet. Sie speist sich aber 
auch aus der Vielfältigkeit der Daten selbst. Zusätzlich zeigt sich, dass sich 
die Nomenklatur und Metadatenstruktur ein- und derselben Art von Daten-
satz von Portal zu Portal teils stark unterscheiden kann. Für Nutzer der Open-
Data-Portale reduzieren sich so die Klarheit und Navigierbarkeit der Portale 
und die Vergleichbarkeit ihrer Datensätze deutlich. 

3.2.2 Beantwortung der ersten Forschungsfrage 

Es lässt sich festhalten, dass weit mehr ländliche Regionen als ursprünglich 
angenommen bereits Open Data bereitstellen. Mit dem Screening konnte 
immerhin in 124 von 306 ländlich geprägten Landkreisen die Bereitstellung 
offener Daten auf Kreis- oder (seltener) kommunaler Ebene nachgewiesen 
werden. Das entspricht 40,52 Prozent der Landkreise in Deutschland, die 
nach dem Thünen-Institut als ländlich gelten. Gleichzeitig beschränkt sich in 
96 der 124 Landkreise die Bereitstellung von Open Data auf Geodaten und 
stellt damit lediglich einen ersten Schritt in Richtung einer umfassenden 
Open-Data-Kultur dar. Nur 9,15 Prozent (28 von 306) der ländlich geprägten 
Landkreise beziehungsweise ihrer Kommunen stellen Open Data zu darüber-
hinausgehenden Themenbereichen wie Raumordnung und Flächennutzung, 
Bevölkerung und Wahlen, Gewerbe, Bildung oder Gesundheit zur Ver-
fügung. Auch ist die Zahl der veröffentlichten Datensätze je Portal zumeist 
sehr klein. Tiefergehende Aussagen über die Quantität, Qualität und Inhalte 
der identifizierten ländlichen Open-Data-Portale können aufgrund ihrer Hete-
rogenität weder im Vergleich untereinander noch gegenüber städtischen 
Open-Data-Portalen getroffen werden. 

4 Untersuchung: Herausforderungen  
bei der Etablierung ländlicher Open-Data-Portale 

4.1 Methodik 

Zur Beantwortung der zweiten Forschungsfrage nach den besonderen 
Herausforderungen bei der Bereitstellung von Open Data in ländlichen 
Gebietskörperschaften wurden im zweiten Teil der Untersuchung insgesamt 
19 Interviews mit Open-Data-Experten in ländlich geprägten Landkreisen 
und Gemeinden geführt. Die Auswertung der Interviews erfolgte mittels 
einer inhaltlichen Zusammenfassung der forschungsrelevanten Fragen nach 
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Fissini (2004).208 Eine quantitative Auswertung in Form einer univariaten 
Analyse wurde nur in Teilen vollzogen. Hierbei haben die Interviewpartner 
innerhalb geschlossener Fragen anhand einer zehn-stufigen Skala einzelne 
Items bewertet. 

4.1.1 Stichprobenplan 

Auf Basis der identifizierten 165 Gebietskörperschaften, die Open-Data-Por-
tale nutzen beziehungsweise betreiben, wurden vorab Merkmale für den 
Stichprobenplan definiert (siehe Tabelle 3). Angesichts der mangelnden 
Aktualität vieler Portale und des teils äußerst geringen Umfangs der Open-
Data-Aktivitäten in den identifizierten Kommunen wurden die Merkmale 
Aktualität und Umfang der Portale als wichtig eingestuft. Um durch diese 
beiden Merkmale nicht einer Verfälschung der Untersuchungsergebnisse 
Vorschub zu leisten, wurde darüber hinaus anhand verschiedener Merkmale 
wie Einwohnerdichte, Rechtsrahmen und Kommunalfinanzen ein Stich-
probenplan nach dem Prinzip der Varianzmaximierung erstellt. Die Ein-
wohnerdichte bezieht sich hierbei auf die Einwohner pro Quadratkilometer. 
So werden Verzerrungen durch urbane Leuchtturm-Projekte vermieden. Mit 
der kommunalen Steuerkraft pro Einwohner wird ein Indikator für die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Kommunen berücksichtigt. Da die Eta-
blierung von Open Data unter anderem in Abhängigkeit von der finanziellen 
Ausstattung der Kommune stehen kann, gilt es hier eine Ausgewogenheit 
anzustreben. Ein weiteres Merkmal ist der bestehende Rechtsrahmen, der 
eine Etablierung von Open Data begünstigen oder behindern kann. Unter-
dessen ist der Rechtsrahmen in Deutschland heterogen beschaffen und von 
Bundesland zu Bundesland unterschiedlich (Transparenzgesetze, Infor-
mationsfreiheitsgesetz oder keine Gesetzgebung). Gleichzeitig können sich 
auch einzelne Kommunen durch Informationsfreiheitssatzungen von der 
fehlenden rechtlichen Ausgestaltung eines Bundeslandes absetzen.209 
Zusätzlich wurde eine geografische Streuung innerhalb Deutschlands ange-
strebt. Neben diesen einordnenden Kriterien auf Ebene der Gemeinden und 
Landkreise, wurden auch Kriterien zu den jeweiligen Portalen für die Zusam-
menstellung des Stichprobenplanes herangezogen. Somit erfolgt die Aus-
wahl der Interviewpartner deduziert. Innerhalb der zuständigen Kommunal-
verwaltungen wurde angestrebt, die geplanten Interviews mit der jeweiligen 
Schlüsselperson für das Management der kommunalen Open-Data-Projekte 
zu führen, da die Beantwortung der Fragen Expertenwissen.210 

 
208  Vgl. Fissini 2004, S. 139. 
209  Vgl. Bürgi-Schmelz 2013, S. 44; Deckert 2020, S. 16; Geiger & von Lucke 2012, S. 270; 

Kubicek & Jarke 2020, S. 83. 
210  Vgl. Walter 2020, S. 22. 
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4.1.2 Stichprobenbeschreibung 

Die Experten der Befragungsgruppe sind mehrheitlich Geoinformations-
system-Koordinatoren. Hinzu kommen teilweise Verantwortlichkeiten in der 
Informationstechnologie beziehungsweise als Digitalisierungsbeauftragte 
mit Führungsfunktion. Die meisten Experten definieren sich selbst als Open-
Data-Koordinatoren, nehmen aber daneben auch Rollen als Projektinitia-
toren beziehungsweise operative, technische und administrative Projekt-
manager ein. Im Durchschnitt haben die befragten Personen über sieben 
Jahre Erfahrung im Umgang mit Open Data. 

Thünen-Kategorie Landkreis Ø = Min. Max. 

Skala von 1 = sehr ländlich bis 7 = kaum ländlich 2,83 1 5 
Rechtsrahmen n= Gesamt 

Informationsfreiheitsgesetz  12 von 19 63,16% 
Ohne Informationsfreiheitsgesetz 6 von 19 31,58% 
Transparenzgesetz  1 von 19 5,26% 
Informationsfreiheitssatzung n= Gesamt 

Vorhanden bei 2 von 19 10,52% 
Kommunale Steuerkraft pro Einwohner Landkreis Ø = Min. Max 
 1.000 € 587 € 1.451 € 
Einwohnerdichte pro km2 Landkreis Ø = Min. Max 

 134 47 296 
Einwohnerzahl Landkreis Ø = Min. Max 

 162.281 10.990 306.890 
Portal n = Gesamt 

Portal  5 von 19 26,32% 
Verbundportal  12 von 19 63,16% 
Externer Dienstleister  2 von 19 10,53% 

Tabelle 3: Stichprobenbeschreibung 

4.2 Ergebnisse der Interviews 

4.2.1 Prozesse und Kriterien  
zur Veröffentlichung von Open-Data, Datenkultur 

Die 19 Open-Data-Portale, deren Verantwortliche im Rahmen der Befragung 
interviewt wurden, können hinsichtlich ihres jeweiligen Datenumfangs als 
heterogen beschrieben werden. So publizierten einige Portale nur kleine 
Datenbestände, während andere Portale vielfältige Daten anboten. Die An-
zahl der Datensätze lag zwischen 1 und 175. Dabei wurden unterschiedliche 
Datensätze aus den Kommunen wie Bebauungspläne, Flächennutzungs-
pläne, Haushaltspläne oder Denkmallisten publiziert. Die Daten wurden 
mehrheitlich jährlich aktualisiert und waren teilweise mit Metadaten verlinkt. 
Verbundportale wurden zum Teil mit Nachbarregionen betrieben. Dabei 
traten einige Kommunen innerhalb ihrer Portalverbünde als initiierende und 
proaktive Partner auf und motivierten andere Kommunen zur Beteiligung. 
Neben diesen Verbundportalen waren außerdem Geo-Verbundportale mit 
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GIS-Daten in der Stichprobe vertreten. Alle Portale verfügten über einen 
Ansprechpartner zu Open Data. 

Zunächst wurden die Experten nach einem organisatorischen Prozess zur 
Veröffentlichung vorliegender Verwaltungsdaten als Open Data befragt 
(Frage 1: Beschreiben Sie den organisatorischen Prozess zur Veröffent-
lichung von Open Data). Die befragten Kommunen gaben mehrheitlich an, 
dass die formale Bereitstellung sowie die technische Aufbereitung der 
Datensätze in ihre Verantwortlichkeit als Open-Data-Koordinatoren fielen. 
Ein formalisierter Bereitstellungsprozess war in keiner der 19 Verwaltungen 
vorzufinden. Dieser Umstand wurde teilweise dahingehend interpretiert, 
dass eine Standardisierung aufgrund unterschiedlicher Datenkategorien 
auch nicht durchführbar sei. Einige Interviewpartner berichteten, dass sie als 
Open-Data-Koordinatoren in Wechselwirkung mit den Fachämtern tätig 
würden, wenn es um die Veröffentlichung neuer Datensätze gehe: Teils 
übermittelten die Fachämter proaktiv die Daten an den Open-Data-Koordi-
nator, teils trete dieser aber auch an die Fachämter heran, um spezifische 
Daten anzufragen. Mehrheitlich liege die Verantwortung für die Aktuali-
sierung der Datensätze auch bei den Fachämtern. Die Interviewten gaben an, 
dass dieses Vorgehen viele Vorteile biete. Einerseits werde so ein Teil der 
Identifizierung von potenziellen Datensätzen sowie der Aktualisierung durch 
die Fachämter erbracht und spare damit auch Ressourcen bei den Open-
Data-Koordinatoren. Andererseits werde das Thema Open Data so auch aktiv 
in die Breite der Organisation getragen und Verantwortung geteilt. In diesen 
Fällen wurde aber auch deutlich gemacht, dass diese Aufgabenteilung bis 
dato nicht formalisiert wurde und die beteiligten Fachämter auch über 
keinerlei personelle Ressourcen für diese Aufgaben verfügten. Andere Inter-
viewpartner, in der Regel solche, deren Portale nicht besonders umfang-
reiche Datensätze bereithielten, berichteten, dass sie aufgrund mangelnder 
zeitlicher Ressourcen auf Anfragen der Fachämter und deren Bereit-
stellungswünsche lediglich reagierten, jedoch nicht selbst aktiv würden, um 
dort Impulse setzen. Die Interviewten waren sich dabei ihrer Schnittstellen- 
und Flaschenhals-Funktion durchaus bewusst. 

Weiterhin wurden die Open-Data-Koordinatoren nach Veröffentlichungs-
kriterien zur Publikation möglicher Daten als Open Data befragt (Frage 2: 
Welche Kriterien entscheiden über eine Veröffentlichung von Open Data?). 
Hier zeigte sich in den Antworten der Befragten eine Zweiteilung: In der 
ersten Befragungsgruppe wurde eine möglichst bedarfsgerechte Veröffent-
lichung der Daten angestrebt, um sogenannte Datenfriedhöfe zu vermeiden. 
Dabei wurden sowohl Bedarfe innerhalb der eigenen Verwaltung als auch 
externe Datenbedarfe angeführt. Basis der Aussagen zu solchen Bedarfen 
waren zumeist Annahmen der Fachämter und Open-Data-Koordinatoren da-
zu, welche Daten für Bürgerinnen und Bürger besonders relevant sein könn-
ten. Oft genannt wurden hier Radwege, Wanderwege und Bodenwerte. 
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Fachämter sahen zudem ein großes öffentliches Interesse an Flächen-
nutzungs- und Bebauungsplänen, die besonders relevant für Planungs- und 
Architekturbüros seien. Die Fachämter profitierten nach eigenen Aussagen 
nach der Bereitstellung dieser Daten von einem Absinken der Anfragen. In 
der zweiten Befragungsgruppe standen Bedarfe kaum im Vordergrund der 
Erwägungen zur Veröffentlichung von Daten. Hier waren zumeist allein die 
Fachämter die Entscheidungsinstanz dafür, welche Daten veröffentlicht 
wurden (und welche nicht). Dabei betonten die befragten Kommunen, dass 
auch der verwaltungsinterne Nutzen ein wichtiges Kriterium für die Ver-
öffentlichung sei. Klare Kriterien, die zu einer Veröffentlichung führten, 
waren jedoch in keiner der befragten Kommunen formalisiert. 

Anknüpfend daran wurden die Interviewpartner gebeten, mögliche Gründe 
für Datenveröffentlichungen und Nichtveröffentlichungen zu nennen (Fra-
ge 3: Aus welchen Gründen werden einige Daten veröffentlicht und andere 
Daten nicht?). Als Grund für eine Nichtveröffentlichung wurde von den 
Experten vor allem der Datenschutz benannt. Einige Interviewte betonten, 
dass sie aus Datenschutzbedenken heraus vor allem solche Daten veröffent-
lichten, die auch andere Kommunen bereits veröffentlicht hätten, um sich so 
abzusichern. Einige Interviewpartner merkten aber auch an, dass der Daten-
schutz verwaltungsintern teils auch als vorgeschobenes Argument fungiere, 
um eine Bereitstellung von Daten zu blockieren. In solchen Fällen, in denen 
die Fachämter als Entscheidungsinstanz über die Veröffentlichung von 
Daten fungierten, bemängelten einige Befragte weiter, dass diese damit zur 
zusätzlichen verwaltungsinternen Hürde würden. Die Interviewten beschrie-
ben, dass die Fachämter in den meisten Kommunen eine sich wider-
sprechende Doppelrolle innehätten: Einerseits verfügten sie über die mei-
sten Daten und sollten deren Bereitstellung eigentlich vorantreiben, anderer-
seits bremsten sie die Publikation von Daten häufig aus. Als zusätzliche Hür-
den gaben die Interviewpartner zudem eine gewisse Scheu vor dem Aktuali-
sierungsaufwand von Daten, einen Mangel an personellen Ressourcen 
sowie technische Schwierigkeiten bei der Anonymisierung personenbezo-
gener Daten an. Auch seien einige Fachämter besorgt, dass Daten in einem 
falschen Kontext interpretiert werden könnten. Klare Kriterien, welche Daten 
nicht veröffentlicht werden, existierten in keiner der befragten Kommunen. 

4.2.2 Kenntnisse zu Nutzern und Anwendern, Datenkultur 

Vertiefend wurden die Open-Data-Koordinatoren auch nach möglichen 
Anwendergruppen für die Open Data in ihrem Portal befragt (Frage 4: Sind 
Ihnen Anwendergruppen der von Ihnen publizierten Daten bekannt? Wenn 
ja, welche Anwendergruppen gibt es?). In keiner der befragten Kommunen 
lagen zum Zeitpunkt des Interviews jedoch systematische Erkenntnisse über 
externe Anwendergruppen der bereitgestellten Daten vor. Dies wurde 
größtenteils damit begründet, dass die Erfassung von Nutzerstatistiken 
datenschutzrechtlich nicht zulässig sei. In Ermangelung anderweitiger 
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Erkenntnisse wurde die wichtigste Anwendergruppe seitens der Befragten 
entsprechend in der Verwaltung selbst gesehen. Ein Interviewpartner be-
schrieb in diesem Zusammenhang das Phänomen von „zwei Open-Data-
Welten“, die in vielen Kommunen existierten: Dort gebe es ein Portal, 
welches nur verwaltungsintern genutzt werde und in welchem zahlreiche 
Datensätze bereitgestellt und regelmäßig aktualisiert würden. Darüber 
hinaus existiere ein zweites Portal für die Öffentlichkeit, in welchem aus-
gewählte Daten aus dem verwaltungsinternen Portal gespiegelt würden. 
Wichtig sei hierbei aber, dass in der Regel nur ein kleiner Teil der intern 
verfügbaren Daten veröffentlicht werde. Ein Vorteil dieser zwei Portale, so 
der Interviewte, sei jedoch, dass so auch im öffentlichen Portal alle Daten 
immer aktualisiert vorhanden seien, da die Fachämter einen Anreiz hätten, 
die Daten im verwaltungsinternen Portal stets aktuell zu halten. Einige 
Interviewpartner aus Landkreisen betonten, dass auch kreisangehörige 
Kommunen auf das verwaltungsinterne Portal (der Kreisverwaltung) zugrei-
fen könnten und so von einer größeren Datenvielfalt profitieren. Jenseits der 
Nutzung der offenen Daten innerhalb der eigenen Verwaltung, hatten die 
Kommunen lediglich Vermutungen über externe Anwender. Diese fußten 
zumeist auf Anfragen und Rückfragen zu den bereitgestellten Daten. Mehr-
heitlich konnten so Ingenieur- und Architekturbüros sowie Bauplaner als 
regelmäßige Anwender identifiziert werden. Einige Experten nannten zudem 
Wissenschaftler und Universitäten als Anwendergruppe. Vereinzelt gaben 
die Interviewten auch Banken, Bürgerinnen und Bürger, Feuerwehr, Kampf-
mittelräumdienste, landwirtschaftliche Betriebe, Polizei und Jagdgemein-
schaften an. Unternehmen außerhalb der Bauwirtschaft wurden von keinem 
der Befragten als mögliche Anwender genannt. Alle Interviewten machten 
in diesem Zusammenhang jedoch auch deutlich, dass das proaktive „Bespie-
len“ einer Community von Anwendern beziehungsweise der Öffentlichkeit 
nicht Teil ihrer Rollenbeschreibung sei und dafür auch keinerlei personelle 
oder finanzielle Ressourcen vorhanden seien. 

In diesem Kontext wurden die Open-Data-Koordinatoren auch nach dem Be-
stehen einer „Datenkultur“ innerhalb ihrer Organisation befragt (Frage 5: Be-
steht Ihrer Meinung nach eine gelebte Datenkultur innerhalb ihrer Organi-
sation?). Einige Interviewpartner bestätigten hierauf eine gelebte Daten-
kultur, zumindest in einzelnen Fachämtern. Explizit genannt wurden hier das 
Bauamt sowie das Umweltamt und damit allgemein eher technische Fach-
ämter. Alle Interviewpartner waren sich einig, dass für die Gesamtorgani-
sation die Antwort auf die Frage negativ ausfallen müsse. Lediglich in den 
IT-Abteilungen und bei Einzelpersonen sei ein Bewusstsein für das Potenzial 
von Daten beziehungsweise offenen Daten vorhanden. Die Open-Data-
Verantwortlichen drückten ihr Bedauern über diesen Umstand deutlich aus 
und merkten weiterhin an, dass dies auch dazu führe, dass dem Thema bis 
dato keine größere verwaltungsinterne Dringlichkeit eingeräumt würde. In 
mehreren Interviews führten die Interviewpartner hier den Begriff der Daten-
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fantasie ein. Damit bezeichneten sie die Fähigkeit, das Potenzial von Daten-
sätzen und deren Einsatzmöglichkeiten zu erkennen – für sie eine wichtige 
Grundkompetenz für die Umsetzung erfolgreicher Open-Data-Projekte der 
Verwaltung. Nur vereinzelt berichteten die Interviewpartner von Pilotpro-
jekten, deren Ziel es gewesen sei, eine Datenkultur in der eigenen Verwal-
tung zu etablieren. Besonders bemängelt wurde das Fehlen positiver Bei-
spiele (Best Practices), die auf die Zuständigkeitsbereiche und Problemstel-
lungen der einzelnen Fachämter zugeschnitten seien. Darüber hinaus be-
dürfe es aber ohnehin einer stärkeren politischen Unterstützung aller Ebenen 
für die Etablierung einer gelebten Datenkultur in der kommunalen Verwal-
tung, befanden einige der Befragten. 

4.2.3 Herausforderungen im Kontext von Open Data  
aus Sicht der fachlichen Praxis 

Zuletzt wurden die Experten mittels einer gestützten Abfrage nach mög-
lichen Herausforderungen und Konfliktthemen im Kontext der Bereitstellung 
weiterer offener Daten (Tabelle 4) befragt. Die Interviewten sahen die größte 
Herausforderung mehrheitlich darin, bestehende Datenlücken zu schließen 
(M = 7,27). So gebe es in den Verwaltungen teils noch große analoge Daten-
bestände, die nicht mit digitalen Daten verschnitten werden können.211 Wie-
ter wurde als große Herausforderung der fehlende Diskurs zu einheitlichen 
Standards von Open Data (M = 6,69) benannt. Nur durch standardisierte 
Anforderungen an die Daten könnte das vollumfängliche Potenzial von Open 
Data erschlossen werden. Bliebe eine Standardisierung aus, agierten die 
Verwaltungen autark mit vielen Individuallösungen. Damit werde das 
Potenzial von Open Data drastisch abgestuft, da eine überregionale Nutzung 
der Daten stark erschwert werde.212 Als weitere wichtige Hürde wurde man-
gelndes internes technisches Knowhow (M = 6.63) eingestuft. Bemerkens-
wert war, dass Themen wie datenschutzrechtliche Bedenken und gesetzliche 
Pflichten kein prioritäres Konfliktthema für die Interviewpartner waren. 
Ebenso wurden entfallene Einnahmen aus dem Datenverkauf von den kom-
munalen Experten nicht als problematisch eingestuft.  

Recht & Lizenzierung M 

Datenschutzverletzung und Datenmissbrauch 5,47 
Fehlende Open-Data-Richtlinien 5,87 
Dateneigentum und Urheberrecht 5,53 
Technisch & operativ M 

Inhaltliche Anpassungsmaßnahmen der Daten zwecks Veröffentlichung 6,20 
Technische Anpassungsmaßnahmen der Daten zwecks Veröffentlichung 6,06 
Bestehende Datenlücken schließen 7,27 
Benutzerfreundlichkeit der Daten gewährleisten 6,25 
Internes technisches Know-how zur Etablierung von Open Data 6,63 
  

 
211  Vgl. Tuncer et al. 2020, S. 23. 
212  Bertelsmann Stiftung 2020. 
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Anwender-Level M 

Vielseitige Anwenderanforderungen an Open Data 5,71 
Erklärungsbedarf bei den Anwendern der Daten seitens der Verwaltung 6,50 
Geringe Anwenderbeteiligung 5,43 
Einseitige Nutzung von bestimmten Daten in bestimmten Kategorien 5,10 
Big Player als Hauptanwender von Open Data 2,58 
Geschäftsmodell M 

Hohe Einführungskosten bei Open Data 4,60 
Entfallene Einnahmen aus Datenverkauf 2,36 
Fehlende Skalierung des wirtschaftlichen Mehrwerts durch Open Data 3,92 
Fehlende Best Practices zu Geschäftsmodellen 4,00 
Governance M 

Auf Bundes- und Landesebene wirkt Open Data mehr wie ein Trendthema 5,64 
Fehlender Diskurs zu einheitlichen Standards von Open Data 6,69 
Kommunale Informationsfreiheitssatzungen dienen der Vereinfachung 5,89 
Konkurrierende Interessen der Akteure prägen den Open Data-Diskurs 5,36 
Mangelnde Priorität des Themas Open Data auf Bundes- und Landesebene  6,07 
Anmerkung: Gestützte Abfrage: Wie bewerten Sie die folgenden möglichen Konfliktthemen bei der 
Einführung von Open Data? Welche der genannten Themen bewerten Sie als besonders relevant? 
Skala von 10 = Sehr relevant bis 0 = Überhaupt nicht relevant & k. A., (n = 19). 

Tabelle 4: Konfliktthemen bei der Einführung von Open Data 

5 Zusammenfassung der Ergebnisse und  
Einordnung in die wissenschaftliche Diskussion 

Im Hinblick auf die Forschungsfrage, welche Herausforderungen in länd-
lichen Räumen bei der Entwicklung und Etablierung von Open-Data-Portalen 
bestehen, lässt sich zusammenfassend feststellen, dass die Herausforde-
rungen vielfältig sind. Die Antworten der Experten zeigen übereinstimmend 
auf, dass sowohl personelle Ressourcen als auch digitale Kompetenzen und 
die mehrfach beschworene „Datenfantasie“ beim bestehenden Verwal-
tungspersonal ländlicher Gebietskörperschaften bislang weitgehend fehlen. 
Die eingangs beschriebene Wertschöpfungskette von Open Data zeigt in 
ländlichen Städten und Gemeinden also gleich an mehreren Stellen häufige 
Brüche: Fehlende Datenfantasie und die Unkenntnis möglicher Anwender-
gruppen und Anwendungsfälle verhindern, dass etwa flankierend erhobene 
Rohdaten, die in der Verwaltung vorliegen, als potenzielle offene Daten 
eingestuft und entsprechend aufbereitet und veröffentlicht werden. Man-
gelnde personelle Ressourcen lassen Fachämter und Verantwortliche davor 
zurückscheuen, potenzielle offene Datensätze überhaupt zu veröffentlichen, 
da eine entsprechende Aufbereitung und Aktualisierung der Daten nicht im-
mer gewährleistet werden kann. Und selbst wenn der Wille zur Veröffent-
lichung besteht, können noch unzureichende technische Kompetenzen die 
angemessene Aufbereitung und Standardisierung der Datensätze beein-
trächtigen, sodass deren Nutzen für Anwender teils beschränkt wird. In allen 
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untersuchten Fällen beschränken fehlende personelle und finanzielle Res-
sourcen zudem den möglichen Aufbau einer dateninteressierten Anwender-
Community, der sich in Ballungsräumen als ein wichtiges Vehikel zur Reali-
sierung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Mehrwerte von Open Data er-
wiesen hat.213 Werden die beschriebenen Mängel nicht zeitnah behoben, be-
stehen daher nur limitierte Möglichkeiten Open-Data-Potenziale in länd-
lichen Gebietskörperschaften vollumfänglich zu entfalten und auf Basis offe-
ner Daten ländlicher Städte und Gemeinden überhaupt ökonomische Effekte 
direkter, indirekter oder nachgelagerter Art zu erzielen. 

Vordergründig wird deutlich, dass die organisatorisch-betriebliche Ausge-
staltung der Bereitstellung von offenen Daten noch stark ausbaufähig ist. 
Dies betrifft den Prozess und die Zuständigkeiten innerhalb der Verwaltung. 
Insbesondere ist das funktionierende Zusammenspiel der Open-Data-Koor-
dinatoren und der Fachämter im Kontext der beschriebenen Doppelrolle der 
Ämter eine Herausforderung, die gelöst werden muss. Problematisch ist da-
bei nicht, dass die Fachämter an der Bereitstellungsentscheidung mitwirken, 
sondern das offensichtliche Entscheidungsvakuum, das durch ihre Zu-
ständigkeit vielerorts entsteht. Es fehlt an klaren Prozessen und Regeln, wie 
Daten bereitgestellt werden, wer an der Diskussion beteiligt wird und wer 
am Ende eine finale Entscheidung über die Veröffentlichung bestimmter 
Datensätze trifft. Der Open-Data-Koordinator, der in fast allen befragten 
Kommunen alle Aufgaben im Bereitstellungsprozess, von der Identifizierung 
der Daten über die technische Aufbereitung bis zur Veröffentlichung über-
nehmen muss, steht sinnbildlich für den Personalmangel der öffentlichen 
Verwaltung, der eine deutlich bremsende Wirkung auf die Bereitstellung von 
Open Data in ländlichen Kommunen hat.214 Eine verbesserte Finanzierungs-
grundlage für das Datenmanagement in kommunalen Verwaltungseinheiten 
könnte dem entgegenwirken. Zudem wurde in den Interviews deutlich, dass 
es weder klare Kriterien für die Bereitstellung noch die Nicht-Bereitstellung 
potenzieller offener Daten gibt. Ein übergeordneter Publikationsplan für 
Open Data wäre zudem ein Ansatz, um diese Entscheidungen aus der ver-
waltungsinternen Diskussion in eine objektive und konsistente Instanz zu 
überführen.215 

Eine große Hürde bei der Etablierung von Open-Data-Portalen im ländlichen 
Raum ist zudem das fehlende Wissen über potenzielle Anwendergruppen 
der offenen Daten. Die Verwaltungen selbst sind zwar auch Anwender von 
Open Data, ihnen stehen aber weitere Anwendergruppen wie Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft und Forschung gleichberechtigt gegenüber. Diese exter-
nen Anwendergruppen haben andere Datenbedürfnisse als die Verwaltung 

 
213  Vgl. Dapp et al. 2016, S. 25; Schweigel et al. 2020, S. 13. 
214  Vgl. Bürger & Hoch 2020, S. 12. 
215  Vgl. Tuncer et al. 2020, S. 15. 



122 
 

selbst, die bisher unberücksichtigt bleiben.216 Die Fachämter kennen hierbei 
zwar meist ihre direkten Kunden (zum Beispiel Ingenieure oder Bauplaner) 
und kennen dadurch auch deren Bedürfnisse, darüber hinaus bleiben ihnen 
jedoch Bedarfe weiterer Anwendergruppen oft verborgen beziehungsweise 
sie unterstellen Bedarfe. So werden ökonomische Effekte, die aus der Daten-
nutzung resultieren könnten, nicht realisiert. Dabei ist die Identifizierung und 
anschließende Bereitstellung von Datenbeständen mit potenziell hoher Wir-
kung im zivilgesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Bereich ein wichtiger 
Erfolgsfaktor in städtischen Open-Data-Projekten, auch wenn Annahmen 
über Anwendergruppen hier nicht direkt von urbanen auf rurale Räume 
übertragen werden können.217 Des Weiteren wird die Kosten-Nutzen-Diskus-
sion mit der Verwaltungsspitze über die Einrichtung und Betreuung von 
Open-Data-Portalen durch die fehlenden Kenntnisse über Anwendergrup-
pen erheblich erschwert. Open-Data-Befürwortern bleibt ohne grundlegen-
des Wissen darüber nur die Argumentation mit zum Teil abstrakten Model-
len und Erfahrungen aus anderen Kommunen (meist Städten). So bleiben 
mögliche Wertschöpfungseffekte im Verborgenen, die Kosten eines Open-
Data-Portals sind demgegenüber jedoch sehr klar zu beziffern. Die Aufgabe 
der Identifikation von potenziellen Open-Data-Datensätzen und ihren An-
wendungsfällen ist daher eine Rolle, die perspektivisch in der gesamten 
Verwaltung übernommen werden muss.218 Change-Management-Prozesse, 
im Sinne eines verwaltungsinternen Kulturwechsels hin zu einer gelebten 
Datenkultur, könnten die notwendige Datenfantasie weiter fördern und eine 
Grundlage für den Aufbau einer dateninteressierten Community schaffen, 
die auch hilft, Anwendungsfälle zu identifizieren und zu verstehen. Hier 
zeigen einzelne Fallbeispiele aus dem urbanen Kontext erste Erfolge.219 

6 Diskussion 

Die vorliegende Forschungsarbeit leistet mit ihrem Schwerpunkt auf Open 
Data in ländlichen Kommunen einen wichtigen Beitrag zum akademischen 
Diskurs über die Chancen und Herausforderungen der Digitalisierung in 
ländlichen Räumen. Zum einen wird aus dem ersten Untersuchungsschritt 
ein Stadt-Land-Gefälle in der Bereitstellung offener Verwaltungsdaten deut-
lich. Aber auch aus den geführten Interviews mit ländlichen Open-Data-Ko-
ordinatoren lässt sich ableiten, dass ländliche Verwaltungen vor anderen 
(und größeren) Herausforderungen stehen als urbane Räume, wenn es um 
die Etablierung von Open-Data-Portalen und die kontinuierliche Bereitstel-
lung offener Verwaltungsdaten geht. Zum anderen zeigt diese Arbeit auf, 
dass es eine vielfältige Open-Data-Landschaft auch im ländlichen Raum gibt, 

 
216  Vgl. Dapp et al. 2016, S. 49; Schweigel et al. 2020, S. 45. 
217  Vgl. Krabina & Lutz 2016, S.63. 
218  Vgl. Krabina & Wiedemann 2019, S. 5. 
219  Vgl. Deckert 2020, S. 9. 
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die sich zur wissenschaftlichen Untersuchung eignet. Zudem bereichern die 
Ergebnisse die Diskussion über Herausforderungen und mögliche Erfolgs-
faktoren für die Etablierung von Open-Data-Projekten speziell in ländlichen 
Gebietskörperschaften. Eine Metastudie identifizierte 2015 insgesamt 48 
Faktoren, die für die Bereitstellung von offenen Daten kritisch sind.220 Zwei 
der wichtigsten Erfolgsfaktoren waren die Punkte „klare Prozessdefinition” 
und „Fokus bei der Bereitstellung von Daten auf gesellschaftlich interessante 
Informationen“, was die Interviewpartner in der vorliegenden Untersuchung 
anschaulich bestätigten. Andere in der Metastudie identifizierte Erfolgs-
faktoren wurden von den Experten aus dem ländlichen Kontext jedoch als 
weniger relevant empfunden, zum Beispiel die „nationale Gesetzgebung für 
Open Data“. Interessant ist dabei, dass die Metastudie nur urbane Fall-
studien inkludierte. Durch die vorliegende Forschungsarbeit können diese 
Erkenntnisse durch Ergebnisse aus den ländlichen Räumen ergänzt werden.  

Zuletzt sei angemerkt, dass die vorliegende Forschung Limitationen auf-
weist: So ist die Stichprobe klein und die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf 
die Grundgesamtheit sollte mit der notwendigen Sorgfalt geschehen. Auch 
bilden die gewonnenen Daten, etwa in Form des Screenings, nur eine 
Momentaufnahme in einem äußerst dynamischen Feld ab. Interessant wäre, 
die Entwicklung der Open-Data-Portale über einen längeren Beobachtungs-
zeitraum zu untersuchen. Hierbei ist festzuhalten, dass das Thema stark von 
politischen Entscheidungen zu neuen Gesetzen und Verordnungen auf Euro-
päischer-, Bundes- und Landesebene abhängig ist. Hier ist die Gesetzeslage 
sehr fluide, wie die jüngsten Entscheidungen zum zweiten Open-Data-Gesetz 
und zum Datennutzungsgesetz widerspiegeln.221 

7 Schlussfolgerung und Implikationen für die öffentliche 
Politik 

Aus den Experten-Interviews konnten mehrere Herausforderungen für die 
Etablierung von Open-Data-Portalen in ländlichen Räumen abgeleitet wer-
den. Um diesen Herausforderungen zu begegnen, ergeben sich folgende 
Empfehlungen für die öffentliche Politik und Verwaltung: 

| Definition eines Bereitstellungsprozesses für Open Data: Ein Bereit-
stellungsprozess für Open Data sollte in der Verwaltung mit breiter Beteili-
gung der Verwaltungsmitarbeitenden definiert werden. Wichtig sind dafür 
besonders die Fachämter. Im Mittelpunkt der Prozessdefinition sollte auch 
das Formulieren von Kriterien zur Veröffentlichung und gleichsam Nicht-

 
220  Vgl. Susha et al. 2015a, S. 95. 
221  BMWE 2021. 
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Veröffentlichung stehen. Mit diesen Maßnahmen können viele Abstim-
mungsschwierigkeiten und unklare Zuständigkeiten behoben werden. 

| Positive Anregungen für Open-Data-Beispiele als Impulsgeber in der 
Kommunalverwaltung sichtbar machen: Viele Verwaltungsmitarbeitende 
sind skeptisch, welchen Mehrwert offene Daten bringen. Um sie zu über-
zeugen, sollten themenspezifische Best Practices von wissenschaftlichen, 
zivilgesellschaftlichen oder verwaltungsinternen Stellen aufgearbeitet und 
an zuständige Akteure innerhalb der öffentlichen Verwaltung adressiert wer-
den. So könnten etwa positive Beispiele von Open Data für ein Schulamt, ein 
Gesundheitsamt und ein Sozialamt präsentiert werden, um die Daten-
fantasie nachhaltig und fachämterübergreifend anzuregen. 

| Identifikation von Datensätzen mit potenziell großem Nutzen sowie ent-
sprechenden Anwendergruppen (kuratierter Ansatz versus Open by Default): 
Im Mittelpunkt dieser Maßnahme steht die Definition von Datensätzen, die 
einen hohen Nutzen versprechen. Diese Bewertung muss individuell in den 
Kommunen geschehen und die potenziellen Anwender im Fokus haben. 
Gemeinsam mit den Anwendern können Bedarfe analysiert werden und 
eventuell auch gemeinsame Projekte initiiert werden. Dadurch steigen 
Akzeptanz und Nutzung des Open-Data-Projekts innerhalb und außerhalb 
der Verwaltung. Voraussetzung dafür ist allerdings der Aufbau einer 
interessierten und anwendungsnahen Community für die Nutzung der 
bereitgestellten Daten. 
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Datenethikkonzept  
der Zukunftsstadt Ulm 

 

Jörn von Lucke, Felix Becker und Leoni Lübbert222 

 

1 Gestaltung eines Datenethikkonzepts für eine smarte 
Stadt  

Die Stadt Ulm will die Digitalisierung vor Ort mit ihren Bürgern gemeinsam 
gestalten. Dabei verfolgt sie einen bürgerorientierten Ansatz auf der Basis 
von Offenheit, Bürgerbeteiligung und Zusammenarbeit mit wissenschaft-
licher Begleitung. Sie verspricht sich davon eine nachhaltige Digitalisierung 
der Stadt und insbesondere der Stadtverwaltung sowie der Stadtgesell-
schaft. Die Stadt soll so in die Lage versetzt werden, mit Innovationen, Digi-
talisierung und IT-Dienstleistern souverän umzugehen und diese in die Orga-
nisation und Prozesse einzubinden. Entscheidend für eine nachhaltige Um-
setzung ist es aber, dass die Bürger die digitale Zukunft der Stadt Ulm selbst 
mitgestalten können. Schließlich stehen sie im Mittelpunkt vieler städtischer 
Aktivitäten und leben ihr Leben in dieser Stadt.  

Die Stadt Ulm investiert nicht nur eigene Haushaltsmittel in die Digitalisie-
rung, sondern wirbt zudem externe Fördermittel zur digitalen Transforma-
tion vom Land Baden-Württemberg, vom Bund und von der EU ein. Außer-
dem arbeitet sie gezielt mit Vereinen und Unternehmen vor Ort zusammen. 
Mit dem Verschwörhaus223 gibt es seit 2016 einen zivilgesellschaftlichen Ort 
für Innovation, Digitalisierung und öffentliche Unordnung, der viele wert-
volle Impulse in die Stadt und in die Gesellschaft bringt. Jenseits der laufen-
den E-Government-Aktivitäten werden so auf kommunaler Ebene bereits 
Open Government und Smart Government gestaltet und gelebt. Stadtver-
waltung, Unternehmen und Bürger beschäftigen sich seit mehreren Jahren 
mit einem offenen LoRaWAN, Sensortechnik, offenen Datenbeständen und 
mehreren Smart-City-Anwendungsfeldern. Mit der Konkretisierung und dem 
Aufbau einer städtischen Smart Data Platform (SDP) zählt Ulm in Deutsch-

 
222 Vortrag auf dem TOGI-Symposium 2021 auf Basis von von Lucke/Becker/Lübbert 2021. Bei 

diesem Beitrag handelt es sich um eine leicht überarbeitete Fassung des Originals.  
223 Verschwörhaus: https://verschwoerhaus.de.  
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land im Kontext smarter Städte und dem Internet der Dinge (IoT) zu den 
Vorreitern.224  

Im Rahmen zahlreicher innovativer Vorhaben geht die Stadt Ulm zudem neu-
artige Wege, mit denen sie sich zum Teil in bisher unstrukturierten und 
unterregulierten Räumen sowie teilweise rechtsfreien Sphären bewegen 
wird. Dies ist mit zahlreichen Chancen zur nachhaltigen digitalen Gestaltung 
des städtischen Raums verbunden. Allerdings kann das auch unerwartete 
Risiken mit sich bringen, mit denen es angemessen umzugehen gilt. Dies 
bewog die Stadt Ulm dazu sich 2020 ein kommunales Datenethikkonzept zu 
erarbeiten.225 Dieses wurde im Oktober 2020 vom Gemeinderat gebilligt. Da-
mit positioniert sich die Stadt Ulm als eine der ersten Kommunen mit einem 
eigenen Datenethikkonzept als Pionier zur Datenethik in Deutschland. 

Dieser Beitrag widmet sich den folgenden Forschungsfragen: Wozu bedarf 
es ausgehend von der Verwaltungsethik eigentlich eines Datenethikkonzep-
tes? Wie wurde das Datenethikkonzept in der Stadt Ulm entwickelt? Welche 
Diskussionen sind geführt worden? Welche Inhalte umfasst es? Und welche 
weiteren Schritte sollen angegangen werden? Zur Beantwortung dieser Fra-
gen reflektiert der wissenschaftliche Leiter des Vorhabens mit seinen Mit-
streitern in einer Literaturanalyse die grundlegenden Erkenntnisse zu Daten-
ethik, ihre Eindrücke und eine Analyse des Dokuments, das in dieser Form 
vom Gemeinderat im Oktober 2020 beschlossen wurde.   

2 Von der Verwaltungsethik zur Datenethik 

Die zunehmende Digitalisierung verändert viel und bringt auch im Hinblick 
auf Ethik und Moral einige Paradigmenwechsel für Wirtschaft, Zivilgesell-
schaft und öffentlichen Sektor mit sich. Bestehende Wertestrukturen und 
Ethikkonzepte werden vermehrt analysiert und in Frage gestellt. Mit Blick auf 
den öffentlichen Sektor verändert sich etwa das Macht- und Informations-
gefälle zwischen Verwaltungsmitarbeitenden und Bürgern. Nicht aus-
schließlich, aber auch deswegen wird ein dem Zeitgeist entsprechendes 
Ethikverständnis für die Verwaltung unerlässlich. Staat und Verwaltung 
können durch adäquate Ethikkonzepte öfters auftretenden Problemen wie 
etwa Korruptionsgefährdung, Vetternwirtschaft, Eigennützigkeit oder einem 
zu laxen Umgang mit Steuergeldern gezielt entgegengetreten. Auch einen 
unangemessenen Umgang mit elektronisch vorliegenden Bürgerdaten gilt 
es in Zeiten einer intelligenten Vernetzung dauerhaft zu unterbinden. 

Der Ethikbegriff selbst entzieht sich allerdings einer eindeutigen Definition. 
Damit die oft synonym verwendeten Begriffe Ethik, Moral und Sittlichkeit 

 
224  Vgl. von Lucke 2020, S. 319 - 326. 
225  Vgl. Stadt Ulm 2020. 
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trotzdem nicht einfach unreflektiert nebeneinandergestellt werden, ist eine 
Abgrenzung notwendig. Während Moral und Sittlichkeit ähnlichen Ur-
sprungs sind und normativ die Gesinnung eines Menschen, verbunden mit 
einem bestimmten Wert, beschreiben, bezieht sich der Begriff der Ethik auf 
die wissenschaftliche Betrachtungsweise der beiden erstgenannten Be-
griffe.226 Dieses Verständnis von Ethik kann in Subkategorien und Ethikfelder 
untergliedert werden. Das für das Datenethikkonzept der Stadt Ulm rele-
vante Feld der Ethik stellt die Verwaltungsethik dar. Die Verwaltungsethik 
lässt sich „[…] ausdifferenzieren in die allgemeine Verwaltungsethik und 
spezielle Verwaltungsethiken wie etwa die Verwaltungsbetriebs-, öffentliche 
Medizin-, öffentliche Schul- oder auch öffentliche Wissenschaftsethik.“227 

Für die öffentliche Verwaltung lässt sich klar erkennen, dass das Konzept von 
Ethik sowie der Bedarf an ethischen Vorgaben bereits Einzug in die Ver-
waltungspraxis gefunden haben. Die EU formulierte bereits in der Vergan-
genheit unterschiedliche Ethik-Kodizes. Die Bundesrepublik Deutschland 
leistet sich einen Deutschen Ethikrat.228 Die Länder haben den Ethikunterricht 
in ihre Schulbildungscurricula integriert. Auf kommunaler Ebene implemen-
tieren öffentliche Unternehmen Public Corporate Governance Kodizes für 
eine verantwortungsvollere Steuerung ihres wirtschaftlichen Handelns.229 
Und obwohl es in der Bunderepublik keine verbindlichen gesetzlichen Vor-
gaben bezüglich Ethik gibt, scheint der Bedarf dennoch bei vielen Akteuren 
vorhanden zu sein. Auch das hier vorgestellte Datenethikkonzept soll einen 
Beitrag dazu leisten, dass sich Handelnde in der öffentlichen Verwaltung 
selbstverpflichtend einen ethischen Rahmen für ihr Handeln setzen können, 
um mit dessen Unterstützung präventiv den Problemen und Folgen eines 
unethischen Verwaltungshandelns entgegenzuwirken.230  

Auch bei Betrachtung nahezu sämtlicher nicht-medizinischer Themen des 
Deutschen Ethikrates (Stand 06/2021) ist eindeutig zu sehen, dass Ethik und 
Verwaltung in naher Zukunft weiterhin weitreichende Überschneidungen 
haben werden.231 Die beiden aktuellsten Themen bilden hier einerseits die 
Beziehung zwischen Mensch und Maschine und andererseits die normativen 
Fragen des Umgangs mit einer Pandemie. Beide Themenfelder sind für die 
Verwaltung von höchster Relevanz.  

Bei der normativen Frage nach dem Umgang mit einer Pandemie muss sich 
die öffentliche Verwaltung nicht nur für diese, sondern auch für zukünftige 
Pandemien die Frage stellen, inwiefern sie ihre Rolle als gesetzes- und ver-

 
226  Vgl. Prümm 2013, S. 22 ff. 
227  Prümm 2013, S. 25. 
228  Deutscher Ethikrat: https://www.ethikrat.org.   
229 Expertenkommission Deutscher Public Corporate Governance-Musterkodex: https://pcg-

musterkodex.de. Vgl. Papenfuß 2019. 
230  Vgl. Wüster 2013, S. 9. 
231  Vgl. Deutscher Ethikrat 2021: https://www.ethikrat.org/themen/alle-themen.  
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ordnungsausführende Gewalt noch weiter optimieren und unter Einbezug 
ethischer Verhaltensrichtlinien den besonderen Zeiten entsprechend sensi-
bilisiert gestalten kann. Selbst wenn sich die öffentliche Verwaltung als Teil 
der systemrelevanten Institutionen aktuell einem enormen Adaptions- und 
Reaktionsdruck ausgesetzt sieht, so dürfen ethische Grundprinzipien bei 
dieser Form der Veränderung nicht außen vorgelassen werden. Die Wah-
rung des Vertrauens der Bürger in die sachliche und ethische Korrektheit des 
Verwaltungshandels ist insbesondere in einer Ausnahmesituation unerläss-
lich, wie sie etwa die Corona-Pandemie darstellt. Zudem werden ethische 
Standards bei dem neu aufkommenden Themenfeld „Resilienz in der Ver-
waltung“ wichtig sein, um eine solche Resilienz nicht nur auf einer for-
mellen, faktisch ausgeübten Ebene herbeizuführen, sondern auch auf einer 
materiellen, zwecksetzenden Ebene.  

Bei dem zweiten Themenfeld der Beziehung zwischen Mensch und Maschine 
wird ethisches Verwaltungshandeln in Zukunft sogar noch wichtiger wer-
den. Durch den Einsatz von smarten Objekten, cyberphysischen Systemen, 
IoT Plattformen und künstlicher Intelligenz wird sich nicht nur das operative 
Verwaltungshandeln verändern.232 Hierbei werden sich die relevanten Ak-
teure schließlich auch fragen müssen, ob alles, was technisch umsetzbar ist, 
auch im Interesse der Bürger ist. Um die möglichen disruptiven Folgen einer 
zunehmenden Digitalisierung abzufedern, wird es für die öffentliche Verwal-
tung unabdingbar sein, sich mit ethischen Fragestellungen bei der Daten-
erhebung, -verarbeitung und -übertragung auseinanderzusetzen. Das Daten-
ethikkonzept einer Kommune muss genau an dieser Notwendigkeit sowie 
beim ethischen Grundverständnis in der Verwaltung ansetzen. Es soll einen 
Beitrag dazu leisten, den öffentlichen Sektor und insbesondere die kommu-
nale Ebene für die künftigen Entwicklungen in dem Bereich der Verwaltungs-
ethik zu unterstützen.  

3 Datenethik und erste Datenethikkonzepte 

Vielerorts bilden Daten eine immer wichtigere und wertvollere Arbeits-
grundlage, sowohl für Unternehmen als auch für die öffentliche Verwaltung. 
Die Erhebung und Nutzung von Daten birgt jedoch Gefahren, denen mit 
grundlegenden Konzepten begegnet werden muss. Der Schutz des Einzel-
nen vor einem Missbrauch personenbezogener Daten führte seit den 1960er 
Jahren zur Datenschutzgesetzgebung. Heute steht dabei die informationelle 
Selbstbestimmung des Einzelnen im Vordergrund. Jeder Mensch soll nicht 
durch den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten in seinen Persön-
lichkeitsrechten beeinträchtigt werden. Zugleich soll jeder Mensch grund-
sätzlich selbst entscheiden können, wem wann welche seiner persönlichen 

 
232  Vgl. von Lucke 2019. 
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Daten zugänglich sein sollen. Der Ansatz der Informationssicherheit dient 
dagegen dazu, Informationssysteme vor Angriffen Dritter zu schützen, um 
deren Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität sicherzustellen. So sollen 
Gefahren oder Bedrohungen verhindert, wirtschaftliche Verluste vermieden 
und Risiken minimiert werden.  

Die zunehmende Vernetzung über das Internet der Daten, der Dinge, der 
Dienste und das taktile Internet eröffnet im Umgang mit Datenbeständen 
neuartige Möglichkeiten. Die gleichzeitigen Fortschritte bei der Analyse 
großer Datenbestände und dem Einsatz von künstlicher Intelligenz erweitern 
bestehende Einsatzszenarien. Diese können allerdings zu einem ethisch 
zweifelhaften Verhalten im Umgang mit Daten führen, mit dem sich die 
Datenethik auseinandersetzt. Bei dieser Wissenschaft handelt es sich um 
einen Zweig der angewandten Ethik, die moralische Probleme untersucht 
und bewertet sowie die Werturteile im Zusammenhang mit Daten, Algorith-
men und entsprechenden Praktiken beschreibt, um moralisch gute Lösun-
gen zu formulieren und zu unterstützen. Ihr Ziel ist es, eine verantwortungs-
volle und nachhaltige Nutzung von Daten zum Nutzen der Menschen und 
der Gesellschaft zu fördern und sicherzustellen, dass das durch Daten ge-
wonnene Wissen nicht gegen die legitimen Interessen eines Einzelnen oder 
einer Gruppe verwendet wird.233   

Auch aus diesen Gründen hat die deutsche Bundesregierung 2018 eine un-
abhängige Datenethikkommission eingerichtet. Diese erhielt den Auftrag, 
innerhalb eines Jahres ethische Maßstäbe und Leitlinien sowie konkrete 
Handlungsempfehlungen für den Schutz des Einzelnen, die Wahrung des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens und die Sicherung und Förderung des 
Wohlstands im Informationszeitalter zu entwickeln.234 Im Herbst 2019 hat sie 
ihren Abschlussbericht vorgelegt. Dieser enthielt Ausführungen zu allgemei-
nen ethischen und rechtlichen Grundsätzen und Prinzipien sowie Hand-
lungsempfehlungen zu Anforderungen an die Nutzung personenbezogener 
Daten sowie zur Verbesserung des kontrollierten Zugangs zu personenbezo-
genen Daten. Darüber hinaus wurde auf Datenzugangsdebatten jenseits des 
Personenbezugs eingegangen.235   

Ein Datenethikkonzept hat nach Vorstellungen der deutschen Bundesregie-
rung demnach die orientierende Aufgabe, ethische Maßstäbe und Leitlinien 
sowie konkrete Handlungsempfehlungen für den Schutz des Einzelnen, die 
Wahrung des gesellschaftlichen Zusammenlebens und die Sicherung und 
Förderung des Wohlstands in Zeiten der Digitalisierung zusammenzutragen. 
Die britische Regierung fokussiert sich mit ihrem 2018 verabschiedeten und 
2020 überarbeiteten Datenethikrahmenwerk auf die Mitarbeitenden in den 

 
233  Vgl. Floridi/Taddeo 2016 und Tranberg et al. 2018. 
234  Vgl. Datenethikkommission 2019a, S. 5. 
235  Vgl. Datenethikkommission 2019a und Datenethikkommission 2019b. 
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Behörden. Sie hat einen Leitfaden für alle Organisationen des öffentlichen 
Sektors vorgelegt, damit diese angemessen und verantwortungsvoll Daten 
bei der Planung, Umsetzung und Bewertung einer neuen Politik, eines Pro-
gramms oder Verwaltungsleistungen nutzen. Dazu wird auf Transparenz, 
Rechenschaftspflicht und Fairness als übergreifende Prinzipien gesetzt. Kon-
krete Handlungsvorschläge umfassen den Blick auf den öffentlichen Nutzen 
und den Bedarf, die Einbindung vielfältiger Expertise, die Einhaltung von 
Recht und Gesetz, die Reflexion von Qualität und Grenzen vorliegender 
Daten und die Reflexion politischer Implikationen.236 

Aus dem Blickwinkel einer Stadt, welche die Digitalisierung vor Ort aktiv ge-
stalten möchte, kann ein Datenethikkonzept aber auch anderen Zielen die-
nen. So hat sich die Stadt Eindhoven 2017 mit ihrer „Smart Society Charter“ 
in erster Linie Architekturprinzipien und Richtlinien zum Internet der Dinge 
gegeben. Diese umfassen den Datenschutz, offene Daten und offene Schnitt-
stellen, offene Standards, ein möglichst breites Teilen, Modularität, Sicher-
heit und soziale Verantwortung.237 Die „Digitalstadt Darmstadt“ hat sich 
einen eigenen Ethik- und Technologiebeirat berufen. Dieser beschloss 2019 
„ethische Leitplanken für die Entwicklung der Stadt Darmstadt zur Digital-
stadt“. Diese Richtlinien umfassen eine Gemeinwohlverpflichtung, die 
demokratische Kontrolle, Verantwortung und Transparenz, einen diskrimi-
nierungs- und barrierefreien Zugang zu Dienstleistungen, die Souveränität 
von Stadt und Bürgerschaft, den Datenschutz, die Veröffentlichung von 
Daten, eine Technikfolgenabschätzung, Nachhaltigkeit sowie die Gewähr-
leistung der Infrastruktursicherheit.238 Die Stadt Barcelona erarbeitete sich 
2019 im Rahmen ihrer ethischen digitalen Standards ein eigenes Manifest zu 
technologischer Souveränität und den digitalen Rechten von Städten. Dieses 
Manifest thematisiert die technologische Souveränität der Städte, digitale 
Rechte der Bürger, freie Software, offene Daten, offene Standards, offene 
Dokument- und Datenformate und offene Kommunikationsprotokolle, ge-
meinsame Entwicklung, Bürgerbeteiligung und Mitgestaltung sowie Trans-
parenz, Auditierbarkeit, Sicherheit und Datenschutz.239 Damit lässt sich in 
einem Zwischenfazit festhalten, dass es unterschiedliche Zielvorstellungen 
sowie Wege und Ansätze gibt, wie ein ethisch angemessener, verantwor-
tungsvoller und nachhaltiger Umgang staatlicher Akteure mit Daten zum 
Nutzen von Verwaltung, Bürgern und Gesellschaft realisiert werden kann. In 
einem Datenethikkonzept lassen sich ethisch geeignete Wege, Maßnahmen 
und Leitlinien zum Umgang mit Daten, Datenverarbeitung und Daten-
speicherung für eine Organisation festhalten.  

 
236  Vgl. UK Government 2018 und UK Government 2020. 
237  Stadt Eindhoven 2017. 
238  Stadt Darmstadt 2019. 
239  Stadt Barcelona 2019. 
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4 Kollaborative Erarbeitung eines Datenethikkonzepts  

Im Rahmen der Vertragsverhandlungen im BMBF-Projekt „Zukunftsstadt 
Ulm – Dritte Phase“ kam im Winter 2019, parallel zu den ersten Sitzungen 
der Datenethikkommission der Bundesregierung, der Wunsch des Zuwen-
dungsgebers und dessen Beirats auf, mit einem Datenethikkonzept eine an-
gemessene Grundlage für alle datenbasierten Vorhaben in der Stadt Ulm zu 
legen. Insbesondere mit der sich in Konzeption und Umsetzung befindlichen 
Datenplattform bewegt sich die Stadt in Bereichen, die bisher im Rahmen 
einer Folgenabschätzung kaum reflektiert wurden. Der Verfasser sagte der 
Stadt Ulm in diesen Verhandlungen zu, ein Datenethikkonzept zu entwickeln, 
sobald die Datenethikkommission im Herbst 2019 ihre Empfehlungen vorge-
legt habe. Zur eigenen Vorbereitung ließ er seine Studierenden an der Zep-
pelin Universität im Fall Semester (September – November 2019) recher-
chieren. Im Rahmen einer projektorientierten Lehrveranstaltung, zusammen 
mit der Smart Government Akademie Bodensee,240 übernahm Leoni Lübbert 
die weiterführende Aufgabe, gemeinsam mit der Stadt Friedrichshafen 
einen ersten Entwurf für ein Datenethikkonzept zu erarbeiten. Sie sollte sich 
mit Datenethik befassen und eigene Vorschläge aus Bürgersicht für einen 
ethisch korrekten Umgang mit Daten erarbeiten. Ausgangsbasis waren die 
Ethikkonzepte der Städte Eindhoven und Darmstadt. Aus diesen Vorlagen 
erstellte sie eine erste Skizze. Dieser Entwurf wurde in einem vierstündigen 
Workshop am 09. Oktober 2019 mit Vertretern des sich in Gründung befind-
lichen Amtes für Digitalisierung und Studierenden intensiv diskutiert. Es 
wurden Erwartungen der Stadt Friedrichshafen aufgenommen und gemein-
sam weiterentwickelt. Impulse aus dem Bericht der Datenethikkommission 
flossen ebenso in ihre Überlegungen ein. Am 15. November 2019 präsentier-
te Frau Lübbert Mitarbeitenden der Städte Friedrichshafen, Ulm, Konstanz 
und Ravensburg ihre Forschungsergebnisse mit einem Poster und einer Prä-
sentation. Im Rahmen dieser Semesterabschlussveranstaltung wurden die 
Resultate intensiv diskutiert und äußerst positiv bewertet. Frau Lübbert 
schlug vor, Datenethikkonzepte gemeinsam mit den Bürgern zu entwickeln, 
damit sich alle relevanten Stakeholdergruppen einbringen, eigene Vor-
schläge vorlegen und ihre Präferenzen mitteilen können. Insbesondere der 
Wunsch nach einem niederschwelligen Zugang und einer für Bürger ver-
ständlichen Aufbereitung wurde gelobt. Zugleich trage es dazu bei, gleich-
zeitig Unsicherheiten und Sorgen vor einem Überwachungsstaat abzubauen 
und Vertrauen aufzubauen. Zudem sei dieses Vorgehen gut auf andere 
Städte übertragbar und hilft dabei den Diskurs über die Digitalisierung zu 
führen. Der Verfasser schlug im Rahmen der Abschlussveranstaltung, ganz 
im Sinne von Open Access, allen anwesenden Städten vor, ihnen den Ent-
wurf zeitnah zukommen zu lassen, so dass sie sich eigenverantwortlich 
innerhalb ihrer Stadt und auf dieser Grundlage an eine weitere Konkretisie-

 
240 Smart Government Akademie Bodensee: https://www.smartgov.eu.  
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rung und Beschlussfassung machen können. Zugleich prognostizierte er, 
dass trotz einer identischen Grundlage zu Beginn alle beschlossenen Varian-
ten doch sehr unterschiedlich ausfallen werden. Die Städte nahmen dieses 
Angebot dankend an. Bis Juni 2021 hatte noch keine der genannten Städte 
ein eigenes Datenethikkonzept entwickelt. Die Vorgehensweise half ihnen, 
einen solchen Prozess anzugehen und dessen Realisierung zu beschleuni-
gen.  

Ulm musste 2020 im Rahmen des Fördervorhabens Zukunftsstadt Ulm ein 
Datenethikkonzept vorlegen. Daher setzten sich im Januar 2020 der Ober-
bürgermeister, der Leiter der Zentralstelle und die Leiterin der Geschäfts-
stelle Digitale Agenda mit dem Verfasser zusammen, um zu beraten, was mit 
einem Datenethikkonzept bezweckt und welche Vorgehensweise für die Er-
stellung eines Datenethikkonzepts gewählt werden soll, welches dann vom 
Gemeinderat beschlossen werden muss. Die Idee eines Beirats nach Darm-
städter Vorbild, in dem sich Juristen oder Ethiker damit beschäftigen, wurde 
ebenso wie die Beauftragung einer juristischen Kanzlei verworfen. Grund 
dafür war, dass diese Vorhaben zu viel Zeit in Anspruch nehmen würden, 
ohne ein passendes Ergebnis zu garantieren. Der bürgerorientierte Auf-
schlag der Zeppelin Universität besaß dagegen den Charme, dass ein Ent-
wurf schon vorlag, selbst wenn dieser noch an die Anforderungen der Stadt 
Ulm anzupassen war. Mit dem Oberbürgermeister wurde beschlossen, die-
sen Weg unter Einbindung des Rechtsamts und aller Dezernenten zu gehen. 
In mehreren Sitzungen im Frühjahr 2020 wurde der vorliegende Entwurf kon-
kretisiert, erweitert, angepasst und um Elemente aus dem Manifest der Stadt 
Barcelona241 ergänzt.  

Im neu eingerichteten Kreativraum des Ulmer Verwaltungslabors sollte am 
22. Juli 2020 ein offener Workshop für die Verwaltungsmitarbeitenden statt-
finden, um auch deren Vorstellungen angemessen zu berücksichtigen. Im 
Vorfeld gab es von Seiten des Verschwörhauses, einer lokalen Anlaufstelle 
für die Zivilgesellschaft zur Digitalisierung von Stadt und Region, zahlreiche 
kritische Anmerkungen zum vorliegenden Entwurf. Insbesondere wurde be-
mängelt, dass der Aufschlag nicht weitreichend genug sei. Überlegungen 
aus dem britischen Datenethikrahmenwerk242 zur Nutzung von Daten bei der 
Planung, Umsetzung und Bewertung neuer Programme und Verwaltungs-
leistungen und damit datenwissenschaftliche Überlegungen seien bisher 
kaum berücksichtigt worden. Ein vorbereitender Austausch führte dazu, 
dass dem skeptischen Meinungsführer vorgeschlagen wurde, er möge doch 
Umformulierungen, Anmerkungen und Verbesserungsvorschläge direkt im 
aktuellen Entwurf vornehmen. So kamen zahlreiche Änderungsvorschläge 
mit signifikanter Blickfeldweitung zusammen. Gemeinsam wurden die Ent-
würfe in weiteren Runden besprochen, geschärft und finalisiert. Im Work-

 
241  Stadt Barcelona 2019. 
242  Vgl. UK Government 2018. 
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shop am 22. Juli 2020 konnte in größerer Runde ein substanziell überarbei-
teter Vorschlag besprochen und um weitere Forderungen ergänzt werden. 
Die danach vorliegende Fassung sprengte vom Umfang her die Erwartun-
gen. So musste eine weitere Konsolidierung vorgenommen werden, damit 
die Punkte weiter kurz und verständlich, gleichzeitig aber auch politisch 
durchsetzbar bleiben. Die vollständig überarbeitete Version des Datenethik-
konzeptes wurde Ende Juli 2020 dem Oberbürgermeister und seinen Dezer-
nenten präsentiert, die diese Ende August 2020 für die Behandlung im Ge-
meinderat freigaben. Am 08. Oktober 2020 wurde das Konzept vom Ulmer 
Gemeinderat in der folgenden Form (Abschnitt 5) beschlossen und ver-
öffentlicht. 

5 Inhaltliches Ergebnis: Das Datenethikkonzept der Stadt 
Ulm vom 08. Oktober 2020243  

Das Datenethikkonzept beinhaltet ethische Leitlinien für die Konzeption, Pro-
grammierung und den Betrieb sowie für die Nutzung von Daten, Anwendun-
gen und IT-Systemen durch die Stadt Ulm. Das Konzept setzt ethische 
Grundsätze und Werteversprechen der Stadtverwaltung Ulm für den Um-
gang mit städtischen Daten. Die Stadt Ulm verfolgt mit dem Konzept das 
Ziel, die Digitalisierung gebrauchstauglich zur Stärkung des Gemeinwohls 
zu nutzen. Negative Auswüchse gilt es durch ethische Leitlinien zu verhin-
dern. Im Zentrum des Verständnisses stehen die Ulmer Bevölkerung, gelebte 
Bürgerorientierung sowie die Generierung von Mehrwerten für Stadt, 
Region und Gesellschaft.  

Die Stadt Ulm ist sich bewusst, dass ein Datenethikkonzept allein kein Garant 
für gemeinwohlorientiertes Handeln sowie den Einbezug und Schutz vulne-
rabler Gruppen bedeutet. Es kann lediglich Leitlinie und Grundsatz für den 
weiteren Umgang sein und bedarf ständiger Reflexion aller Beteiligten und 
ihrer Ziele.  

Digitale Techniken haben das Potenzial die städtische Erbringung von Ver-
waltungsleistungen effizienter und bürgerorientierter zu gestalten. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass Technik kein Selbstzweck, sondern Mittel zum 
Zweck der Erfüllung öffentlicher Aufgaben wahrzunehmen ist.  

Das Datenethikkonzept gilt für das Handeln der Stadtverwaltung. Die Stadt 
Ulm wirkt bei ihren Beteiligungen auf eine Übernahme des Datenethik-
konzepts hin. Im Rahmen ihres Engagements in Gremien, Verbänden und 
Unternehmen verpflichtet sich die Stadt Ulm, dass die Inhalte des Daten-

 
243  Stadt Ulm 2020. Abschnitt 5 beinhaltet den Volltext des gesamten Datenethikkonzepts der 

Stadt Ulm. 
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ethikkonzepts auch dort vertreten werden. Der ethische Ordnungsrahmen 
dieses Handelns ist im Grundgesetz, insbesondere in den Grundrechten, und 
in den europarechtlichen Vorgaben, namentlich der DSGVO, niedergelegt. 
Darüber hinaus gelten die einschlägige Gesetzgebung und Verfahrens-
regeln, die sich auf die Verwendung von Daten beziehen.  

5.1 Privatsphäre sichern 

Die Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger steht an erster Stelle und wird 
gewahrt. Personenbezogene Daten gilt es zu schützen. Mit „Privacy by De-
sign“ wird sichergestellt, dass bei der Erhebung und Verarbeitung personen-
bezogener Daten nur die erforderlichen Daten erhoben werden und diese 
sicher geschützt bleiben. Das Recht der Bürgerinnen und Bürger auf nieder-
schwellige Einsicht in städtisch über sie erhobene Daten mit Personenbezug 
im Sinne der DSGVO wird gewahrt.  

Bei der Erhebung, Verarbeitung und Veröffentlichung von Daten ist der 
Datenschutz von Anfang an zu berücksichtigen. Personenbezogene Daten 
unterliegen dem von der Verfassung und der ständigen Rechtsprechung 
garantierten Recht des Einzelnen auf informationelle Selbstbestimmung. Die 
Erfassung und gegebenenfalls Weitergabe von personenbezogenen Daten 
geschehen nicht zum Zwecke eines Verkaufs oder Erlangung einer geld-
werten Leistung.  

5.2 Daten öffnen 

Offene Daten sind sämtliche Datenbestände, die im Interesse der Allgemein-
heit der Gesellschaft ohne jedwede Einschränkung zur freien Nutzung, zur 
Weiterverbreitung und zur freien Weiterverwendung frei zugänglich ge-
macht werden. Offene städtische Daten sind ein notwendiges Element der 
technologischen Souveränität. Ziel städtischen Handelns muss es sein, diese 
Daten transparent, barrierefrei, vollständig, maschinell abrufbar und nach-
haltig bereitzustellen. Innovationen und Verbesserungen des städtischen 
Zusammenlebens werden durch die offene Bereitstellung aller erhobenen, 
nicht-personenbezogenen städtischen Daten gefördert.  

Das Ziel ist es, die Vorteile der Nutzung vorhandener Daten in vollem Maße 
auszuschöpfen, um Transparenz zu schaffen, Wissen zugänglich zu machen, 
Bürgerinnen und Bürger zu beteiligen, vorhandene Verwaltungsleistungen 
zu verbessern, neue Erkenntnisse durch wissenschaftliche Auseinander-
setzungen auf der Grundlage von Daten zu gewinnen und neue Betriebs- und 
Geschäftsmodelle zu ermöglichen. 
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5.3 Weitergabe und Weiternutzung offener Daten sicherstellen 

Die Stadt Ulm setzt darauf, dass die verbindliche Annahme von offenen 
Standards, Dokumenten- und Datenformaten und Kommunikationsproto-
kollen die Transparenz, die Koordination zwischen den städtischen Einrich-
tungen und die Zusammenarbeit mit Zivilgesellschaft, Wirtschaft und 
Wissenschaft verbessern wird.  

Von einer hohen Verbreitung und Nutzung der Daten und Werke, die durch 
die Stadt Ulm und ihrer Beteiligungen oder in deren Auftrag erhoben und 
geschaffen werden, sollen Stadt, Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft 
profitieren. Alles Weitere ist in einer Satzung zu regeln. Die Stadtverwaltung 
Ulm wird diese Grundsätze bei einer Weitergabe von Daten wahren. 

5.4 Abhängigkeiten vermeiden und Souveränität stärken 

Die Stadt Ulm strebt größtmögliche technologische Souveränität an. Alle 
verwendeten Dienste und Produkte durch Drittanbieter sollen auf Grundlage 
von vereinbarten und offenen Standards entwickelt sein.  

Die Nutzung von etablierten und breit anerkannten Standards stellt sicher, 
dass Dienste und Produkte kontinuierlich zum besten Nutzen der Stadt 
weiterentwickelt werden können. Abhängigkeiten von einzelnen Unterneh-
men sind zu vermeiden. Mit proprietären Schnittstellen und Austausch-
formaten kann diese Unabhängigkeit nicht gewährleistet werden. In begrün-
deten Fällen kann jedoch proprietäre Software verwendet werden. Zur mög-
lichen späteren Austauschbarkeit einzelner Komponenten sollen stets offene 
Schnittstellen und Austauschformate eingesetzt werden.  

5.5 Demokratische Kontrolle sichern 

Die digitale Demokratie ermöglicht mehr Bürgerbeteiligung bei der Gestal-
tung und Verwaltung von Städten und städtischen Dienstleistungen. Die 
Zielsetzung, Entwicklung, Durchführung und Nutzung von Digitalisierungs-
projekten beraten und entscheiden innerhalb der von der Gemeindeordnung 
und der Hauptsatzung der Stadt Ulm vorgegebenen Grenzen der Gemeinde-
rat und seine Ausschüsse.  

5.6 Transparenter Umgang mit Daten, Algorithmen und automatisierten 
Systemen 

Die Verantwortung demokratisch gewählter Gremien für Entscheidungen 
der Stadt muss erhalten bleiben. Automatisierte Verfahren dürfen diese 
nicht ersetzen. Die Kriterien automatisierter Verwaltungsentscheidungen 
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sind offenzulegen. Bei Kommunikationen der Stadt mit Bürgerinnen und 
Bürgern ist von vornherein klarzustellen, wenn eine Maschine eingesetzt 
wird oder Entscheidungen ohne Einbezug eines Mitarbeiters einzig durch 
technische Systeme getroffen werden. 

Werkzeuge, Daten und Algorithmen sollen transparent und offen sein. Eine 
so gelebte Vorgehensweise ermöglicht es der Stadt Ulm und allen anderen, 
Ergebnisse und Arbeitsabläufe transparent nachvollziehbar und für Dritte 
reproduzierbar zu halten.  

Bei allen datenbezogenen Entscheidungsmechanismen müssen der Ur-
sprung der zugrundeliegenden Daten und die ihnen innewohnenden Ver-
zerrungseffekte reflektiert werden.  

5.7 Sicherheit der Systeme gewährleisten 

Die verwendeten technischen Systeme werden nach dem aktuellsten Stand 
der Technik und nach bestem Wissen und Gewissen vor Angriffen, Manipu-
lation und unbefugtem Zugriff geschützt.  

5.8 Gemeinwohlverpflichtung, Nachhaltigkeit und soziale Verantwortung 
verankern 

Das Entwickeln und das Erproben von neuen Technologien sowie das Kom-
binieren, Aggregieren und Interpretieren verschiedener Datenbestände kön-
nen unerwartete und gegebenenfalls ungewollte Seiteneffekte produzieren. 
Der Digitalisierungsprozess muss daher zu jeder Zeit dem Gemeinwohl ver-
pflichtet sein, ohne dabei Experimentierräume zu verhindern.  

Ziel der digitalen Umgestaltung muss stets eine prozessuale, soziale, ökono-
mische und/oder ökologische Verbesserung der städtischen Verwaltungs-
leistungen und Angebote sein, sowohl für heutige wie auch künftige Gene-
rationen. Dies soll so wirtschaftlich und sparsam wie möglich erfolgen. 

5.9 Evaluierung und Sanktionen  

Sobald der vorhandene rechtliche Rahmen, die Gesetze und das Ortsrecht 
durch neue, überlegenere Technologien überholt werden, müssen ethische 
Folgen nach bestem Wissen und Gewissen reflektiert und die Regeln mit den 
demokratisch legitimierten Gremien weiterentwickelt werden. 

Das Datenethikkonzept und seine Einhaltung werden regelmäßig überprüft 
und gegebenenfalls nachgearbeitet. Dies umfasst eine externe Evaluierung.  
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Die Form möglicher Sanktionen wird in einer Erprobungsphase erarbeitet 
und danach implementiert. 

6 Wissenstransfer und kontinuierliche Weiterentwicklung  

Das Datenethikkonzept der Stadt Ulm ergänzt die bestehenden gesetzlichen 
Regelungen zum Datenschutz und zur Informationssicherheit. Als Selbst-
verpflichtung der Stadt Ulm und aller kommunalen Beteiligungen definiert 
es Leitlinien und Grenzen, wie und zu welchen Zwecken Daten durch die 
Stadt Ulm genutzt werden dürfen. Hierbei werden bestimmte Bereiche, wie 
der Verkauf personenbezogener Daten, generell ausgeschlossen. Gleich-
zeitig soll eine zielgerichtete und datenschutzkonforme Nutzung der Daten 
ermöglicht werden. „Die Ulmer Bürgerinnen und Bürger sollen Vertrauen in 
die zunehmende Digitalisierung ihrer Stadt haben, daher entwickeln wir 
selbst Leitlinien zum Umgang mit städtischen Daten.“ betont Oberbürger-
meister Gunter Czisch in der dazugehörigen Pressemitteilung. Durch die 
transparente Festschreibung, zu welchen Zwecken Daten genutzt werden 
dürfen, können die Ulmer Bürgerinnen und Bürger die Nutzung ihrer Daten 
nachvollziehen. „Hiermit tritt die Stadt Ulm entschieden etwaigen Konzep-
ten eines Überwachungsstaates entgegen. Letztlich kann die Digitalisierung 
der Stadt nur gelingen, wenn die Bürger diese unterstützen und auf ein 
rechtmäßiges wie ethisches Handeln vertrauen.“ erklärt Sabine Meigel, 
Leiterin der Geschäftsstelle Digitale Agenda. Hierfür wurde mit dem 
Beschluss des Gemeinderats ein wichtiger Grundstein gelegt.244   

Dieser Beschluss und die Veröffentlichung des Datenethikkonzeptes im Ok-
tober 2020 sorgten für Aufsehen. Nach der Veröffentlichung einer Pressemit-
teilung erreichten Nachfragen von Redaktionen, Städten und den kommu-
nalen Spitzenverbänden sowohl die Stadt Ulm als auch das TOGI der Zep-
pelin Universität. Das Konzept ist über das Internet verfügbar und kann un-
eingeschränkt weiterverwendet werden. Dies ist auch ein Beitrag der Ulmer 
Akteure zum Wissenstransfer in andere Städte und Gemeinden, die nicht in 
den Genuss der begrenzten Fördermittel kamen, aber von den Ergebnissen 
der Förderung ebenso profitieren sollen. Der Zuwendungsgeber wünscht, 
dass sich viele Kommunen auf dieser Grundlage Gedanken über ein 
kommunales Datenethikkonzept machen. Alternativ könnten sie zwar auch 
bei Null beginnen und einen eigenen neuen Entwurf wagen. Dies dürfte 
jedoch einiges an Zeit erfordern und knappe Ressourcen unnötig binden. 

Die Städte Friedrichshafen, Konstanz und Ravensburg haben sich mit dem 
von Frau Lübbert vorgestellten Datenethikkonzept auseinandergesetzt und 
dieses stadtintern weiterentwickelt. Bis zum Juni 2021 schaffte es aber keine 

 
244  Vgl. Stadt Ulm und ZU 2020. 
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dieser Städte ein vom Gemeinderat beschlossenes Datenethikkonzept vor-
zulegen. Die Stadt Ulm wird sich auf dem bisher Erreichten nicht ausruhen. 
Im Rahmen der Projekte Zukunftsstadt Ulm, Zukunftskommune Ulm und 
Smart City Ulm (Ulm4CleverCity) wird sie das Datenethikkonzept vorstellen, 
mit den Partnern und Beiräten reflektieren und anschließend angemessen 
weiterentwickeln. Zahlreiche Sensoren in der Stadt und die künftige Daten-
plattform bieten eine Infrastruktur, um Entscheidungen treffen und die Stadt 
effizienter und effektiver steuern zu können. Zwangsläufig stellt sich dabei 
immer wieder die Frage, wie und zu welchen Zwecken die Daten genutzt 
werden. Eine Öffnung smarter Datenbestände wäre hier vortrefflich. Eine 
Satzung der Stadt zur Weitergabe und Weiternutzung offener Daten und 
offener Werke gilt es in den kommenden Monaten aber noch zu erarbeiten.   

7 Reflexion zur Erarbeitung des Datenethikkonzepts  

Rund 12 Monate waren erforderlich, bis die Stadt Ulm ihr Datenethikkonzept 
beschlossen hatte. Bei Bedarf hätte der Prozess beschleunigt werden kön-
nen. So aber liegt das Konzept rechtzeitig zum Start der Ulmer Datenplatt-
form245 vor. Ganz bewusst wurde für den Entwurf nicht auf Juristen und Ethi-
ker gesetzt. Dieser Weg wurde von der Stadt mit dem Argument verworfen, 
er würde wegen vielfältiger Meinungen und Sichtweisen sehr viel länger 
dauern. Die gewählte Vorgehensweise setzt auf bestehenden Datenethikkon-
zepten auf, reflektiert Bausteine aus einer Bürgersicht und einer städtischen 
Sicht und greift relevante Elemente auf. Gerade die Bürgersicht, in diesem 
Falle artikuliert durch Studierende der Zeppelin Universität und das Ver-
schwörhaus, sorgt für einen signifikanten Unterschied. Die Anregungen aus 
der Mitarbeiterschaft der Stadt Ulm waren ebenso sehr hochwertig und er-
weiterten das Blickfeld. Die kollaborative Erarbeitung eines Datenethikkon-
zeptes hat sich damit bewährt. Nun muss es sich auch in der Umsetzung 
bewähren.  

Mitte 2021 liegen noch nicht viele kommunale Datenethikkonzepte vor. So 
lässt sich derzeit nicht abschätzen, welche der vorliegenden Konzepte wirk-
lich weite Verbreitung finden werden. Der freie Zugang ist auf jeden Fall ein 
wichtiger Erfolgsfaktor zum Wissenstransfer. Es wäre wünschenswert, dass 
das vom Gemeinderat beschlossene Datenethikkonzept auch Signalwirkun-
gen weit über Ulm hinaus entwickelt. 

  

 
245 Ulmer Datenplattform: https://datenhub.ulm.de/#/.  
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InoVille 4.0 – Eine Plattform für 
strategische Governance in Smart Cities 

und Smart Municipalities 
 

Alperen Bektas und Stephan Haller  

 

1 Einführung 

Das laufende Innovationsprojekt «InoVille 4.0» erarbeitet die Grundlagen 
und Modelle für eine Smart Government Plattform, welche es insbesondere 
kleineren und mittleren Gemeinden ermöglicht, Smart Government Strate-
gien und intelligente Führungsprozesse für einen erhöhten Public Value zu 
nutzen und transparenter zu agieren. Ein Ko-Kreationsansatz in Zusammen-
arbeit mit Pilotgemeinden stellt sicher, dass die entwickelten Konzepte und 
Werkzeuge auch den Bedürfnissen der Gemeinden entsprechen. In diesem 
Beitrag werden das Gesamtkonzept und der Ko-Kreationsansatz erläutert 
und erste Resultate dargestellt. 

Laut Prognose der Vereinten Nationen wird die Weltbevölkerung in Kürze 
neun Milliarden Menschen erreichen, von denen bis 2050 rund 66 Prozent in 
Großstädten leben werden.246 Das bedeutet, dass die Bevölkerung der Groß-
städte jedes Jahr real um 60 Millionen Einwohner wächst.247 Die rasante Ur-
banisierung und das Bevölkerungswachstum stellen Städte und Gemeinden 
vor große Herausforderungen. Städte verwalten begrenzte Ressourcen. Sie 
müssen diese sorgfältig einsetzen, sodass sie ihren Einwohnerinnen und 
Einwohnern einen optimalen Lebensstandard bieten können und auch resi-
lienter werden gegenüber chronischen Herausforderungen wie etwa dem 
Klimawandel oder der Überalterung der Gesellschaft sowie akuten Heraus-
forderungen wie zum Beispiel Pandemien. Die durch die Entwicklung von 
IKT-Technologien wachsenden Möglichkeiten der Digitalisierung und das 
damit verbundene Konzept der Smart City können genutzt werden, um die 
Effizienz des Stadtbetriebs zu erhöhen sowie verbesserte staatliche Dienst-
leistungen bereitzustellen.248 Zudem können Informationen einfacher mit der 
Öffentlichkeit geteilt werden, was die Transparenz erhöht. Die Digitali-

 
246  Vgl. Mallapuram et al. 2017. 
247  Vgl. Bektas et al. 2018 
248  Silva et al. 2019.  
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sierung bietet Städten neue Chancen, sich auf das Wohl der Gesellschaft und 
die Schaffung von öffentlichem Mehrwert zu konzentrieren.249  

Größere Städte setzen bereits heute auf das Smart-City-Konzept und lancie-
ren entsprechende Projekte und Strategien. Um aber die Möglichkeiten voll 
ausschöpfen zu können, müssen die strategischen Überlegungen und die 
operativen Governance-Prozesse stärker berücksichtigt werden.250 Dies sind 
Grundvoraussetzungen für die Erbringung nachhaltiger und transparenter 
Dienstleistungen. Es stellt sich außerdem die Frage, wie die Vorteile der 
Digitalisierung auch für kleinere und mittlere Gemeinden nutzbar gemacht 
werden können, also nicht nur für smarte Städte (Smart Cities), sondern 
auch für smarte Gemeinden (Smart Municipalities). Dies ist insbesondere in 
der Schweiz mit einer Vielzahl von kleinen Gemeinden wichtig. Die überwie-
gende Mehrheit der gut 2.500 Gemeinden in der Schweiz weist eine Ein-
wohnerzahl von weniger als 5.000 Personen aus. 

Wie kann eine Stadt oder eine Gemeinde nun ihre Entwicklung auf dem Weg 
zu einer Smart City operationalisieren? Neben einer entsprechenden Ent-
wicklungsstrategie ist ein ergänzender und auf Schlüsselindikatoren (Key 
Perfomance Indicators, KPI) basierender Monitoringprozess erforderlich, um 
den Fortschritt in Bezug auf die Stadtentwicklung überwachen und steuern 
zu können. Dieser Prozess muss außerdem durch eine digitale Plattform 
unterstützt werden, um mit vernünftigem Aufwand handhabbar zu sein. Wir 
nennen diese Plattform «Smart Government Plattform». 

Der Rest des Beitrags ist wie folgt aufgebaut. Der nächste Abschnitt erläutert 
die Problemstellung des Innovationsprojektes «InoVille 4.0». In diesem Ka-
pitel wird zudem dargelegt, warum die Beantwortung dieser Fragen für die 
Smart-City-Gemeinschaft relevant ist. In Abschnitt 3 wird der generelle Pro-
zess des Strategiemonitorings dargelegt. Abschnitt 4 stellt dann die Vor-
gehensweise im Projekt zur Identifikation und Selektion von existierenden 
KPI-Frameworks und für Gemeinden relevante Indikatoren vor, welche als 
Grundlage für die Smart Government Plattform dienen. Diese Plattform so-
wie ihre Funktionen werden in Abschnitt 5 besprochen. Der Beitrag endet 
mit dem Abschnitt über zukünftige Arbeiten und den Schlussfolgerungen. 

2 Problemstellung 

Gerade im öffentlichen Bereich muss das Gemeinwohl (Public Value) mit all 
seinen Facetten im Vordergrund stehen. Dabei ist die Verwaltung mit dem 
Einsatz öffentlicher Gelder immer auch verpflichtet, die eigenen Geschäfts-
prozesse (und dazu gehören auch Strategieprozesse) effizient zu gestalten 
und die dafür eingesetzten Ressourcen offen zu legen. Es stellt sich also die 

 
249  Neuroni et al. 2019. 
250  Haller et al. 2018. 
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Frage, wie unter diesen Rahmenbedingungen genau Strategieprozesse einer 
Gemeinde ausgestaltet werden sollen, und wie Digitalisierung und techno-
logische Plattformen diese Prozesse unterstützen können. 

In Schweizer Gemeinden, insbesondere in kleineren und mittleren Gemein-
den, basieren Führungs- und Strategieprozesse oft auf Papier oder allenfalls 
unterstützt durch verschiedenste Excel-Tabellen. Die Prozesse sind langsam 
und fehleranfällig. Die Steuerung ist typischerweise beschränkt auf jährliche 
Strategieklausuren auf der operativen Ebene. Auf der strategischen und 
normativen Ebene wird in noch längeren Zeiträumen gerechnet. Diese zeit-
lichen und verwaltungstechnischen Ineffizienzen erschweren die Reali-
sierung potenzieller Verbesserungen des Wohlbefindens der Bewohnerin-
nen und Bewohner. Wir sehen hier ein großes Optimierungspotenzial und 
schlagen in diesem Beitrag eine Smart Government Plattform als Werkzeug 
für das Strategiemonitoring vor, welches es kommunalen Verwaltungen er-
laubt, die Umsetzung ihrer Entwicklungsstrategien kontinuierlich zu über-
wachen. Die Plattform wird im Rahmen eines laufenden Forschungs- und 
Entwicklungsprojekts namens „InoVille 4.0“251 entwickelt. Ziel ist es, Trans-
parenz für ein evidenzbasiertes, kommunales Management und eine effi-
zientere Ressourcennutzung zu schaffen, um somit die Governance im täg-
lichen Geschäftsbetrieb sicherzustellen und um die Verantwortlichen bei der 
Entscheidungsfindung zu unterstützen. Die Plattform zielt darauf ab, die 
Eintrittsbarrieren für die Umsetzung von Regierungsstrategien und Füh-
rungsprozessen zu senken. Es ermöglicht eine Öffnung der Entscheidungs- 
und Dienstleistungsprozesse, um die Partizipation auf lange Sicht zu erhö-
hen. Wir zielen zunächst auf kleine und mittelgroße Gemeinden ab, die be-
züglich Digitalisierung und Monitoring vor große Herausforderungen 
gestellt sind. 

Es stellt sich deshalb die Frage, wie eine solche Smart Government Plattform 
aufgebaut werden kann, um den Monitoringprozess für kleine und mittlere 
Gemeinden effizienter zu gestalten. Die Beantwortung der Frage schafft 
einen Mehrwert und schließt eine Forschungslücke. Sie kann die Effizienz 
des Monitoringprozesses verbessern, sodass die Gemeinden ihre Leistun-
gen bewerten und die Bereiche identifizieren können, in denen Handlungs-
bedarf besteht. Dadurch kommen sie in die Lage auch die Ziele einer Smart 
City zu erreichen, insbesondere die Steigerung der Lebensqualität und des 
Wohlbefindens der Einwohnerinnen und Einwohner.  

Außerdem müssen für die Implementierung einer Smart Government Platt-
form, welche einen solchen Strategieprozess unterstützt, relevante nationale 
und internationale Smart-City-Indikatoren-Frameworks inklusive entspre-
chender KPIs identifiziert und strukturiert werden. 

 
251  Inoville.ch: https://inoville.ch.  
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3 Prozess des Strategiemonitorings 

Die Grundidee für ein besseres Strategiemonitoring ist in Abbildung 12 dar-
gestellt. Zunächst sollte eine Stadt eine Standortbestimmung durchführen 
und analysieren, wo sie gut dasteht und wo aktuelle und zukünftige Heraus-
forderungen liegen. Darauf aufbauend kann eine Smart City Vision ent-
wickelt werden, die aufzeigt, in welche Richtung sich die Stadt entwickeln 
soll, sowie Handlungsfelder aufzeigt, für die konkrete Maßnahmen definiert 
werden können. Die Handlungsfelder können sich an den Dimensionen das 
in der Schweiz sehr gebräuchlichen Smart City Wheels252 orientieren; es kön-
nen aber auch andere Handlungsfelder definiert werden. Typische Hand-
lungsfelder wären zum Beispiel Mobilität, Energie oder Luftqualität.  

 

Abbildung 12: Basisprozess für Smart City Monitoring (Flury von Arx & Juen, 2020) 

Dann sollten für jedes Handlungsfeld Ziele festgelegt werden. Ein Ziel wäre 
zum Beispiel, die Kohlendioxidemissionen unter einem bestimmten Wert zu 
halten oder den Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen (zum Beispiel 
Wind, Sonne, Wasser) auf ein bestimmtes Niveau zu bringen. Um zu mes-
sen, ob das Ziel erreicht wird oder nicht, werden relevante KPIs ausgewählt. 
Diese KPIs dienen als Standardmetriken zur Messung der Leistung in einem 
bestimmten Ziel. Sie sollten für jedes Ziel spezifisch sein.  

Die Digitalisierung bietet hier eine Chance, dass diese KPIs über eine digitale 
Plattform zur Verfügung gestellt werden und ein kontinuierliches und teil-
weise automatisiertes Monitoring ermöglicht wird. Am Ende eines jeden 
Zyklus sollte die Erreichung der Ziele beurteilt und die Handlungsfelder, 
Maßnahmen und relevanten KPIs angepasst werden.  

Der Monitoringprozess ermöglicht es den Städten, die Strategie und die defi-
nierten Ziele regelmäßig zu überprüfen, ihre Fortschritte zu messen und zu 
verfolgen sowie die Bereiche zu identifizieren, in denen Handlungsbedarf be-
steht. Ein solcher Monitoringprozess ist jedoch von Natur aus komplex, da 

 
252  Cohen 2014. 
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Daten aus verschiedenen Sektoren (wie zum Beispiel Verkehr, Umwelt oder 
öffentliche Verwaltung) und Quellen (wie etwa Open Data, Sensordaten, 
oder Umfragedaten) häufig gesammelt, integriert und verarbeitet werden 
müssen, sodass der tatsächliche Status der Stadt stets beobachtet werden 
kann. Die Komplexität ist besonders für kleine und mittlere Gemeinden auf-
grund mangelnder Ressourcen schwieriger handzuhaben.  

4 Vorgehen zur Identifikation und Selektion von KPIs 

Bezüglich Indikatoren und strategischen Entwicklungszielen von Ländern 
oder auch Städten, insbesondere von Smart Cities, lassen sich in der Litera-
tur viele unterschiedliche Arbeiten finden. Besonders viele Arbeiten befas-
sen sich mit dem Thema Nachhaltigkeit.253 Um nun für InoVille 4.0 sinnvolle 
Indikatoren zu finden, wurde gemäß dem in Abbildung 13 dargestellten Pro-
zess vorgegangen. Die Abbildung macht ersichtlich, in welchen Schritten in 
die Breite gegangen wird, mit dem Ziel möglichst viele Kandidaten zu iden-
tifizieren, und in welchen Schritten fokussiert wird, um für Kunden (also 
Gemeinden beziehungsweise Städte) relevante Frameworks beziehungs-
weise Indikatoren zu selektieren. 

 

Abbildung 13: Prozess der Indikatorenfindung 

In einem ersten Schritt wurden relevante Frameworks gesucht und katego-
risiert. Danach wurden die für das InoVille 4.0 Projekt relevantesten Frame-
works selektiert und die in diesen Frameworks enthaltenen Einzelindikatoren 
und Indikatorensets zusammengestellt. Dieses Indikatorenset wurde weiter 
reduziert, indem Indikatoren eliminiert wurden, die auf Ebene der Gemein-
den nicht relevant sind (wie zum Beispiel das Bruttoinlandsprodukt BIP). 

 
253  ISO 37120:2018, 2018. 
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Diese Liste bildet das Set aller Indikatoren, welche von der Strategieplatt-
form unterstützt werden. Aus diesem Set können die Gemeinden dann die 
für sie relevanten Indikatoren auswählen. Da diese gemeindespezifische 
Auswahl nicht Teil dieses Artikels ist, ist dieser Schritt in der Abbildung in 
grauer Farbe dargestellt. 

4.1 Schritt 1: Identifikation potenziell relevanter Indikatoren-Frameworks 

Für die Identifikation von den für InoVille relevanten Indikatoren-Frame-
works lieferte das EU-Projekt CITYkeys254 die Grundlage. Es bietet eine Über-
sicht über verschiedene KPI-Frameworks, die für Smart Cities relevant sind. 
Die im Rahmen des EU-Projekts zusammengestellte Übersicht255 wurde mit 
neueren und Schweiz-spezifischen Frameworks ergänzt.256 Alle identifizier-
ten Frameworks wurden kurz beschrieben, und anhand der in Tabelle 5 auf-
geführten Dimensionen kategorisiert. Diese Liste wird von Projekt kontinu-
ierlich ergänzt, um den Kunden von InoVille allenfalls auch neu erscheinende 
Indikatorensets zur Verfügung stellen zu können. 

Dimension Beschreibung Mögliche Werte 

Sektor Ist das Framework sektorspezifisch (und falls ja, 
für welchen), oder ist es übergreifend auf 
mehrere oder sogar alle Smart City Aspekte 
anwendbar? 

 Übergreifend 
 Energie 
 Mobilität 
 Lebensqualität 

Zweck Dient das Framework in erster Linie dazu, sich mit 
anderen Städten zu vergleichen, also zum Beispiel 
in Benchmarks, oder steht das Monitoring der 
eigenen Leistung im Vordergrund? 

 V-Vergleich 
 M-Monitoring 

Zielregion Wurde das Framework für die Nutzung in einer 
bestimmten Stadt oder Region entwickelt, oder 
ist es allgemein nutzbar? 

 Wien 
 Schweiz 
 Europa 
 Global 

Tabelle 5: Dimensionen zur Kategorisierung von Smart City Indikatoren-
Frameworks 

Insgesamt wurden 47 Frameworks identifiziert. Zwischen einigen dieser 
Frameworks bestehen Überlappungen. So ist zum Beispiel das von CITYkeys 
entwickelte und postulierte Framework die Grundlage für das in ETSI 

 
254  CITYkeys: http://www.citykeys-project.eu.  
255  Neumann et al. 2015. 
256  Flury von Arx & Juen, 2020; Homeier et al., 2017; Rauber, 2019. 
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TS103463257 standardisierte Framework, und MONET 2030258 ist eine Umset-
zung der 17 Ziele einer nachhaltigen Entwicklung der Vereinten Nationen,259 
angepasst auf die Schweiz. 

4.2 Schritt 2: Selektion von relevanten Frameworks für InoVille 

Eine Umsetzung aller Frameworks in der InoVille-Strategieplattform ist aber 
nicht sinnvoll, da zu viele Frameworks und Indikatoren mögliche Kunden nur 
verwirren und deren Arbeit mit der Plattform erschweren würden. Außer-
dem würde eine vollständige Umsetzung sehr viele Ressourcen verschlin-
gen. Deshalb wurde in Schritt 2 eine Selektion entsprechend der Relevanz 
für potenzielle Kunden getroffen. Jedes Framework wurde in eine von vier 
Relevanzstufen gemäß Tabelle 6 eingeteilt. 

Stufe/Priorität Beschreibung 

1 Muss unbedingt unterstützt werden 

2 Unterstützung wünschenswert 

3 Relevant, aber direkte Unterstützung als Framework nur bei Kundenanfragen 

4 Irrelevant 

Tabelle 6: Relevanzstufen für die Priorisierung von Indikatoren-Frameworks 

Die Relevanz wurde anhand folgender Kriterien festgelegt: 

o Verbreitung in der Schweiz  
o Propagation durch Bundesaktivitäten 
o Abdeckung unterschiedlicher Smart City Anwendungsbereiche 
o Internationale Bedeutung 

Aus Ressourcengründen wurde die Anzahl unterstützter Frameworks in der 
ersten Version beschränkt. Die InoVille-Strategieplattform wird in der ersten 
Version nur Frameworks der Stufe 1 unterstützen. Es ist geplant, weitere 
Frameworks in späteren Versionen der Plattform zu unterstützen. Welche 
dies sind, wird aber stark von den Anforderungen der beteiligten Gemeinden 
(Kunden) abhängen. Die resultierende Shortlist ist in Tabelle 7 dargestellt. 
Auffallend ist, dass 4 der 5 selektierten Frameworks aus den Sektoren 
Nachhaltige Entwicklung beziehungsweise Energie stammen. Dies lässt sich 
einerseits dadurch erklären, dass die Smart City Entwicklungen in der 

 
257  ETSI 2017. 
258  MONET 2030-System: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-

entwicklung/monet-2030.html.  
259  United Nations 2015. 17 Goals: https://sdgs.un.org/goals.  
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Schweiz stark durch das Engagement des Bundesamtes für Energie (BFE) 
gefördert werden, sowie auch der generellen politischen Situation. 

Framework Sektor Anzahl 

Indikatoren 

Begründung 

Cercle 
Indicateurs260 

Nachhaltige 
Entwicklung 

37 Wird von mehreren Schweizer Städten 
bereits genutzt, zum Beispiel Luzern,  
St. Gallen und Winterthur. 

City Statistics 
Urban Audit261 

Nachhaltige 
Entwicklung 

31 Wird von mehreren Schweizer Städten 
bereits genutzt, zum Beispiel Luzern,  
St. Gallen und Wil SG. 

Energiestadt / 
Energiestadt 

Gold262 

Energie 56 Wird von mehr als 400 Gemeinden und 
Städten genutzt. 

MONET  
2030263 

Nachhaltige 
Entwicklung 

106 Anpassung der UN SDG auf die Schweiz; 
politisch sehr relevant. 

Smart City 
Wheel264 

Übergreifend 62 Das Smart City Wheel ist in der Schweiz 
sehr gut bekannt und wird auch genutzt, 
auch wenn die Dokumentation der 
Indikatoren mangelhaft ist. Außerdem 
deckt er alle Smart City Bereiche ab. 

SPROUT-
CIVITAS265 

Mobilität 27 Diese KPIs sind ein Lieferobjekt eines 
Projekts, das von der Europäischen Union 
finanziert wurde. Sie wurden bereits von 
mehreren EU-Städten wie Göteborg, 
Mechelen und Valencia genutzt. 

Tabelle 7: Die 5 wichtigsten Indikatoren-Frameworks für InoVille 

Nicht aufgenommen in diese Shortlist wurde ISO 37120 (“Sustainable cities 
and communities – Indicators for city services and quality of life”),266 auch 

 
260 Cercle Indicateurs – Nachhaltigkeitsindikatoren für Städte und Gemeinden:                              

https://www.are.admin.ch/are/de/home/nachhaltige-entwicklung/evaluation-und-
daten/nachhaltigkeitsindikatoren/cercle-indicateurs.html.  

261  Projekt City Statistics (früher Projekt Urban Audit) des Bundesamtes für Statistik:                      
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/querschnittsthemen/city-statistics.html.  

262  Energiestadt: https://www.energiestadt.ch.   
263  Das MONET 2030-Indikatorensystem des Schweizer Bundesamtes für Statistik:                         

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-entwicklung/monet-
2030.html.  

264  Smart City Wheel nach Cohen 2014: https://www.fastcompany.com/3038818/the-smartest-
cities-in-the-world-2015-methodology 

265 SPROUT CIVITAS Projekt: https://sprout-civitas.eu. Urban mobility transition inventory: 
https://sprout-civitas.eu/wp-content/uploads/2020/01/SPROUT-D2.1-Urban-Mobility-
Transition-Inventory-1.pdf. CIVITAS: https://www.civitas-initiative.org.  

266  ISO 37120:2018, 2018. Online: https://www.iso.org/standard/68498.html.  
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wenn die vollständige Unterstützung dieses internationalen Standards 
sicherlich wünschenswert ist. Der Grund dafür ist, dass einige Indikatoren 
des Smart City Wheels auf ISO 37120 beruhen und ISO 37120 somit bereits 
teilweise abgedeckt ist. Eine vollständige Abdeckung wird aber in Zukunft 
angestrebt. 

4.3 Schritt 3: Zusammenstellung der Basisindikatoren 

Für alle priorisierten Indikatoren-Frameworks wurden in Schritt 3 alle Indika-
toren zusammengestellt und in eine Liste eingetragen. Dabei würden für je-
den Indikator die in Tabelle 8 aufgeführten Attribute dokumentiert.  

Attribut Beschreibung 

KPI Nummer  Eindeutige Nummer des KPI.  
Dient der Kennzeichnung und einfacheren Referenzierbarkeit  
und ist nachfolgendem Muster aufgebaut:  
   <K>-<Nr>  
wobei  
<K>: Kürzel für das Indikatorensystem (selbst vergeben)  
<Nr>: Nummer des KPIs im ursprünglichen Indikatorsystem,  
falls vorhanden, ansonsten fortlaufende Nummer.  
 
Beispiel: SCW-Env-8 identifiziert den 8. Indikator im Bereich Smart 
Environment (Env) des Indikatoren-Frameworks ‘Smart City Wheel’ 
(SCW).  

KPI-Name Name des Indikators, typischerweise identisch  
zum Namen im ursprünglich definierenden Framework.  

Aggregiert in  Einige Indikatoren sind zu Indikatorensets gebündelt (s.u.).  
Dieses Attribut zeigt den Namen dieses Sets an.  

Kurzbeschreibung  

 

Kurze Beschreibung des Indikators, sofern vorhanden.  

Metrik  

 

Wie wird der Indikator gemessen?  

Indikatoren-Frameworks  

 

Liste der Frameworks, in welcher der Indikator vorkommt.  

Smart City Bereiche  Liste der Bereiche des Smart City Wheels,  
für die der Indikator relevant ist.  

Tabelle 8: Liste der beschreibenden Attribute pro Indikator 
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Der Zusammenhang zwischen Indikatoren, Indikatoren-Frameworks und Be-
reichen des Smart City Wheels ist als Klassendiagramm in Abbildung 14 
dargestellt. Ein Indikatoren-Framework enthält mehrere Indikatoren, welche 
jeweils auch mehrere Smart City Anwendungsbereiche adressieren können.  

 

Abbildung 14: Zusammenhang zwischen  
Indikatoren, Frameworks und Smart City Bereichen (Datenmodell) 

Außerdem ist in der Abbildung ersichtlich, dass in gewissen Frameworks 
manchmal Indikatoren zu Sets gebündelt werden. So werden zum Beispiel 
im Smart City Wheel die Indikatoren «Renewables», «Total Energy» und 
«Energy Grid Maturity» in einem Set «Energy» aggregiert. Diese Bündelung 
wird in der Liste mit dem Attribut «Aggregiert in» sowie der KPI-Nummer 
ersichtlich gemacht. Es ist aber wichtig, dass Gemeinden auf die einzelnen 
Indikatoren (und nicht nur die Sets) Zugriff haben, und auch selbstständig 
eine andere Bündelung vornehmen können. So hat zum Beispiel Wien für 
gewisse Ziele ein Set von Indikatoren genannt, für andere Ziele aber nur 
Einzelindikatoren.267  

4.4 Schritt 4: Eliminierung nicht relevanter Indikatoren 

Indikatoren, welche für Städte und Gemeinden nicht relevant sind, wie zum 
Beispiel das Bruttoinlandprodukt BIP, wurden eliminiert. Insbesondere bei 
MONET 2030 hat das zu einer erheblichen Reduktion geführt. In Tabelle 9 
sind die reduzierte Anzahl von Indikatoren der entsprechenden KPI-Frame-
works dargestellt.268 

  

 
267  Homeier et al. 2017. 
268  Die resultierende Liste aller KPIs ist in Haller et al. 2021 aufgeführt und auch abrufbar über 

https://inoville.ch/indikatorenkatalog.  
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Framework Sektor Ursprüngliche Anzahl 

Indikatoren 

Anzahl  

relevanter Indikatoren 

Cercle Indicateurs Nachhaltige 
Entwicklung 

37 33 

City Statistics 
Urban Audit 

Nachhaltige 
Entwicklung 

31 31 

Energiestadt / 
Energiestadt Gold 

Energie 56 56 

MONET  
2030 

Nachhaltige 
Entwicklung 

106 79 

Smart City  
Wheel 

Übergreifend 62 62 

SPROUT- 
CIVITAS 

Mobilität 27 27 

Tabelle 9: Reduzierte Anzahl an Indikatoren 

5 Die Smart Government Plattform 

5.1 Übersicht und Architektur 

Die Smart Government Plattform wird mit einem Partnerunternehmen (ino-
va Solutions AG) im Rahmen des Projekts InoVille 4.0 aufgebaut. Die grobe 
Architektur der Plattform ist in Abbildung 15 dargestellt. Im Zentrum steht 
dabei der Datenlayer, in dem aktuelle, aber auch historische Werte zu den 
ausgewählten KPIs einer Gemeinde gehalten werden. Die Daten werden ent-
weder manuell gepflegt oder, wo möglich, können diese über offene Schnitt-
stellen auch automatisiert von Drittsystemen erhoben werden. Basierend 
auf Datenlayer können für spezifische Themen Cockpits definiert werden. In 
einem Cockpit werden alle für dieses Thema relevanten KPIs in zusammen-
gefasst und übersichtlich dargestellt. Schließlich ist im Dashboard eine 
Gesamtübersicht bezüglich des aktuellen Stands der Gemeinde verfügbar. 

Damit die Plattform auch für kleinere Gemeinden ohne große IT-Infrastruktur 
nutzbar ist, wird die Plattform über die Cloud («Software-as-a-Service», 
SaaS) angeboten. 
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Abbildung 15: Grobe Architektur der Smart Government Plattform  
(Bildquelle: inova:solutions AG, 2020) 

Das Beispiel eines Cockpits ist in Abbildung 16 dargestellt. In diesem Cockpit 
zum Thema Bildung wird für jede dazugehörige KPI eine Kachel angezeigt. 
Diese enthält die wichtigsten Parameter wie Zielwert, aktueller Wert sowie 
Abweichung. Letztere Aufbereitung wird auch mit den üblichen Ampel-
farben gekennzeichnet, damit auf einen Blick ersichtlich wird, wo etwas nicht 
gut läuft und wo Handlungsbedarf besteht. Auch ist aus der Abbildung er-
sichtlich, dass KPIs zu Gruppen zusammengefasst werden können, wie hier 
zum Beispiel die Gruppe «Digitale Kompetenzen fördern». Weitere Details zu 
den einzelnen KPIs können durch einfaches Klicken auf die entsprechende 
Kachel eingesehen werden. 
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Abbildung 16: Cockpit zum Thema Bildung mit den dazugehörigen KPIs als Kacheln 

Die Gesamtübersicht im Dashboard der Smart Government Plattform ist in 
Abbildung 17 ersichtlich. Die KPIs sind hierarchisch in frei konfigurierbaren 
Gruppen geordnet und werden kreisförmig dargestellt. Auch hier werden 
Ampelfarben benutzt. Gruppen mit KPIs, für die sofortiger Handlungsbedarf 
besteht, sind rot gefärbt. Diejenigen, bei denen die Gemeinde gut dasteht, 
sind grün dargestellt. Ein Drill-down über die Hierarchiestufen bis zu den 
individuellen KPIs ist ebenfalls möglich. Die kreisförmige Darstellung er-
möglicht auch die Abbildung der KPIs im Stil des Smart City Wheels von 
Cohen. 

 

Abbildung 17: Dashboard der Plattform 
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5.2 Mustergemeinde als Grundlage für die KPI-Auswahl 

Die Plattform zielt darauf ab, die Aufgaben der Gemeinden einschließlich 
ihres KPI-Auswahlprozesses zu erleichtern. Gemeinden können zwar die für 
sie relevanten KPIs frei wählen, entweder durch Selektion aus den von der 
Plattform angebotenen KPIs oder durch die Definition eigener KPIs. Dies 
kann aber einen beträchtlichen Aufwand bedeuten.   

Um diesen Aufwand zu minimieren, bietet die Plattform auch eine Muster-
gemeinde als Startpunkt für den KPI-Selektionsprozess an. Die Muster-
gemeinde bildet eine fiktive, aber idealtypische mittelgroße Gemeinde in der 
Schweiz ab: Im Mittelland gelegen, deutschsprachig, circa 17.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner. Zur Mustergemeinde sind auch relevante Themen 
und KPIs definiert. 

Eine Gemeinde kann jetzt ausgehend von der Mustergemeinde ihre eigene 
Konfiguration starten. In einem ersten Schritt selektiert sie die auch für sie 
relevanten KPIs der Mustergemeinde. Danach definiert oder selektiert sie 
falls notwendig noch weitere eigene KPIs. Schließlich definiert sie für jedes 
KPI die zu erreichenden Zielwerte sowie Maßnahmen zur Zielerreichung. 

Insgesamt schafft die Plattform einen öffentlichen Mehrwert («Public 
Value»), da sie es den Gemeinden ermöglicht, den Grad der Zielerreichung 
zu beobachten und in bestimmten Handlungsbereichen schneller zu rea-
gieren. Auf diese Weise können die Gemeinden ihre operativen Dienst-
leistungen verbessern, was zu einem höheren Wohlbefinden ihrer Einwoh-
nerinnen und Einwohner führt. Außerdem erleichtert die Plattform die Auf-
gabe der Strategieüberwachung, die besonders für kleine und mittelgroße 
Gemeinden kompliziert ist. Dank der Plattform können die Gemeinden auf 
die Verwendung veralteter Datenverwaltungsansätze wie etwa Excel-Tabel-
len verzichten, die zeitlich ineffizient und fehleranfällig sind. 

6 Ausblick und Fazit 

Der Entwicklungsprozess der Smart Government Plattform basiert auf einem 
agilen und iterativen Ansatz und wird zusammen mit den Pilotgemeinden 
durchlaufen. Ein erster Workshop mit vier Schweizer Gemeinden unter-
schiedlicher Größe (Moosseedorf, Thun, Winterthur, Wohlen BE) hat 
gezeigt, dass die Smart Government Plattform für Gemeindevertreter 
einfach nutzbar ist und für die Entwicklung der Gemeinden und deren 
Strategiemonitoring einen signifikanten Mehrwert bietet.  

Wir planen, die Anzahl von Pilotgemeinden in den nächsten Monaten weiter 
auszubauen und erste Gemeinden werden auch in einen produktiven Betrieb 
übergehen. Das Feedback dieser Gemeinden wird kontinuierlich ausge-
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wertet, um die Plattform mit weiteren KPIs und KPI-Frameworks zu ergänzen 
sowie die Funktionalität zu erweitern. So ist geplant, weitere Muster-
gemeinden von unterschiedlicher Größe und mit unterschiedlichen Themen 
und ex-ante ausgewählten KPIs zu definieren, um ein größeres Kunden-
segment anzusprechen. Außerdem werden basierend auf Beispielen aus der 
Praxis zu bestimmten Indikatoren auch mögliche Maßnahmen hinterlegt, 
wie die einzelnen Indikatoren positiv beeinflusst werden können. Dies soll 
die Nutzergemeinden bei der Definition ihrer eigenen Maßnahmen unter-
stützen, sodass diese auf positive Erfahrungen anderer Gemeinden zurück-
greifen können. 

Ein wichtiger Punkt ist wie die Werte der einzelnen Indikatoren erfasst wer-
den. Aktuell müssen die meisten Daten für die KPIs manuell eingegeben wer-
den. Wir wollen dies in Zukunft so weit wie möglich automatisieren. So kön-
nen potenzielle Fehler vermieden und der Prozess zeitsparender gestaltet 
werden. Über offene Schnittstellen wird es möglich sein, Daten aus anderen 
Systemen zu importieren, zum Beispiel aus SAP oder aus Open Data Be-
ständen des Bundesamtes für Statistik und anderen Akteuren. Für KPIs im 
Umweltbereich bietet sich auch die Anbindung an städtische Sensor- und 
IoT-Systeme an. 

Zusammenfassend wird in diesem Artikel eine Smart-Government-Plattform 
als Strategiewerkzeug für Kommunalverwaltungen zur Optimierung ihrer 
Strategieprozesse vorgestellt. Die Plattform ermöglicht es Gemeinden, ihren 
Status und den Fortschritt bei der Umsetzung ihrer Entwicklungsstrategien 
basierend auf einem PDCA-Zyklus («Plan-Do-Check-Act») zu überwachen. Es 
trägt so zu effizienten, digitalisierten Managementprozessen in der öffent-
lichen Verwaltung bei. Während sich bestehende Smart City Dashboards da-
rauf konzentrieren, den aktuellen Zustand der Stadt auf Basis von Sensor-
werten darzustellen, konzentriert sich die Smart Government Plattform auf 
die Unterstützung der kommunalen Entwicklungsstrategie. Die Verwendung 
von Key Performance Indicators (KPIs) hat sich für die Prozessüberwachung 
und -verbesserung bewährt. Gemeinden auf dem Weg zur Smart City kön-
nen damit ihre Leistung bewerten und sie mit Hilfe von Maßnahmen ent-
sprechend optimieren und so einen größeren öffentlichen Mehrwert gene-
rieren. Die Plattform ist besonders für kleine und mittelgroße Gemeinden 
von großem Nutzen, da diese noch immer mit veralteten, fehleranfälligen 
und zeitlich ineffizienten Monitoring-Ansätzen arbeiten. Die Plattform opti-
miert den Monitoringprozess und hilft den Gemeinden, bessere Dienst-
leistungen für ihre Einwohnerinnen und Einwohner zu erbringen.  

 
Danksagung: Diese Arbeit wurde im Rahmen des von Innosuisse unter der 

Nummer «48377.1 IP-SBM» geförderten Innovationsprojektes «Smarte 

Modelle für Strategie- und Führungsprozesse in der Gemeinde von morgen 



161 
 

(lnoVille 4.0)» gemacht. Wir schätzen die Unterstützung und Arbeit unserer 

Kollegen Anja Cristina Wüst, Flurina Wäspi und Nicolai Wenger sehr. Wir 

bedanken uns auch bei unserem Industriepartner inova Solutions und 

seinen Mitarbeitern Markus Meister, Dominic Frehner und Daniel Pfund. 

Literaturverzeichnis 

Bektas et al. 2018: Bektas, Alperen; Nguyen, Khoa; Piana, Valentino und Schumann, 
Réné: People-centric policies for decarbonization: Testing psycho-socio-economic 
approaches by an agent-based model of heterogeneous mobility demand. CEF 
Conference. 

Cohen 2014: Cohen, Boyd: The Smartest Cities In The World 2015: Methodology. Fast 
Company, New York 2014. Online: https://www.fastcompany.com/3038818/the-
smartest-cities-in-the-world-2015-methodology.  

ETSI 2017: European Telecommunications Standards Institute: Technical Specifica-
tion ETSI TS 103 463 V1.1.1 - Access, Terminals, Transmission and Multiplexing 
(ATTM); Key Performance Indicators for Sustainable Digital Multiservice Cities. 

https://www.etsi.org/deliver/etsi_ts/103400_103499/103463/01.01.01_60/ts_103463v0
10101p.pdf.  

Flury von Arx & Juen 2020: Flury von Arx, Regina und Juen, Stephan: Swiss Smart 

City-Monitoring-System SSCMS. Schlussbericht zum Vorprojekt und Projektskizze 
Hauptprojekt. Online: https://novatlantis.ch/wp-content/uploads/2020/08/2020-06-10-
Schlussbericht-Kommunales-Monitoring.pdf.   

Haller et al. 2018: Haller, Stephan; Neuroni, Alessa; Fraefel, Marianne und Sakamura, 
Ken: Perspectives on smart cities strategies: Sketching a framework and testing first 
uses. Proceedings of the 19th Annual International Conference on Digital Govern-
ment Research: Governance in the Data Age, S. 1 - 6.                                                        

Online: https://doi.org/10.1145/3209281.3209310.  

Haller et al. 2021: Haller, Stephan; Pfund, Daniel; Wäspi, Flurina und Wüst, Anja: 
Monitoring-Konzept für Gemeinden, Version V2.0, Bern 2021. Online: 

https://inoville.ch/fileadmin/t8_jetpack/redaktion/inoville/downloads/InoVille_LO1.2_
Monitoringkonzept_V2.pdf.  

Homeier et al. 2017: Homeier, Ina; Lasinger, Donia; Neumann, Hans-Martin; Sausko-
jus, Julia; Stampfer, Michael; Pangerl, Eva; Mühlmann, Pamela; Rainer, Clemens; 
Schröder, Svenja und Walangitang, Daiva: SMART City Indikatoren und MONITO-
Ring für Smart City Zielsetzungen am Beispiel der „Smart City Wien Rahmenstrate-
gie“, Smart Monitor Band 31, Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Tech-

nologie, Wien 2017.                                                                                                              



162 
 

Online: https://nachhaltigwirtschaften.at/resources/sdz_pdf/schriftenreihe-2017-31-
smart-monitor.pdf.  

ISO 2018: International Organization for Standardization: ISO 37120:2018. Sustai-
nable Cities and Communities: Indicators for City Services and Quality of Life. Inter-
national Organization for Standardization 2018. 

Mallapuram et al 2017: Mallapuram, Sriharsha; Ngwum, Nnatubemugo Innocent;  
Yuan, Fang;  Lu, Chao und Yu, Wei: Smart City: The state of the art, datasets, and 
evaluation platforms. 2017 IEEE/ACIS 16th International Conference on Computer 

and Information Science (ICIS), S. 447 - 452. 

Neumann et al 2015: Neumann, Hans-Martin; Jakutyte-Walangitang, Davia; Vielguth, 
Stefan; Züger, Johann; Airaksinen, Miimu; Huovila, Aapo; Bosch, Peter; Rovers, Vera; 
Jongeneel, Sophie und Pangerl, Eva: Deliverable 1.2 - Overview of the Current State 
of the Art, Projekt CITYkeys - Smart city performance measurement framework. 

Neuroni et al. 2019: Neuroni, Alessa; Haller, Stephan; van Winden, Willem, Carabias-
Hütter, Vicente und Yildirim, Onur: Public value creation in a smart city context: An 
analysis framework, in: Bolivar, Rodriguez und Pedro, Manuel (Hrsg.): Setting foun-
dations for the creation of public value in smart cities, Springer Nature Switzerland, 

Cham 2019, S. 49 - 76. 

Rauber 2019: Rauber, Fabrice: Indikatoren und Metriken zur Performance-Messung 
einer Smart City: Konzeption eines Monitoring-Prozess für Smart Cities. Berner Fach-

hochschule Wirtschaft, Bern 2019. 

Silva et al. 2019: Silva, Marianne; Signoretti, Gabriel; Oliveira, Julio; Silva, Ivanovitch 
und Costa, Daniel G.: A crowdsensing platform for monitoring of vehicular emis-

sions: A smart city perspective. Future Internet, 11(1), 13. DOI: 10.3390/fi11010013.   

SPROUT CIVITAS 2019: te Boveldt, Geert; Keseru, Imre; Wiegmann, Mareile; Macha-
ris, Cathy; Rudolph, Frederic; Werland, Stefan; Halatsis, Aristos; de la Cruz, Teresa; 
Royo, Beatriz; Lopez Lambas, Maria Eugenia; Amor, Maria; Alvarez, Ariza und Soria-
Lara, Julio: Urban mobility transition inventory, SPROUT 2019. Online: https://sprout-
civitas.eu/wp-content/uploads/2020/01/SPROUT-D2.1-Urban-Mobility-Transition-
Inventory-1.pdf.  

United Nations 2015: United Nations: Sustainable development goals. SDGs 
Transform Our World, 2030. Online: https://www.un.org/sustainabledevelopment 
und https://sdgs.un.org/goals.  



163 
 

Können behördliche Algorithmen 
subsumieren? Kritische Analyse der von 
der Finanzverwaltung zum Einsatz 
kommenden elektronischen 
Risikomanagementsysteme 

 

Christoph Schmidt 

 

1 Einführung 

Für die Gesellschaft und die Unternehmen bieten sich durch die Digitalisie-
rung immense Chancen. Ebenso kann der Staat im Allgemeinen und die 
Finanzverwaltung im Besonderen den digitalen Wandel nutzen, um sich vor 
allem durch eine zunehmende Serviceorientierung unter Rückgriff auf die 
neuen digitalen Möglichkeiten zu einer moderneren Verwaltung zu ent-
wickeln. Allerdings stellt dieser Umbruch eine stetige Herausforderung für 
den Gesetzgeber dar, der diesem mit geeigneten Gesetzen begegnen muss. 
Dabei spiegelt das Steuerverfahrensrecht die jeweils vorherrschenden 
technischen Gegebenheiten bei Erlass der Gesetze wider, sodass nunmehr 
in der Abgabenordnung eine vollautomatische und ausschließlich auto-
mationsgestützte Fallbearbeitung auf der Basis der Risikomanagement-
systeme kodifiziert wurde. 

Ziel des Beitrags ist es, über ausgewählte Aspekte der elektronischen Risiko-
managementsysteme zu informieren. Hierbei wird aufgezeigt, wie diese 
Systeme der Finanzverwaltung dazu dienen, die begrenzten personellen 
Ressourcen risikoorientiert zu nutzen. Aufgrund des umfassenden Themen-
komplexes und um in der konkreten Bearbeitung genügend präzise werden 
zu können, erfolgt eine Schwerpunktsetzung dergestalt, dass der Risiko-
identifikation, -analyse und -bewertung eine übergeordnete Bedeutung zu-
kommt und im Zuge der nachfolgenden prozessorientierten Darstellung auf 
Ausführungen zu weiteren Aspekten des Risikomanagementprozesses 
vollständig verzichtet wird. 
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2 Elektronisches Risikomanagement und risikoorientierte 
Fallauswahl 

2.1 Inhalt und Begriffsbestimmung 

Das Risikomanagement stellt neben der kooperativen, serviceorientierten 
Ausrichtung die zweite Säule der Tax-Compliance-Vollzugsstrategie dar. In 
§ 88 Abs. 5 Satz 1 AO sind die Risikomanagementsysteme legaldefiniert. 
Demnach können diese als automationsgestützte Systeme zur Beurteilung 
der Notwendigkeit weiterer Ermittlungen und Prüfungen zum Zwecke einer 
gleichmäßigen und gesetzmäßigen Steuerfestsetzung einschließlich Steuer-
vergütungen sowie der Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen und Voraus-
zahlungen eingesetzt werden.269 Gleichwohl ist ihr Einsatz nicht auf die Ein-
kommensteuerveranlagung beschränkt. Sie können beispielsweise ebenso 
für Außenprüfungen oder bei der Auswertung von Kontrollmaterial Verwen-
dung finden.270 In Abhängigkeit vom jeweiligen Arbeitsbereich verfolgt das 
Risikomanagement der Finanzverwaltung unterschiedliche Zielsetzungen. 
Während im Rahmen der Veranlagung die Optimierung der Sachbearbei-
tung im Fokus steht, ist für die Außenprüfung eine effizientere Fallauswahl 
das primäre Ziel.271 Um diese Arbeitsabläufe zu effektuieren und Redun-
danzen zu beseitigen, strebt die Finanzverwaltung die Implementierung 
eines Gesamtsystems an. In der Folge könnten beispielsweise Abgleiche der 
Steuererklärungsdaten vorgenommen und potenzielle Außenprüfungsfälle 
automatisch unter einem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 AO) ergehen.272  

Nach der Auffassung des Gesetzgebers besteht das Risikomanagement aus 
der systematischen Erfassung und Bewertung von Risikopotenzialen sowie 
der Steuerung von Reaktionen in Abhängigkeit von den festgestellten Risiko-
potenzialen.273 Definitionsansätze des Schrifttums zielen in eine ähnliche 
Richtung und sehen das Risikomanagement als planvollen Umgang mit dem 
Risiko an274 oder differenzieren weitergehend zwischen Risiko und dessen 
Management.275 Zudem finden sich Ansätze, die Risikomanagement als 
einen Prozess mit der Abfolge Risikoidentifikation und -analyse, -bewertung, 

 
269  Diese grundsätzliche Bezeichnung stellt Marx 2016, S. 360 f. aufgrund der Diskrepanz zur 

allgemeingültigen Begriffsbestimmung in Frage. 
270  Deutscher Bundestag 2016: Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungs-

verfahrens, Bundestags-Drucksache 18/7457, Deutscher Bundestag, Berlin 2016, S. 70. 
271  Panek 2018, S. 32. 
272  Panek/Betz 2018, S. 17. 
273  Deutscher Bundestag 2016: Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des 

Besteuerungsverfahrens, Bundestags-Drucksache 18/7457, Deutscher Bundestag, Berlin 
2016, S. 69. 

274  Schmidt/Schmitt 2011, S. 534. 
275  Pestke 2011, S. 1 f. 
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-bewältigung sowie -evaluation beschreiben.276 Eine ähnliche Darstellung ist 
die eines Informationskreislaufs, der als Gesamtkonzept des Risikomanage-
ments auf die Erlangung und Nutzung von Informationen ausgerichtet ist.277 
Die nachstehenden Ausführungen sind dementsprechend prozessorientiert 
gegliedert.  

2.2 Identifikation und Analyse des Risikos  

Auf Grundlage der erhobenen, gesammelten und ausgetauschten Daten 
kann nunmehr eine zielgerichtete Risikoidentifikation und -analyse erfolgen. 
Eine Ausrichtung der Kontrollintensität, die den Grad der Mitwirkung der 
Steuerpflichtigen miteinbezieht, ist ein zentrales Merkmal der Risiko-
managementsysteme. Demnach sind Steuerpflichtige, die sich aus Eigen-
motivation heraus gesetzeskonform verhalten, entsprechend der verminder-
ten Aufklärungsbedürftigkeit weniger stark zu kontrollieren und Steuer-
pflichtige, die die Gesetze nicht oder nur unzureichend befolgen, intensiver 
zu prüfen und gegebenenfalls zu sanktionieren.278  

Die Kontrollintensität folgt aus dem im Wege der Gesamtfallbetrachtung er-
mittelten Kontrollbedürfnis, welches wiederum durch das steuerliche Risiko 
determiniert wird.279 Letzteres ist weder gesetzlich erwähnt oder gar defi-
niert. Naheliegend ist beispielsweise die Qualifikation des Steuerrisikos als 
die Gefahr eines unehrlichen Steuerzahlungsverhaltens.280 Allerdings greift 
diese Betrachtung im Kontext der Gesetz- und Gleichmäßigkeit der Besteue-
rung zu kurz, da die gesetzlich entstandene Steuer, das heißt nicht weniger, 
aber eben auch nicht mehr, festzusetzen und zu erheben ist. Daher sollte der 
steuerliche Risikobegriff allgemeiner, als Gefahr einer nicht zutreffenden 
Steuerfestsetzung zum Nachteil der Finanzverwaltung oder des Steuerpflich-
tigen281 oder als jegliches normabweichende Verhalten der Steuerpflich-
tigen, definiert werden.282  

Die bei der Risikoanalyse zugrunde gelegten Parameter sind von entschei-
dender Bedeutung, da sie darüber entscheiden, ob und zu welchem Grad ein 
Steuerfall im Zuge der Risikobewertung als risikoarm oder risikoreich klassi-
fiziert wird.283 Mithin determinieren die Risikoparameter den Toleranzbereich 
des Risikomanagementsystems. Ein mögliches Konzept ist der Aufbau eines 

 
276  Europäische Kommission 2006, S. 7; Härtl 2011, S. 64; ähnlich Huber 2016, S. 127; Huber/Seer 

2007, S. 362. 
277  Huber 2013, S. 40. 
278  Seer 2003, S. 44; Huber/Seer 2007, S. 368; ähnlich Huber 2016, S. 126 f. 
279  Nagel/Waza 2008, S. 323; Haunhorst 2010, S. 2109; Hübschmann/Hepp/Spitaler/Söhn, 

AO/FGO, § 88 AO Rz. 196. 
280  Europäische Kommission 2006, S. 15. 
281  Pestke 2011, S. 1; ähnlich Drüen 2019, S. 207 f. 
282  Huber/Seer 2007, S. 356. 
283  Baldauf 2016, S. 836. 
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Risikomanagementsystems, das auf zwei Säulen gestützt wird: Zum einen 
werden mithilfe objektiver Regeln maschinell potenzielle Risikobereiche 
ermittelt und zum anderen erfolgt eine Einteilung der Steuerfälle nach der 
Höhe des Risikos eines steuerlichen Fehlverhaltens im Einzelfall.284 Eine 
häufigere Klassifizierung der Parameter und damit einhergehend der steuer-
lichen beziehungsweise fiskalischen Risiken ist die grundsätzliche Unter-
scheidung in objektive und subjektive Risiken.285 Erstere umfassen alle Risi-
ken, welche sich aus dem konkreten Steuerfall ergeben und fiskalische Aus-
wirkungen nach sich ziehen, das heißt den wahren Steuerausfall wider-
spiegeln.286 Diesen beeinflussen insbesondere Umsätze beziehungsweise 
Erlöse, verschiedene Einkünfte, das Einkommen oder Detaildaten zu dessen 
Ermittlung.287 Im Detail können beispielsweise  

| Betragsgrenzen, 

| erstmals auftretende Tatsachen, 

| Veränderungen gegenüber dem vergangenen Veranlagungszeitraum, 

| ein Vergleich mit Dauersachverhalten,  

| ein Abgleich von Kennzahlen und 

| Schwerpunktprüfungen Berücksichtigung finden.288 

Einen wesentlichen Teil des Risikos beinhaltet zudem die subjektive Kompo-
nente,289 die insbesondere die steuermoralische Grundeinstellung, das bis-
herige Verhalten und die Bereitschaft zur Erfüllung von steuerlichen Ver-
pflichtungen des einzelnen Steuerpflichtigen umfasst.290 Dieser Teil des 
Risikos wird als Steuer-Vita oder im Kontext der Tax-Compliance-Vollzugs-
strategie treffend als Compliance-Faktor bezeichnet.291 Dieser Indikator für 
die Compliance des Steuerpflichtigen292 soll Anreize zur Einhaltung steuer-
licher Pflichten setzen. Gesetzeskonformes Verhalten führt zu einem gerin-
geren subjektiven Risiko, während Pflichtverletzungen ein höheres subjek-
tives Risiko nach sich ziehen.293 Darüber hinaus kann die Zugehörigkeit zu 

 
284  Nagel/Waza 2008, S. 326; Suck 2010, S. 607. 
285  So zum Beispiel bei Pestke 2011, S. 4 f.; Baldauf 2016, S. 836; Huber/Seer 2007, S. 360; 

Schmidt/Schmitt 2011, S. 535. 
286  Huber 2016, S. 127. 
287  Huber 2016, S. 258 f. 
288  Detailliertere Ausführungen zu dieser Aufzählung finden sich bei Pestke 2011, S. 4. 
289  Huber 2016, S. 130. 
290  Huber 2016, S. 127. 
291  Begriffe, soweit ersichtlich, zuerst nach Bundesministerium der Finanzen 2002, S. 60; die 

Termini verwenden Suck 2010, S. 607; Seer 2003, S. 49; Drüen 2009, S. 12; Nagel/Waza 2008, 
S. 323. 

292  Huber 2016, S. 229. 
293  Seer 2003, S. 49. 
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einer bestimmten Gruppe von Steuerfällen das Risiko des Einzelnen beein-
flussen. Diesbezügliche Einflussfaktoren sind zum Beispiel die Betriebsart 
und -größe, die Branche, die Rechtsform oder die Menge der Steuerpflich-
tigen einer Gruppe.294 Aufgrund der Möglichkeit der obersten Finanzbehör-
den, für bestimmte oder bestimmbare Fallgruppen Weisungen über Art und 
Umfang der Ermittlungen und der Verarbeitung von erhobenen oder erhal-
tenen Daten zu erteilen (§ 88 Abs. 3 AO), ist dieser Einfluss explizit zu be-
achten.295  

Hinsichtlich der Frage, ob und gegebenenfalls wie ein Steuerberater des 
Steuerpflichtigen den Compliance-Faktor beeinflusst, ist eine umfassende 
Diskussion zu konstatieren. Dabei wird insbesondere die individuelle Berück-
sichtigung eines Steuerberaters unterschiedlich bewertet.296 Zunächst ist 
daher zu klären, ob dessen Mitwirkung grundsätzlich als risikominderndes 
Kriterium in Betracht kommt. Dies wird in der Literatur, unter anderem auf-
grund des eigenverantwortlichen Berufsbilds und der fachlichen Qualifika-
tion, befürwortet.297 Hingegen stößt die individuelle Berücksichtigung als 
positiver oder negativer Compliance-Faktor298 überwiegend auf Kritik.299 Die 
hierfür notwendige Erstellung eines Steuerberaterprofils durch die Finanz-
verwaltung greife in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 
2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG) sowie in die Berufsfreiheit des 
Steuerberaters (Art. 12 GG) ein.300 Mangels einer entsprechenden gesetz-
lichen Ermächtigungsgrundlage ist eine individuelle Berücksichtigung nach 
aktueller Rechtslage nicht möglich.301  

2.3 Risikobewertung 

2.3.1 Klassifizierung der Steuerfälle 

Nach der Identifikation und Analyse der Steuerrisiken sind diese durch die 
Finanzverwaltung zu bewerten. Denkbar ist beispielsweise das Prinzip des 
Risk Scalings, wonach eine Klassifizierung der Steuerfälle aufgrund der 
Wertung der Einzelrisiken der Steuerpflichtigen in verschiedene Risiko-
klassen erfolgt. Ziel ist es, die prüfungsbedürftigen von den (zunächst) nicht 
prüfungsbedürftigen Steuerfällen zu trennen. Mithin sollen die vorhandenen 

 
294  Huber 2016, S. 128 f; Huber 2016, S. 258. 
295  Schmidt 2008, S. 44; Schmidt/Schmitt 2011, S. 535 f.; Goldshteyn/Purer 2014, S. 65; pauscha-

le Risikobeurteilungen allgemein ablehnend Pestke 2011, S. 5. 
296  Zur etwaigen Berücksichtigung von Vorleistungen eines Wirtschaftsprüfers ausführlich 

Schützler 2014, S. 267 - 277. 
297  Thiemann 2018, S. 309 f.; Seewald 2013, S. 185; Pestke 2011, S. 6; Seer 2008, S. 35. 
298  Eine erhöhte Risikoprüfung, beispielsweise aufgrund in der Vergangenheit eingelegter 

Einsprüche, lehnt Mellinghoff 2018, S. 436 ausdrücklich ab. 
299  Pestke 2011, S. 6; zumindest Gefahren sehend Seewald 2013, S. 184; Mann 2009, S. 508; 

Singer 2009, S. 40. 
300  Dazu ausführlich Mann 2009, S. 507 f. 
301  Zu den Vorteilen einer gesetzlich geregelten Differenzierung Schützler 2014, S. 265 - 267. 
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Prüfungskapazitäten im Rahmen der Risikobewältigung risikodifferenziert 
verteilt werden, sodass unterschiedliche Kontrollintensitäten resultieren.302 
Dieser Vorgang ist von höchster Priorität303 und kann zugleich zutreffend als 
der wohl schwierigste Aspekt im Rahmen des Risikomanagements ange-
sehen werden.304 Die Steuererklärungen werden eingangs über eine EDV-
gestützte Validierung auf Unregelmäßigkeiten und Auffälligkeiten, insbeson-
dere Rechenfehler, Unvollständigkeit und Übereinstimmungen mit den be-
reits vorhandenen Daten hin überprüft. Die hierbei zugrunde liegende Prüf- 
und Kontrolldichte beziehungsweise -intensität ist naturgemäß be-
schränkt.305 Hierbei findet das Clustering-Prinzip Anwendung, wonach eine 
Klassifizierung der Steuerpflichtigen in verschiedene Risikogruppen er-
folgt.306 So werden die Steuerfälle in drei Risikogruppen, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung von weiteren Untergruppen, eingeteilt.307 

2.3.2 Algorithmen und deren Programmierung 

Vor einer näheren Untersuchung der Modellierung von Risikomanagement-
systemen ist herauszustellen, dass im Schrifttum oftmals nicht oder wenig 
trennscharf zwischen den Termini Algorithmen, Programmen und Pro-
grammierung differenziert wird. Eine algorithmisch gesteuerte Vorgehens-
weise ist kein Phänomen der Digitalisierung, da Algorithmen allgemein als 
Schritt-für-Schritt-Anleitungen zur Lösung eines (mathematischen) Pro-
blems definiert sind.308 Mithin handelt es sich um ein deterministisch struk-
turiertes und endliches Verfahren,309 das Inputs verarbeitet und Outputs er-
zeugt.310 Gleichwohl sind im Kontext der Untersuchung im weiteren Verlauf 
solche Algorithmen angesprochen, die in ein Verfahren der automatisierten 
Entscheidungsfindung und digitaler Informationstechnologien eingebunden 
sind. Sie grenzen sich von Programmen durch ihre Programmiersprachen-
unabhängigkeit ab.311 Bei der Programmierung der Algorithmen erfolgt in 
der Regel eine Selektion von Entscheidungsmöglichkeiten. Diese kann sich 

 
302  Huber 2016, S. 229. Dazu ausführlich Schmidt 2021, S. 129 - 158. 
303  Huber/Seer 2007, S. 363; ähnlich Huber 2016, S. 161. 
304  Schützler 2014, S. 216. 
305  Ähnlich Huber 2016, S. 352 f., der herausstellt, dass zeitnahe Kontrollen exaktere Risiko-

einschätzungen ermöglichen.  
306  Bundesministerium der Finanzen 2002, S. 59. 
307  Generell werden bei der Clusterbildung anhand von beschreibenden Daten Gruppen von 

Elementen, beispielsweise Personen, gebildet, die sich bezüglich bestimmter Charakteristika 
ähnlich sind, Stiemerling 2015, S. 764. 

308  Martini 2017, S. 1017 m w. N. (Fußnote 2, ähnlich Beetz 2019, S. 12; Güting/Dieker 2018, S. 
33; Gesellschaft für Informatik e. V. 2018, S. 17; Hoffmann-Riem 2017, S. 2 f.; Reich-
wald/Pfisterer 2016, S. 209 und bereits Fiedler 1966, S. 692. 

309  Pieper 2018, S. 13; Hoeren/Niehoff 2018, S. 49; Güting/Dieker 2018, S. 33. Bereits Fiedler 1970, 
S. 434 betonte, dass Algorithmen schematische Arbeitsverfahren sind, deren einzige Anwen-
dungsvoraussetzung die vollständige Aufgliederung und Präzisierung der entsprechenden 
Zusammenhänge darstellt. 

310  Zur Begriffsdefinition im juristischen Kontext anschaulich Ernst 2017, S. 1026 f. 
311  von Rimscha 2017, S. 4; Güting/Dieker 2018, S. 5 Zur Abgrenzung zwischen Algorithmen und 

Programmen prägnant Guckelberger 2019, S. 365 f. 
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auf die einzugebenden Daten (Input) und/oder auf den möglichen Entschei-
dungsinhalt (Output) beziehen.312 Die Programmierung erfordert eine inte-
grative Zusammenarbeit zwischen IT-Experten und Juristen.313 Mithin han-
delt es sich hierbei nicht nur um einen rein technischen Vorgang.314 

Zur Modellierung von Risikomanagementsystemen lassen sich allgemein 
theoriegeleitete und selbstlernende Ansätze unterscheiden.315 Die Finanz-
verwaltung publiziert keine Informationen, welcher Ansatz dem Grunde 
nach Anwendung findet. Folglich kann insbesondere die Frage, ob es sich 
um selbstlernende Ansätze handeln darf oder muss,316 nicht mit Gewissheit 
beantwortet werden.317 Den in geringer Zahl vorhandenen Informationen 
nach scheinen die diesbezüglichen Erfahrungen eher im Bereich der Umsatz-
steuer zu liegen.318 Entsprechend initiierte Projekte sind in der Vergangenheit 
gescheitert.319 Mithin wird für die weitere Untersuchung davon ausgegan-
gen, dass der Einsatz selbstlernender Ansätze für die Ertragsbesteuerung 
gegenwärtig eher unwahrscheinlich ist320 und den Risikomanagement-
systemen vorrangig der theoriegeleitete Ansatz zugrunde liegt.321 

2.3.3 Theoriegeleitete Risikomanagementsysteme 

2.3.3.1 Menschliche Modellierung 

Der statistische Ansatz ist theoriegeleitet. Dementsprechend liegen diesem 
A-priori-Annahmen über Wirkzusammenhänge in einem Datensatz zu-
grunde.322 Auf Basis dieser von vornherein festgelegten menschlichen 
Modellierung ermitteln die algorithmenbasierten Entscheidungen lediglich 
Korrelationen und keine Kausalitäten.323 Entscheidungsspielräume bestehen 
in der Regel nicht, sodass automatisch ablaufende Reaktionen vorliegen.324 
Obgleich menschliche und automatische Entscheidungen dem Wenn-dann-
Schema folgen, besteht ein wesentlicher Unterschied dahingehend, dass bei 

 
312  Groß 2004, S. 410. 
313  Dazu näher Guckelberger 2019, S. 408 f. 
314  Groß 2004, S. 410. In diese Richtung auch Seckelmann 2020, S. 164, die die Zerlegung des 

juristischen Prozesses in einzelne Arbeitsschritte als nicht trivial bezeichnet. 
315  Im allgemeinen Kontext der Rechtsautomation differenziert von Bünau 2018, S. 50 zwischen 

expliziter und impliziter datengetriebener Programmierung. Krug 2020, S. 74; Grupp 2018, S. 
261 unterscheiden zwischen einem deduktiven und einem induktiven Ansatz. 

316  Martini/Nink 2017, S. 9. 
317  Zu den Transparenzanforderungen algorithmenbasierter Verfahren bei vollautomatischer 

Fallbearbeitung Schmidt 2021, S. 134 - 138. 
318  Anhaltspunkte finden sich beispielsweise bei Eibensteiner/Trost 2018, S. 101. 
319  Nach einer Anfrage von Maier 2017, S. 616 aus dem Jahr 2016 wurden der die 

umsatzsteuerlichen neuronalen Versuchsprogramme NEPTUN und NEPOMUK eingestellt. 
320  Gleiches gilt für das Risikomanagement der Umsatzsteuervoranmeldungen. Dazu eingehend 

Breuer 2018, S. 308. 
321  Ähnlich Mellinghoff 2020, S. 167; Maier 2017, S. 615. 
322  Chaos Computer Club 2016, S. 5. 
323  Ernst 2017, S. 1028; Martini/Nink 2017, S. 9; Martini 2017, S. 1018. 
324  Hill 2015, S. 273. 
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Ersteren eine Einordnung der Tatbestandsmerkmale und eine Subsumtion 
erfolgen.325 Diese Entscheidungen basieren daher auf einer gesetzlichen 
Grundentscheidung; Algorithmen hingegen auf entsprechender Program-
mierung.326  

2.3.3.2 Digitalisierung des Rechts und deren Grenzen 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass materielle Rechts-
sätze, insbesondere solche des (Einkommen-)Steuerrechts,327 digitalisierbar 
sind,328 da Rechtsvorschriften in menschlicher Sprache abgefasste Hand-
lungsanweisungen, das heißt Algorithmen, sind329 und sich die Com-
puterprogramme gerade solcher bedienen.330 Hierfür ist die Formalisierung 
von Gesetzen ist notwendig.331 Zwischen den Rechtsnormen und deren for-
maler Repräsentation muss eine Beziehung hergestellt werden, die idealer-
weise eineindeutig ist. Mithin wäre ein Isomorphismus zwischen den, in 
natürlicher Sprache formulierten, Normen des Rechtstexts und deren 
Berücksichtigung im Modell wünschenswert.332 Zu beachten ist das Span-
nungsverhältnis, in dem das algorithmisch gesteuerte Vorgehen und die Ent-
scheidungskomplexität zueinander stehen: Eine automatisierte Ent-

 
325  Hill 2015, S. 273 f.; zum Subsumtionsvorgang in diesem Kontext ausführlich Buchholtz 2017, 

S. 956 f. und Kotsoglou 2014, S. 452 - 454.  
326  Hill 2015, S. 274. Ähnlich Guckelberger 2019, S. 264 (Fußnote 167); Staake 2018, S. 421, die 

in diesem Kontext den Begriff des Subsumtionsautomaten ablehnen. Anzinger 2019, S. 36 
konstatiert, dass solche Automaten gegenwärtig nicht existieren und regelbasierte Systeme 
mittels Programmierung die Rechtsfindung lediglich nachbilden. In diese Richtung auch 
Guckelberger 2019, S. 385 und bereits Kreuzer 1968, S. 139. 

327  Nach Kirchhof 2018, S. 362 ist das Einkommensteuerrecht unter anderem aufgrund der 
zahlreichen gleichartigen Fälle zur Digitalisierung geradezu prädestiniert. So auch Hey 2018, 
S. 499 und ähnlich Mellinghoff 2020, S. 177; Herold 2020, S. 182; Waldhoff 2019, S. 68; Kube 
2019, S. 357; von Graevenitz 2018, S. 239 f., die das Steuerrecht für eine weitgehende 
Digitalisierung des Vollzugs als geeignet erachten. In diese Richtung auch Wachter 2017, S. 
97, nach dessen Ansicht für Steuern des Massenverfahrens auf eine starre Automatisierung 
vertraut werden kann. Bereits Fiedler 1966, S. 693 qualifizierte Rechenautomaten als 
geeignete Hilfsmittel für die Steuerveranlagung. Ebenso frühzeitig führten Schmitt 1967, S. 
2083 und Simitis 1966, S. 12 und 26 das Steuerrecht als ein Beispiel an, das aufgrund seiner 
gleichförmigen Massenarbeiten einer Automation beziehungsweise wegen seiner Unifor-
mität einer schematisierten Rechtsanwendung zugänglich ist. Gleichwohl sei diese nach 
Ansicht des Letzteren auf die Berechnung der Steuerschuld zu beschränken. 

328  Guckelberger 2019, S. 23. Schweighofer 2015, Rdnr. 18 weist zutreffend daraufhin, dass die 
beste Rechtslogik insoweit keinen Nutzen stiftet, wenn diese nicht mittels logischer 
Programmierung umgesetzt werden kann. 

329  Hoffmann-Riem 2017, S. 29 weist jedoch zutreffend darauf hin, dass die auf die Entwicklung 
der Algorithmen einwirkenden Faktoren nicht rechtsgeprägt sein müssen. 

330  Ahrendt 2017, S. 539 f. Anderer Ansicht sind Enders 2018, S. 725; Buchholtz 2017, S. 958; 
Kotsoglou 2014, S. 456 und Kohlbach 2000, S. 185, für die der Subsumtionsvorgang nicht 
automatisierbar ist. Ähnlich kritisch Lachmayer 2012, Rdnr. 8, für den die Gesetzessprache 
keine künstliche, digitalisierte, auf eindeutigen Zeichen beruhende, sondern eine lebende 
Sprache ist. Drüen 2013, S. 271 sieht aufgrund von binären Codierungen zumindest die 
Gefahr der Verkürzung von Rechtsnormen. 

331  Scharf 2014, Rdnr. 3. 
332  Scharf 2015, S. 119; Scharf 2014, Rdnr. 34. 
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scheidungsfindung wird umso diffiziler, gegebenenfalls sogar unmöglich,333 
je komplexer die zu treffende Entscheidung ist.334 Die automatisierte Vor-
gehensweise kann daher mechanische,335 nicht aber wägende Subsum-
tionen leisten. In der Folge können nach dem gegenwärtigen Stand der 
Technik336 nicht alle juristischen Fragen befriedigend beantwortet werden.337 
So stoßen die Algorithmen bei der Prüfung des Steuertatbestandes, das 
heißt der eigentlichen Subsumtion,338 an ihre Grenzen.339 Einen besonders 
neuralgischen Punkt stellen dabei seit jeher die unbestimmten Rechts-
begriffe dar,340 sodass im Schrifttum verschiedenartige Lösungsansätze 
vorgeschlagen wurden.341 Die Grenzen werden umso deutlicher, je weiter die 
Steuererklärung vom Standard, beispielsweise aufgrund des Vorliegens 

 
333  Nach Ansicht von Pavčnik/Lachmayer 2014, Rdnr. 14 existiert kein Gesetz, das so perfekt ist, 

dass es einer ausschließlich mechanischen Anwendung zugänglich ist. Klug 1982, S. 191 
führt als konkrete Beispiele der individuellen und nicht automatisierten Fallbearbeitung die 
steuergesetzlichen Härtefallregelungen an.  

334  Siegel 2014, S. 258; ähnlich Mellinghoff 2019, S. 290 f.; Kirchhof 2018, S. 364; Hähn-
chen/Bommel 2018, S. 337; Traunmüller 2003, S. 84. 

335  Nach Klug 1982, S. 180 stellt die Anfertigung von Steuerbescheiden eine mechanische 
Gesetzesanwendung dar. Fiedler 1999, S. 179 spricht in diesem Kontext von automatisierten 
Routineentscheidungen. 

336  Nach Martini/Nink 2018, S. 1133 ist es zukünftig zumindest vorstellbar, dass eine juristisch 
zutreffende Abwägungsentscheidung simuliert werden kann. In diese Richtung auch Beck 
2019, S. 649; Drüen 2019, S. 214 f. und Michael 2019, S. 572, die Entwicklungspotenziale für 
die Ausfüllung von Ermessensspielräumen sehen. Scharf 2015, S. 69 f. und Schweighofer 
2015, Rdnr. 48 erachten für die gegenwärtige Übergangszeit die Kooperation von Maschinen 
und Menschen als unausweichlich. 

337  Dazu anschaulich mit diversen Beispielen Mellinghoff 2019, S. 308; Engel 2014, S. 1097 f.; 
ähnlich Reimer 2019, S. 110; Burr 2018, S. 478; Martini/Nink 2018, S. 1130; Herold 2018, S. 
460. Wagner 2018, S. 32 und Wischmeyer 2018, S. 40 f. gehen davon aus, dass nach dem 
aktuellen Stand der Technik lediglich einfache Subsumtionen möglich sind. Anderer Ansicht 
ist Kotsoglou 2014, S. 1101 f., der eine solche Differenzierung ablehnt. 

338  Eine digitale Subsumtion des Einkommensteuergesetzes findet nach Kirchhof 2018, S. 378 
bisher nicht statt. Ähnlich Tipke/Kruse/Krumm, AO/FGO, § 370 AO Rz. 51, der hervorhebt, 
dass Computer nicht subsumieren können. 

339  Kirchhof 2017, S. 65; Ahrendt 2017, S. 539 f.; Drüen 2013, S. 271. Anschauliche Beispiele 
finden sich bei Ahrendt 2015, S. 52 und Haunhorst 2010, S. 2108. 

340  So differenzierte Polomski 1993, S. 55 - 58 dahingehend bereits vor geraumer Zeit zwischen 
bestimmten und unbestimmten Rechtsbegriffen, wobei vor allem Erstere automationsgeeig-
net seien. Dagegen entziehen sich nach Anzinger 2019, S. 33 weder Letztere noch Ermessens-
normen einer Algorithmisierung; anderer Ansicht sind Herold 2020, S. 184; Scholz 1980, 
S. 60 f. 

341  Schwierigkeiten bei der Bearbeitung unbestimmter Rechtsbegriffe könnte die Fuzzy-Logik 
lösen. Zu deren Anwendungspotenzial eingehend Krimphove/Niehaus 2018, S. 251 - 253; zu 
den Grenzen des Modells näher Scharf 2015, S. 68 f. Ein alternativer Lösungsansatz findet 
sich bei Scharf 2014, Rdnr. 39. Ein solchen erarbeitet auch Guckelberger 2019, S. 388, die für 
neue Rechtsvorschriften, die unbestimmte Rechtsbegriffe enthalten, zunächst einen per-
sonellen Vollzug empfiehlt, um erste Erfahrungen zu sammeln. So könne ein Aufschub bis 
zur technischen Umsetzung vermieden werden. 
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mehrerer Einkunftsarten342 oder von der Rechtsprechung entwickelter 
Rechtsfiguren, abweicht.343 

2.3.3.3 Adäquate Schlüssigkeitsprüfung und Risikobewertung 

Allerdings ist diese Problematik für die von der Finanzverwaltung vorgenom-
mene Risikobewertung vor allem im Vergleich zu anderen Rechtsgebieten 
etwas zu relativieren. So sind beispielsweise die Prüfung und Abwägung 
verfassungsrechtlicher Normen im Allgemeinen344 und grundrechtlicher Fra-
gen im Speziellen345 kaum programmierbar. Gleiches gilt für die richterliche 
Rechtsanwendung. Richter wirken schöpferisch an der Konkretisierung und 
Fortbildung des Rechts mit.346 Der Rechtsprechung liegt ein Akt des bewer-
tenden Erkennens zugrunde, sodass stets – in mehr oder weniger großem 
Umfang – eigene Wertungen des Rechtsanwenders einfließen.347 Zudem ist 
der richterlichen Rechtsfindung ein kreativer Charakter immanent.348 Daher 
liegt in der Regel keine rein mechanische Tätigkeit vor, die sich durch einen 
Algorithmus abbilden ließe. Dies verdeutlicht, dass Richter keine Subsum-
tionsautomaten sind.349 

Mithin stehen die vorstehenden skizzierten Aspekte einer Prüfung der mate-
riellen Steuerrechtssätze mittels Algorithmen nicht entgegen.350 Dieser Be-
fund ist zum einen damit zu erklären, dass auch unproblematisch bestimm-
bare Parameter, beispielsweise (Kennzahlen-)Veränderungen gegenüber 
vergangenen Veranlagungszeiträumen oder das bisherige (Fehl-)Verhalten 
des Steuerpflichtigen, das steuerliche Fallrisiko beeinflussen. Zum anderen 
können insbesondere die zahlreichen Typisierungen, Vereinfachungs-
befreiungen oder widerlegbaren Vermutungen in digitalisierten Maßstäben 
verallgemeinernd gefasst werden.351 Daher sind die zu konstatierenden Pro-
bleme bei der feineren technischen Umsetzung der juristischen Methodik, 
vor allem in Bezug auf die Auslegung,352 weniger gravierend.353 Unter 

 
342  Nach Hummel 2020, S. 62 (Fußnote 11) ist die Risikokontrolle der Einkünfte aus selbständiger 

Tätigkeit gegenwärtig defizitär. 
343  Nach Richter/Welling 2015, S. 1015 können lediglich simple Routineveranlagungen 

vollständig automatisiert durchgeführt werden; ähnlich Kirchhof 2018, S. 108, der das 
Steuerrecht gegenwärtig als zu kompliziert erachtet, um dem Grunde nach automatisch 
vollzogen zu werden.  

344  Herold 2020, S. 185. 
345  Engel 2014, S. 1100. 
346  Hermanns 2018, S. 1953; in diese Richtung auch Martini/Nink 2018, S. 1136. Zur 

Rechtsfortbildung im Steuerrecht ausführlich Musil 2018, S. 165 - 169. 
347  Hermanns 2018, S. 1953; ähnlich Martini/Nink 2018, S. 1136. 
348  Musil 2018, S. 157. 
349  Hermanns 2018, S. 1953. 
350  So auch Guckelberger 2019, S. 383 f., die algorithmenbasierte Innovationspotenziale 

insbesondere bei standardisierten und medienbruchfreien Massenverfahren sieht. 
351  Kirchhof 2018, S. 501. 
352  Dazu näher Funk/Raabe/Wacker 2012, S. 65 f. 
353  Baumann/Wacker 2012, S. 430 f. sehen in deren Lösung Ansatzpunkte für weitergehende 

Forschung. 
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Berücksichtigung des komplexen materiellen Steuerrechts354 ist daher in der 
Gesamtbetrachtung eine zirkumstanzielle adäquate Schlüssigkeitsprüfung 
und Risikobewertung durch die Risikomanagementsysteme gegeben.355 

2.3.4 Selbstlernende Risikomanagementsysteme 

Selbstlernende Ansätze bezwecken die automatisierte Erstellung von analy-
tischen Modellen und kommen ohne jegliche Modellannahme oder A-priori-
Hypothese aus.356 Sie werden auch als lernende Algorithmen357 oder lern-
fähige Systeme358 bezeichnet. Zudem finden die Termini der künstlichen 
Intelligenz359 und weitergehend differenziert die enge künstliche Intelligenz, 
die universelle künstliche Intelligenz und die künstliche Super-Intelligenz 
Verwendung.360 Bei der engen künstlichen Intelligenz werden Systeme für 
spezifische Probleme entwickelt, deren Lösung in der Regel einen bestimm-
ten Umfang und eine gewisse Form von Intelligenz voraussetzt.361 Ein 
charakteristisches Beispiel ist die Überprüfung von Steuererklärungen.362 Die 
selbstlernenden Ansätze sind in der Regel durch eine exaktere Vorhersage 
gekennzeichnet und somit bezüglich der Reliabilität und Flexibilität den 
theoriegeleiteten Modellen überlegen. Dieser Vorteil basiert jedoch auf einer 
hohen Modellkomplexität.363  

2.3.5 Profiling 

Ebenso kann die Frage, inwieweit die Finanzverwaltung im Rahmen des 
Risikomanagements Profiling betreiben, nicht abschließend beantwortet 
werden. Gemäß Art. 4 Nr. 4 DSGVO beinhaltet Profiling jede Art der auto-
matisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin besteht, dass 
diese verwendet werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf 
eine natürliche Person beziehen, zu bewerten. Für Steuervollzugszwecke 
dient dieser Vorgang der Analyse und/oder Vorhersage der Arbeitsleistung, 
der wirtschaftlichen Lage sowie der Zuverlässigkeit des Steuerpflichtigen.364 

 
354  Dazu näher Schmidt 2021, S. 104 - 106. 
355  Anderer Ansicht ist Thiemann 2018, S. 308, der hervorhebt, dass die fehlende personelle 

Prüfung nicht durch eine computerisierte Vorprüfung ersetzt werde könne. Zudem sollen 
maschinelle Risikofiltersysteme rechtliche Schlüssigkeitsprüfungen nicht leisten können. 

356  Chaos Computer Club 2016, S. 5; Kirn/Müller-Hengstenberg 2014, S. 226. 
357  Gesellschaft für Informatik e. V. 2018, S. 17; Guckelberger 2019, S. 484. 
358  Martini 2017, S. 1018. 
359  Ernst 2017, S. 1027. Die Hochrangige Expertengruppe für künstliche Intelligenz 2018, S. 6 

legt bei ihrer Definition der künstlichen Intelligenz explizit KI-Systeme zugrunde. Zu 
semantischen Unschärfen bei der Verwendung des Terminus der künstlichen Intelligenz 
ausführlich Herberger 2018, S. 2825 - 2827. Zur KI-Entwicklung Hinerasky/Kurschildgen 2016, 
S. 37 f. und ausführlicher Wischmeyer 2018, S. 9 - 15.  

360  Fettke 2018, S. 465 f. 
361  Wagner 2020, S. 61; Hochrangige Expertengruppe für künstliche Intelligenz 2018, S. 5. 
362  Fettke 2018, S. 465.  
363  Chaos Computer Club 2016, S. 5 f. 
364  Ehrke-Rabel 2019, S. 47. 
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In der Literatur wird unter Rückgriff auf die in § 88 Abs. 5 Satz 1 AO enthal-
tene Legaldefinition der Risikomanagementsysteme mitunter vermutet, 
dass deren Verwendung ein Profiling impliziert.365 An anderer Stelle wird, 
basierend auf der Annahme, dass Risikomanagementsysteme keine perso-
nenbezogenen Daten verarbeiten,366 diese Frage ausdrücklich offenge-
lassen.367 Dass solche Systeme den vorhandenen Datenbestand verhaltens-
basiert analysieren und versuchen, das (zukünftige) Verhalten des Steuer-
pflichtigen zu prognostizieren, erscheint nicht abwegig.368 Demgegenüber 
gibt es nach BMF-Angaben gegenwärtig keine Bestrebungen, die Daten der 
Steuerpflichtigen für ein ausgeweitetes Profiling zu nutzen.369  

3 Resümee und Ausblick 

Im Zuge der vorstehenden Untersuchung wurde deutlich, dass das Risiko-
management neben der kooperativen, serviceorientierten Ausrichtung die 
zweite Säule der Tax-Compliance-Vollzugsstrategie darstellt und als ein 
Prozess mit der Abfolge Risikoidentifikation und -analyse, -bewertung, -be-
wältigung sowie -evaluation charakterisiert werden kann. Eine gesetzliche 
Legaldefinition der Risikomanagementsysteme findet sich in § 88 Abs. 5 
Satz 1 AO, wonach diese als automationsgestützte Systeme zur Beurteilung 
der Notwendigkeit weiterer Ermittlungen und Prüfungen, insbesondere zum 
Zwecke einer gleichmäßigen und gesetzmäßigen Steuerfestsetzung, einge-
setzt werden können. 

Weiterhin ist hervorzuheben, dass das steuerliche Risiko ungeachtet der 
gewichtigen Bedeutung nicht gesetzlich erwähnt oder definiert ist. Im Sinne 
einer weit gefassten Definition kann dieses als Gefahr einer nicht zutref-
fenden Steuerfestsetzung zum Nachteil der Finanzverwaltung oder des 
Steuerpflichtigen oder als jegliches normabweichende Verhalten der Steuer-
pflichtigen bezeichnet werden. Zur näheren Identifikation und Analyse ist 
hinsichtlich der Parameter und damit einhergehend der steuerlichen Risiken 
zwischen einer objektiven und subjektiven Komponente zu differenzieren.  

Erstere umfasst alle Risiken, die sich aus dem konkreten Steuerfall ergeben 
und fiskalische, das heißt unmittelbar quantitative, Auswirkungen nach sich 
ziehen und den Steuerausfall widerspiegeln. Diesen beeinflussen beispiels-
weise Umsätze, verschiedene Einkünfte, erstmalig auftretende Tatsachen 

 
365  Ehrke-Rabel 2019, S. 54 f. In diese Richtung auch Kaeser 2019, S. 150, der von einem solchen 

aufgrund der Risikoprofilerstellung ausgeht. 
366  Dieser Argumentation kann nicht gefolgt werden, da gesammelte Daten durchaus die 

Grundlage für ein automationsgestütztes Risikomanagementsystem darstellen können. 
Hierzu näher Schmidt 2021, S. 83 - 88. 

367  Schwarz/Pahlke/Volquardsen, AO/FGO, Erstkommentierung, DSGVO 2018, § 29c AO Rz. 6. 
368  Ein solches Vorgehen fordert Krumm 2017, S. 2191. 
369  Richter/Welling 2019, S. 68. 
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oder Schwerpunktprüfungen. Der subjektive Teil berücksichtigt insbeson-
dere die steuermoralische Grundeinstellung, das bisherige Verhalten und 
die Bereitschaft zur Erfüllung von steuerlichen Verpflichtungen des einzel-
nen Steuerpflichtigen. Dieser Teil des Risikos wird auch als Steuer-Vita oder 
Compliance-Faktor bezeichnet. Darüber hinaus kann die Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten Gruppe von Steuerfällen das Risiko des Einzelnen beein-
flussen.  

Die Einteilung der Steuerfälle im Rahmen der Risikobewertung ist wie folgt 
ausgestaltet: Aufgrund der Wertung der Risiken der Steuerpflichtigen wer-
den diese von den Algorithmen in verschiedene Risikoklassen beziehungs-
weise -gruppen eingeteilt, sodass die Prüfungskapazitäten im Rahmen der 
Risikobewältigung gewichtet verteilt werden können. Im Kontext dieses Bei-
trags sind ausschließlich Inputs verarbeitende und Outputs erzeugende 
Algorithmen angesprochen, die in ein Verfahren der automatisierten Ent-
scheidungsfindung und digitaler Informationstechnologien eingebunden 
sind. Bei deren Programmierung erfolgt eine Selektion von Entscheidungs-
möglichkeiten, die eine integrative Zusammenarbeit zwischen IT-Experten 
und Juristen erfordert und nicht nur um einen rein technischen Vorgang dar-
stellt. Risikomanagementsysteme können mittels theoriegeleiteter und/oder 
selbstlernender Algorithmen modelliert werden. Mangels publizierter Infor-
mationen der Finanzverwaltung kann insbesondere die Frage, ob hierbei 
selbstlernende Ansätze zum Einsatz kommen dürfen oder müssen, nicht mit 
Gewissheit beantwortet werden.  

Der theoriegeleiteten Vorgehensweise liegen A-priori-Annahmen über Wirk-
zusammenhänge in einem Datensatz zugrunde. Im Kontext der Digitalisie-
rung materieller Rechtssätze ist das Spannungsverhältnis zu beachten, in 
dem dieses algorithmisch gesteuerte Vorgehen und die Entscheidungskom-
plexität zueinander stehen. Denn eine automatisierte Entscheidungsfindung 
wird umso diffiziler, gegebenenfalls sogar unmöglich, je komplexer die zu 
treffende Entscheidung ist. Mithin stoßen die Algorithmen bei der Prüfung 
des Steuertatbestandes, das heißt der eigentlichen Subsumtion, an ihre 
Grenzen. Da die zu konstatierenden Probleme bei der feineren technischen 
Umsetzung der juristischen Methodik, vor allem im Vergleich zu anderen 
Rechtsgebieten, weniger gravierend sind, steht dieser Befund einer adä-
quaten Schlüssigkeitsprüfung und Risikobewertung durch die Risiko-
managementsysteme nicht entgegen. 

Selbstlernende Ansätze bezwecken die automatisierte Erstellung von analy-
tischen Modellen, die ohne jegliche Modellannahme oder A-priori-Annahme 
auskommen. Diese sind bezüglich der Reliabilität und Flexibilität den 
theoriegeleiteten Modellen überlegen, basieren jedoch auf einer hohen 
Modellkomplexität. Inwieweit die Finanzverwaltung im Rahmen des Risiko-
managements Profiling betreiben, kann nicht abschließend beantwortet 
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werden. Diametral zur im Schrifttum geäußerten Vermutung und teils erho-
benen Forderung, dass dieses stattfinden soll, steht die Information des 
BMF, nach der keine entsprechenden Bestrebungen existieren. 

Anhand der vorstehenden Erläuterungen wurde deutlich, dass die Risiko-
managementsysteme die eigentliche personelle Fallbearbeitung nicht voll-
ständig ersetzen können, sondern durch eine risikoorientierte Steuerung zu 
deren Optimierung beitragen sollen. Insgesamt ist daher zu konstatieren, 
dass die Systeme lediglich ein, wenn auch gewichtiges Hilfsmittel zur steuer-
lichen Fallauswahl und -bearbeitung darstellen. Problematisch ist daher 
nicht ihre grundsätzliche Nutzung, sondern die Gewährleistung der Funk-
tionsfähigkeit. Es gilt die sich aus dem EDV-Einsatz ergebenden Chancen 
bestmöglich zu nutzen und zugleich die damit einhergehenden Risiken 
auszumachen und zu beherrschen. Insbesondere geht mit der elektroni-
schen Datenverarbeitung die stetige Herausforderung an das Recht einher, 
eine Sprache zu finden, die sowohl der juristischen als auch der technischen 
Ebene gerecht wird. 

Bei fortschreitender Digitalisierung und entsprechender technischer Weiter-
entwicklung könnten die Systeme dahingehend effektuiert werden, dass die 
Bewertung der Daten an sich sowie auch ihrer Zusammenhänge und 
Wechselwirkungen auf selbstlernenden Algorithmen basiert. Letztere bieten 
die technische Basis, um beispielsweise in Rechtsnormen vorhandene 
Ermessensspielräume auszufüllen und solche Entscheidungen vollautoma-
tisiert abzuwickeln.370 Mit deren Implementierung sind qualitative und nicht 
mehr nur rein quantitative Risikomanagementsysteme denkbar.371 Daher 
sollte deren Berücksichtigung von der Finanzverwaltung ernsthaft in 
Erwägung gezogen werden.372 Die weitere Entwicklung auf diesem Gebiet ist 
aufmerksam und zugleich kritisch zu verfolgen. 
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Kann UX-Research im Hinblick auf den 
Public Value-Ansatz einen Mehrwert für 
Services der öffentlichen Verwaltung 

leisten? 
 

Christian Schachtner und Tabea Hein  

 

1 Ausgangslage 

Seit Beginn der Corona-Krise ist eine gesteigerte Bereitschaft zur Nutzung 
von Online-Verwaltungsdienstleistungen zu beobachten. Auf Basis einer 
repräsentativen Telefonbefragung von 1.003 Personen über 16 Jahren in 
Deutschland hat der Digitalverband BITKOM im Oktober 2020 eine Studie 
erstellt. Demnach haben insgesamt 44 Prozent der Befragten Verwaltungs-
dienstleistungen digital in Anspruch genommen. Die häufigsten Regellei-
stungen wurden im Personenstands- beziehungsweise Meldewesen in An-
spruch genommen. Allerdings waren nur 35 Prozent der Bürger mit den Ser-
vices zufrieden. 56 Prozent sahen einen dringenden Nachholbedarf bei der 
Digitalisierung. BITKOM-Hauptgeschäftsführer Dr. Bernhard Rohleder kon-
statierte nach den Studienergebnissen: „Die Mehrheit ist unzufrieden mit 
den Online-Dienstleistungen der Verwaltung. Es braucht mehr und nutzer-
freundlichere Angebote, um die Zufriedenheit der Bürger zu erhöhen und 
die Effizienz der Verwaltung zu steigern. Das Onlinezugangsgesetz zur 
Digitalisierung von 575 Verwaltungsdienstleistungen muss zügig umgesetzt 
werden und die Nutzerorientierung sollte im Mittelpunkt stehen.“ 373 

Online-Dienste spielten lange Zeit keine spürbare Rolle in der Service-
erbringung. Der Transformationsdruck auf die öffentlichen Verwaltungen 
wächst jedoch. Nicht zuletzt aufgrund des Pandemiegeschehens kann eine 
zunehmende Affinität der Gesamtbevölkerung zum virtuellen Raum und 
dessen Möglichkeiten unterstellt werden. Bürger*innen wünschen nicht nur 
24/7 verfügbare, medienbruchfreie Services, sondern auch einfach bedien-
bare und barrierefreie Angebote. Die Realitäten des öffentlichen Sektors 
bleiben in Bezug auf benutzerfreundliche End-to-End-Prozesse jedoch häufig 
noch weit hinter dem privaten Sektor zurück.  

 
373 Pauly / Danneberg 2020. 
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2 Forschungsfragen und Ausrichtung der Analyse 

Aufgrund der verzögerten Adoptionsgeschwindigkeit gilt es eine Priorisie-
rung der technischen Möglichkeiten vorzunehmen und digitalisierte Ange-
botsabläufe zu definieren. Dabei ist eine gelungene Integration künftiger 
digitaler Services in parallel angebotene analoge Dienstleistungen von 
wesentlicher Bedeutung.  

Die Funktionalität, Nützlichkeit und Ästhetik von Websites, Software und ein-
gebetteten Systemen kann, wie andere Branchen zeigen, durch User Expe-
rience-Design (UX-Design) verbessert. Dadurch kann die Nutzererfahrung 
beziehungsweise das digitale Nutzererlebnis erhöht werden. Emotionale 
und verhaltensbezogene Faktoren der Benutzererfahrung sind aber nicht nur 
Teil der Mensch-Computer-Interaktion, sondern reichen von der analogen, 
formularbasierten Interaktion über die gesamte Servicebreite der öffent-
lichen Verwaltung bis hin zu mobilen, jederzeit und überall nutzbaren 
Anwendungen (zum Beispiel Chatbots) - sowohl aus Sicht der Bürger*innen 
als auch der Verwaltungsmitarbeiter*innen.  

Die Fragestellungen dieser Untersuchung zielen demnach darauf ab, inwie-
fern dem Entwurfsprozess von Serviceleistungen, dessen Ergebnis und 
nachfolgende Verbesserungen durch UX-Research Sinn und Erkenntnisse 
hinzugefügt werden können, die ausgehend vom Public-Value-Ansatz rele-
vant sind und diesem einen entsprechenden Mehrwert zufügen können.  

3 Theoretisches Fundament  

3.1 Usability und UX im Kontext der Verwaltungsorganisation 

Zunächst ist ein Verständnis und eine Annäherung an das eingegrenzte 
Themenspektrum durch Definition der relevanten Begrifflichkeit zu schaffen. 

Usability beschreibt die Nutzerfreundlichkeit bei der Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen und Services. Gemäß DIN EN ISO 9241-11 von 2018 lässt 
sich Usability als „Ausmaß, in dem ein System, ein Produkt oder eine Dienst-
leistung durch bestimmte Benutzer in einem bestimmten Nutzungskontext 
genutzt werden kann, um bestimmte Ziele effektiv, effizient und zufrieden-
stellend zu erreichen.“ Im Sinne der Erhebung wird der Fokus des Nutzungs-
verhaltens im Hinblick auf den Nutzerkontext besonders hoch gewichtet, da 
Lösungen für gesellschaftliche Probleme und Akzeptanz von insb. digitalen 
Services eine effektive und effiziente Datenerhebung und -verarbeitung an-
streben müssen. 
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Des Weiteren ist von diesem Ziel der Usability auch ein Nutzungserlebnis 
notwendig, um dauerhaft einen Eindruck beim Kunden zu schaffen. Dieses 
psychologische Phänomen beschreibt der Begriff „User Experience“, 
welcher in der seit 2011 gültigen DIN EN ISO 9241-210, zuletzt angepasst 
2020, als „Wahrnehmungen und Reaktionen einer Person, die aus der 
tatsächlichen und/oder erwarteten Benutzung eines Produkts, eines Systems 
oder einer Dienstleistung resultieren“. 

Zusätzlich zur Nutzerfreundlichkeit von Angeboten soll dementsprechend 
ein positives Nutzungserleben geschaffen werden, dass psychologische 
Bedürfnisse bedient und nachhaltig einen Eindruck durch entsprechende 
Merkanker entstehen lässt. 

Eine geeignete Methode zur Bestimmung der Bedürfniserfüllung ist das im 
Rahmen der "Psychoevolutionären Emotionstheorie" von Robert Plutchik 
entwickelte „Rad der Emotionen“.374 Anzustreben erscheinen mit digitalen 
Bürgerserviceangeboten in diesem Instrument die Ausprägungen „klar“ mit 
den Facetten „aufmerksam“ und „neugierig“ beziehungsweise die Ausprä-
gung „bewundernd“ mit den Facetten „vertrauend“ und „akzeptierend“. Im 
Dialog soll hierdurch eine Feststellung der Zufriedenheit mit einem Produkt 
oder die Anerkennung einer Serviceleistung eingeordnet werden. Dies ist 
auch im Bereich der Zufriedenheit mit Antragsformularen oder aufsicht-
lichen Verfahren in der Erfüllung des öffentlichen Auftrags von Belang.  

Verwaltungsorganisation dient dabei der effektiven (die richtigen Aufga-
ben?) und effizienten (die Aufgaben richtig angehen?) sowie kunden-
/bürgerorientierten (umfassende, kontextbezogene Beratung) nicht nur 
serviceorientierten (korrekte, auf direkte Nachfrage erteilte Auskunft) Er-
füllung öffentlicher Aufgaben unter dem Aspekt des Dienstleistungs-
charakters. Im Unterschied zu unternehmerischem Denken der 
Privatwirtschaft bestehen folgende Unterschiede: 

| Bedarfsziele stehen im Vordergrund, das heißt es werden gemeinnützige 
Aufgaben und öffentliche Interessen wahrgenommen 

| Gewinnausschüttungsverbot, also stehen Rentabilitätsziele nicht im 
Vordergrund 

| Ausübung von Hoheitsgewalt, bedeutet ein Eingriff in die Rechte Dritter, 
der gesetzlich legitimiert ist. 

 
374  Vgl. Plutchik 1982. 
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3.2 Public Value-Ansatz 

Als Ansatz für den Transfer von UX-Design in den öffentlichen Sektor, ent-
sprechend den Fokuselementen des UX-Grundmodells nach DIN EN ISO 
9241-210 aus dem Jahr 2020, wird daher der Public Value-Ansatz gewählt 
und in ein eigenes Modell überführt.  

Zunächst soll der Public Value-Ansatz nach Meynhardt und Mentelmann375 
systematisch darstellt werden. Demnach werden Grundbedürfnisse, Wert-
dimensionen, Ermessenkriterien und schwerpunktmäßige Public Values 
unterschieden. Im ersten Szenario liegt die Grundorientierung auf Wirkung 
und Funktion des Staates. Die utilitaristischen Ziele werden über Wirtschaft-
lichkeits- und Sachgerechtigkeitsziele bewertet und eingeordnet. Daraus 
wird eine Sachlichkeit insbesondere in schwer greifbaren Gesellschafts-
zielen wie zum Beispiel Nachhaltigkeit konkretisiert. 

Eine andere Perspektive fokussiert ein positives Selbstbild als regelgebun-
dene Aufrechterhaltung des öffentlichen Raums. Moralisch-ethische Werte 
des Rechtsvollzugs zielen auf den Grundsatz der Rechtmäßigkeit und schaf-
fen dadurch den gesellschaftlichen Mehrwert der Chancengleichheit und 
weiterer Grundrechtsbeständigkeit. Eine weitere Dimension zielt auf ein 
politisch-administratives Verständnis zur unparteilichen Sicherung von 
zwischenmenschlichem Umgang zur Sicherung der Daseinsvorsorge. 
Schließlich ist ein Szenario der Verwaltungsarbeit auf die karitative und 
dienstleistungsorientierte Servicequalität gerichtet. Hedonistische Werte 
sollen auf Produktivität und Empathie den Bürgern gegenüber gerichtet sein 
und damit Qualitätsstandards in der Leistungserbringung etablieren. 

Das hieraus abgeleitete integrative UX-Modell zur Schaffung von Public 
Value besteht aus Elementen des UX-Grundmodells innerhalb der Struktur 
des Public-Value-Ansatzes und unterschiedet vier Wertedimensionen von 
Public Value. Die vier Perspektiven zur Bestimmung der Outcome-Wirkung 
von UX Research können dabei folgendermaßen zusammengestellt werden: 

| UX als Zielgruppenausrichtung für Value als Status und Identität von 
Personen 

o erhoben über den Fokusbereich Analyse aus dem UX-Grund-
modell mittels beispielhafter Methoden: Beobachtung, Tiefen-
interviews, Fokusgruppen, Online-Umfrage 

  

 
375  Meynhardt/Mentelmann 2008.  
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| UX als Verständnisbildung und Nachvollziehbarkeit für Value des 
zwischenmenschlichen Fokus 

o erhoben über den Fokusbereich Anforderungsdefinition aus dem 
UX-Grundmodell mittels beispielhafter Methoden: Nutzungs-
szenario, Storyboard, Personas, User Journey Map 

| UX als Bedarfserhebung für Value mit sachlich-gegenständlichem Fokus 

o erhoben über den Fokusbereich Konzeption und Design aus dem 
UX-Grundmodell mittels beispielhafter Methoden: Card Sorting, 
Wireframe, Experten-Review, Labor-Usability Test / A/B-Testing 

| UX als Standard für Value in Service- und Erfahrungsqualität in 
Fragebögen 

o erhoben über den Fokusbereich Evaluation aus dem UX-Grund-
modell mittels beispielhafter Methoden: Heuristische Evaluation, 
Feldtest, Eyetracking 

In welchem Verhältnis nun welche Dimension in konkrete Maßnahmen mit 
spürbaren Erfolgsaussichten umgesetzt werden kann, hängt von einem Ge-
flecht von Abhängigkeiten ab. Mithilfe der Methodik des vernetzten Denkens 
ist hier ein Netzwerk des Zusammenhangs erfolgskritischer Positionen ent-
sprechend der wirkenden Public Value-Dimension hilfreich. Diese wirken in 
unterschiedlichen Beziehungen stabilisierend (-) oder verstärkend (+). Die 
Distanz zwischen den Elementen zeigt dabei die zeitliche Verzögerung an, 
mit der Eingriffe in das System wirken:376 

 
376  Schachtner in Anlehnung an Gomez/Meynhardt 2014. 
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Abbildung 18: Netzwerk Public Value  

Mit Hilfe eines solchen Netzwerks kann die Entwicklung möglicher Umfeld-
szenarien von Digitalisierungsstrategien angegangen werden. 

Um zum Beispiel im Anwendungskontext digitaler Assistenten für die 
Antragstellung und zur durchgängigen Verarbeitung der Daten Lösungen zu 
modellieren, ist es wichtig, ausgewählte Grundprinzipien zur Gestaltung von 
Portalleistungen zu kennen, die nachfolgend überblicksartig vorgestellt 
werden: 

| Zugangsprinzip über Portale  

„Portale sind leicht bedienbare, sichere und personalisierbare Zugangs-
systeme über die Anwender mit Rücksicht auf ihre jeweiligen Zugriffs-
berechtigungen einen Zugang zu Informationen, Anwendungen, Prozessen 
und Personen erhalten, die auf den durch das Portal erschlossenen Syste-
men verfügbar sind.“377  

Beispiel: Portalverbund und Registermodernisierungsgesetz (RegMoG)  

| Once-Only-Prinzip 

 
377  von Lucke 2008, S. 112 f. 



197 
 

Bürger und Unternehmen sollen dem Staat erforderliche Angaben für die 
Bearbeitung des begehrten Verwaltungsakts nur einmal beibringen müssen. 

Beispiel: EfA-Leistungen, FITKO 

| Lebenslagenprinzip 

Das Lebenslagenprinzip steht im Zusammenhang mit Bürgern für die Aus-
richtung von E-Government-Angeboten auf Zielgruppen und auf deren 
besondere Anforderungen in bestimmten Momenten oder Phasen ihres 
Lebens. 

Beispiel: OZG, Digitalgesetze 

| Reifegradmodell 

Je höher der Reifegrad einer Verwaltungsleistung ist, desto vollumfäng-
licher beziehungsweise durchgehender digital lässt sich Antrag, Unterlagen 
und Genehmigungsdokumente transferieren. 

Beispiel: Reifegrad 3 meint, die Leistung kann einschließlich aller Nachweise 
vollständig digital abgewickelt werden. Der Bescheid wird digital zugestellt. 

Dieses Modell von UX-Design im Sinne des Public Value soll Grundlage 
einer empirischen Erhebung der Zielausrichtung von digitalen Servicever-
besserungen darstellen.  

4 Empirische Fundierung 

Zur Untersuchung des Forschungsgegenstandes wurde ein exploratives 
Design gewählt.  

Ein virtueller Workshop mit 12 Praktikern sollte ein Verständnis von digitalen 
Verwaltungsdienstleistungen und nutzerzentrierten Assistenzsystemen so-
wie deren Einsatzszenarien und Anwendungskontexte qualitativer Natur zei-
gen. Es wurden in der Nachbetrachtung mehrere Teilworkshops im Zeitraum 
von März bis Juli 2021 durchgeführt, da die Aufklärungsarbeit und Dar-
legung des ganzheitlichen strategisch-methodischen Settings die Zeit be-
nötigt hat. Das Sample dieses Pretests bestand aus Digitalisierungsverant-
wortlichen von Gebietskörperschaften mit über 150.000 Einwohnern bezie-
hungsweise externen Dienstleistern, die im Auftrag solcher aktiv sind. Laut 
eigener Einordnung liegen aus dem Teilnehmerkreis erhöhte Fachkompe-
tenzen in digitaler Transformation vor (Wert von 3,42 von 5,0). 
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Im Folgenden soll weiter leitfadengestützt eine Klärung und Abgrenzung der 
anzuwendenden Terminologie in Bezug auf die öffentliche Verwaltung mit 
einer kritischen Masse an Repräsentanten vorgenommen werden. Fach-
termini, so unter anderem die Differenzierung von Usability, Visual Design, 
UX- und Human-Centered Design sollen auf Bekanntheit und Anwendungs-
tiefe in Erfahrung gebracht werden.  

Im Anschluss sollen Hauptziele und Prioritäten von in Bezug auf UX im An-
wendungskontext relevanten Serviceleistungen in Erfahrung gebracht wer-
den. Diese werden mit den verschiedenen Untersuchungsmethoden der UX-
Research beziehungsweise des Designprozesses aus Sicht des Endnutzers 
erfragt, um so ein umfassendes Bild des Kenntnisstandes der befragten 
Praktiker zu erhalten.  

Auch die methodische Kompetenz über Usability Standards, zum Beispiel 
bei der Konzeptentwicklung, den softwareunterstützten Kreativitätstechni-
ken wie Prototyping oder die Entwicklung archetypischer Personas soll ein-
geordnet werden.  

Qualitative Vertiefungen, wie Bedarfe, Ziele und Erwartungen sowie den 
Nutzungskontext sollen den Ist-Stand von UX Research in der Verwaltungs-
praxis hinsichtlich der Automatisierung von Verfahren ergänzen.378  

5 Fazit und Erkenntnisse 

Da sich die Erhebungen noch in einem rudimentären Stadium befinden, kön-
nen bisher keine repräsentativen Ergebnisse publiziert werden. Die Unter-
suchung hat aber bereits im aktuellen Anfangsstadium gezeigt, dass Interes-
se bei den Peers mit Verwaltungserfahrung und Auftrag im Aufgabenfeld 
der Gestaltung digitaler Services besteht.  

Die ersten Ergebnisse zeigen, dass für die nutzerzentrierte Gestaltung von 
Online-Diensten am häufigsten spezialisierte Digitalisierungsstellen ge-
schaffen und mit dieser Aufgabe betraut werden. Dies zeigt, dass die Dienst-
stellen erkennen, dass hierfür spezielle Kompetenz notwendig ist, die 
typischerweise nicht in IuK-Abteilungen oder Organisations-/Verwaltungs-
modernisierungseinrichtungen vorhanden ist.379  

Unter den benötigten Handlungskompetenzen wird neben Kenntnissen in 
UX Research an sich, vor allem methodisches Geschick zur Ideenaggrega-
tion, technisches Umsetzungsverständnis von Datenerhebungs-, Datenver-

 
378  Vgl. Mayring 2015. 
379  Siehe weiterführend: Schachtner 2021. 
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arbeitungs- und Datenarchivierungsprozessen und soziale Fertigkeiten in 
der Integration in agile Teams gesehen. 

Unter den Methoden der Nutzerzentrierung wiegen das Prototyping, die 
Differenzierung nach Personas, das Gestalten von User Journey Maps und 
Design Thinking-Prozesse am gewichtigsten. 

Die bedeutendsten Barrieren werden von nahezu allen Teilnehmern in der 
Schaffung eines Verständnisses zur Thematik auf Entscheiderebene gese-
hen. Auch fehlende Kompetenz bei den Akteuren beziehungsweise techno-
logische Einschränkungen bei komplexen Vorgängen stellen Hemmnisse 
dar. 

Schließlich ist noch hervorzuheben, dass 10 der 12 Peers dem Thema der 
nutzergerechten digitalen Transformation hohe Priorität beimessen. Vor-
wiegend im Zeitfenster 2025 bis 2030 wird eine endgültige Etablierung des 
Themas prognostiziert, aber auch bereits jetzt werden durch diese aktiv 
Dienste entwickelt. 

Handlungsempfehlungen zur Generierung von Public Value durch UX-Re-
search und einem Fazit entsprechend dem Reifegrad von UX in Service-
dienstleistungen und der angenommenen Kompetenz und dem Interesse 
der verantwortlichen Mitarbeiter für UX-Erhebungen sind entsprechend 
Ziele weiterer Veröffentlichungen. 
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Fallstudien als Blitzlichter des Standes 
der Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung in Baden-Württemberg 

 

Antje Dietrich und Philipp Bauer 

 

1 Einleitung 

Die Digitalisierung schreitet rasant voran. Sie verändert fast alle Lebens-
bereiche grundlegend und stellt staatliche sowie nichtstaatliche Akteure vor 
große Herausforderungen und Anpassungsleistungen. Die Verwaltungs-
wissenschaft erkennt immer mehr das Potenzial dieser disruptiven Ent-
wicklung und die vielen daran anknüpfenden Fragestellungen. Dies spiegelt 
sich auch an der Fülle an Publikationen zu Themen wie E-Government, Open 
Government, Smart Government, Open Data und anderen wider. Während 
sich viele Arbeiten, berechtigterweise, konzeptionell mit Zukunftsbildern der 
öffentlichen Verwaltung beschäftigen, werden der auffindbare Ist-Zustand in 
den Verwaltungen und die Entwicklungshürden auf dem Weg zu diesen Leit-
bildern oftmals vernachlässigt. Empirische Daten zum Entwicklungsstand 
der Digitalisierung in der Kommunalverwaltung in Baden-Württemberg sind 
rar. Um einen Beitrag zur Füllung dieser Forschungslücken zu leisten, sollen 
in diesem Artikel erste Ergebnisse der Auswertung der Fallstudien des neuen 
Bachelorstudiengangs „Digitales Verwaltungsmanagement“ (DVM) der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl vorgestellt werden.  

Bevor im folgenden Beitrag nähere Ausführungen zu der Auswertung der 
Fallstudien erfolgen, soll im zweiten Abschnitt zunächst der konzeptionelle 
Kontext der Fallstudien im Studiengang DVM dargestellt werden. Um 
diesem Vorhaben gerecht zu werden, sollen der Entstehungskontext des 
Studiengangs und seine Relevanz für die öffentliche Verwaltung reflektiert 
werden. Daran anknüpfend wird die Konzeption des Studiengangs erläutert, 
um darauf aufbauend das didaktische Herzstück des Studiengangs dezidiert 
vorzustellen: Die Fallstudien, in denen die Studierenden reale Digitali-
sierungsprojekte in den Ausbildungsstellen begleiten und wissenschaftlich 
auswerten. 
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2 Der Studiengang Digitales Verwaltungsmanagement  

2.1 Entstehungskontext 

Die öffentlichen Verwaltungen generell und die Kommunen im speziellen 
stehen zweifellos vor großen Herausforderungen. Auf der einen Seite sehen 
sie sich mit zahlreichen Krisenerscheinungen wie die Coronakrise, die Klima-
krise, die Flüchtlingskrise oder verschiedene Finanz- und Wirtschaftskrisen 
konfrontiert, die die tägliche Arbeit komplexer machen und die zur Verfü-
gung stehenden Mittel verringern. Auf der anderen Seite verändert die 
eingangs erwähnte disruptive Entwicklung der digitalen Transformation so-
wohl die Anforderungen von BürgerInnen und zivilgesellschaftlichen sowie 
wirtschaftlichen Akteuren gegenüber der öffentlichen Verwaltung als auch 
die Arbeitsweisen von Mitarbeitenden innerhalb der Verwaltungen grund-
legend. Im Zuge der Digitalisierung werden neue fachliche und methodische 
Kompetenzen gefordert, die in den Verwaltungen bisher nur unzureichend 
abgedeckt werden können. Der demographische Wandel verschärft diese 
Situation, indem er den Wettbewerb um geeignetes Personal erhöht, das die 
benötigen IT-Kompetenzen aufweist.  

Notwendig für die Umsetzung von digitalen Projekten auf dem Weg zu einer 
digitalen Verwaltung sind entsprechend ausgebildete Mitarbeitende, welche 
die Grundstrukturen der öffentlichen Verwaltung kennen und die Fähigkeit 
besitzen, derzeitiges Veraltungshandeln kritisch zu reflektieren, um darauf 
aufbauend innovative Digitalisierungsprojekte erfolgreich implementieren 
zu können. Die Hochschulen für öffentliche Verwaltung Kehl und Ludwigs-
burg haben die personellen Defizite in Baden-Württemberg erkannt. Sie ent-
wickelten in den Jahren 2019 und 2020 den Studiengang DVM, um Ver-
waltungsmitarbeitende für den digitalen Wandel auszubilden. 

2.2 Konzeption des Studiengangs  

Studierende des Studiengangs DVM (Abbildung 19) lernen sowohl recht-
liche, organisatorische und finanzielle Grundgestaltungen von Verwaltun-
gen als auch die derzeitige Forschung zur Verwaltungsmodernisierung mit 
Konzepten von E-Government über Open Government und Open Data bis 
hin zur Smart City kennen. Technische Dimensionen der Digitalisierung, 
Verwaltungsmanagement und rechtliche Grundlagen der öffentlichen Ver-
waltung stellen die fachlichen Studienschwerpunkte der Studierenden dar. 
Überwölbt werden diese Säulen des Studiengangs vom integrativen 
Schwerpunkt des Studiums, dem Digital Leadership-Modul, in dem sich die 
Studierenden vor allem methodische Führungs- und Kommunikations-
kompetenzen aneignen sollen. Diese Fertigkeiten sollen vor allem im Rah-
men von Referaten, Präsentationen und Diskussionen eingeübt werden. 
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Damit legt die didaktische Konzeption des Studiums einen besonderen 
Fokus auf Methodenkompetenzen. 

 

Abbildung 19: Aufbau des Bachelorstudiengangs  
„Digitales Verwaltungsmanagement“ 

2.3 Das didaktische Herzstück – Die Fallstudien 

Das Herzstück des didaktischen Konzeptes des Studiengangs sind die soge-
nannten Fallstudien. Diese stellen die Verbindung von der Theorie zur Ver-
waltungspraxis dar. Daher finden diese Fallstudien in den pro Semester je-
weils einmonatigen Praxisphasen der Studierenden bei den Ausbildungs-
kommunen oder bei wirtschaftlichen Kooperationspartnern statt. In den 
Praxisphasen bearbeiten die Studierenden reale Digitalisierungsprojekte 
(=Fälle), die sie im Nachgang an die Praxisphase in Form eines Fallstudien-
berichts strukturiert und systematisch studieren und reflektieren. Die Fall-
studien sind in formaler Hinsicht so aufgebaut, dass sie sich am Lebens-
zyklus eines typischen Digitalisierungsprojekts orientieren, das heißt in An-
lehnung an die Lerninhalte des Projektmanagements die fünf Phasen  

1. Initiierung (Machbarkeitsanalyse und Bedarfsanalyse) 
2. Planung und Konzeption  
3. Spezifikation (Feinkonzept)  
4. Implementation (Entwicklung und Realisierung, Inbetriebnahme)  
5. Terminierung (Abnahme, Dokumentation, Wartung, Abschluss)  

 
umfassen. Zudem werden in den Fallstudien innerhalb der einzelnen typi-
schen Projektphasen jeweils spezifische Schlüsselkompetenzen des Digital 
Leaderships praxisbezogen vermittelt und reflektiert. Hierzu zählen neben 

Digital Leadership

Technische Dimension

der Digitalsierung

Verwaltungs-

management

Rechtliche Grundlagen

der öffentlichen

Verwaltung

Praktika

Fallstudien

Bachelorarbeit



204 
 

dem „Wissenschaftlichen Arbeiten“ insbesondere die Bestandteile „Team-
arbeit und Kommunikation“, „Präsentation“, „Moderation“ sowie „Ver-
handlungsführung“.  
 
Die Ergebnisse der Fallstudien werden im sechsten Semester auf einem ab-
schließenden, an den beteiligten Hochschulen durchgeführten „Digitali-
sierungsforum öffentliche Verwaltung“ durch die Studierenden präsentiert 
und damit einem bereiteren Fachpublikum zugänglich gemacht. Die ersten 
vorgestellten Fallstudien des ersten DVM-Jahrgangs bilden die Grundlage 
für die folgende Auswertung. 

3 Stand der Digitalisierung in baden-württembergischen 
Kommunen – Auswertung der Fallstudien 

Insgesamt besteht der erste DVM-Jahrgang an der Hochschule Kehl aus 21 
Studierenden. Dementsprechend wurden in der ersten Praxisphase 21 Fall-
studienberichte von den Studierenden angefertigt, die Grundlage dieser 
Auswertung sind. Die Größe der Ausbildungsstellen nach EinwohnerInnen 
verteilt sich homogen zwischen kleinen, mittleren und großen Kommunal-
verwaltungen dergestalt, dass jeder Kategorie sieben Ausbildungsstellen 
zugeordnet werden können, wie die Tabelle 10 verdeutlicht:  

0 – 19.999 

EinwohnerInnen 

20.000 – 99.999 

EinwohnerInnen 

≤ 100.000  

EinwohnerInnen 

 Sieben Gemeinden / 

Kleinstädte 

 Sieben  
große Kreisstädte  

 Zwei Großstädte 

 Fünf Landratsämter 

Tabelle 10:Verteilung der Ausbildungsstellen (Quelle: eigene Darstellung) 

Die kleinste Gemeinde beheimatet 2.400 EinwohnerInnen und beschäftigt 
ungefähr 40 Mitarbeitende, die größte Stadt circa 310.000 EinwohnerInnen 
und über 6.000 Mitarbeitende. Im Folgenden sollen nun die Digitalisierungs-
projekte der Ausbildungsstellen nach den oben aufgeführten Kategorien 
ausgewertet werden. 

3.1 Digitalisierungsprojekte der Gemeinden und Kleinstädte 

In der Größenordnung der Gemeinden und Kleinstädte mit bis zu 19.999 
EinwohnerInnen ergeben sich folgende Digitalisierungsprojekte (Tabelle 11):  
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2 x Vorbereitung einer 

Digitalisierungsstrategie 

Erstellung eines Online-

Prozesses im Rahmen des 

OZG 

E-Akte und digitale, 

medienbruchfreie 

Prozessgestaltung 

Einführung eines 

Dokumentenmanage-

mentsystems 

Digitalisierung der 

Grundschule 

Einführung eines 

Onlineticketsystems für 

das Kulturprogramm 

Tabelle 11: Fallstudien in Gemeinden und Kleinstädten 
(Quelle: eigene Darstellung) 

Im Folgenden sollen die von den Studierenden behandelten Projekte kurz 
beschrieben werden, ehe sie dann im Anschluss ausgewertet werden. 

Vorbereitung einer Digitalisierungsstrategie 

Das Thema der Vorbereitung einer Digitalisierungsstrategie wurde in zwei 
Fallstudien behandelt. Konkret ging es in einem Fall um die Erstellung einer 
Ist-Analyse über die im Einsatz befindliche Hardware und Software in den 
verschiedenen Sachgebieten sowie über den Wissenstand der Mitarbeiten-
den beziehungsweise SachgebietsleiterInnen. Der Studierende erstellte in 
seiner Zeit vor Ort einen entsprechenden Gesprächsleitfaden, um die hierfür 
notwendigen Daten zu erheben und führte die Gespräche durch. Diese Daten 
dienen als Grundlage, um darauf aufbauend in einem zweiten Schritt einen 
Strategieprozess anzustoßen.  

Das zweite Projekt beschäftigte sich demgegenüber mit der Erarbeitung 
einer konkreten Priorisierung von verwaltungsinternen Digitalisierungspro-
jekten, um diese zielgerichtet und, wo möglich, synergetisch umzusetzen. 

Erstellung eines Online-Prozesses im Rahmen des OZG 

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund und Länder – und damit 
auch die Kommunen – bis spätestens 2022 ihre Verwaltungsleistungen auch 
elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten.380 In diesem Zusammen-
hang war es die Aufgabe des Studierenden den ersten Prozess dieser Kom-
mune nach den Anforderungen des OZG mittels der Portalplattform service-
bw zu gestalten. Konkret handelte es sich bei dem Projekt um den Prozess 
der An- und Abmeldung der Hundesteuer.  

E-Akte und digitale, medienbruchfreie Prozessgestaltung 

Die Fallstudie eines anderen Studierenden beschäftigt sich ebenfalls mit 
dem Prozess der Anmeldung der Hundesteuer. Im Vergleich zum davor auf-
geführten Digitalisierungsprojekt wurde der Prozess der An- und 

 
380  OnlineZugangsGesetz.de: https://www.onlinezugangsgesetz.de.   
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Abmeldung der Hundesteuer jedoch bereits über service-bw381 als 
Onlineprozess angelegt. Die Fallstudie des Studierenden beschäftigte sich 
darauf aufbauend damit, verwaltungsintern den Prozess der Anmeldung der 
Hundesteuer medienbruchfrei und vollkommen digital über das 
verwaltungsinterne Dokumentenmanagementsystem (DMS) abzubilden, da 
der bisherige Prozess – trotz Umsetzung des Onlineprozesses via service-bw 
– verwaltungsintern noch mit Papierakten durchgeführt wird. 

Einführung eines Dokumentenmanagementsystems 

Dokumentenmanagementsysteme (DMS) bilden in den Kommunen oftmals 
die Grundvoraussetzung, auf denen aufbauend weitere Digitalisierungs-
projekte wie die Einführung einer E-Akte oder damit zusammenhängend die 
medienbruchfreie und digitale Abwicklung von OZG-Prozessen realisiert 
werden können.382 Die Aufgabe der Studierenden bestand darin, relevante 
Bewertungskriterien für DMSs zu entwickeln und darauf aufbauend eine 
Marktanalyse durchzuführen, um der Verwaltungsleitung am Ende einen 
konkreten Erwerbungsvorschlag unterbreiten zu können.  

Digitalisierung der Grundschule 

Das Projekt der Digitalisierung der Grundschule beschäftigte sich insbeson-
dere mit dem Ausbau einer tragfähigen Infrastruktur, die digitalen Unterricht 
und den Einsatz moderner internetgestützter Medien ermöglicht. Die Studie-
rende sollte zunächst den Ist-Zustand der Infrastruktur an der Grundschule 
erheben, um darauf aufbauend mit relevanten Akteuren gemeinsam einen 
Medienentwicklungsplan aufzustellen. Dieser Medienentwicklungsplan ist 
gleichzeitig Voraussetzung für eine Förderung des Digitalisierungsvor-
habens durch den DigitalPakt.383 

Einführung eines Onlineticketsystems für das Kulturprogramm 

Das Projekt der Einführung eines Onlineticketsystems für das Kulturpro-
gramm beschäftigt sich mit der Optimierung und Digitalisierung des bisher 
analog durchgeführten und relativ ressourcenaufwendigen Ticketverkaufs 
einer Kommune. Die Aufgabe der Studierenden war es, den Ist-Zustand zu 
modellieren und darauf aufbauend einen Soll-Zustand zu definieren, auf 
dessen Grundlage vorhandene Digitalisierungspotenziale hervorgehen.  

Bei der Auswertung der Fallstudien lässt sich bei der Gruppe der Gemeinden 
und Kleinstädte ein verhältnismäßig homogenes Bild feststellen: Der Grad 
der Digitalisierung ist relativ grundständig. So verfügt nur eine der betrach-
teten Kommunen in dieser Kategorie über eine verabschiedete Digitalisie-

 
381  Serviceportal Baden-Württemberg - Service bw: https://www.service-bw.de.  
382  Steinbrecher 2020. 
383  BMBF DigitalPakt Schule: https://www.digitalpaktschule.de.  
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rungsstrategie beziehungsweise über einen ausformulierten und forma-
lisierten Plan, der anstehende Digitalisierungsprojekte auflistet und prio-
risiert. Zwei Kommunen befinden sich derzeit im Prozess der Erstellung einer 
solchen Strategie. Die restlichen vier Kommunen beschäftigen sich derzeit 
nicht mit diesem Thema. Das Vorhandensein einer Digitalisierungsstrategie 
oder eines entsprechenden Plans kann durchaus als Indikator für den Grad 
der Digitalisierung in den Kommunen herangezogen werden. So kann in 
diesem Zusammenhang festgestellt werden, dass in derjenigen Kommune, 
in der bereits eine Digitalisierungsstrategie vorhanden ist, auch das im Zuge 
der Fallstudie behandelte Digitalisierungsprojekt einen elaborierteren Digi-
talisierungsgrad als vergleichbare Fallstudien in dieser Kommunenkategorie 
aufweist. Konkret ging es bei dieser Kommune nicht mehr um die Erstellung 
und Anmeldung eines OZG-Prozesses, sondern um die interne medien-
bruchfreie Verarbeitung des Prozesses, nachdem dieser bereits auf dem 
service-bw-Portal angelegt wurde. Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass 
diese Kommune in der Kategorie der Gemeinden und Kleinstädte den am 
weitesten vorangeschrittenen Digitalisierungsgrad aufweist. Dies spiegelt 
sich auch in ihrer Auszeichnung als digitale Zukunftskommune wider. Dem-
gegenüber entsteht bei den Kommunen ohne Digitalisierungsstrategie der 
Eindruck, dass die Potenziale der Digitalisierung nicht beziehungsweise nur 
unzureichend erkannt und strategisch erfasst wurden und die einzelnen 
Digitalisierungsprojekte eher zufällig, aktionistisch ausgewählt wurden.  

Als Gründe für die schleppend voranschreitende Digitalisierung wird in 
mehreren Fällen finanzieller und personeller Ressourcenmangel angeführt. 
Auf der einen Seite sehen sich die Kommunen – auch unabhängig von der 
derzeitigen Pandemie-Situation – mit knappen Haushaltsmitteln konfron-
tiert, die einen Erwerb moderner Hard- und Software, die für die Digitali-
sierung unabdingbar sind, nur schwer realisierbar machen. Auf der anderen 
Seite verfügen vor allem sehr kleine Gemeinden zum Teil über IT-Abteilun-
gen, die aus nur einer Person bestehen und aus einer Belegschaft, die nur 
unzureichende IT-Kompetenzen aufweist. Gleichzeitig gestaltet sich die 
Rekrutierung von mit fundierten IT-Kenntnissen ausgestattetem Personal 
äußerst schwierig. Der eingangs erwähnte demographische Wandel und der 
daraus resultierende Verteilungskampf um geeignetes Personal trifft vor 
allem die kleinen Kommunen, die im Vergleich zu wirtschaftlichen Akteuren 
oder größeren öffentlichen Akteuren über weniger Arbeitgeberanreize ver-
fügen, schon heute hart. Abgesehen vom Themenbereich der Digitali-
sierungsstrategie ist ebenfalls auffällig, dass das OZG und die daraus resul-
tierende Anforderung an die Kommunen, Ihre Dienstleistungen online anzu-
bieten, sämtliche Kommunen vor große Herausforderungen stellt, insbeson-
dere die kleinen Kommunen, die – wie erwähnt – über geringere finanzielle 
und personelle Ressourcen verfügen.  
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Abschließend ergibt sich aus diesem Szenario, dass die Digitalisierung in 
Kommunen dieser Größenordnung vor allem von einzelnen Personen ab-
hängig ist, insbesondere von Führungskräften. So zeigt sich beispielsweise 
bei der Kommune, die bereits eine Digitalisierungsstrategie verabschiedet 
hat und am weitesten fortgeschritten ist, dass hinter dem Digitalisierungs-
erfolg vor allem ein engagierter Bürgermeister steht, der die Kommune zu 
einem Vorreiter der Digitalisierung in der Kategorie von Kommunen unter 
20.000 Einwohnern machen will. 

3.2 Digitalisierungsprojekte der großen Kreisstädte  

In der Größenordnung der Mittelstädte von 20.000 – 99.999 EinwohnerInnen 
ergeben sich folgende Digitalisierungsprojekte (Tabelle 12):  

Vorbereitung einer  

Digitalisierungsstrategie 

Optimierung des 

bestehenden  

digitalen Formularangebots  

im Rahmen des OZG 

Smart City:  

Datenerhebung 

und -auswertung an 

öffentlichen Einrichtungen 

2 x Umstellung eines 

Dokumenten-

managementsystems 

Erstellung eines  

Employer-Branding 

Konzepts  

Erstellung eines  

Konzepts zur Mitarbeiter-

weiterbildung im  

Bereich Digitalisierung 

Tabelle 12: Fallstudien in Mittelstädten (Quelle: eigene Darstellung) 

Im Folgenden sollen die von den Studierenden behandelten Projekte kurz 
beschrieben werden, bevor auch diese dann im zweiten Teil dieses Ab-
schnitts ausgewertet werden. 

Vorbereitung einer Digitalisierungsstrategie 

Das Thema der Vorbereitung einer Digitalisierungsstrategie wurde auch in 
der Größenordnung der Mittelstädte in einer Fallstudie behandelt. Konkret 
ging es in der Fallstudie um die Erstellung einer Ist-Analyse über den Grad 
der Digitalisierung in den verschiedenen Fachbereichen. Der Studierende 
wertete hierfür insbesondere eine entsprechend angelegte und durchge-
führte Führungskräftebefragung aus. Die Aufgabe des Studierenden um-
fasste außerdem die Entwicklung einer beispielhaften Grundstruktur für eine 
Digitalisierungsstrategie.  

Optimierung des bestehenden digitalen Formularangebots im Rahmen des 
OZG 

Die Fallstudie des Studierenden bestand darin, die auf der Internetseite der 
Ausbildungsstelle zum Download verlinkten Formulare durch Formular-
ausfüllassistenten oder service-bw-Prozesse zu ersetzen und sie somit an die 
Vorgaben des OZG anzupassen.  
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Smart City: Datenerhebung und -auswertung an öffentlichen Einrichtungen 

In dieser Fallstudie ging es darum, an den städtischen Spielplätzen soge-
nannte PAX Counter anzubringen, mittels welcher Daten darüber erhoben 
werden können, wie viele BesucherInnen sich zu welchen Zeiten an welchen 
Spielplätzen aufhalten. Ziel des Projekts ist es, dadurch die Auslastung der 
Spielplätze nachvollziehen zu können und gegebenenfalls hoch ausgelastete 
Spielplätze zu erweitern beziehungsweise wenig ausgelastete Spielplätze 
abzuschaffen. Aufgabe des Studierenden war es, entsprechende Angebote 
für PAX Counter einzuholen und die Umsetzung des Projekts zu planen. 

2 x Umstellung eines Dokumentenmanagementsystems 

In beiden Fällen beschäftigten sich die Studierenden mit der Umstellung von 
einem vorhandenen DMS auf ein neues DMS. Der Wechsel war erforderlich 
aufgrund mangelnder Nutzung durch die Mitarbeitenden und mangelnder 
Nutzerfreundlichkeit. In beiden Fällen war es die Aufgabe der Studierenden 
eine Marktanalyse vorzunehmen, verschiedene DMS zu vergleichen und 
schließlich eine Entscheidungsgrundlage zu erarbeiten. 

Erstellung eines Employer-Branding Konzepts  

Der Studierende dieser Fallstudie beschäftigte sich mit der Ausarbeitung 
einer Employer-Branding Strategie, also einer Arbeitgebermarkenstrategie, 
um die Ausbildungskommune für potenzielle BewerberInnen attraktiver 
erscheinen zu lassen und die Bewerberzahl zu erhöhen. Zugleich sollte bei 
bestehenden Mitarbeitenden die Fluktuation verringert werden.  

Erstellung eines Konzepts zur Mitarbeiterweiterbildung im Bereich Digitali-
sierung 

In dieser Fallstudie war es die Aufgabe der Studierenden das Projekt der Er-
stellung eines Konzepts für die Mitarbeiterweiterbildung im Bereich der 
Digitalisierung zu initiieren. Da es bei der Kommune bisher noch keine Fort-
bildungsreihen im Bereich der Digitalisierung gibt, sollte die Studierende 
eine Empfehlung zur Wissensvermittlung/Fortbildungsreihe zu diesem The-
ma erstellen. Ihre Aufgabe bestand zunächst in der Ermittlung des Ist-Zu-
stands, also in welchen Bereichen welche Fortbildungen benötigt werden. 
Darauf aufbauend sollte sie einen Soll-Zustand definieren, der entsprechen-
de Möglichkeiten zur Wissensvermittlung enthält.  

Im Vergleich zu den Gemeinden und Kleinstädten ergibt sich bei der Aus-
wertung der Mittelstädte ein eher heterogenes Bild. Während bei manchen 
Kommunen, die sich beispielsweise bereits mit Smart City-Projekten384 aus-
einandersetzen, der Grad der Digitalisierung bereits fortgeschritten ist, ste-
hen andere Kommunen eher noch am Anfang der digitalen Transformation. 
Dieses heterogene Bild spiegelt sich auch im Vorhandensein von Digitalisie-

 
384 Vgl. Delbrück und regioIT 2019.  
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rungsstrategien beziehungsweise entsprechender Priorisierungspläne 
wider. Drei der sieben Kommunen in dieser Kategorie verfügen bereits über 
eine Digitalisierungsstrategie beziehungsweise eines entsprechenden Plans. 
Die übrigen vier Kommunen sind derzeit im Erstellungsprozess einer 
solchen Strategie. Unabhängig davon, ob eine Strategie bereits vorhanden 
ist oder nicht, lässt sich erkennen, dass das Thema Digitalisierung einen 
hohen Stellenwert bei den Kommunen einnimmt und die Kommunen dieser 
Größenordnung einen tendenziell weiter fortgeschrittenen Digitalisierungs-
grad als die Gemeinden und Kleinstädte aufweisen. So setzen sich die 
Kommunen beispielsweise nicht mehr mit dem Projekt der erstmaligen 
Einführung eines DMS auseinander, sondern mit dem Wechsel von einem 
bereits vorhandenen DMS zu einem neuen, besser auf die Bedürfnisse der 
Mitarbeitenden zugeschnittenen DMS. Ein weiterer Indikator stellt die struk-
turelle Verankerung des Themas Digitalisierung in der Aufbauorganisation 
dar. So zeigt sich, dass alle Mittelstädte über einen Chief Digital Officer 
(CDO), einen Digitalisierungsbeauftragten oder zumindest über eine mehr-
köpfige IT-Abteilung verfügen. Der Digitalisierungserfolg ist damit weniger 
von Einzelpersonen abhängig, sondern verteilt sich auf mehrere Schultern. 
Diese Feststellung ändert nichts an der Tatsache, dass das Commitment der 
Führungskräfte ausschlaggebend für den Digitalisierungserfolg ist. Allein 
durch die größere Anzahl an Führungskräften in Mittelstädten im Vergleich 
zu Gemeinden und Kleinstädten, ergibt sich bereits ein höheres Potenzial für 
eine erhöhte Anzahl „digitaler Mitstreiter“.  

3.3 Digitalisierungsprojekte der Großstädte und Landratsämter 

In der Größenordnung der Großstädte und Landratsämter mit 100.000 
EinwohnerInnen und mehr ergeben sich folgende Digitalisierungsprojekte 
(Tabelle 13):  

3 x Einführung  

einer E-Akte 

Aktualisierung einer 

Komponente des 

Informationssicherheits-

managementsystems 

Einführung eines  

virtuellen Bürgerbüros 

Einführung einer  

digitalen Signatur 

Erarbeitung eines  

Social Media Konzepts 

 

Tabelle 13: Fallstudien in Großstädten und Landratsämter  
(Quelle: eigene Darstellung) 

Die von den Studierenden behandelten Projekte werden auch hier zunächst 
kurz beschrieben, ehe im zweiten Teil dieses Abschnittes eine Auswertung 
folgt: 
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3 x Einführung einer E-Akte 

Drei Fallstudien beschäftigten sich mit Digitalisierungsprojekten, die sich 
unter der Überschrift „Einführung einer E-Akte“ subsumieren lassen. Ein 
Studierender beschäftigte sich mit dem Einscannen und der Digitalisierung 
der Eingangspost im Jugendamt. Ein weiterer Studierender behandelte das 
Thema der Einführung einer elektronischen Bußgeldakte in der Bußgeld-
stelle des Straßenverkehrsamtes inklusive des digitalen Versands der Akten 
an das ansässige Amtsgericht. Die dritte Studierende behandelte das Thema 
der Einführung der digitalen Akte in der Fahrerlaubnisbehörde. Die Haupt-
aufgabe der Studierenden bestand in allen drei Fallstudien darin, den Ist-
Prozess des entsprechenden Verfahrens zu modellieren, um darauf auf-
bauend einen Soll-Prozess zu definieren, der vollkommen digital und 
medienbruchfrei abläuft.385   

Einführung einer digitalen Signatur 

In dieser Fallstudie bearbeitete die Studierende ein Vorprojekt zur Einfüh-
rung der digitalen Signatur in der gesamten Stadtverwaltung. Konkret ging 
es bei der Fallstudie um die Erhebung des Bedarfs digitaler Signaturen und 
der entsprechenden Use Cases in den verschiedenen Fachbereichen der 
Stadt.386   

Aktualisierung einer Komponente des Informationssicherheitsmanagement-
systems  

Ein wichtiger Baustein für eine erfolgreiche Digitalisierung ist die Informa-
tionssicherheit. Für deren erfolgreiche Umsetzung bedarf es eines auf die 
Größe der Organisation angepassten Informationssicherheitsmanagement-
systems (ISMS). Ein Baustein für die erfolgreiche Implementierung eines 
ISMS ist die Dokumentation der entsprechenden Maßnahmen, die in Bedro-
hungsfällen getätigt werden. Da die im Einsatz befindliche Dokumentations-
software nicht mehr betreut wird, ging es in der Fallstudie des Studierenden 
um die Implementierung einer neuen entsprechenden Dokumentationssoft-
ware.  

Einführung eines virtuellen Bürgerbüros 

In dieser Fallstudie ging es um die Implementierung eines virtuellen Bürger-
büros, indem BürgerInnen zu jederzeit online Termine reservieren, sich 
virtuell via Videotelefonie mit dem Landratsamt in Verbindung setzen und 
schließlich etwaige Anträge online einreichen können. Die Aufgabe des 
Studierenden war es, eine SWOT-Analyse für das Landratsamt in Bezug auf 

 
385  Schmid 2019. 
386  Signaturkarten der Bundesdruckerei für digitale Unterschriften mit qualifizierter Signatur:  

https://www.bundesdruckerei.de/de/loesungen/Signaturkarten.  
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das virtuelle Bürgerbüro sowie darauf aufbauend eine Marktanalyse poten-
zieller Anbieter durchzuführen, um auf diesem Wege eine Entscheidungs-
grundlage zu erstellen.  

Erarbeitung eines Social Media Konzepts 

In dieser Fallstudie beschäftigte sich die Studierende mit der Erarbeitung 
eines Social Media Konzepts für ein Landratsamt. Konkret geht es dabei um 
die Nutzung von Facebook und Instagram. Das Landratsamt verspricht sich 
durch die Nutzung sozialer Medien auf der einen Seite neue Partizipations-
möglichkeiten mit niedrigen Hemmschwellen für BürgerInnen sowie auf der 
anderen Seite neue Möglichkeiten, sich als attraktiver Arbeitgeber zu posi-
tionieren, um insbesondere junge Personen zu erreichen und die Bewerber-
zahlen zu erhöhen. Aufgabe der Studierenden war es, die Vorteile und Chan-
cen der Nutzung sozialer Medien sowie die damit verbundenen Risiken, 
insbesondere in puncto Datenschutz, aufzuzeigen, um eine Entscheidungs-
grundlage zu generieren: Soll das Landratsamt zukünftig auf sozialen Netz-
werken auftreten oder nicht?  

Für die größte Kommunenkategorie ergibt sich abschließend ein relativ 
homogenes Bild: Der Grad der Digitalisierung ist relativ fortgeschritten. Alle 
Ausbildungsstellen verfügen über eine Digitalisierungsstrategie beziehungs-
weise entsprechende Priorisierungspläne und strukturell verankerte und 
professionalisierte Digitalisierungsstellen inklusive CDO beziehungsweise 
Digitalisierungsbeauftragten. Während die Fallstudien in den Gemeinden, 
Kleinstädten und Mittelstädten oftmals einen Pilotcharakter haben, beziehen 
sich die Fallstudien in den Großstädten eher auf die Vollendung bereits 
begonnener Aktivitäten. So wurden beispielsweise im Großteil der Kommu-
nen bereits flächendeckend E-Akten eingeführt. Die drei Fallstudien, die sich 
mit der Einführung der E-Akte beschäftigen, konzentrieren sich nur auf kleine 
Organisationsbereiche, die die E-Akte ausnahmsweise noch nicht eingeführt 
hatten.  

4 Fazit 

Betrachtet man resümierend die von den Studierenden des Bachelorstudien-
gangs DVM des Jahrgangs 2020 bearbeiteten Fallstudien, so lässt sich er-
kennen, dass diese, auch wenn die Ergebnisse aufgrund der relativ kleinen 
Fallzahl keinen Anspruch auf Repräsentativität erheben können, erste Ein-
blicke über die Digitalisierungsaktivitäten baden-württembergischer Kom-
munen unterschiedlicher Größenordnungen generieren. Im Folgenden 
sollen die wichtigsten Erkenntnisse dargestellt werden, die in zukünftigen 
Studien noch bestätigt werden müssen. Hinsichtlich des Digitalisierungsfort-
schritts in den Kommunen kann festgehalten werden, dass die untersuchten 
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Fallstudien – wenig verwunderlich – durchaus eine Korrelation des Grads der 
Digitalisierung mit der Größe der Kommune erkennen lassen. So zeigt sich, 
dass je größer die Kommunalverwaltung ist, desto höher auch der Grad der 
Digitalisierung ist. In den Fallstudien wurde dies durch die Kategorisierung 
der Kommunen deutlich. In den sieben Gemeinden und Kleinstädten war der 
Grad der Digitalisierung abgesehen von einer Ausnahme durchgängig 
relativ grundständig. In den sieben Mittelstädten ergab sich ein heterogenes 
Bild von Kommunen, die in puncto Digitalisierung schon weiter fortge-
schritten waren, und Kommunen, die im Transformationsprozess noch rela-
tiv am Anfang stehen. In den Großstädten und Landkreisen konnte schließ-
lich festgestellt werden, dass Grad der Digitalisierung bereits durchgängig 
fortgeschritten ist. Als Gründe hierfür lassen sich insbesondere finanzielle 
und personelle Ressourcen ausmachen, die mit der Größe der Kommune 
ebenfalls ansteigen. Als weiterer Indikator, der eine gewisse Aussagekraft 
über den Stand der Digitalisierung in den Kommunen hat, konnte das Vor-
handensein beziehungsweise Nicht-Vorhandensein einer Digitalisierungs-
strategie ausgemacht werden. Auch hier zeigt sich, dass diejenigen Kom-
munen, die bereits über eine Digitalisierungsstrategie verfügen, tendenziell 
einen höheren Digitalisierungsgrad aufweisen als diejenigen Kommunen, 
die über keine entsprechende Strategie verfügen.  

In Bezug auf die Themen der Digitalisierungsprojekte lassen sich vor allem 
zwei große Themenblöcke feststellen: Zum einen beschäftigen sich mehrere 
Kommunen, vor allem Gemeinden, Kleinstädte und Mittelstädte, mit der Er-
stellung einer Digitalisierungsstrategie, um ihre Digitalisierungsvorhaben zu 
priorisieren, aufeinander abzustimmen und gegebenenfalls Synergieeffekte 
zwischen verschiedenen Projekten nutzbar zu machen. Das Bewusstsein für 
die Bedeutung einer entsprechenden Strategie für den Digitalisierungserfolg 
scheint demnach in den Kommunen zuzunehmen. Zum anderen beschäfti-
gen sich insgesamt neun Fallstudien, also fast die Hälfte der untersuchten 
Digitalisierungsvorhaben, mit der Digitalisierung und medienbruchfreien 
Darstellung von Leistungsprozessen. In dieser Themenkategorie lassen sich 
auf der einen Seite diejenigen Projekte subsumieren, die sich mit der Digita-
lisierung von Anträgen im Zuge des OZG insbesondere mithilfe des service-
bw-Portals beschäftigen, sodass BürgerInnen als KundInnen der Verwaltung 
Leistungen online und medienbruchfrei abrufen können. Auf der anderen 
Seite sind auch all diejenigen Projekte dieser Kategorie zuzuordnen, die sich 
demgegenüber mit der digitalen und medienbruchfreien Abwicklung der 
Prozesse durch die Verwaltungsmitarbeitenden auseinandersetzen. In diese 
Kategorie fallen die Projekte zur E-Akte und zur Einführung beziehungsweise 
Umstellung eines DMS.  

Abschließend kann festgehalten werden, dass die Fallstudien im Zuge des 
Studiengangs DVM interessante Einblicke in die Digitalisierungsbemühun-
gen der Kommunen ermöglichen. Dadurch, dass die Fallstudien semester-
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weise erstellt werden, können der Fortschritt und die Herausforderungen der 
Kommunen auf dem Weg der digitalen Transformationen nachvollzogen 
werden. Zukünftige Studien werden genau an diesem Punkt ansetzen, um 
die Kommunen in Baden-Württemberg durch anwendungsorientierte For-
schung und digitale Reifegradmodelle, Best-Practice Lösungsansätze und 
Vernetzung auf dem Weg zur digitalen, offenen und smarten Kommune zu 
begleiten und zu unterstützen. 
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Human Factors im E-Government-Design 
als Lernangebot auf dem eGov-Campus: 

eine Modulvorstellung 
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Tim Gehrmann, Matthias Hoffmann, Susanne Mey,  

Judith Schütze und Anne Voigt  

 

1 Der eGov-Campus als Lernplattform für die öffentliche 
Verwaltung 

Basierend auf einem Beschluss des IT-Planungsrates387 startete im Januar 
2020 das Verbundprojekt eGov-Campus, in dem im Jahr 2021 auch die Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht Berlin (HWR Berlin) mit einem Teilprojekt 
vertreten ist. Das Gesamtprojekt hat sich zum Ziel gesetzt, zum Themenfeld 
E-Government eine länderübergreifende Schulungsplattform aufzubauen. 
Auf dieser stellen die Verbundpartner388 Unterrichtsmodule389 zu unter-
schiedlichen Themen, in der Regel digitales und interaktives Lernmaterial für 
Module im Umfang von 150 Stunden beziehungsweise 5 ECTS,390 zur Ver-
fügung. Die Schulungsangebote sollen künftig zur Aus- und Weiterbildung 
in diesem Themenfeld dienen und nicht gewinnorientiert arbeitenden 
Anbietern zur Verfügung stehen.391  

Die Materialen lassen sich in Lehrangebote von Hochschulen einbinden oder 
aber auch als MOOC392 durcharbeiten. Als wichtigste Anforderung des 
Projektträgers für die didaktische Umsetzung wurde kommuniziert, dass die 

 
387  IT-Planungsrat 2019. 
388 Verbundpartner sind deutsche Hochschulen und Universitäten, die Verwaltungsinformatik 

und E-Government unterrichten. Übersicht: https://egov-campus.org/projekt/beschreibung.   
389  Im Folgenden wird die Verkürzung „Module“ synonym verwendet. 
390 ECTS: Die Abkürzung steht für „European Credit Transfer System“. Die Punkte werden ent-

lang des durchschnittlich zu erwartenden zeitlichen Umfangs der zu erbringenden 
Leistungen, das zudem auf einem bestimmten Niveau angesiedelt sein muss, zugeordnet 
und sollen so gegenseitige Anrechnungen im europäischen Bildungsraum erleichtern (vgl. 
Europäische Union 2015, S. 10. Sie ersetzen keine Noten. 

391  Zum Zeitpunkt des Vortrags im Juni 2021 befanden sich 15 verschiedenen Lernmodule in 
Planung: https://egov-campus.org/lernmodule.   

392  MOOC steht für „Massive Open Online Courses“. Solche Angebote haben in jüngster Zeit 
stark an Zahl zugenommen und stellen über das Internet offen zugängliche Online-Lern-
angebote zu unterschiedlichsten Themen dar. Das Erlangen von Nachweisen oder Zertifi-
katen unterliegt unterschiedlichen zusätzlichen Regelungen. 
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Angebote möglichst praxisnahe Übungen umfassen und innovative digitale 
Formate besitzen sollen. Hierunter fallen zum Beispiel die Vermittlung theo-
retischer Inhalte durch interaktive Videosequenzen und Präsentationen, die 
Bereitstellung ergänzender automatisierter Lernzielkontrollen unter Nutzung 
verschiedener Online-Aufgabentypen393 (Multiple Choice, Lückentext, Zuord-
nungen oder sonstige) und die Integration von Anwendungsübungen, die 
simulationsnah gestaltet werden sollen. Zudem sollen Möglichkeiten der 
Partizipation an Fragen der Mitstudierenden durch Vorgabe entsprechender 
Besprechungskanäle (zum Beispiel Forennutzung) geschaffen werden. Ein 
begleitendes Lerntagebuch soll die strukturierte Reflexion des Gelernten 
unter dem Blickwinkel einer späteren Praxisverwertung ermöglichen.  

Die im Modul vorgesehenen Lernformate erfordern nicht zwingend die 
gleichzeitige Anwesenheit von Lernenden und Lehrkraft. Die Inhalte können 
über die bereitgestellten Materialien völlig eigenständig erworben werden. 
Dazu werden Hilfen zur eigenständigen zeitlichen Einteilung gegeben. Die 
Aneignung der Inhalte wird durch die Nutzung von auf der Lernplattform 
verfügbaren Feedbackvarianten unterstützt. Die Wahl unterschiedlicher 
Aufgabentypen sichert ein methodisch abwechslungsreiches Vorgehen.  

Darüber hinaus wird es begrüßt, wenn die Lerninhalte entlang einer grö-
ßeren Aufgabenstellung insgesamt eingeübt werden können, im Idealfall in 
einer speziell dafür entwickelten Lernumgebung. Im Rahmen des Projektes 
wird diese zu gestaltende Lernumgebung eGov-Campus Labor genannt. Für 
das vorliegende Modul ist ein komplexes Übungsszenario vorgesehen. 
Dieses soll idealerweise in einem Workshop-Format stattfinden (unter 
gleichzeitiger Anwesenheit der Lernenden und der Lehrkraft). Umgesetzt 
werden kann dies in Präsenz oder über ein Videokonferenzformat, das das 
Bilden von Gruppenräumen ermöglicht. Zur Einführung in das Szenario und 
für die Handhabung der Laborumgebung wird eigens Material entwickelt. 
Das Workshop-Format soll den direkten Austausch der Studierenden unter-
einander und ein Feedback der Lehrkraft an alle Studierenden gemeinsam 
unterstützen. Eine Kontaktzeit (durch Präsenz oder Videokonferenzen) wäh-
rend der Bearbeitung des komplexen Übungsszenarios wird präferiert, weil 
gerade hierbei der Austausch mit anderen Teilnehmenden und unterschied-
lichen Herangehensweisen an Technik sowie mit anderen Einstellungen eine 
besondere Bedeutung hat. Außerdem erleichtert diese Form das Feedback 
durch die Lehrkraft.  

Das Modul Human Factors im E-Government-Design394 wird unter Berück-
sichtigung der Erwartungen der Bildungsplattform vom Projektteam395 der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR Berlin) erarbeitet und ent-

 
393  Umgesetzt zum Beispiel durch das e-Learning-Tool H5P. 
394  eGov-Campus Modul Human Factors: https://egov-campus.org/courses/human-factors.  
395  Alle Projektteammitglieder sind als Autor:innen aufgeführt. 
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sprechend dem vorgegebenen Format didaktisch aufbereitet und in die 
eGov-Campus-Lernumgebung eingebracht. Im Folgenden wird der Bedarf 
nach einem Lernangebot an der Schnittstelle von E-Government, Human 
Factors und Design näher erläutert.  

2 Bedarf nach einem Lernangebot an der Schnittstelle von 
Verwaltungsinformatik, Human Factors und Design 

Das Modul Human Factors im E-Government-Design (Kurztitel Human eGov) 
bietet ein Schulungsangebot, das die Wünsche und das Erleben von Stake-
holdern396 von E-Government-Prozessen und IT-Lösungen in den Vorder-
grund rückt. Das geschieht nicht ohne Grund. Es wurde wiederholt gezeigt, 
dass die Akzeptanz von Lösungen entscheidend dazu beiträgt, ob diese an-
genommen werden.397 Doch auch wenn keine Wahl besteht, wie etwa in der 
Sachbearbeitung auf Seiten der Beschäftigten in der öffentlichen Verwal-
tung, ist die sogenannte User Experience (Wie wird die Lösung erlebt?) von 
großer Bedeutung. Sie trägt im gelungenen Fall nicht nur zur Zufriedenheit 
der Beschäftigten bei, sondern vor allem auch zur Geschwindigkeit und 
Qualität der Vorgangsbearbeitung. Die Perspektiven der Stakeholder:innen 
einzubeziehen ist jedoch kein Selbstläufer. Das kann man auch daran 
erkennen, dass beispielsweise die Berücksichtigung von digitaler Barriere-
freiheit gesetzlich verankert ist.398 Es reicht nicht, sich vermeintlich in die 
Erwartungshaltungen an (IT-)Verfahrens-Lösungen verschiedener Zielgrup-
pen eines Verwaltungsprozesses einzufühlen. Es hat sich gezeigt, dass man 
künftige Beteiligte besser systematisch in den Entwicklungsprozess mit ein-
bezieht. Dazu haben sich bestimmte Vorgehensweisen etabliert. Im Folgen-
den wird kurz näher auf den aktuellen Entwicklungsstand menschzentrierter 
Produkt- und Prozessentwicklung in der öffentlichen Verwaltung einge-
gangen. 

2.1 Entwicklungsstand menschzentrierter Gestaltung in der öffentlichen 
Verwaltung  

Nutzerzentriertes Design ist ein bereits lange erforschtes Feld in der Auto-
matisierung und Digitalisierung.399 Nach Burmester ist es seit den 1990er 
Jahren verbreitet und erfuhr 2016 durch die zunehmende Anwendung der 
dieses Vorgehen ergänzenden Design-Thinking-Methode im Software-

 
396 Bezeichnung für in einen Prozess oder in ein Projekt involvierte beziehungsweise im Zuge 

dessen zu berücksichtigende Personengruppen 
397  Vgl. E-Government Monitor 2019, S. 17 und E-Government Monitor 2020, S. 33. 
398  Vgl. EU-Richtlinie 2016/2102, BITV 2.0, 2019 u. BIKTG Bln, 2019. 
399  Endsley 2016, S. 17 f. 
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entwicklungsprozess einen beachtlichen Schub.400 Von den nach DIN EN ISO 
9241-210401 vier iterativ zu durchlaufenden Phasen402 – Nutzungskontext ver-
stehen und beschreiben (Schritt 1), Nutzungsanforderungen spezifizieren 
(Schritt 2), Gestaltungsmöglichkeiten entwickeln (Schritt 3), die die Nut-
zungsanforderungen erfüllen, Gestaltungslösungen aus der Nutzerperspek-
tive evaluieren (Schritt 4) stehen Schritt 1, 2 und 4 im Vordergrund dieses 
Moduls, da diese sowohl für das in der öffentlichen Verwaltung vorherr-
schende Gestalten von Vorgaben als auch für die Bewertung entwickelter 
Lösungen ausschlaggebend sind. Hierzu werden im Modul Human eGov 
aktuelle Erkenntnisse der Kognitionspsychologie,403 des Usability-Engine-
erings404 und der Nutzerpsychologie405 vermittelt. Die hohe Bedeutung der 
Akzeptanz technischer Lösungen findet ihren Niederschlag in der zunehmen-
den Verbreitung von Digitalisierungslaboren,406 die gezielt dazu dienen, so-
wohl den Anwendungsblick als auch den Blick der Sachbearbeitenden agil 
in den Entwicklungsprozess zu integrieren. Agilität in der Anforderungs-
beschreibung spielt inzwischen auch für die öffentliche Verwaltung eine 
herausgehobene Bedeutung407 und verändert darüber hinaus allgemeine 
Organisationsstrukturen in der Verwaltung.  

2.2 Neue Kompetenzen für Mitarbeitende der öffentlichen Verwaltung  

Die öffentliche Verwaltung greift zur Digitalisierung regelmäßig auf Soft-
warefirmen zurück. In diesem Falle, aber auch bei Eigenentwicklungen sind 
zunächst Anforderungserhebungen an die zu entwickelnden technischen 
Lösungen vorzunehmen. Fehlende Akzeptanz der späteren Lösung ist inzwi-
schen deutlich seltener auf einen fehlenden Bekanntheitsgrad zurückzufüh-
ren als vielmehr auf eine zu geringe Berücksichtigung der Nutzerperspektive. 
Die Berücksichtigung menschlicher Faktoren und die Einbeziehung der 
späteren „User“ in Softwareplanungszyklen ist daher eine Kompetenz, die 
sowohl für die Anforderungserhebung als auch im Rahmen der Weiter-
entwicklung vorhandener E-Government-Lösungen von hoher Bedeutung 
ist. Voraussetzung für die Einbeziehung der Nutzerperspektive ist es, vorhan-
dene Software entlang der aktuellen Usability- und User-Experience-Stan-
dards strategisch untersuchen und bewerten zu können und Verbesserungs-
ideen entwickeln und deren Umsetzung anstoßen zu können. Das vorliegen-

 
400  Vgl. Burmester 2016, S. 1. 
401  DIN EN ISO 9241-210 - Ergonomie der Mensch-System-Interaktion - Teil 210: Mensch-

zentrierte Gestaltung interaktiver Systeme: https://www.beuth.de/de/norm/din-en-iso-9241-
210/313017070.  

402  Vgl. Geis 2010, Abbildung 1.  
403  Vgl. Groome et al. 2013, S. 25 ff.  
404  Vgl. Wickens et al. 2015, S. 5 ff.  
405  Vgl. Evans 2017, S. 10 ff.  
406  Vgl. E-Government Monitor 2020, S. 9 und Bundesministerium des Innern, für Bau und 

Heimat 2020, S. 1 ff.  
407  Vgl. Mergel, Ganapati & Whitford 2020, S. 3 f.  
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de Modul liefert sowohl für die Bewertung vorhandener IT-Lösungen als 
auch für die Einbeziehung der Nutzerperspektive bei der Fortentwicklung 
vorhandener sowie der Neuentwicklung von Anwendungssoftware die theo-
retischen und methodischen Grundlagen. Diese Kompetenzen sind nicht nur 
im Falle von eigens durchgeführter Anforderungserhebungen von Bedeu-
tung, sondern auch um im Falle einer Kooperation mit externen IT-Dienst-
leistern eine erfolgreiche Zusammenarbeit zu sichern. Sie ermöglichen, dass 
Verwaltungsmitarbeitende mit Auftragnehmenden auf Augenhöhe kommu-
nizieren und informierte Rückfragen stellen können. In der Praxis ist es näm-
lich nicht selten so, dass spätere Auftragnehmer:innen den Ausschreibungs-
prozess unterstützen. Entsprechend können Interessenkonflikte auftreten. 
Durch den Erwerb der durch das Modul vermittelten Kompetenzen werden 
Verwaltungsmitarbeitende befähigt die Kontrollfunktion einer Projektleitung 
auszuführen und qualifizierte inhaltliche und methodische Impulse im 
Projektverlauf zu geben.  

3 Inhalte des Moduls Human Factors im E-Government-
Design im Detail  

Das Modul führt verwaltungsbezogen in die Anwendung psychologischer 
Grundlagen aus dem Feld Human Factors408 ein. Es schafft Verständnis für 
die multiplen Faktoren, die in der Produkt- und Prozessgestaltung für E-
Government-Lösungen zusätzlich zu gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien 
Beachtung finden müssen, damit diese Akzeptanz erfahren und breite 
Nutzergruppen ansprechen. Inhalte der Kognitionspsychologie und der 
allgemeinen Psychologie ermöglichen die Bewertung digitaler Services für 
alle Stakeholdergruppen hinsichtlich ihrer Gebrauchstauglichkeit (Usability) 
und den von ihnen ausgelösten Nutzererlebnissen, ihrer User Experience 
(UX). Verfahren der nutzerzentrierten Produktentwicklung und Methoden 
der Nutzerforschung409 werden vorgestellt und in praktischen verwaltungs-
relevanten Einzel- und Gruppenübungen angewandt. Schließlich werden 
auch organisationale Maßnahmen zur strategischen und projektbezogenen 
Einbeziehung einer Nutzerzentrierung thematisiert.  

3.1 Vorstellung der 10 Lerneinheiten des Moduls 

Das Modul gliedert sich in 10 Lerneinheiten. Das didaktische Konzept orien-
tiert sich dabei am Innovationsframework des sogenannten Double Dia-
monds410 und ordnet die Lerninhalte entsprechend dieses Prozesses an. Dem 

 
408 Forschungsfeld der angewandten Psychologie, die Begriffe „Ingenieurspsychologie“ und 

„Ergonomie“ werden oft synonym zum Begriff „Human Factors“ verwendet. 
409  Im Folgenden wird auch der englische Begriff „User Research“ äquivalent verwendet. 
410  Vgl. Möller 2015, S. 1 ff. 
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Prozess des Double Diamond zufolge, unterteilt sich der menschzentrierte 
Designprozess idealerweise in 4 Phasen: eine Phase des Entdeckens (engl. 
„Discover“), in der verstanden werden muss, wo genau ein Problem liegt 
und wie es geartet ist. Es geht darum, mit von Herausforderungen betroffe-
nen Menschen direkt zu sprechen und in ihre Lebensrealitäten einzutauchen, 
anstatt diese nur von außen zu vermuten. Die zweite Phase Definieren (engl. 
„Define“) ist davon geprägt, die Erkenntnisse der Discovery-Phase zusam-
menzutragen und zu analysieren. Nicht selten ergibt sich an dieser Stelle 
eine andere, neue Definition der Herausforderung, als ursprünglich ange-
nommen. In der dritten Phase Entwickeln (engl. „Develop“) werden unter-
schiedliche gestalterische Antworten auf das nun klar definierte Problem ge-
geben. Designer:innen suchen sich Inspiration von unterschiedlichen Stellen 
und arbeiten ihre Ideen prototypisch aus. In der vierten Phase Ausliefern 
(engl. „Deliver“) werden verschiedener Lösungen im kleinen Maßstab aus-
probiert, prototypische Entwicklungen werden getestet und je nach Passung 
verworfen oder weiterentwickelt.  

Nutzende können die Lerneinheiten und Lernvideos auch einzeln verwenden 
und zum Beispiel (unter Berücksichtigung der Creative-Commons-Lizenz CC 
BY-SA) in eigenen Lehrveranstaltungen einbinden. Die Inhalte der zehn Lern-
einheiten werden im Folgenden detaillierter dargestellt.  

3.1.1 Lerneinheit 1: Die Rolle von Human Factors im E-Government 

In der ersten Lerneinheit werden Grundlagen zum E-Government gelegt und 
die Fragen adressiert, welche Rolle Menschzentrierung im E-Government 
spielt und was ansonsten das Handeln im E-Government bestimmt. Dazu gilt 
es exemplarisch verschiedene nationale wie europäische Gesetze und rich-
tungsweisende Dokumente zu sichten und teils näher zu betrachten. Ferner 
werden die Grundlagen für das Verständnis eines Softwareplanungs- (oder 
Update-)prozesses gelegt und erläutert, wie man in diesen Vorgehensschrit-
ten die Berücksichtigung menschlicher Faktoren und das Einbeziehung der 
späteren „User“ sicherstellen kann. Zudem sind der Bogen zum Forschungs-
feld Human Factors zu spannen und mit dem E-Government verwandte 
Fragestellungen aufzuzeigen.  

3.1.2 Lerneinheit 2: Menschzentriert gestalten 

In dieser Lerneinheit wird die Frage, warum die Nutzenden im Zentrum des 
Gestaltungsprozesses stehen müssen, vertieft aufgegriffen und darüber hin-
aus der Frage nachgegangen, wie menschenzentrierte Gestaltung gelingen 
kann. Es wird ein Einblick in die Arbeitsweise und das Mindset von Desig-
ner:innen gegeben. Zu diesem Zwecke werden verschiedene Design-Frame-



221 
 

works vorgestellt und verglichen. Verschiedene Designdisziplinen werden 
gegenübergestellt. 

3.1.3 Lerneinheit 3: Einführung in die Nutzerforschung 

Hier wird zunächst die Frage geklärt, warum man Nutzenden zuhören muss. 
Dann wird schwerpunktmäßig ein Überblick über verschiedene Forschungs-
methoden der Nutzerforschung, mit dem Fokus auf qualitative Methoden, 
wie zum Beispiel semistrukturierte Interviews, Diary Studies411 und Sha-
dowing-Techniken,412 gegeben.413 Wert wird darauf gelegt, eine ethisch kor-
rekte und effektive Herangehensweise an Nutzerforschung zu vermitteln. 
Teilnehmende sollen in die Lage versetzt werden, Forschungsdesigns ange-
messen unter Verwendung einer oder mehrerer Methoden zu konzipieren. 

3.1.4 Lerneinheit 4: Qualitative Nutzerforschung 

Diese Lerneinheit thematisiert die Planung, Umsetzung und Auswertung von 
Forschungsvorhaben. Es werden die Fragen adressiert, wie man mit Nutzen-
den direkt spricht und wie man qualitative Daten auswertet und kommuni-
ziert. Erläutert wird ebenso, wie eine Laborsituation gestaltet sein muss, da-
mit sich Proband:innen wohl fühlen können und wie Fragen und Gespräche 
gestaltet sein sollten. Zudem werden mögliche Verzerrungen in den Ant-
worten und dem Verhalten der Teilnehmenden vorgestellt, wie zum Beispiel 
Antworten im Sinne der vermeintlichen sozialen Erwünschtheit. Es werden 
Strategien vorgestellt, wie mit derartigen Verzerrungen im Gespräch und in 
der Auswertung umgegangen werden kann. 

3.1.5 Lerneinheit 5: Kognitionspsychologie I 

Die Lerneinheit 5 bietet einen Einstieg in Inhalte der Kognitionspsychologie 
anhand der Themenkomplexe Wahrnehmung und Aufmerksamkeit. Diese 
psychologischen Grundlagen sind speziell für die Gestaltung von gra-
phischen Bedienoberflächen von Bedeutung. Es wird die Frage adressiert, 
wie menschliche Wahrnehmung und Aufmerksamkeit funktionieren und wie 
wir dieses Wissen für Gestaltung nutzen können. Teilnehmende lernen ein-
zuschätzen, ob graphische Elemente und Informationsarchitekturen entspre-
chend der Schwächen und Stärken der menschlichen Informationsauf-

 
411 Deutsch etwa „Tagebuch-Studie“: Eine Forschungsmethode, bei der Teilnehmende über 

einen vorab definierten Zeitraum regelmäßig Notizen zur Nutzung eines Produktes oder zu 
ihren Gewohnheiten machen. 

412  Beim Shadowing (deutsch: „Beschatten“) werden Studienteilnehmende in ihrem gewohnten 
Handlungsumfeld begleitet, zum Beispiel am Arbeitsplatz oder in der Freizeit. 

413  Vgl. Rohrer 2014, S. 1. 
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nahme und -verarbeitung gestaltet sind.414 Dieses Wissen können sie später 
bei der heuristischen Evaluation415 von bereits bestehenden oder neu zu ent-
wickelnden Bedienoberflächen anwenden. 

3.1.6 Lerneinheit 6: Kognitionspsychologie II 

Diese Lerneinheit vertieft weitere Themengebiete der Kognitionspsycho-
logie, speziell des menschlichen Gedächtnisses, des Denkens und Entschei-
dens. Teilnehmende lernen Informationen so zu gestalten, dass die Kapazi-
täten des menschlichen Gedächtnisses nicht ausgereizt werden und kogni-
tive Prozesse, so gut es geht, durch die gezielte Präsentation von Informa-
tionen unterstützt werden.416 Zudem werden die Gewohnheiten des mensch-
lichen Denkens und Entscheidens thematisiert. Auch hier werden Schwä-
chen aufgezeigt und Designregeln417 vorgestellt, die verwendet werden kön-
nen, um diese zu kompensieren. 

3.1.7 Lerneinheit 7: Ideen und Services entwickeln 

Ob ein Online Dienst genutzt wird und erfolgreich den analogen Dienst ab-
löst, liegt nicht nur an der Nutzerfreundlichkeit des Interfaces, sondern am 
Service dahinter. Diese Lerneinheit vermittelt die Grundlagen des Service 
Designs. Besondere Beachtung erfährt hier die Gestaltung von Sprache. Es 
wird die Frage adressiert, wie geschriebene Sprache leichter zugänglich und 
besser verständlich gemacht werden kann und wie dafür Sorge getragen 
werden kann, dass Menschen unterschiedlicher Identitäten sich gleicher-
maßen angesprochen fühlen. Zudem wird die Methode des User Journey 
Mappings im Detail vorgestellt. Angeschlossen sind Übungen, die die Er-
stellung einer User Journey beinhalten. 

3.1.8 Lerneinheit 8: Prototypen entwickeln und testen 

Diese Lerneinheit behandelt die Fragen, wie man mit Prototypen Risiken 
managen und auf Basis von Nutzerfeedback weiterentwickeln kann. Es wird 
erörtert, worin der Wert einer schnellen Entwicklung und Testung proto-
typischer Lösungen liegt. Unterschiedliche Möglichkeiten der Erstellung von 
Prototypen (zum Beispiel Papier- und klickbare Protoypen, Gestaltung von 
Szenarien und MVPs) und die jeweiligen Vor- und Nachteile werden adres-
siert. Im zweiten Teil geht es darum die Prototypen zu testen, also die Inter-

 
414  Vgl. Weinschenk 2011, S. 2 ff. 
415  „Heuristische Evaluation“ bezeichnet eine Methode, in der Design-Expert:innen eine 

Bedienoberfläche anhand standardisierter Kriterien für Gebrauchstauglichkeit (sogenannter 
Usability-Heuristiken) bewerten.  

416  Vgl. Evans 2017, S. 71 ff. 
417  Im Folgenden auch „Heuristiken“ genannt. 
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aktion von Nutzenden mit dem Prototypen zu untersuchen. Hierzu müssen 
Interaktionsaufgabe gestaltet und Proband:innen bei der Bearbeitung dieser 
begleitet und beobachtet werden. Die Paarung dieses aufgabenbasierten 
Ansatzes (Task-Based Settings) mit anderen User Research Methoden wird 
behandelt. 

3.1.9 Lerneinheit 9: Quantitative Nutzerforschung 

Diese Lerneinheit vermittelt den Teilnehmenden praktische Kompetenzen 
der Nutzerforschung, diesmal mit dem Fokus auf quantitative Verfahren. Die 
zentrale Frage hierbei ist, wie man Usability und User Experience messbar 
macht und Daten nutzt, um Services zu optimieren. Es werden verschiedene 
Methoden vorgestellt, wie die Click-Stream-Analyse oder das A/B-Testing. 
Es wird zudem thematisiert, welche Leistungskennzahlen zur Einschätzung 
der User Experience418 herangezogen und erhoben werden sollten und wie 
die Erhebung und das Monitoring dieser Kennzahlen419 systematisch im 
Zuge einer Ausschreibung auf den Weg gebracht werden kann. 

3.1.10 Lerneinheit 10: Organisationen prägen 

Die Lerneinheit 10 dient vor allem dem Transfer des Gelernten in den Berufs-
alltag. Die Umstellung von einem herkömmlichen Projektverlauf zu einer 
konsequent menschzentrierten Entwicklung stößt in der Regel auf Wider-
stände. Diese Lerneinheit dient der Reflexion und Antizipation dieser Wider-
stände und dem Aufbau von Changemanagement-Fähigkeiten. Zudem wird 
die Berechnung eines Return on Investments420 hinsichtlich der Nutzer-
forschungsaktivitäten („ROI of UX“) als Argument gegenüber Vorgesetzen 
und Kritiker:innen thematisiert.  

3.2 Vertiefende Übungen und komplexes Übungsszenario  

Zu jeder Lerneinheit gibt es zusätzlich zu den kleineren interaktiven Auf-
gaben, die der Verständnissicherung der gerade vermittelten Lerninhalte 
dienen, etwas umfassendere begleitende Übungen, die mehr Eigenständig-
keit erfordern und häufig auch der Anwendung der vermittelten Methoden 
dienen. Nur so wird sich das Vermittelte auch dauerhaft einprägen können. 
Der Umfang dieser Übungen entspricht in etwa einem Zeitbedarf von 90 
Minuten.  

 
418  In Fachkreisen werden diese auch als UX-Metriken bezeichnet. 
419  Zum Beispiel durch die Beauftragung der Entwicklung einer Dashboard-Lösung. 
420  Der Return on Investment zeigt auf, wie sich Nutzerforschungsaktivitäten langfristig rentie-

ren.  
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Und schließlich gibt es, wie eingangs beschrieben, ein zusätzliches komple-
xes Übungsszenario, das im Idealfall in einem einwöchigen Workshop vor 
Ort angeboten wird und von seiner Aufgabenstellung her so angelegt ist, 
dass man zu seiner Bearbeitung nahezu alle vermittelten Inhalte des Moduls 
benötigt. 

4 Zielgruppe und Informationen für Interessierte  

Das Lernangebot „Human Factors im eGovernment-Design“ richtet sich in 
seiner Form als MOOC an alle Personen, die Interesse an dem aufbereiteten 
Thema besitzen. Als Verständnisgrundlage ist es von Vorteil, wenn 

| zumindest ein grundständiger Studiengang (Bachelor oder Diplom) mit 
Ausrichtung auf die öffentliche Verwaltung oder Verwaltungsinformatik, 
gegebenenfalls auch auf Politik oder Wirtschaft vorliegt, der sozial-
wissenschaftliche Grundlagen umfasst oder 

| Erfahrungen aus der öffentlichen Verwaltung, etwa zu Digitalisierungs-
aufgaben und/oder aus einer Fachverfahrensverantwortung mitgebracht 
werden und sozialwissenschaftlichen Grundlagen vorliegen, so wie sie 
im Allgemeinen in Studiengängen für den allgemeinen gehobenen 
Verwaltungsdienst enthalten sind.  

Die ausgearbeiteten Unterlagen stehen aber auch Hochschulen und 
Bildungseinrichtungen zur Nutzung zur Verfügung. Diese können sie nutzen, 
um daraus eigen Angebote mit Leistungsnachweisen zu gestalten. In diesem 
Zusammenhang kann das Modul in Zertifikats- oder Masterangebote einge-
arbeitet werden. Darauf geht der folgende Beitrag von Lück-Schneider und 
Schütze im vorliegenden Tagungsband näher ein. In diesem Zusammen-
hang kommen möglicherweise auch formale Voraussetzungen zum Tragen. 

Das Modul wird mit Fertigstellung bereits 2021 über die Lernplattform eGov-
Campus421 zugänglich werden. Erstmals im Einsatz eines Studiengangs wird 
es zum Sommersemester 2022 sein.  

Danksagung: Das Projekt „E-Government Campus: Teilprojekt Koordination 

der Plattformentwicklung und -implementierung sowie Erstellung von 

Nutzungskonzepten“ (Förderkennzeichen: V DIL12/0018/0005) wird mit Mit-

teln des IT-Planungsrats gefördert und von der Hessischen Staatskanzlei be-

treut. Hierfür bedanken wir uns als Projektbeteiligte wie auch als Autorinnen 

ganz ausdrücklich. 

 
421  eGov-Campus: https://egov-campus.org.  
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Ein Bewertungsraster  
für digitale Übungsbeispiele  
sowie Verwendungstipps  
für eGov-Campus-Module 

 

Dagmar Lück-Schneider und Judith Schütze 

 

1 Thematischer Kontext 

Basierend auf einem Beschluss des IT-Planungsrates422 startete im Januar 
2020 das Verbundprojekt eGov-Campus, in dem im Jahr 2021 auch die Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht Berlin (HWR Berlin) mit einem Teilprojekt423 
vertreten ist. Das Gesamtprojekt hat sich zum Ziel gesetzt, zum Themenfeld 
E-Government eine länderübergreifende Schulungsplattform aufzubauen. 
Auf dieser stellen die Verbundpartner Unterrichtsmodule424 zu unterschied-
lichen Themen, in der Regel Material für Module im Umfang von 150 
Stunden beziehungsweise 5 ECTS425, zur Verfügung. Die Schulungsangebote 
sollen künftig zur Aus- und Weiterbildung426 in diesem Themenfeld nicht 
gewinnorientiert arbeitenden Anbietern zur Verfügung stehen. Sie lassen 
sich in Lehrangebote von Hochschulen einbinden oder aber auch als 
MOOC427 durcharbeiten. Wichtiger Wunsch des Projektträgers: Die Angebote 
sollen möglichst praxisnahe Übungen umfassen und innovative Lehr- und 

 
422 IT-Planungsrat 2019. 
423 In diesem Zusammenhang entstand auch der vorliegende Beitrag, genauer im Rahmen des 

Forschungs- und Entwicklungsprojekts „E-Government Campus: Teilprojekt Koordination 
der Plattformentwicklung und -implementierung sowie Erstellung von Nutzungskonzepten“ 
(Förderkennzeichen: V DIL12/0018/0005). Das Projekt wird mit Mitteln des IT-Planungsrats 
gefördert und von der Hessischen Staatskanzlei betreut. Hierfür bedanken wir uns als 
Projektbeteiligte wie auch als Autorinnen ganz ausdrücklich. 

424 Im Folgenden wird nur noch von Modulen gesprochen. 
425 ECTS: Die Abkürzung steht für „European Credit Transfer System“. Die Punkte werden ent-

lang des durchschnittlich zu erwartenden zeitlichen Umfangs der zu erbringenden Leistun-
gen, das zudem auf einem bestimmten Niveau angesiedelt sein muss, zugeordnet und sollen 
so gegenseitige Anrechnungen im europäischen Bildungsraum erleichtern (vgl. EU 2015, 
S. 10). Sie ersetzen keine Noten. 

426 Weitere Ausführungen folgen in Abschnitt 3. 
427 MOOC steht für Massive Open Online Courses. Solche Angebote haben in jüngster Zeit stark 

an Zahl zugenommen und stellen über das Internet offen zugängliche Online-Lernangebote 
zu unterschiedlichsten Themen dar. Das Erlangen von Nachweisen oder Zertifikaten unter-
liegt unterschiedlichen zusätzlichen Regelungen. 
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Lernszenarien berücksichtigen. Die entstehenden Modulangebote werden 
durch Forschungsfragen begleitet. 

Das Teilprojekt, an dem die HWR Berlin arbeitet, befasst sich mit dem Modul 
„Human Factors im eGovernment Design – Durch menschenzentrierte Ge-
staltung zu besseren Services“ (Kurztitel Human eGov). Dahinter verbirgt 
sich ein Schulungsangebot, das die Wünsche und das Erleben von Bürgerin-
nen und Bürgern, sowie Mitarbeitenden zu Online Services für Bürgerinnen 
und Bürger und Unternehmen der öffentlichen Verwaltung in den Vorder-
grund rückt. Das geschieht nicht ohne Grund. Deutschland erreicht regel-
mäßig im internationalen europäischen Vergleich mit seinen Public Services 
nur einen Mittelplatz.428 Für seine Aussage bezieht sich Wewer auf Berichte 
der Europäischen Kommission im Zusammenhang mit dem „Digital Eco-
nomy and Society Index (DESI)“.429 Einer der in diese Bemessung einfließen-
den Parameter ist die Nutzungshäufigkeit der Angebote.430 Es wurde wieder-
holt gezeigt, dass die Akzeptanz von Lösungen entscheidend dazu beiträgt, 
ob diese angenommen wird.431 Doch auch wenn keine Wahl besteht, wie 
etwa in der Sachbearbeitung auf Seiten der Beschäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung, ist die sogenannte User Experience (Wie wird die Lösung er-
lebt?) von großer Bedeutung. Sie trägt im gelungenen Fall nicht nur zur Zu-
friedenheit der Beschäftigten bei, sondern vor allem auch zur Korrektheit der 
Daten und Vorgangsbearbeitung. Die Perspektiven von Bürgerinnen und 
Bürgern sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung einzu-
beziehen ist jedoch kein Selbstläufer. Das kann man auch daran erkennen, 
dass beispielsweise die Berücksichtigung von digitaler Barrierefreiheit 
gesetzlich verankert ist. Es reicht nicht, sich vermeintlich in die Erwartungs-
haltungen an (IT-)Verfahrens-Lösungen verschiedener Zielgruppen eines 
Verwaltungsprozesses einzufühlen. Es hat sich gezeigt, dass man künftige 
Beteiligte besser systematisch in den Entwicklungsprozess mit einbezieht. 
Dazu haben sich bestimmte Vorgehensweisen etabliert. 

Daher befasst sich das Modul mit Grundlagen, auch psychologischen, zur 
User Experience und zur Usability (Anwendungsfreundlichkeit) von IT-Ver-
fahren sowie mit wissenschaftlichen Methoden, diese Aspekte in die Ent-
wicklung neuer Lösungen und die Weiterentwicklung vorhandener Lösun-
gen einzubeziehen sowie mit Vorgehensweisen, die deren Berücksichtigung 
in den Entwicklungs- und Weiterentwicklungsprozessen auch sicherstellen. 

Im Zusammenhang mit der Ausgestaltung möglichst ansprechender praxis-
naher Übungen entlang bestehender Prozesse und IT-Lösungen steht die 
erste Forschungsfrage. Es wird nach einer methodischen Unterstützungs-

 
428 Vgl. Wewer 2019, S.221. 
429 DESI: https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/desi.  
430 Vgl. EC 2020b, S. 3. 
431 Vgl. E-Government Monitor, 2019, S. 17 und E-Government Monitor 2020, S. 33. 
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hilfe gesucht, die eine solche Auswahl erleichtert. Das Ergebnis soll nicht nur 
für das vorliegende Modul hilfreich sein, sondern auch für andere Module 
Hilfe bieten. 

Die drei weiteren Fragen befassen sich mit der Nutzbarkeit des Moduls im 
Weiterbildungsbereich, auf den kurz zunächst allgemein eingegangen wird. 
Dann geht es darum, die sich bei einer Integration des Moduls in ein vorhan-
denes Weiterbildungsangebot der HWR Berlin stellenden Herausforderun-
gen herauszuarbeiten. Danach wird das Vorgehen so verallgemeinert, dass 
auch andere Hochschulen von den Ergebnissen profitieren. Und schließlich 
soll inhaltlich näher betrachtet werden, welche Module des Campus für ein 
gemeinsames Bewältigen besonders geeignet sind und somit zu interes-
santen Zertifikatsangeboten führen können. 

2 Auswahlmethodik für digitale Unterrichtsbeispiele 

Für das Modul werden zum einen Beispiele benötigt, etwa konkrete Fachver-
fahren, die auf ihre Usability hin untersucht werden sollen. Hier ist also nach 
IT-Lösungen auszuschauen, die dazu „besonders gut“ geeignet sind. Ferner 
werden Prozesse gesucht, die noch nicht perfekt digitalisiert sind und sich 
zu einer Aneignung des Digitalisierungsprozesses unter den vermittelten 
Design-Methoden und Vorgehensweisen im Rahmen eines digitalen Lern-
angebotes eignen. Generalisiert geht es also um die Auswahl besonders 
guter Übungsbeispiele, die möglichst realitätsnah auch in einer Online Um-
gebung angeboten werden können. 

Um ein geeignetes methodisches Vorgehen zu finden, wurde Literatur 
herangezogen. Zum einen wurde didaktische Literatur gesichtet. Zum ande-
ren wurden E-Government-spezifische Publikationen zum Themenfeld Kom-
petenzen und Weiterbildung betrachtet. Und schließlich wurde auch noch 
Literatur einbezogen, die sich mit Kriterien zur Softwarebewertung befasst. 
Die Sichtung war darauf ausgerichtet, die Auswahl geeigneter Übungs-
aufgaben und dazu benötigter IT-Anwendungen durch Kriterien zu unter-
stützen. Die zur Verfügung stehende Zeit setzte hinsichtlich des Umfangs der 
herangezogenen Literatur allerdings enge Grenzen. Dennoch erscheint das 
Ergebnis pragmatisch anwendbar und insoweit nicht nur für unser eigenes 
Projekt hilfreich.  

Es sei noch erwähnt, dass nicht nach einem einzigen Übungsgegenstand für 
das gesamte Modul gesucht wurde. Das wäre für ein Aneignungsmodul 
umfangreicher neuer Inhalte aus unserer Sicht für die Teilnehmenden vom 
Anforderungsniveau her zu anspruchsvoll geworden. In Modulen, die ein 
derartiges eher Projekt-bezogenes Vorgehen an einem einzigen Unterrichts-
gegenstand vorsehen, wäre die Suche nach grundsätzlich möglichen über-
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greifenden Projektthemen den im Folgenden vorgestellten Kriterien voran-
zustellen. 

In jedem Falle stellt sich aber die Frage, was „besonders gute“ Unterrichts-
aufgaben und Beispiele sind. Zweifellos geht es darum, dass die Zielgruppe 
an diesen die Lernziele auf allen Kompetenzkategorien möglichst genau um-
fassend entlang einprägsamer432 Erfahrungen erreichen kann. Dabei wird 
von dem auch in der E-Government-Kompetenzstudie verwendeten Kompe-
tenzbegriff nach Weinert433 ausgegangen, der darauf ausgerichtet ist, 
Problemlösungsfähigkeit zu erlangen.434 Dafür spielen im E-Government 
neben Persönlichkeitsmerkmalen und sozialen Kompetenzen technische, 
sozio-technische, die Organisation betreffende, Management- und politisch-
administrative Kompetenzen eine Rolle,435 wobei in diesem Beitrag (leicht 
abweichend zur Studie) sowohl technische wie auch die weiteren Kompe-
tenzen zu Fachkompetenzen zusammengefasst werden. Die Kriterien sollen 
ferner die Ansiedlung der Kompetenzziele auf den drei bei Becker et al. Ver-
wendeten Kompetenzkategorien „Wissen“, „Anwenden“ und „Gestalten“ 
berücksichtigen: „Während sich ‚Wissen‘ auf das passive Erwerben und 
Verstehen von ‚Wissen‘ bezieht, erfordert ‚Anwenden‘ den Transfer in neue 
Situationen und ‚Gestalten‘ das Erkennen von neuartigen Problemen und die 
Erstellung von Lösungen.“436 Der Rückgriff auf didaktische und ent-
sprechend ausgerichtete E-Government Literatur erschien sinnvoll.  

Ferner muss für die prinzipiell geeigneten Übungsszenarien geprüft werden, 
ob und wie realistisch und aufwändig sie sich in einer Online-Umgebung 
realisieren lassen. Dieser Blickwinkel fällt eher unter technisch-organisato-
rische Aspekte. Dass auch eine solche Einteilung sinnvoll ist, wird ebenfalls 
über die Studie „E-Government Kompetenz“ bestätigt. In dem von ihr vor-
gestellten „Leitfaden zur Erschließung geeigneter Vermittlungsmethoden“ 
gelangt sie zu einer ganz ähnlichen Zweiteilung in „Didaktisch-inhaltlich“ 
und „Organisatorisch“.437 

Dabei bietet die Online-Umgebung die Möglichkeit für das zu entwickelnde 
Modul eine eigene Lernumgebung mit Material (Textdokumente, Videos, 
Links) und interaktiven Elementen (zum Beispiel Chat, Foren, Videokonferen-
zen, Quizzies, E-Tests) anzulegen. In diese Umgebung sollen nun auch kom-
plexere Übungen, in der Literatur teils auch als „digitale Lernspiele“ be-

 
432 Dabei ist der Erwerb von Kompetenzen in Handlungs- und sozialen Kontexten eine gängige 

methodische Vorgehensweise, die ggf. sogar geeignet ist, Einfluss auf Einstellungen zu 
nehmen (vgl. Bönsch, S. 200 f.). 

433 Vgl. Weinert 2001, S. 27 f. 
434 Vgl. Becker et al. 2016, S. 4. 
435 Vgl. Becker et al. 2016, S. 12 f. 
436 Vgl. Becker et al. 2016, S. 31. 
437 Vgl. Becker et al. 2016, S. 30. 
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zeichnet, eingebracht werden.438 So könnte hier beispielsweise die Arbeit in 
einem IT-Fachverfahren simuliert werden, ebenso das Aufrufen eines Aus-
wertetools mit fiktiven Nutzerdaten. 

Einige Kriterien, die als Qualitätsmerkmale von Software gelten,439 können 
eher für die Bewertung der Usability mit herangezogen werden (zum Bei-
spiel Angemessenheit, Fehlertoleranz, Verständlichkeit, Erlernbarkeit, Be-
dienbarkeit, Zeitverhalten). Etliche gehen weit darüber hinaus und helfen bei 
der Auswahl einer besten Software und eines geeigneten Anbieters.440 Auch 
diese Kriterien seien Personen, die sich um UX kümmern, ergänzend nahe-
gelegt, denn Sie helfen, bewusst zu machen, dass man eben nur eine be-
stimmte Perspektive in der Softwareauswahl abdeckt. Und die Software-
auswahl, nicht ihre Erstellung, ist für den öffentlichen Bereich vorherr-
schend. Für unsere Übungsbeispielauswahl erlangt man über diese weiteren 
Kriterien keine zusätzlichen Erkenntnisse. Als viel wichtiger stellte sich 
heraus, Organisationen beziehungsweise Personen zu finden, die uns in der 
Bereitstellung von möglichen Beispielen, auch mit Übungsdaten, weiter-
helfen könnten. 

Tabelle 14 fasst das Ergebnis dieser Recherchen in Form von Fragen in zwei 
Kategorien zusammen. Die Fragen dienen dazu, eine geeignete Auswahl zu 
unterstützen. Dabei hat nach Beantwortung der Fragen noch eine Bewertung 
zu erfolgen. Diese betrifft einzelne Fragen genauso (etwa nach Auflisten 
angesprochener Kompetenzen und Kompetenzstufen) wie ein Abwägen der 
Antworten untereinander, sofern zwischen verschiedenen möglichen IT-
Verfahren ausgewählt werden muss. 

  

 
438 Vgl. Becker et al. 2016, S. 37 mit Verweis auf Höntzsch et al. 2013 und Flasdick 2005. 
439 Vgl. Droste & Merz 2019 mit Bezug zur ISO/IEC 25000 ff., S. 60 ff. sowie Groß & Pfennig 2017. 
440 Zum Beispiel Anpassbarkeit (an Systemumgebungen), Installierbarkeit, Konformität, Aus-

tauschbarkeit, Interoperabilität oder ähnliches.  
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Didaktische Kriterien  Organisatorische 

und technische 

Kriterien 

 Kann man sich in das Beispiel leicht hineindenken? (inhalt-
liche Komplexität, zum Beispiel gesetzlicher Hintergrund / 
Menge unterschiedlicher Fälle, Einführungsaufwand) 

 Wie viel Zeit benötigt man, um sich in der technologischen 
Lösung zu bewegen? (technologische Komplexität) 

 Wie viel Prozent der Lernziele der Lerneinheit werden durch 
das Beispiel abgedeckt?  

 Sind die Hauptlernziele abgedeckt? 
 Welche fachlichen Kompetenzen? (technische, sozio-tech-
nische, die Organisation oder das Management betreffende 
sowie politisch-administrative Kompetenzen) werden auf 
welcher Kompetenzkategorie (Wissen, Anwenden, 
Gestalten) angesprochen? 

 Welche sozialen Kompetenzen werden angesprochen? 
 Welche Persönlichkeitsmerkmale sind besonders gefordert? 
 Wird die Sinnhaftigkeit von digitaler Barrierefreiheit 
besonders sichtbar? 

 Bietet das Beispiel Ansatzpunkte für eigene Ideen? 
 Wie motivierend ist das Beispiel? 
 Eignet sich das Beispiel für eine persönliche Identifikation? 
 Kommt man an dem Beispiel zu besonders einprägsamen 
Ergebnissen? 

 Wie gut lassen sich die Erkenntnisse auf andere Situationen 
übertragen 

  Unterstützungsbereit-
schaft vorhanden? 

 Allgemeine Verfügbarkeit 
(Zugangsrechte?) 

 Auf Plattform 
integrierbar? 

 Publikationsrechte  
nach Lizenzvorgaben  
des eGov-Campus? 

 Verwaltungsseite 
sichtbar? 

 Sind besondere 
Hardware-
Voraussetzungen 
notwendig? 

 Sind besondere  
Software-
Voraussetzungen 
notwendig? 

 Zur technologischen 
Komplexität siehe bei den 
didaktischen Kriterien! 

Tabelle 14: Auswahlkriterien für bestmögliche Praxisbeispiele  
bei vorgegebener Zielgruppe 

3 Einbettung des Moduls in die Weiterbildungslandschaft 

In diesem Abschnitt wird zunächst ein grundlegendes Verständnis für 
Weiterbildungsangebote hergestellt und dann exemplarisch der aktuelle 
Planungsstand der Einbindung des Moduls Human eGov in das Curriculum 
eines Weiterbildungsstudiengangs der HWR Berlin vorgestellt. Davon abge-
leitet wird das Vorgehen so generalisiert, dass auch andere Bildungseinrich-
tungen von dem an der HWR Berlin erfolgten Vorgehen bei einer gewünsch-
ten Aufnahme von Modulen des eGov-Campus in das eigene Weiter-
bildungsportfolio profitieren können. Abschließend werden Modulkombina-
tionen vorgestellt, die ausgehend vom Human eGov-Modul zu interessanten 
und praxisrelevanten Zertifikatsangeboten führen können. 
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3.1 Grundlegendes zu Weiterbildungen und Lernformen 

Bereits 1970 wurde das noch heute gültige Verständnis für den Begriff der 
Weiterbildung gelegt. Man versteht darunter die „Fortsetzung oder Wieder-
aufnahme organisierten Lernens nach Abschluss einer verschiedenartig aus-
gedehnten ersten Bildungsphase“.441 Hier wird herausgestellt, dass Weiter-
bildung an eine erste Bildungsphase anknüpft, worauf unter Abschnitt 3.3 
näher eingegangen wird. Zum anderen stellt die Erläuterung den Aspekt des 
organisierten Lernens heraus. Zu solchen Lernformen sind zunehmend 
andere Formen des Lernens442 hinzugetreten.443 Sowohl bei einem Angebot 
im MOOC-Format als auch bei Angeboten, die beispielsweise durch Hoch-
schulen organisiert werden, handelt es sich um organisiertes, das heißt 
gesteuertes Lernen. Für die zu erwerbenden Kenntnisse und Kompetenzen 
wird eigens ein darauf ausgerichtetes Lernangebot gestaltet. Diese Ziel-
gerichtetheit wird gesteuert durch die Bildungseinrichtungen oder am Bei-
spiel des eGov-Campus durch die Projektleitungen und Lehrenden der betei-
ligten Hochschulen. Im Gegensatz dazu ist selbstorganisiertes Lernen durch 
eine eigenständige Zielsetzung der lernenden Person gekennzeichnet. So 
würde bei einem eigenständigen Bearbeiten des Angebotes, wie es bei 
einem Angebot im MOOC-Format der Fall wäre, neben dem organisierten, 
auch das selbstorganisierte Lernen hinzutreten. Die Belegung des Moduls 
im Rahmen eines konkreten Studiums (etwa einem Master- oder Zertifikats-
studium) wäre demgegenüber stärker durch die Hochschule organisiert. 

Neben der Zielgerichtetheit eines Lernangebotes, ist für den Weiterbildungs-
kontext ebenfalls der Formalisierungsgrad des Lernens festzuhalten. Forma-
les Lernen ist auf den Erwerb eines Abschlusses beziehungsweise anerkann-
te Zertifizierung ausgerichtet.444 Dieser Aspekt wird relevant für Hochschulen 
und andere Bildungseinrichtungen für das Aufgreifen der eGov-Campus-
Module in ihr Angebotsportfolio. Denn auch wenn bei Teilnahme an einem 
MOOC eine Teilnahmebescheinigung oder ein Leistungsnachweis ausge-
stellt werden kann, so stellen diese keine vergleichbaren Abschlüsse, im 
Sinne einer offiziellen Anerkennung, dar. Die Lernangebote des eGov-Cam-
pus stellen vielmehr non-formale Lernangebote dar. Dennoch grenzen sich 
diese Lernangebote von informellen Lernformen ab, wie es sich beispiels-
weise bei in der Tätigkeit am Arbeitsplatz erworbenen Kenntnissen und 
Kompetenzen verhält, die in der Regel nicht mit offiziellen Nachweisen ver-
sehen werden).  

 
441 Deutscher Bildungsrat 1970, S. 197. 
442 Typische Beispiele hierfür sind etwa Lernprozesse, die während der Arbeit am Arbeitsplatz 

oder auch im privaten Umfeld – praktisch nebenbei – erfolgen.  
443 Vgl. Bretschneider 2007, S. 5 ff. 
444 Vgl. Nuissl 2003, S. 9 ff. 
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Somit sind organisiertes und formales Lernen typisch für Angebote im 
Weiterbildungsbereich. MOOCs, wie auf dem eGov-Campus abgebildet, 
werden durch selbstorganisierte Lernformanteile ergänzt. Bezogen auf den 
Grad der Anerkennung von Leistungsnachweisen zählen sie zur non-forma-
len Lernform. 

3.2 Online-Lehre 

Mit der Weiterentwicklung der IT sind die Möglichkeiten für Online-Lehr-
angebote massiv gestiegen. Während man anfangs vor allem herkömm-
liches Lesematerial digital bereitstellte, bieten heutige Online-Angebote 
Möglichkeiten, die von Video-Lehrveranstaltungen über Online-Präsenzlehre 
reichen, interaktive Übungsformate umfassen und auch Online-Formen der 
Zusammenarbeit für die Studierenden ermöglichen (Chat, Foren, Unter-
gruppen von Videokonferenzen, sogenannte Break-Out-Rooms, und so 
weiter). In Verbindung mit der Corona-Pandemie hat eine ganze Generation 
von Studierenden auf einen Schlag umfassend Erfahrungen mit diesen Mög-
lichkeiten gesammelt und sammeln müssen. In etlichen Themenfeldern kön-
nen heute prinzipiell auch Simulationen mit in die Online-Lehre eingebracht 
werden. Schon länger ist es beispielsweise üblich, die Bedienung einer Soft-
ware in einer „abgeschotteten Umgebung“ am Rechner erproben zu lassen. 

Für die auf dem eGov-Campus verfügbare Online-Lerninhalte gilt zudem, 
dass sie niedrigschwellig zugängig sind. Die hier vorzufindenden Angebots-
formen weisen jedoch auch typische Herausforderungen digitaler Lernange-
bote auf, die zum Beispiel in den Feldern Lern-(prozess-)Begleitung, Refle-
xion und Wissenstransfer sowie Wissensprüfung liegen. Solche Heraus-
forderungen von Online-Angeboten können konzeptionell und strategisch 
von Weiterbildungseinrichtungen mit Blick auf didaktische Begleitung und 
Prüfung aufgegriffen werden, so dass der Mehrwert eines organisierten 
Angebotes über die Möglichkeit der Erlangung von ECTS weit hinausgeht. 

3.3 Weiterbildungs- und konsekutive Studiengänge 

Die unter Abschnitt 3.1 angeführte Definition spricht von einer ersten 
Bildungsphase. Nach dieser ist man bereits für eine Berufstätigkeit ausge-
bildet. Je nach Vita kann das zum Beispiel nach einer beruflichen Ausbildung 
oder auch nach einem Bachelorabschluss der Fall sein. Danach können sich 
Zeiten der Berufsausübung anschließen. Das ist sogar in vielen Studien-
gängen an Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst der Regelfall, die 
mit der Möglichkeit der Verbeamtung im öffentlichen Dienst verbunden sind. 
Hier beginnt dann, je nach Landes- beziehungsweise Bundesrecht, eine 
Tätigkeit im gehobenen Dienst beziehungsweise im ersten Einstiegsamt der 
zweiten Laufbahngruppe. 
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Denkbar ist es aber auch, dass man sich unmittelbar weiterbildet. So kann 
nach einer abgeschlossenen Lehre auch der Wunsch bestehen, nun ein Stu-
dium zu beginnen. Das ist auch möglich, zumindest wenn dazu die formalen 
Zugangsvoraussetzungen bestehen. Ansonsten müsste man diese zunächst 
erlangen. Nach einem Bachelorstudium kann ein Master aufgesetzt werden. 
Manche Masterangebote sind von vornherein genau darauf ausgerichtet. 
Diese nennen sich konsekutive Master. Für sie sind in Deutschland wie für 
Bachelorstudiengänge nur Semester-, aber keine Studiengebühren445 fällig. 

Weiterbildungsstudiengänge setzen oft eine mindestens einjährige, häufig 
längere Berufstätigkeit voraus. Zudem müssen sich diese Angebote aus 
Studiengebühren der Teilnehmenden finanzieren. Eine Vielzahl der Ange-
bote ermöglicht ein nebenberufliches Studium und damit das Verbleiben im 
Beruf. Daher sind hier digitale Angebote, oft in Kombination mit Präsenz-
angeboten (ein sogenanntes Blended Learning) verbreitet. Gerade die 
Corona-Erfahrungen zeigen, dass häufig auch eine Verlegung der „Präsenz-
phasen“ in den virtuellen Raum erfolgen kann. Damit werden unter anderem 
auch weltweit nutzbare Angebote gestaltbar.  

Auch weil verwaltungsseitig akzeptierte Masterabschlüsse für Beschäftigte 
der öffentlichen Verwaltung bei entsprechendem Bedarf und einer zu 
besetzenden Stelle für die Graduierten zu einem Aufstieg in den höheren 
Dienst beziehungsweise in das zweite Einstiegsamt der zweiten Laufbahn-
gruppe führen können, haben sich Weiterbildungsangebote mit Fokus auf 
den öffentlichen Dienst inzwischen verbreitet. Hinzu kommt, dass diese auch 
für Beschäftigte von IT-Dienstleistern der öffentlichen Verwaltung oder der 
Privatwirtschaft interessant sind, insbesondere, wenn es, wie beim eGov-
Campus-Projekt um Inhalte zum Themenfeld der Digitalisierung der öffent-
lichen Verwaltung geht. Manche Arbeitgeber übernehmen die Studien-
gebühren. 

3.4 Integration des Moduls in den „Master Public Administration“ 

3.4.1 Der Studiengang Master Public Administration 

Auf den Internetseiten der HWR Berlin findet sich die folgende Kurzbeschrei-
bung zum Weiterbildungsstudiengang Master Public Administration (MPA). 
Dieser „bereitet Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung auf gehobene und 
höhere Managementaufgaben sowie Führungstätigkeiten vor: Für die Be-
wältigung der zunehmend vernetzten und komplexen Problemlagen sind in 
der öffentlichen Verwaltung interdisziplinäre Handlungsstrategien gefragt, 
die neben fundiertem Fachwissen auch umfassende methodische und 
persönliche Kompetenzen voraussetzen. Diese werden im MPA in 
kompakter Form auf der Basis neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse und 

 
445 Bei privaten Hochschulen kann dies anders sein. 
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bei durchgehend hohem Praxisbezug vermittelt“.446 Hier kann man auch 
verifizieren, dass zur Teilnahme eine mindestens einjährige, qualifizierte447 
Berufserfahrung vorausgesetzt wird. 

Der Studiengang geht über vier Semester und erfolgt im Blended Learning-
Format. Zunächst werden Grundlagen im öffentlichen Management und ein-
flussnehmende Faktoren aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft vermittelt 
sowie Schlüsselkompetenzen wie Kommunikations- und Entscheidungs-
fähigkeit trainiert. Wahlpflichtmodule ermöglichen eine Spezialisierung, der-
zeit noch auf „Öffentliches Wirtschaften“ oder „Verwaltung im internationa-
len Kontext“. Mit Start im Wintersemester 2021 sind vier Wahlpflichtschwer-
punkte vorgesehen. Die ersten beiden, „Personal der öffentlichen Verwal-
tung im Wandel“ sowie „Digitale Verwaltung und Verwaltungsinnovation“, 
finden im zweiten Semester statt, die weiteren beiden, „Bürokratie und 
Soziale Innovation“ und „Management in der Verwaltung“, im dritten Se-
mester. Abgeschlossen wird mit einer schriftlichen und mündlichen Master-
prüfung.  

Wöchentlich werden mit Online-Studium etwa 15-20 Stunden angesetzt. 
Hinzu kommen über die gesamten vier Semester verteilt 10-12 Kontaktzeiten 
in Räumen der HWR Berlin, die zur Ermöglichung eines berufsbegleitenden 
Studiums an Wochenenden liegen. Zusätzlich ergänzt wird das Studien-
angebot durch Modul-begleitende Webinare oder Online-Sprechstunden. 

3.4.2 Einbettung und zu klärende Rahmenbedingungen 

Das Modul Human eGov ist für den Wahlpflichtschwerpunkt B „Digitale Ver-
waltung und Verwaltungsinnovation“ vorgesehen und soll zum Sommer-
semester 2022 erstmalig inhaltlicher Bestandteil dieses Wahlpflichtschwer-
punktes werden. Dazu wurde von der Studiengangsleitung bereits bei Über-
arbeitung der Ordnungen ein mögliches Nutzen entsprechend „externer“ 
Bildungsangebote berücksichtigt. 

Der Wahlpflichtschwerpunkt besteht aus zwei Anteilen, die beide zu belegen 
sind: 

| E-Government und Geschäftsprozessmanagement in und für 
Verwaltung (180 Stunden Workload, 6 Credits) sowie 

| Gestaltungsauftrag der Verwaltung und Verwaltungsinnovation (180 
Stunden Workload, 6 Credits) 

 
446 HWR Berlin 2021. 
447 Genaueres regelt die Zulassungsordnung. Qualifiziert bedeutet, dass die Berufserfahrungen 

auf der Ebene eines als Voraussetzung akzeptierten Bachelorabschlusses erlangt wurden. 
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Unter dem letztgenannten Punkt wird das Modul Human eGov mit 150 Stun-
den Workload und 5 Credits einen Anteil bilden. Mit dieser Platzierung als 
Teil eines Wahlpflichtschwerpunktes konnte zunächst die strukturelle Ein-
bettung in die Studienordnung realisiert werden.  

Für die organisatorische Einbettung des Moduls ist zunächst zu klären, 
welche Möglichkeiten zu Präsenzstunden und betreuten virtuellen Ange-
boten bestehen. Hier gilt es finanzielle Grenzen zu berücksichtigen sowie die 
Interessen anderer Modulangebote. Wichtig ist nicht nur der Umfang, son-
dern auch die mögliche Lage dieser Stunden. Ist dies geklärt, sollen für die 
Präsenzphasen beziehungsweise virtuellen Betreuungsphasen schließlich 
Durchführungsvorschläge unterbreitet werden. 

Im vorliegenden Fall können 10 betreute Unterrichtsstunden finanziert wer-
den, davon ein kleinerer Anteil im Rahmen eines Präsenzwochenendes an 
der HWR Berlin. Welches der 3 Wochenenden in Frage kommt, steht derzeit 
noch nicht fest. Um ideale Inhalte für diese Stunden zu ermitteln sind, sobald 
die zeitliche Lage klar ist, folgende Fragen zu stellen: Wann erscheint ein 
synchroner Austausch der Studierenden mit der Lehrperson in welcher Form 
besonders lernförderlich? Wann ist ein durch die Lehrkraft begleiteter Aus-
tausch Studierender untereinander von besonderer Bedeutung? 

Eine theoretisch sinnvolle, mögliche Ausgestaltung der Kontaktzeiten 
könnte beispielsweise wie folgt aussehen: 

| Online-Eröffnungswebinar (Beginn Vorlesungszeit, 1 Unterrichtsstunde 
Workload) mit anschließendem Selbststudium des Moduls Human eGov 

| Online-Study Jour Fixe/Sprechstunde und Reflexion oder Forum-basier-
te Unterstützung (14-tägig, anteilig 3 Unterrichtsstunden Workload) 

| Präsenzworkshop (Mitte Vorlesungszeit, 4 Unterrichtsstunden Work-
load)  

| Lernprozessbegleitung/Coaching (Ende Vorlesungszeit, online oder in 
Präsenz, 2 Unterrichtsstunden Workload) 

Bei Einbettung des Moduls in ein mit ECTS versehenes Hochschulangebot 
hat die anbietende Hochschule eine Prüfung auszugestalten und anzubieten. 
Hier sind zumeist Vorgaben aus den Prüfungsordnungen der Studiengänge 
zu berücksichtigen. Für den rahmengebenden Wahlpflichtschwerpunkt kann 
die Lehrkraft zwischen den Prüfungsformen „mündliche Prüfung oder Port-
folio“ wählen. Letztere würde ermöglichen, die im Modul Human eGov vor-
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gesehenen Lerntagebucheinträge hierfür, zum Beispiel als Präsentations-
portfolio448 zu nutzen. 

Die Lernenden sollen (zum Beispiel in der ersten Kontaktstunde) durch zu-
sätzliche Hinweise zu Inhalten und konkret gewählter Prüfungsform vor-
bereitet werden. Außerdem muss auf die Nutzung der zusätzlichen Lernplatt-
form hingewiesen und der Zugang449 sowie die Arbeitsweise hiermit, auch 
unter datenschutzrechtlichen Aspekten450 kurz erläutert beziehungsweise 
demonstriert werden. 

3.5 Generalisierung des Vorgehens 

Wer das Modul (oder andere Module des eGov-Campus) im Rahmen eines 
bestehenden Weiterbildungsangebotes nutzen möchte, kann sich an den 
Dimensionen einer strukturellen, organisatorischen sowie technischen Inte-
gration orientieren. Zudem sollte geklärt werden, welche Personen beteiligt 
sind beziehungsweise beteiligt werden müssen. Außerdem ist es hilfreich, 
die Strukturen und Rahmenbedingungen zu verstehen und zu identifizieren, 
die beachtet oder gegebenenfalls angepasst werden müssen.  

| Strukturelle Integration: Passt das Modul, so wie man es gern einbinden 
möchte, in die bestehende Studiengangs- beziehungsweise Zertifikats-
ordnung einschließlich der dort vorgesehenen Prüfungsformen? Sind 
die Materialien ständig auf der Plattform verfügbar oder sind bestimmte 
Startzeiten zu beachten? Zudem sollte in den Ordnungen erwähnt sein, 
dass das Einbinden von Modulen anderer Anbieter unter eigener Regie 
und weiterer Unterstützung im Studiengang vorgesehen ist. Falls dies 
nicht der Fall ist, muss die Studienordnung angepasst werden. Dazu 
muss der oder die Studiengangsverantwortliche den entsprechend vor-
gesehenen Gremienweg beschreiten. 

| Organisatorische Integration:  

Koordination: In welche Abläufe und Zeitpläne soll das Modul integriert 
werden. Welche Erfahrungswerte und Empfehlungen werden aus Koor-
dinationssicht hinsichtlich Vorbereitung und Durchführung des Weiter-
bildungsangebotes ausgesprochen? 

Hinsichtlich möglicher Lehrkräfte ist zu fragen: Gibt es Lehrkräfte, die 
Interesse an der Vermittlung der Modulinhalte haben? Diese sind, sofern 
die weiteren Punkte geklärt sind, über die Rahmenbedingungen und 

 
448 Vgl. Bräuer 2016, S. 95. 
449 Das Gesamtprojekt prüft derzeit noch die Realisierung von Single Sign-On-Anmeldungen als 

Authentifizierungsverfahren für hochschulinterne Angebote. 
450 Diese waren zum Zeitpunkt der Einreichung noch nicht vollständig geklärt. 
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Modulvorgaben zu informieren sowie vertraglich einzubinden. Die 
Ausgestaltung der Lehre fällt dann innerhalb der Vorgaben in ihre eige-
nen konzeptionellen Überlegungen, zumindest an einer Hochschule. Da-
bei sollten die Vorgaben so sein, dass das vorhandene Material des 
eGov-Campus entsprechend Berücksichtigung findet. Ebenso liegt hier 
die Aufgabe, eine geeignete Prüfung zu konzipieren (Typ einmalig, Aus-
prägung jährlich), die konform zur Prüfungsordnung des Weiter-
bildungsangebotes ist und für die im Belegsystem der Hochschule für 
die Studierenden die erreichten Bewertungen eingetragen werden kön-
nen. Werden Module durch Bildungsanbieter aufgegriffen, die keine 
Hochschulen darstellen, können Prüfungen je nach Konzept auch ent-
fallen. 

Die Studierenden sollten neben allgemein üblichen Informationen zu 
Lehrveranstaltungen zu dem integrierten Angebot zusätzliche Studier-
hinweise erhalten, die die spezifischen Lerngewohnheiten der eigenen 
Institution berücksichtigen, so dass die Integration möglichst reibungs-
los verläuft. Präsenzzeiten und ihre Verzahnung zum Lehrmaterial sind 
besonders auszuweisen. 

| Technische Integration: Welche Lernplattformen und andere tech-
nischen Systeme werden bisher für die Durchführung der Weiterbil-
dungsangebote genutzt? Inwiefern lässt sich der eGov-Campus als ex-
terne Plattform in die technische Umgebung einbinden (Integration oder 
Verlinkung)? Welche rechtlichen Fragen, insbesondere Datenschutz-
fragen, müssen in diesem Zusammenhang beantwortet werden?   

Ein wesentliches Potenzial in der Modulnutzung als Weiterbildungsangebot, 
ist die Begleitung der Lernenden. Festzuhalten sind unter anderem die syn-
chronen Kontaktphasen, die online und in Präsenz umgesetzt werden kön-
nen, wobei der Austausch und die Wissensvermittlung in Präsenz gegenüber 
den reinen Online-Lernangeboten des eGov-Campus als Mehrwert verstan-
den werden kann. Daraus können sich zum Beispiel Gruppenaktivitäten und 
Lern-(prozess-)Begleitung ergeben sowohl zwischen Lehrenden und Lernen-
den, aber auch innerhalb der Lernenden (Peer-to-Peer Learning). Auch ein 
Feedback zu komplexeren Aufgabenstellungen kann ermöglicht werden. 
Darüber hinaus liegt ein weiterer Mehrwert des Aufgreifens als Weiter-
bildungsangebot darin, den formalen Aspekt eines anerkannten Abschlus-
ses beziehungsweise einer Zertifizierung durch die Abnahme einer Prüfung 
zu ermöglichen. 

Grundsätzlich sind verschiedene Nutzungsvarianten denkbar: als Gesamt-
modulnutzung, in Form der (teilweisen) Verwendung des Lernmaterials so-
wie als Zertifikatsangebot. Ein niederschwelliges Aufgreifen von nur einzel-
nen Lerneinheiten wurde für das Modul Human eGov explizit berücksichtigt. 
Die Inhalte werden permanent verfügbar sein und nicht zu einigen wenigen 
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festen Terminen im Jahr freigeschaltet. Die Nutzung der Materialien entlang 
der Creativ-Commons-Lizenz ist kostenfrei. 

Je nach strategischer und konzeptioneller Ausrichtung einer Weiter-
bildungseinrichtung können individuelle Angebotsszenarien entwickelt wer-
den. Das Aufgreifen vollständiger oder einzelner Modulinhalte obliegt nicht 
minder der Entscheidung, welche Kompetenzbereiche bei den Lernenden 
aufgebaut und welche Expertise erworben werden soll und welche zukünftig 
notwendig ist. 

3.6 Weitere Angebotsszenarien unter Nutzung von eGov-Campus-
Modulen 

Aus den auf dem eGov-Campus verfügbaren Modulen eignen sich einige für 
Kombinationsangebote oder auch Zertifikatsstudiengänge. 

| Die Module „Human eGov“, „Digitale Barrierefreiheit – Teilhabe für alle“ 
sowie „Gestaltung der digitalen Transformation in der öffentlichen Ver-
waltung“ könnten im Kontext der Aktivitäten rund um die Umsetzung 
des Online-Zugangsgesetzes sinnvoll sein, gegebenenfalls auch ergänzt 
um das Modul „Prozessmanagement im öffentlichen Sektor“.  

| Das Modul „Prozessmanagement“ passt immer dann dazu, wenn man 
ausgehend von Prozesserhebungen Digitalisierungsvorhaben bildungs-
seitig unterstützen möchte.  

| Für IT-nähere Zielgruppen könnte wiederum eine Kombination aus dem 
Modul „Human eGov“ mit „IT-Architekturen im eGovernment“ sowie 
„Digitale Barrierefreiheit – Teilhabe für alle“ eine gelungene Zusammen-
stellung sein, indem man diese drei Teilbereiche übergeordnet unter 
dem Blickwinkel Softwareengineering, Anforderungserhebung und Ver-
gabe zusammenführt.  

Die Nutzung einzelner oder kombinierter Module sollte eingebettet werden 
in ein didaktisches Gesamtkonzept mit Blick auf eine lernendenzentrierte 
Kompetenzentwicklung. Die hohe Nachfrage zu den MOOCs der bereits ge-
starteten Module auf dem eGov-Campus verdeutlicht den Praxisbedarf. Für 
sich selbst finanzierende Weiterbildungsmaster ist aber zu prüfen, ob die 
Angebote auch in Verbindung mit Studiengebühren angewählt werden. 

4 Fazit 

Im ersten Teil wurde ein Fragenkatalog vorgestellt, der generell dabei helfen 
kann, für digitale Lernumgebungen vorgesehene digital zu bearbeitende 
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Übungen auf ihre Tauglichkeit für eine bestimmte Lerngruppe entlang didak-
tischer und technologisch organisatorischer Kriterien zu prüfen und gegen-
einander abzuwägen. Das dürfte zumindest für alle Projekte auf der eGov-
Campus-Plattform relevant sein, der Kriterienkatalog könnte aber auch da-
rüber hinaus verwendet werden. 

Im zweiten Teil wurde auf verschiedene Möglichkeiten der Modulnutzung, 
(als Gesamtmodul, Nutzung einzelner Modulmaterialien, Entwicklung von 
Zertifikatsangeboten) eingegangen. Diese werden einerseits davon be-
stimmt, welche strukturellen, organisatorischen und technischen Rahmen-
bedingungen vorliegen. Anderseits werden Weiterbildungs- beziehungs-
weise Lernangebote einer Bildungseinrichtung (idealerweise) strategisch 
und konzeptionell so ausgerichtet, dass sie den Expertise-Bedarf der Praxis 
sowie den Kompetenzbedarf der Lernenden aufgreifen. 

Gleich welche Form der Einbettung von Inhalten man wählt, ist von vorn-
herein zu beachten, in den Ordnungen des Bildungsträgers und bei der Be-
werbung der Angebote darauf hinzuweisen, dass eine solche Nutzung 
vorgesehen ist und damit eine Anmeldung auf der Plattform stattfindet, auch 
wenn die möglicherweise kaum bemerkt wird. 
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